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Das Ziel
von Parteien und Wahlbewerbern ist der Deutsche Bundestag, der im wieder aufgebauten Reichstag in Berlin tagt.
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Am 22. September 2002 wird ein neuer Bundes-
tag gewählt. Wahlen gelten als der Höhepunkt
einer Demokratie, an dem das Volk entscheidet,
in welche Richtung die politischen Weichen
gestellt werden, welche Mannschaft mit wel-
chem Programm das Land in den nächsten vier
Jahren regieren soll. Mehr und mehr steht bei
Wahlen der Spitzenkandidat im Vordergrund, so
dass die Wahl zum Plebiszit gerät: Bleibt der bis-
herige Kanzler im Amt oder soll der Kanzlerkan-
didat der stärksten Oppositionspartei neuer
Regierungschef werden? Im Jahre 1998 war es
zu einem Machtwechsel gekommen, eine zivili-
sierte Form des Regierungssturzes, wie ihn die
Demokratie möglich macht, gewaltfrei, mit dem
Stimmzettel. Insofern können Wahlen der Dolch
der Demokratie sein.
Die Frage nach den Bedingungen von Wahl und
Abwahl treibt nicht nur Parteien, Medien und
Wissenschaft um. Warum wird ein Kanzler, der
zuvor 16 Jahre regiert hat, abgewählt – zum
ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepub-
lik? Wollten die Menschen ein neues Gesicht
sehen – oder verfügte der Herausforderer auch
inhaltlich über ein Erfolgsrezept? Was gab den
Ausschlag?
Und darüber hinausgehend die Frage: Warum
wählt wer eigentlich welche Partei? Welche wis-
senschaftlichen Konzepte können Wahlverhal-
ten erklären? Sind es sozialstrukturelle Ge-
gebenheiten, Gruppen- oder Milieuzugehörig-
keit? So dass Katholiken eben CDU und Gewerk-
schaftsmitglieder SPD wählen? Ist es eine ererb-
te oder zumindest über einen langen Zeitraum
aufgebaute Identifikation mit einer Partei, die
durch selektive Wahrnehmung politischer Ereig-
nisse und Meinungen aufrecht erhalten wird?
Welche Folgen hat es dann, wenn sich die Bin-
dungen an Großgruppen wie Kirchen und
Gewerkschaften lösen, wenn die Milieus schwin-
den? Oder wird eben doch rational kalkuliert:
Welche Partei verspricht mir den größten Nut-
zen, wie immer er auch zu definieren sein mag?
Oder strafe ich dann ab, wenn nicht gehalten
wurde, was ich mir versprochen hatte? Gibt es
vielleicht neue Gruppenbildungen, die sich 
über ihren jeweiligen Lebensstil definieren? Wie
lässt sich darüber hinaus das Wählerverhalten in
den neuen Bundesländern erklären, das seit 
der deutschen Vereinigung immer wieder für
eine Überraschung gut war? Kirchliche Bindung
ist in den neuen Ländern minimal, die Gewerk-
schaften waren desavouiert, langfristige Partei-
bindungen konnten sich nicht aufbauen. Wel-
che Bedeutung haben zudem lokale Besonder-
heiten, regionale politische Kulturen, die dann

doch die Uhren etwa in Bayern anders gehen 
lassen – und in Württemberg, wo die SPD 
bei hohem Protestantenanteil und hohem 
Industrialisierungsgrad ganz andere Wahl-
chancen haben müsste als das tatsächlich über
die Jahrzehnte hinweg der Fall war?
Gewählt werden bei Bundestagswahlen politi-
sche Parteien. Kandidaten treten als deren Expo-
nenten in Erscheinung. Spitzenkandidaten aller-
dings werden als Verkörperung politischer Rich-
tungen wahrgenommen, so bei der Wahl vor
vier Jahren beispielsweise Gerhard Schröder und
Oskar Lafontaine. Sie versprachen ihren Wähle-
rinnen und Wählern Unterschiedliches, das man
durch  Wahl ihrer Partei im Doppelpack haben
konnte: moderate Modernisierung und soziale
Gerechtigkeit in einem. Das könnte das Erfolgs-
rezept gewesen sein. Wie präsentieren sich die
Parteien heute, welche Personen in Spitzenposi-
tionen verkörpern welche Programmatik? Wel-
che Entwicklung haben die Parteien in den letz-
ten Jahren durchgemacht: in der Regierungs-
arbeit mit ihrem Zwang zum täglichen Kompro-
miss, in der Opposition mit dem Zwang, sich der
Zusammenarbeit mit der Regierung immer wie-
der zu verweigern, um ein eigenes, erkennbares
Profil zu gewinnen?
Wahlen werden bei uns in der Mitte gewonnen,
nicht am politischen Rand, den man aber zwei-
fellos einbinden muss, um nicht hier eine Kon-
kurrenz entstehen zu lassen, mit extremisti-
schen, demokratiefeindlichen Parolen. Immer
wieder hatte es solche populistisch sich gerieren-
den Parteien mit extremistischer Programmatik
gegeben, die sich als Protestparteien anboten
und entsprechend genutzt wurden. Sie konnten
jedoch von den etablierten Parteien stets
unschädlich gemacht werden, auch indem das
Protestanliegen ernst genommen wurde.
Anders scheint es mit der PDS zu sein, die sich als
ostdeutsche Regionalpartei profilieren konnte,
mit einer demonstrierten Offenheit für die Sor-
gen der Menschen in den neuen Bundesländern,
zudem mit einem Wertesystem, das dem der
Menschen in den neuen Bundesländern eher zu
entsprechen scheint.
Wahlen werden zudem gewonnen durch Mobili-
sierung. Kanzlerkandidaten werden gekürt, Pro-
gramme artikuliert, um die eigenen Anhänger zu
mobilisieren und dann auch darüber hinaus in die
Ränder des gegnerischen Lagers vorzudringen.
Umfragen spielen bei der Programmformulie-
rung und der Personalauswahl eine wichtige
Rolle, schon seit Adenauers Zeiten. Nicht dass die
Demoskopen die Politik formulierten. Doch sie
liefern wichtige Orientierungsdaten für alle 

Bundestagswahlen in Deutschland
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diejenigen, die Wahlen gewinnen wollen: darü-
ber, was – und wer – ankommt. Defizite werden
so sichtbar, die bei der Werbung für eine Politik
und für deren Exponenten in Rechnung gestellt
werden müssen.
Gelegentlich scheint auch politisches Theater
erforderlich zu sein, um klare Fronten aufzubau-
en, deutliche Alternativen sichtbar zu machen.
Nicht zuletzt, um die Aufmerksamkeit der
Medien zu gewinnen. Denn in einer Massende-
mokratie, in einem Volk von 82 Mio. Einwoh-
nern muss Politik vermittelt werden: durch die
Medien vorzugsweise. Nur so lässt sich für den
Durchschnittswähler ein Bild gewinnen von der
Qualität, der Vertrauenswürdigkeit, von der
Überzeugungskraft des politischen Spitzenper-
sonals und dessen Konzepten. Insofern muss das
politische Spitzenpersonal auch medienwirksam
auftreten und und sich verhalten können. Das
gehört längst zu den Auswahlkriterien.
Besonders gut platziert sind hier die Minister-
präsidenten der Bundesländer. Man kennt sie:
Sie haben ihre öffentlichen Auftritte, können
sowohl repräsentieren als auch Aufmerksamkeit
für ihre politischen Äußerungen finden. Als
Regierungschef haben sie bewiesen, dass sie das
Alltagsgeschäft des Regierens beherrschen: Sie
können mit der eigenen Partei wie mit Koali-
tionspartnern umgehen, das Kabinett auf Linie
halten, sich erfolgreich bei der Umsetzung poli-
tischer Programme betätigen. Darüber hinaus
knüpfen sie politische Netze bundesweit und
können sich parteiintern Anhängerschaften auf-
bauen, indem sie Karrieren befördern. Seit Willy
Brandt 1961 als Kanzlerkandidat gegen Konrad
Adenauer antrat, kommen nahezu alle Kanzler
und Kanzlerkandidaten aus der Riege der Minis-
terpräsidenten der Bundesländer. Damit wird
die Verschränkung der politischen Ebenen im
deutschen Bundesstaat, die inzwischen in nahe-
zu allen Bereichen gegeben ist, auch äußerlich
sichtbar. Eine besondere Rolle spielt hierbei der
Bundesrat, über den die Länder an der politi-
schen Willensbildung des Bundes mitwirken.
Auch wenn im Alltag dabei durchweg die Län-
derinteressen im Vordergrund stehen, kann der
Bundesrat in besonders profilierten Fällen zum
Instrument von Parteipolitik und Wahlkampf
werden. Steuerreform zur Zeit der Regierung
Kohl und Einwanderungspolitik in der Zeit des
Wahlkampfes 2002 sind markante Beispiele.
Auch in solchen Situationen stehen die Minister-
präsidenten der Länder im Rampenlicht.
Vielfältig ist das politische System der Bundesre-
publik verflochten, vielleicht sogar so weit, dass

die politischen Verantwortlichkeiten verwischt
werden und Politiker dadurch sich gezwungen
fühlen, starke Töne anzuschlagen, um Unter-
schiede sichtbar zu machen. Wenig reflektiert
dabei wird, in welchem Ausmaß das politische
System der Bundesrepublik auch mit der euro-
päischen Ebene verflochten ist und insbesonde-
re Wirtschaftpolitik in Brüssel gemacht wird. Die
Europapolitik und ihre künftigen Weichenstel-
lungen – beispielsweise die anstehende Ost-
erweiterung – werden durchweg aus dem Wahl-
kampf herausgehalten. 
„Wahltag ist Zahltag!“ war einstmals die Parole
in Deutschland. Alle Wählerinnen und Wähler
sind aufgerufen, ihr Urteil zu sprechen: über die
bisherige Regierungsarbeit und die Glaubwür-
digkeit alternativer Konzepte der Opposition,
der es zur Ablösung der bisherigen Regierung
drängt. Die Wahlkampfstrategen der Parteien
müssen sich dabei etwas einfallen lassen, die
Wählerinnen und Wähler zur Stimmabgabe zu
mobilisieren. Doch die Mobilisierung scheint an
ihre Grenzen zu stoßen, wenn man auf die nach-
lassende Wahlbeteiligung schaut. Zu berück-
sichtigen ist dabei, dass Wahlbeteiligung in
Deutschland traditionell hoch ist – wie der Ver-
gleich mit anderen, nicht zuletzt mit den alten
Demokratien zeigt. Die Wahlbeteiligung ist
noch immer Ausfluss einer ausgesprochenen
Pflichtkultur in Deutschland. Die Bindung an
Parteien und sie stützende Großorganisationen
lässt nach, Milieus erodieren – die Wahl kann so
zur Qual werden. Zudem ist die Zeit der großen
Weichenstellungen vorbei. Es muss nicht nur
Politik- oder Politikerverdrossenheit sein, was
Menschen von der Wahlurne abhalten kann,
auch wenn Anzeichen dafür sehr ernst genom-
men werden müssen: wenn keine Wahl auch zu
einer Wahl wird. Doch nach wie vor geht bei den
Wahlen zum Deutschen Bundestag die überwäl-
tigende Mehrheit der Deutschen zur Wahl, um
mit dem Stimmzettel über das künftige Schicksal
von Regierung und Opposition zu entscheiden. 
Das vorliegende Heft der Zeitschrift „Der Bürger
im Staat“ ist im Wesentlichen entstanden aus
den Referaten einer Tagung, die vom 17. bis 
19. Dezember 2001 im Haus auf der Alb der Lan-
deszentrale für politische Bildung Baden-Würt-
temberg stattgefunden hat – in Kooperation mit
der Bayerischen Landeszentrale für politische
Bildungsarbeit. Ihr und deren stellvertretendem
Leiter Dr. Peter März sei hier herzlich Dank
gesagt für eine erfolgreiche Zusammenarbeit!

Hans-Georg Wehling



Richard Hilmer ist Geschäftsführer von
Infratest dimap, Berlin.

Meinungsforschungsinstitute verfolgen
sehr genau die Stimmungslage in der Wäh-
lerschaft, wie das politische Personal einge-
schätzt wird und welchen Zulauf jeweils die
Parteien aufweisen. Wichtig ist vor allem
auch, welche Probleme die Wähler sehen
und wem sie die Lösung dafür zutrauen. Sol-
che Informationen werden um so wich-
tiger, je geringer die Stammwählerschaft 
wird, die ihrer Partei die Treue hält. 47 % der 
Wählerschaft stufen sich inzwischen als
parteipolitisch nicht gebunden ein. Sie vor
allem müssen durch das Programm- und
Personalangebot der konkurrierenden Par-
teien erst gewonnen werden. Red. 

Die Wähler scheinen auf den
Geschmack gekommen zu sein

Bundestagswahlen werfen lange vor dem
Wahltermin ihren Schatten voraus und sie
sorgen noch lange danach für Gesprächs-
stoff. Dies gilt vor allem für die letzte Bun-
destagswahl ́ 98, die sehr viel Bewegung in
die politische Landschaft der Bundesre-
publik brachte. Erstmals in der Geschichte
der Bundesrepublik wurde am 27. Septem-
ber 1998 eine amtierende Bundesregie-
rung abgewählt. Die Union verzeichnete
seinerzeit ihre bislang größten bei einer
Bundestagswahl erlittenen Verluste, die
SPD ihre bis dato größten Gewinne. 
Die Wähler sind offenbar auf den Geschmack
gekommen, was sie mit ihrer Stimme bewir-
ken können, denn auch in der Folgezeit sorg-
ten sie bei mancher Landtagswahl mit ihrer
Wahlentscheidung für Turbulenzen:
• Bei der Bürgerschaftswahl in Hamburg

verlor die SPD ihre über vier Jahr-
zehnte gehaltene Mehrheit. Davon
profitierte nicht die CDU, sondern eine
Partei, die erst vor einem Jahr gegrün-
det wurde. Der Schillpartei gelang da-

bei mit knapp 20 % auf Anhieb der
höchste Zugewinn, den je eine Partei
bei Wahlen seit 1950 erreicht hat.

• In Berlin verlor nicht nur die CDU ihre
langjährige Vorherrschaft, sie erlitt
mit einem Stimmenverlust von über
17 Prozentpunkten eine Niederlage,
wie sie ebenfalls einmalig in der 
jüngeren Wahlgeschichte der Bundes-
republik ist.

• In Sachsen-Anhalt stürzte die SPD von
35,9 % auf 20,0 % ab, während die
CDU mit 37,3% sich fast verdoppelte,
die FDP mit 13,3% sich verdreifachte.

Fasst man einmal jeweils die 10 höchsten
Verluste und Gewinne, die jemals bei Wah-
len seit 1950 gemessen wurden, zusam-
men, so wird deutlich, dass es sich dabei
zwar um die beiden Extremwerte handelt,
die aber einen Trend verdeutlichen:
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Wer gewinnt die Bundestagswahl?
Lang- und kurzfristige Trends im Wahlverhalten in Deutschland

Von Richard Hilmer



Erdrutschartige Siege und
Niederlagen häufen sich inzwischen

Wie man aus der Übersicht ersehen kann,
häufen sich seit Beginn der 90er-Jahre
erdrutschartige Siege und Niederlagen in
auffälliger Weise. Vergleichbare Verschie-
bungen bei Wahlen gab es allenfalls in der
Frühphase der Bundesrepublik, als das
deutsche Parteiensystem erst allmählich
seine Konturen herausbildete, die ge-
kennzeichnet sind von der überdeutlichen
Dominanz der beiden Volksparteien SPD
und CDU/CSU und einer ansonsten recht
überschaubaren Anzahl relevanter Par-
teien.
Diese in den letzten zehn Jahren zu beob-
achtenden Verwerfungen gehen einher
mit der sinkenden Bedeutung der beiden
Volksparteien. In den Siebzigerjahren
mussten sie nur mit einer Partei, der FDP,
als ernstzunehmenden Konkurrenten um
Wählerstimmen rechnen. Anfang der
Achtzigerjahre kamen dann die Grünen,
mit der deutschen Vereinigung schließlich
die PDS dazu. Die Ergebnisse der letzten
Bundestagswahlen zeigen, dass es den
Unionsparteien und den Sozialdemokra-
ten angesichts eines härteren Wettbe-
werbs zunehmend schwerer fällt, in hoher
Zahl Wähler zu binden.

Auf Landesebene zeigt sich der
Trend sogar noch deutlicher

In den Siebzigerjahren vermochten Union
und SPD bei Bundestagswahlen noch über
90 % der Stimmen auf sich zu vereinen,
zuletzt auf Bundesebene nur noch gut
drei Viertel. Gleichzeitig stieg seit den
Siebzigerjahren die Zahl der im Bundestag
vertretenen Parteien von drei auf 5. Ten-
denziell werden damit die Mehrheitsver-
hältnisse im Parlament weniger klar und
die Regierungsbildung schwieriger.
Auf Landesebene verlief die Entwicklung
seit den 50er-Jahren parallel, allerdings
deutlich ausgeprägter. Der Bedeutungs-
verlust der Volksparteien setzte schon frü-
her und – vor allem in Stadtstaaten – z. T.
weit drastischer ein. Den vorläufigen Hö-
hepunkt bildet wiederum Berlin, wo CDU
und SPD zuletzt auf gerade noch zusam-
men 52% der Stimmen kamen – selbst
wenn sie einen gemeinsamen Senat bilde-
ten, „Große Koalition“ wäre hier wohl
nicht mehr der angemessene Begriff. Auch
hier gleicht der aktuelle Zustand in gewis-
ser Weise der Frühphase der Bundesrepub-
lik, als sich die Dominanz der beiden Volks-
parteien erst herauszubilden begann.

Abnehmende Stammwählerschaft

Die Veränderungen in der Parteienstruk-
tur und der härtere Wettbewerb zwischen
den Parteien gehen auf der individuellen
Ebene einher mit Veränderungen im
Wahlverhalten im Sinne einer zunehmen-
den Volatilität: Eine wachsende Zahl von
Wählern wechselt von einer Wahlperiode
zur anderen die Parteipräferenz. Dieser
Trend lässt sich zwar seit langem beobach-
ten, hat sich aber in den letzten Jahren
noch einmal deutlich beschleunigt, wie
einige Befunde unserer Wahltagsbefra-
gung zur Bundestagswahl 1998 zeigen:

Diese Tendenz einer kontinuierlich an
Bedeutung abnehmenden Stammwäh-
lerschaft findet in den Ergebnissen 
einer Langzeitanalyse der Konrad Ade-
nauer Stiftung (KAS) eine empiri-
sche Bestätigung. Demnach sank der
Anteil der Stammwähler von CDU/
CSU und SPD auf zuletzt jeweils rund 
10 % – der Wahlberechtigten. Gleich-
zeitig stieg der Anteil der partei-
politisch Ungebundenen seit 1990 von 
22 auf 47 %.

Gleichzeitig zunehmende
Wahlenthaltung

Nicht nur die Volatilität, die Bereitschaft
zum Parteiwechsel, ist in den letzten Wah-
len deutlich gestiegen, zugenommen hat
auch die Bereitschaft der Bürger, einer
Wahl fernzubleiben. 

Seit den Siebzigerjahren ist die Wahl-
beteiligung insgesamt gesehen gesun-
ken, sowohl auf Bundes- als auch auf 
Landesebene. Bei Bundestagswahlen stieg
sie allerdings zuletzt wieder über die 
80-%-Marke, ohne aber die hohen Werte
aus den Siebzigerjahren zu erreichen. 
Die extrem hohe Wahlbeteiligung in den
70er-Jahren war also eher die Ausnahme,
die man kaum als Richtschnur heranziehen
kann.
In diesem Kontext stellt sich dann auch 
die Frage, ob es nicht sinnvoll ist, sich von 
der Stabilität der 60er- und 70er-Jahre, die
häufig als idealisierter Maßstab in ver-
gleichenden Debatten fungiert, zu verab-
schieden und die neue Unübersichtlich-
keit eher als den Normalzustand zu akzep-
tieren? Eine Beteiligung von über 80 % ist
im internationalen Maßstab sehr hoch
und kann sicherlich als Ausdruck einer
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nach wie vor starken Anteilnahme der
Bevölkerung am politischen Geschehen
und auch eine hohe prinzipielle Zustim-
mung zum politischen System der Bundes-
republik gewertet werden.
Deutlicher als auf Bundesebene fiel aller-
dings das Absinken der Wahlbeteiligung
bei Landtagswahlen aus. Bei den letzten
Landtagswahlen wurden nur noch Be-
teiligungsraten von knapp über 60 % er-
zielt, in Sachsen-Anhalt sogar nur 56,5%.
In der tendenziell sinkenden Wahlbeteili-
gung bei Landtagswahlen drückt sich
sicherlich ihr relativer Bedeutungsverlust
gegenüber Bundestagswahlen aus. Aber
auch die in Deutschland in den letzten
Jahren auf Landesebene stark sinkenden
Beteiligungsraten sind nicht per se beun-
ruhigend – manch demokratischer Staat
wäre froh, auf nationaler Ebene eine sol-
che Wahlquote zu erreichen.

Problematisch ist, 
dass eher „einfache Leute“
der Wahl fernbleiben

Problematischer erscheint allerdings, dass
die Beteiligung in bestimmten Bevölke-
rungsgruppen stärker sinkt als in anderen.
Vor allem die „einfachen Leute“ bleiben
immer häufiger Wahlen „2. Ordnung“
oder „3. Ordnung“ (Kommunalwahlen,
Europawahl) fern. Sie teilen auch weit
häufiger als andere die Überzeugung,
dass ihre Stimme ja doch nichts ändere
und dass sich zudem keine Partei für ihre
Interessen einsetze. Verfestigt sich dieses
Gefühl, neigen diese Wählergruppen
nicht zuletzt bei Landtagswahlen dazu,
aus Protest kleine oder neu auftretende
Parteien zu wählen oder der Wahl ganz
fernzubleiben.
Dafür bietet wiederum die Hamburger
Wahl ein gutes Beispiel. Dort wurden über
die Jahre die Sicherheitsbedürfnisse gera-
de auch der Bewohner in den Problem-
vierteln vernachlässigt. Enttäuscht von
beiden Volksparteien und ohne Alternati-
ve – ein gestandener Arbeiter wählt selten

die Grünen oder die FDP und im Westen
auch nicht die PDS – wendeten sich viele
der neu formierten Schill-Partei zu, die ein
Thema in den Mittelpunkt ihres sicherlich
populistischen Wahlprogramms stellte:
die Bekämpfung der Kriminalität. Hinzu
kam, dass die Schillpartei einen im Sinne
der zentralen programmatischen Aussage
glaubwürdigen Spitzenkandidat aufbot:
den ehemaligen Richter Ronald Schill. Der
Schillpartei gelang es, in traditionelle
Wählerschichten von SPD und CDU einzu-
brechen, und sie vermochte darüber hi-
naus auch in hoher Zahl Nichtwähler zu
mobilisieren.
Das Ausmaß der damit verbunden Ver-
schiebungen macht ein Blick auf eines der
Problemgebiete deutlich: im Stadtteil Wil-
helmsburg sank der Anteil der SPD inner-
halb der letzten 10 Jahre von rund 60 auf
35 Prozent, während Schill dort auf An-

hieb einen Stimmenanteil von über 30
Prozent erzielte. 
Die Gefahr einer solchen Entkoppe-
lung ganzer Wählergruppen zeigt sich
noch schärfer am Beispiel Sachsen-
Anhalts, wo 1998 eine rechtsradikale 
Partei vom Unmut breiter Bevölke-
rungsgruppen gegenüber den etablierten
Parteien profitierte. Auch hier stieg die
Wahlbeteiligung kräftig an, was aber fast
ausschließlich der DVU zugute kam. Mit
derartigen Veränderungen gehen häu-
fig auch schwierigere Mehrheitsver-
hältnisse einher, Minderheitsregierungen
und Dreierbünde sind keine Seltenheit
mehr.
Auf Bundesebene sind derzeit keinerlei
Anzeichen für eine vergleichbare Ent-
wicklung erkennbar. Bislang gelang es
den beiden Volksparteien bei Bundestags-
wahlen recht gut, ihre Wählerpotentiale

6

Hausherr gesucht
für das neue Bundeskanzleramt in Berlin. Die Wählerinnen und Wähler befinden zwar formell ausschließlich über die Zusammen-
setzung des Bundestags. Aber längst schon sind Bundestagswahlen auch zu einem Plebiszit über die Person des Bundeskanzlers ge-
worden. Dementsprechend wuchern die großen Parteien mit dem Pfund ihres Kanzlerkandidaten. Foto: dpa-Fotoreport
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zu binden und damit auch die Vorausset-
zung für klare Mehrheiten zu schaffen.

Grundlegende strukturelle
Veränderungen der Wählerschaft

Wie das Beispiel Hamburgs und auch Ber-
lins zeigen, haben an derartigen Ent-
wicklungen in erster Linie die jeweils
regierenden Parteien Anteil, die klar
erkennbare Zeichen nicht wahrnehmen
wollten oder andere Versäumnisse zu ver-
antworten haben, wie die Bankenkrise in
Berlin. Die steigende Volatilität hat aber
tiefere Ursachen, ihr liegen grundlegende
strukturelle Veränderungen des Wahlkör-
pers zugrunde: 
• Ein Trend zur Verstädterung verbun-

den mit der Zunahme von Einpersonen-
haushalten zu Lasten vor allem von 
größeren Haushalten. Diese Entwick-
lungen gehen einher mit wachsender
Individualisierung bzw. zunehmender
sozialer Desintegration und einem Ver-
lust an sozialer Kontrolle und damit
auch an Kohärenz im Wahlverhalten.

• Eine veränderte Berufsstruktur: die
Bevölkerungsanteile von Arbeitern
auf der einen und Selbstständigen auf
der anderen Seite – mit ihrer recht
unterschiedlichen Interessenslage –
haben deutlich abgenommen zuguns-
ten von Angestellten und Beamten,
deren Interessenslage gleichsam eher
in der Mitte zwischen Kapital und
Arbeit angesiedelt ist. Damit geht
auch eine Abschwächung einer klassi-
schen Bestimmungsgröße für Wahl-
verhalten einher.

• Parallel dazu haben im Sinne einer stär-
keren Parteiidentifikation wirksame
Milieus an Bedeutung verloren. In den
letzten Jahrzehnten ist sowohl die Zahl
der gewerkschaftlich organisierten Ar-
beiter, die nach wie vor als Gruppe eine
starke Orientierung an die SPD aufwei-
sen, als auch die der praktizierenden
Christen, mit ihrer überdurchschnitt-
lichen Bindung an die C-Parteien,
deutlich gesunken. 

• Die Bildungsrevolution: heute verfü-
gen weit mehr Wahlberechtigte über
eine höhere formale Bildung als frü-
her. Und höher Gebildete neigen eher
als Personen mit niedriger Bildung zu
einem strategischen und pragmatisch
an den eigenen Interessen ausgerich-
teten Wahlverhalten.

Sachthemen und Personen
gewinnen zunehmend an
Bedeutung

In dem Maße, wie sich tradierte Parteibin-
dungen abschwächen, gewinnen Sach-
themen und auch Personen für die Wahl-
entscheidung an Bedeutung. Dies bele-
gen eine Reihe empirischer Langzeit-
analysen, und dies bestätigte sich sehr
eindrücklich bei der letzten Bundestags-
wahl: Eine grundlegende Analyse aller für
die Wahlentscheidung relevanter Aspek-
te ergab, dass vor allen anderen drei Fak-
toren ausschlaggebend für den Wahlsieg
der SPD waren:
• Der beliebtere Spitzenkandidat: der

Herausforderer wurde in fast allen Be-

langen deutlich besser beurteilt als der
amtierende Kanzler. Dies war ins-
besondere für wechselbereite Wähler
ein zentraler Faktor für ihre Wahlent-
scheidung.

• Eine höhere Sachkompetenz in den als
vordringlich erachteten Bereichen:
der von Schröder angeführten SPD
wurde weit eher als der CDU die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die
als dringlichstes Problem angesehen
wurde, sowie die Ankurbelung der
Wirtschaft zugetraut.

• Sowie eine bessere Mobilisierung der
traditionellen Wählerschichten: der
SPD ist es besser als den Unionspar-
teien gelungen, ihre traditionelle
Wählerschaft mit dem Versprechen zu
mobilisieren, soziale Gerechtigkeit zu
sichern bzw. herzustellen

Vor der Bundestagswahl 2002

Wie sieht nun, vor der Bundestagswahl
2002, die Ausgangssituation für die Par-
teien aus? Welcher Partei gelingt diesmal
eine Optimierung dieses Dreiklangs: Sach-
kompetenz, Personenpräferenz und Mo-
bilisierung der eigenen Wählerklientel?
Über die Mobilisierungsfähigkeit der Par-
teien lässt sich aus heutiger Sicht nur spe-
kulieren: Sie wird zum einen von einer
erfolgreichen Wahlkampfführung abhän-
gen. Hier hat sicherlich die SPD bei der
Bundestagswahl 1998 Maßstäbe für eine
erfolgreiche Wahlkampagne gesetzt, an
denen sich die anderen Parteien orientie-
ren werden. Angesichts der großen Unzu-
friedenheit mit der bürgerlichen Koalition
und der weitverbreiteten Wechselstim-
mung nach 16 Jahren Kohl fiel ihr aus der
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Oppositionsrolle heraus die Mobilisierung
allerdings auch relativ leicht. Als Regie-
rungspartei ist die strategische Ausgangs-
position für die SPD ungleich schwerer als
vor vier Jahren, denn sie muss nun die
Wähler durch ihre Regierungspolitik
überzeugen, um eine Verlängerung ihres
Mandats für weitere vier Jahre zu errei-
chen.
Dies gelang ihr bis Ende 2001 offenbar
recht gut, wenn man die Sonntagsfrage als
Maßstab nimmt. Denn seit Anfang 2000 bis
Ende 2001 lag die SPD in der Wählergunst
mehr oder weniger deutlich vor der Union.
Nach den Ereignissen des 11. September
wuchs dieser Vorsprung zuletzt noch ein-
mal auf beachtliche 6 Punkte – nicht zu-
letzt Ausdruck der breiten Akzeptanz, auf
die die außen- und sicherheitspolitischen
Maßnahmen der Bundesregierung in der
Bevölkerung stießen. Der Kanzler und die
in der Krise  besonders gefordert gewese-
nen Minister Fischer und Schily verzeichne-
ten im Herbst 2001 höchste Zustimmungs-
werte. Mit dem Jahreswechsel ging aber
ein deutlicher Stimmungswechsel einher.
Erstmals seit langer Zeit lag die Union Ende
Dezember 2001 in der Wählergunst wieder
vor der SPD und konnte diesen Vorsprung
bis Anfang Februar auf 41 gegenüber 36
Prozent für die SPD ausbauen. 

Worauf ist der Stimmungswechsel
zurückzuführen? 

Ein ganz wesentlicher Grund für diesen
Stimmungsumschwung zugunsten der
Union lag darin, dass die Zufriedenheit
mit der Bundesregierung auf einen Tief-
punkt sank. Selbst im rot-grünen Wähler-
lager mehrten sich die kritischen Stim-
men. Dabei handelte es sich aber eher um
keine grundlegend veränderte Beurtei-
lung der rot-grünen Koalition, denn die
Bilanz der Regierung fiel auch die Jahre
zuvor eher durchwachsen, allerdings
deutlich besser als in den letzten Jahren
der Kohlregierung aus. Im Februar
erreichte die Kritik an der Bundesregie-
rung angesichts anhaltender wirtschaft-
licher Probleme und weiter steigender

Arbeitslosenzahlen einen neuen Höhe-
punkt.
Die relativ hohe Unzufriedenheit mit 
der Arbeit der Bundesregierung wur-
de bislang aber mehr als kompensiert
durch das geringe Vertrauen in die Union.
Seit Januar zeichnet sich aber für die
Union eine Wende zum Besseren ab.
Zuletzt stieg der Anteil derer, die der
CDU/CSU zutrauen, mit den anstehen-
den Problemen besser fertig zu werden 
als die Bundesregierung, auf 35 Pro-
zent. Anders als beim Regierungswech-
sel 1998 wird dies allerdings nach wie 
vor von einer deutlichen Mehrheit be-
zweifelt.

Die wichtigsten Probleme – und
wem man deren Lösung zutraut

In dem langsam steigenden Zutrauen in
die Union, die Probleme besser lösen zu
können als die Bundesregierung, spiegelt
sich ein den Unionsparteien zugeschriebe-

ner Kompetenzzuwachs in den Bereichen
wieder, die den Bürgern besonders am
Herzen liegen. Die von den Bürgern ange-
führte Problemagenda gleicht dabei in
entscheidenden Punkten der vor vier 
Jahren:
Damals wie heute rangiert die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit klar an erster
Stelle. Diese Aufgabe wird zwar nicht
mehr als ganz so vordringlich empfunden
wie im Herbst 1998, sie hat aber vor dem
Hintergrund zuletzt wieder steigender
Arbeitslosenzahlen deutlich an Brisanz
gewonnen. Deutlich größer als vor vier
Jahren ist die Besorgnis um die wirt-
schaftliche Entwicklung, die derzeit an
zweiter Stelle rangiert. Viel spricht dafür,
dass diese beiden Themen auch im Sep-
tember 2002 ganz oben auf der Agenda
stehen und auch den Wahlkampf ent-
scheidend bestimmen werden, 
Soziale Probleme und auch das Thema
innere Sicherheit haben dagegen eher an
Bedeutung verloren. Nach wie vor bzw.
wieder virulent ist die Ausländerpolitik,

die im Zusammenhang mit dem Zu-
wanderungsgesetz noch an Bedeutung
gewinnen könnte. Die Angst vor Terro-
rismus sowie außen- und sicherheitspoliti-
sche Themen, die nach den Ereignissen
vom 11. September einen sehr hohen Stel-
lenwert hatten, verschwanden dagegen
fast völlig von der Agenda dringlicher
Probleme. Damit stehen seit Januar ein-
deutig wieder innenpolitische Themen
bei den Wahlbürgern im Mittelpunkt.
Diese Themenverschiebung hängt eng mit
dem Vertrauensverlust, den die Regierung
im Januar verzeichnete, zusammen. 
Ihre Kompetenz in der Außen- und Sicher-
heitspolitik steht außer Frage, dem stehen
aber andere, derzeit als wichtiger erachte-
te Politikfelder gegenüber, in denen die
Regierungsparteien einen Kompetenz-
verlust zu verzeichnen haben. Dies trifft
etwa für die Wirtschaftspolitik und das
Thema innere Sicherheit zu. Besonders
schmerzlich ist aus sozialdemokratischer
Sicht die Tatsache, dass derzeit eher der
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Union als der SPD ein Abbau der Arbeits-
losigkeit zugetraut wird. Hier haben 
die Sozialdemokraten ihren Kompetenz-
vorsprung eingebüßt, der 1998 maßgeb-
lich zu ihrem Wahlsieg beitrug. 
In der Steuerpolitik, der Rentenpolitik
und der Bildungspolitik – die nach der 
Pisa-Studie ebenfalls bundespolitisch an
Bedeutung gewonnen hat – liegen beide
Volksparteien in der Kompetenzzuschrei-
bung derzeit gleichauf. Und dies gilt auch
für die entscheidende Frage, welcher Par-
tei man am ehesten zutraut, die anstehen-
den Zukunftsprobleme, die  Deutschland
zu bewältigen hat, zu lösen.

Aufschwung der Union mit Stoiber

Der Aufschwung der Union hat schließlich
auch mit dem neuen Spitzenkandidaten,
Edmund Stoiber, zu tun. Der bayerische
Ministerpräsident gilt in eben den Politik-
feldern als kompetent, die derzeit im
Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion
stehen: in der Wirtschaftspolitik, bei der

Schaffung und Sicherung von Arbeitsplät-
zen sowie darüber hinaus beim Thema
innere Sicherheit und Zuwanderung. In all
diesen Feldern wird Stoiber derzeit ein
Kompetenzvorsprung vor Gerhard Schrö-
der zugeschrieben.
Der Kanzler überzeugt vor allem durch
sein Engagement für soziale Gerechtig-
keit, seine persönliche Ausstrahlung und

sein sicheres öffentliches Auftreten. Er
wird als sympathischer und glaubwürdi-
ger wahrgenommen als der Unionskandi-
dat. Auch wusste er bislang durch seine
politische Arbeit stärker zu überzeugen
als der bayerische Ministerpräsident, was
sich in konstant höheren Zufriedenheits-
werten ausdrückt. Könnten die Wähler
den Kanzler direkt wählen, würde sich

nach wie vor eine Mehrheit für Schröder
entscheiden. Dabei zeigte sich der typi-
sche Kandidateneffekt unmittelbar nach
der Aufstellung Stoibers, als er seinen
Abstand bis auf wenige Punkte reduzie-
ren konnte, danach aber wieder etwas an
Boden verlor. 

Der Wahlausgang verspricht
spannend zu werden

Die verschiedenen Befunde sind also 
alles andere als eindeutig. Die Bundesregie-
rung steht zwar derzeit heftig in der Kritik,
ihre wichtigsten Repräsentanten erfreuen
sich aber nach wie vor einer bemerkens-
wert hohen Beliebtheit. Anders als 1998 
ist derzeit auch keine Wechselstimmung
auszumachen. Bei der entscheidenden
Frage, welche Partei die nächste Bundes-
regierung anführen soll, sind sich die 
Deutschen zu Beginn des Jahres uneins: 
44 Prozent sprechen sich für einen Wechsel
zugunsten der Union aus, 46 Prozent plä-
dieren für die Fortführung einer SPD-
geführten Regierung. 
Keinem der beiden politischen Lager ist es
also bislang gelungen, einen entscheiden-
den Vertrauensvorschuss bei den Wahl-
berechtigten zu erzielen. Die vorliegenden
Ergebnisse und die in den letzten Jahren ge-
messenen enormen Schwankungen bei der
Parteipräferenz lassen aus heutiger Sicht
nur eine halbwegs gesicherte Vorhersage
zu: die Bundestagswahl am 22. September
2002 verspricht spannend zu werden. 
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In der Wissenschaft nicht unumstritten ist
bis heute, worauf der sozialdemokrati-
sche Sieg von 1998 beruhte: Wollte die
Wählermehrheit einen neuen Kanzler
oder doch auch eine neue Politik, die ins-
besondere die Schutzbedürfnisse großer
Teile der Bevölkerung vor Globalisierung,
neoliberaler Wirtschaftspolitik, Abbau
des Sozialstaates angesichts von Wirt-
schaftsflaute und Arbeitslosigkeit auf-
griff? Die verschiedenen Interpretations-
ansätze schließen sich zwar nicht völlig
aus. Doch von der jeweiligen Interpreta-
tion hängt es ab, welche Wahlkampfstra-
tegie 2002 eingeschlagen wird – und wer
letztlich gewinnen wird. Red.

Eine Abwahl Helmut Kohls?

Bekanntlich wurde bei der Bundestags-
wahl 1998 zum ersten Mal in der deut-
schen Nachkriegsgeschichte eine amtie-
rende Bundesregierung direkt abge-
wählt. Bereits am Wahlabend kristallisier-
ten sich unterschiedliche Interpretations-
linien des Wahlergebnisses heraus, die
durch nachfolgende empirische Untersu-
chungen weiter ausgebaut und vertieft
wurden.
Zunächst einmal geht es bei der Einord-
nung des Wahlausgangs 1998 um die
grundsätzliche Frage „Kanzler- oder Poli-
tikwechsel?“ (Weßels 2000: 35). Stellen
manche Wahlforscher die Kandidaten-
konstellation in den Mittelpunkt ihrer
Untersuchung und interpretieren das
Wahlergebnis vor allem als Abwahl des
amtierenden Bundeskanzlers Helmut

Kohl, betonen andere weitaus stärker den
im Vorfeld der Wahl 1998 in der Bevölke-
rung vorhandenen Wunsch nach politi-
schen Veränderungen angesichts des
anhaltenden Reformstaus in Deutschland
und unterstreichen seine Bedeutung für
den sozialdemokratischen Wahlsieg. 
Hierbei ergeben sich weitere kontroverse
Diskussionspunkte über die genauen
Bestimmungsgründe des Wahlsiegs und
die hieraus abzuleitenden Konsequenzen
für die SPD: Hat die verstärkte Ausrich-
tung des sozialdemokratischen Politikan-
gebots auf die Wähler einer wie auch
immer soziologisch zu bestimmenden
Neuen Mitte nun zu „zwei Wählerschaf-
ten der SPD“ (Falter 1999) geführt – den
Stammwählern mit Präferenzen für „rot-
grün“ auf der einen Seite sowie den auf
eine große Koalition setzenden Wechsel-
wählern auf der anderen Seite –, oder
liegt dem Wahlergebnis nicht vielmehr in
Form der sozialen Frage eine ‚neue‘ Kon-
fliktlinie zugrunde (Oberndörfer et al.
1998, Köcher 1998)?
Die These vom Personalplebiszit vertreten
in besonderer Weise die Autoren der
Mannheimer Forschungsgruppe Wahlen
(Forschungsgruppe Wahlen 1998, Jung/
Roth 1998), während Oscar W. Gabriel und
Frank Brettschneider den Kanzlerkandi-
daten 1998 im Vergleich zu 1994 zwar eine
„herausragende Bedeutung“ (Gabriel/
Brettschneider 1998: 32) zuschreiben,
gleichwohl deren Wirkung aber in die
Effekte von Parteibindungen und politi-
schen Sachfragen einbetten. 
Nach den Mannheimer Analysen geht die
Wahlniederlage der Union in erster Linie
auf das Konto von Helmut Kohl. Anders
als 1994 hatte er es im Vorfeld der Bundes-
tagswahl 1998 nicht geschafft, die öffent-
liche Stimmungslage kurzfristig entschei-
dend gegen seinen Herausforderer zu
drehen. Ein überdurchschnittlicher Wech-
sel von der Union zur SPD erfolgte – durch-
aus ungewöhnlich – in den mittleren und
älteren Generationen, geringere Verluste
schlugen bei den kirchennahen Tradi-
tionswählern zu Buche (Jung/Roth 1998:
13, 18). Demgegenüber galt Gerhard
Schröder vielen Wählern als Sympathie-
träger. Während der Kompetenzvor-
sprung der SPD bei wichtigen staatspoliti-
schen Aufgaben insgesamt nur gering
ausfiel und aus Sicht der Mannheimer
Wahlforscher letztlich zur Erklärung des
Wahlerfolgs nicht ausreicht (Jung/Roth
1998: 9), lag Schröder in der öffentlichen
Bewertung mit deutlichem Abstand vor
dem Amtsinhaber Kohl. Insbesondere
wurde ihm am ehesten die Lösung der
zukünftigen Probleme Deutschlands
zugetraut (Jung/Roth 1998: 12). Dennoch

greift eine Interpretation der Wahlent-
scheidung als Personalplebiszit Kohl ver-
sus Schröder zu kurz (Weßels 2000).
Bereits die ersten Analysen der Demosko-
pen am Wahlabend signalisierten hohe
Zuwächse der Sozialdemokraten im
Arbeiterbereich und in den unteren
Mittelschichten. Die Union musste zudem
in Teilen ihrer traditionellen Wählerklien-
tel, insbesondere bei älteren Frauen, hohe
Verluste hinnehmen (Forschungsgruppe
Wahlen 1998: 77).

Oder die erfolgreiche Orientierung
an zwei unterschiedlichen
Wählergruppen?

Jürgen W. Falter stützt seine These von der
zweigeteilten Wählerschaft der SPD auf
eine Untersuchung der Koalitionspräfe-
renzen der SPD-Wähler (Falter 1999) und
unterscheidet zwischen (Wechsel-)Wäh-
lern mit großen Sympathien für schwarz-
rot-gelbe Koalitionskonstellationen und
den Anhängern einer rot-grünen Koali-
tion. Erstere stellen etwa ein Drittel, Letz-
tere entsprechend zwei Drittel der sozial-
demokratischen Wählerschaft 1998. Beide
Lager weisen nach Falter nicht nur spezifi-
sche sozialstrukturelle Profile auf – im
schwarz-rot-gelben Lager sind niedrigere
Bildungsabschlüsse und Arbeiter, aber
auch höhere Angestellte überrepräsen-
tiert –, sie unterscheiden sich auch im Aus-
maß ihrer Parteibindungen sowie in
grundlegenden gesellschaftspolitischen
Fragen, etwa hinsichtlich des Zuzugs von
Ausländern oder auch der Abschaltung
von Kernkraftwerken. 
Nun reproduziert die von Falter vorge-
nommene Aufteilung der SPD-Wähler-
schaft jedoch in großen Teilen die beiden
nach sozialer Lage und auch Wertorientie-
rungen entgegengesetzten sozialdemo-
kratischen Kernwählergruppen, wie sie
sich bereits in den 1980er-Jahren mit dem
Auftreten und der Etablierung der Grü-
nen herausgebildet haben: in der Termi-
nologie des SINUS-Instituts Heidelberg
das traditionelle und traditionslose Arbei-
termilieu zwischen CDU und SPD versus
dem hedonistischen und alternativen
Milieu zwischen Grünen und SPD (Flaig et
al. 1993: 139–141). Andererseits stützt der
von Falter (1999) ermittelte hohe Anteil
(rund 40 %) ehemaliger CDU- und auch
FDP-Wähler unter den Befürwortern
schwarz-rot-gelber Koalitionen auch die
These, dass diese wahlentscheidenden
Zugewinne der SPD zwar auf eine verbrei-
tete Wechselstimmung und Unzufrieden-
heit mit der alten Regierung zurückzufüh-
ren sind (Veen et al. 1998), jedoch gerade
nicht zugleich mit der Erwartung einer

Kanzler- oder Politikwechsel?

Bundestagswahl 1998: Ruck zur Mitte 
oder Gerechtigkeitslücke?
Der Regierungswechsel 1998 im Lichte wahlsoziologischer Interpretationen

Von Ulrich Eith



rot-grünen Kehrtwende verbunden
waren. Auf genau diese Wählergruppen
zielte der sozialdemokratische Wahl-
kampf mit seiner programmatischen Öff-
nung und Positionierung der SPD als „die
politische, soziale und neue Mitte“ (Mach-
nig 1999: 30). Immerhin bestand eine
zentrale Botschaft der Wahlkampagne
von Schröder in der Ankündigung, als
Bundeskanzler nicht „alles anders, aber
vieles besser“ machen zu wollen.

Oder doch die „soziale Frage“?

Einen anderen Akzent setzen die Autoren
der Freiburger Arbeitsgruppe Wahlen.
Demnach lassen sich die Zugewinne der
SPD in der unteren Hälfte der Gesellschaft
neben unterschiedlichen Kandidatenein-
schätzungen weitaus plausibler noch mit
schichtspezifischen politischen Interessen
erklären:
„Die Wahlkampagne der SPD traf auf eine
in weiten Kreisen verunsicherte Wähler-
schaft, insbesondere in den unteren bis
mittleren sozialen Schichten. Die noch [bis
ins Jahr 1998] von den Unternehmensver-
tretern in aller Schärfe bezweifelten
Standortvorteile Deutschlands, die anhal-
tend hohe Massenarbeitslosigkeit trotz
neoliberaler Zumutungen sowie der Ein-
druck lähmenden Stillstands in der politi-
schen Führung – all dies verstärkte eine
weit verbreitete Grundstimmung der
Unzufriedenheit oder gar diffusen Bedro-
hung bis in bürgerliche Mittelschichten
hinein“ (Oberndörfer et al. 1998, ähnlich
Köcher 1998, Eith/Mielke 2000, Eith
2000a, Schultze 2000).
Der die Bundesrepublik seit Jahrzehnten
auszeichnende breite Konsens über ein
hohes Maß wohlfahrtsstaatlicher Absiche-
rung und sozialer Gerechtigkeit war in der
zweiten Hälfte der 1990er-Jahre zuneh-
mend brüchiger geworden, die soziale
Frage stand unversehens auf der Tages-
ordnung. Vor diesem Hintergrund präsen-
tierten die Sozialdemokraten mit dem
politisch ein breites Spektrum abdecken-
den Tandem Schröder/Lafontaine 1998
nicht nur das attraktivere Personalange-
bot: War einerseits Schröder weithin
unverdächtig, die längst überholten Poli-
tikkonzepte des Klassenkampfes reakti-
vieren zu wollen und versprach eine inno-
vative Politik, garantierte andererseits vor
allem Lafontaine einen sicheren Schutz
vor allzu neoliberal gefärbten Rezepten
bei der Bekämpfung von Arbeitslosigkeit
und Wirtschaftskrise.

Warum die Regierungspolitik 
die Wähler enttäuschte

Beide Thesen – sowohl diejenige von der
Öffnung der SPD zur Neuen Mitte als auch
diejenige von der wahlentscheidenden
Bedeutung der sozialen Gerechtigkeit
und wohlfahrtsstaatlicher Schutzbedürf-
nisse – können durchaus eine gewisse
Plausibilität für sich in Anspruch nehmen
und schließen sich letztlich auch keines-
wegs vollständig aus (Feist/Hoffmann
1999: 250–251; Schultze 2000: 46).1 We-
nigstens setzt der Wunsch nach einem
Politikwechsel die Unzufriedenheit mit
der bisherigen Regierung geradezu vo-
raus. Empirische Belege finden sich für
beide Positionen, allerdings überwiegen
die Hinweise auf eine gestiegene Sensibi-
lität breiter Wählerkreise für Fragen der
sozialen Gerechtigkeit. So beobachtet Eli-
sabeth Noelle-Neumann seit Mitte der
1990er-Jahre verstärkte Präferenzen der
Bürger für „Gleichheit“ im Verhältnis zu
„Freiheit“ (Noelle-Neumann 1998); Bern-
hard Weßels und Renate Köcher konsta-
tieren „die zunehmende Wahrnehmung
einer ‚Gerechtigkeitslücke‘ in den Neunzi-
gerjahren“ (Weßels 2000: 63; entspre-
chend Köcher 1998). Im Einklang hiermit
stehen die Ergebnisse einer Emnid-Reprä-
sentativbefragung für Monitor/ARD vom
August 1999 (Eith 2000a), wonach 72 %
der Wahlberechtigten und selbst 63 % der
SPD-Wähler ein knappes Jahr nach der
Bundestagswahl ihre Enttäuschung über
die Regierungsarbeit der SPD bekunden.
Bezeichnenderweise benannten 41 %
(West) bzw. 55 % (Ost) dieser Enttäusch-
ten als entsprechenden Grund den
Umstand, „dass keine Politik ‚für den klei-
nen Mann‘ gemacht wird“. Eine moderne-
re Wirtschaftspolitik hatte demgegen-
über nur etwa ein Viertel der Enttäusch-
ten erwartet (Tabelle 1). Weiterhin
begründeten in derselben Umfrage 40 %
(West) bzw. 64 % (Ost) der SPD-Wähler
von 1998 ihre Wahlentscheidung im Nach-
hinein mit dem Wunsch nach mehr sozia-
ler Gerechtigkeit. Nur jeweils etwa 15 %
der sozialdemokratischen Wähler in Ost
und West nannten hingegen die Erwar-
tung, dass die SPD den Staat modernisie-
ren sollte.
Selbstverständlich ist hierbei nicht auszu-
schließen, dass diese Rückerinnerungen
an die Wahlmotive 1998 durch die öffent-
liche Stimmungslage zum Befragungszeit-
punkt beeinflusst sind. Die neue Regie-
rung kam im ersten Jahr ihrer Amtszeit

bekanntlich nicht in Schwung, Lafontai-
nes plötzlicher Rückzug ins Privatleben im
März 1999 hat die gravierenden politi-
schen Differenzen in der sozialdemokrati-
schen Führungsriege über den einzuschla-
genden Regierungskurs nur noch öffent-
lich bestätigt. Bei den Landtagswahlen im
Jahr 1999 – also in zeitlicher Nähe zur hier
zitierten Befragung – gelang es der SPD
nach allgemeiner Auffassung nicht, ihre
traditionelle Kompetenz für soziale
Gerechtigkeit genügend herauszustellen.
Die in Westdeutschland in der Arbeiter-
schaft und bei sozial schwächeren Bevöl-
kerungsgruppen teils hohen Stimmenver-
luste der SPD (Hessen/Februar 1999, Saar-
land/September 1999) bzw. nur unter-
durchschnittlichen Zuwächse (Bremen/
Juni 1999) sowie das Absacken der SPD in
Ostdeutschland (Brandenburg, Thürin-
gen, Sachsen, Berlin/Herbst 1999) belegen
die enormen Defizite der Sozialdemokra-
ten bei der Mobilisierung ihrer traditio-
nellen Wählerklientele bereits ein Jahr
nach ihrem klaren Wahlsieg. So sprechen
gerade die Wahlverluste 1999 auch dafür,
dass sich in diesen Teilen der Bevölkerung
etliche SPD-Wähler von 1998 die Politik
der SPD-geführten Bundesregierung
etwas anders vorgestellt hatten. Allein
mit institutionellen Reibungsverlusten im
Regierungsapparat und einer unzurei-
chenden Politikvermarktung sind die
Wahlniederlagen 1999 jedenfalls nicht
ausreichend zu erklären (Oberndörfer et
al. 1999). Gestoppt werden konnte diese
doch einigermaßen überraschend einset-
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Tabelle 1: Gründe für die Enttäuschung über die SPD im August 1999
(Basis: Wähler, die von der SPD als Regierungspartei enttäuscht sind)

Was hat Sie bei der SPD seit dem Regierungswechsel im September 1998 am meisten 
enttäuscht?

Wahlentscheidung 1998
(Spaltenprozente) insgesamt Ost West SPD CDU PDS

„dass keine Politik für den ‚kleinen Mann‘ gemacht wird“ 44 55 41 52 33 42
„dass die Wirtschaftspolitik nicht so modern ist wie erwartet“ 27 25 28 24 33 35
etwas anderes hat enttäuscht 27 19 29 23 32 23
keine Angabe 2 1 2 0 2 0
Fallzahlen (N) 993 212 781 334 316 34

Quelle: Emnid-Repräsentativbefragung 6.8.–10.8.1999 für Monitor/ARD.

Kohls Abgang
nach der verlorenen Bundestagswahl 1998.
Waren die Menschen seiner leid gewor-
den? Oder verfügte der Herausforderer
über das attraktivere Politikkonzept?

Foto: dpa-Fotoreport
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zende rasante Talfahrt dann erst durch
organisationsstrukturelle Verbesserun-
gen im Regierungsapparat und vor allem
auch durch eine sichtbare politische Kurs-
korrektur und stärkere Akzentuierung
des Stellenwerts der sozialen Gerechtig-
keit – als symbolträchtiger Wellenbrecher
ist hier insbesondere die Holzmann-Initia-
tive des Bundeskanzlers zur Sicherung
bedrohter Arbeitsplätze im November
1999 zu nennen.

In den Volksparteien 
war nur noch das Ausmaß der
Sozialstaatlichkeit strittig

Die These von der Renaissance der sozia-
len Frage bei der Bundestagswahl 1998
fügt sich darüber hinaus plausibel sowohl
in den Rahmen der politischen Entwick-
lungen in anderen westlichen Industrie-
gesellschaften als auch in den Kontext der
Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat und
zur sozialen Gerechtigkeit in Deutschland.
So hatten sich nach dem Zweiten Welt-
krieg in den europäischen Nachkriegsge-
sellschaften die gruppen- und klassenspe-
zifischen Schutzbedürfnisse durch den
rasch zunehmenden Wohlstand und die
zwischen den großen Parteien prinzipiell
unstrittige Etablierung eines weit reichen-
den Sozial- und Wohlfahrtsstaats deutlich

relativiert. Förderten christdemokratische
Parteien aufgrund ihrer traditionellen
Nähe zur katholischen Soziallehre und
auch aus wahltaktischen Gründen vor
allem den Ausbau der Sozialversicherun-
gen unter Beteiligung der Wohlfahrtsver-
bände, setzten die wohlfahrtsstaatlichen
Vorstellungen sozialdemokratischer Par-
teien stärker auf einen aktiven Staat und
bezogen zudem weitere Politikfelder wie
etwa auch die Beschäftigungspolitik mit
ein (M. G. Schmidt 1998: 191–196). In den
sich herausbildenden Mittelstandsgesell-
schaften mit ihren abgemilderten sozia-
len Konflikten entstanden politische
Wettbewerbssituationen, die den alten
Integrationsparteien mit ihrer starren
Orientierung auf ein sozial-moralisches
Milieu kaum noch Machtperspektiven
boten. Die politische Mehrheitsfähigkeit
hing zunehmend von einer gewissen
Annäherung an die neuen Mittelschich-
ten ab, und die meisten größeren Parteien
in Europa vollzogen den strategischen
Wandel zur Volkspartei (Kirchheimer
1969; Eith 2001: 22–25).
Die französischen Gaullisten bewältigten
die Neuausrichtung Ende der 1960er-
Jahre, die sozialistische Partei Mitterands
(PS) orientierte sich seit ihrer Gründung
1971 auch an den Interessen der Mittel-
schichten und des öffentlichen Dienstes.

Für die beiden britischen Parteien Conser-
vative Party und Labour Party bestand
schon aufgrund des Mehrheitswahlrechts
keine Alternative zum Prinzip der Stim-
menmaximierung, die italienische Demo-
crazia Cristiana (DC, bis Anfang der 1990er
Jahre) und die spanische Partido Socialista
Obrero Espanol (PSOE) lassen sich als süd-
europäische Volksparteien anführen. Der
für Westeuropa lange Zeit typische tradi-
tionelle Klassenkonflikt zwischen Kapital
und Arbeit hatte sich somit im Verlauf der
ersten beiden Nachkriegsjahrzehnte weit-
gehend in einen wirtschaftspolitischen
Konflikt zwischen reiner, teils auch behut-
sam regulierter Marktorientierung und
ausgebauter Sozialstaatlichkeit transfor-
miert.
Die weiterhin existierenden Milieupar-
teien blieben dagegen zumeist auf eine
ideologisch bzw. sozial-moralisch ab-
grenzbare Kernwählerschaft begrenzt,
etwa die verschiedenen kommunistischen
Parteien Westeuropas oder später auch in
Deutschland die Grünen der 1980er-Jahre
und die heutige PDS.

Die neoliberale Wende

Die 1970er-Jahre standen dann vor allem
im Zeichen des sozialdemokratischen,
stark an Keynes orientierten Staats- und
Politikverständnisses. Einen Einschnitt
markierte jedoch bereits die Wirtschafts-
krise 1974/75. Die Kritik am Umfang des
Wohlfahrtsstaats wurde lauter, die umfas-
sende sozialdemokratische Planungseu-
phorie zunehmend fraglicher (Zimmer
1999: 218–223). Verschiedentlich wurde
bereits das Ende des sozialdemokrati-
schen Jahrhunderts als Konsequenz indust-
rieller Modernisierungsprozesse einge-
läutet. In den 1980er-Jahren dominierten
dann vielfach neoliberale Positionen die
politischen Problemanalysen und öffent-
lichen Diskussionen. Dieser vor allem bei
großen Teilen der politischen Elite vollzo-
gene Paradigmenwechsel hin zu einer
strikt angebotsorientierten Wirtschafts-
politik rückte zugleich den Umbau, besser
Abbau des Wohlfahrtsstaates und die
Sanierung der öffentlichen Haushalte in
die vorderste Reihe der politisch wichti-
gen Ziele. Die konsequenteste Umsetzung
dieser neoliberalen Wende erfolgte in den
anglo-amerikanischen Staaten Großbri-
tannien, Neuseeland und USA, während
in den kontinentaleuropäischen Ländern
im Allgemeinen lediglich moderate Ände-
rungen am System wohlfahrtsstaatlicher
Leistungen und Absicherungen vorge-
nommen wurden (Schmid 1996: 32–40).
Dennoch schafften es auch die mehr oder
minder neoliberal orientierten bürger-
lich-liberalen Parteien nicht, die anhalten-
den ökonomischen Krisensymptome und
insbesondere die konstant hohe Arbeits-
losigkeit wirkungsvoll zu bekämpfen.

Doch davon profitieren Sozialdemo-
kraten nahezu überall in Europa

Mit Anbruch der 1990er-Jahre gelangten
in den führenden europäischen Demokra-
tien sowie in den USA erneut die Sozialde-
mokraten bzw. Sozialisten in die Regie-
rungsverantwortung. Häufig war dem
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allerdings ein innerparteilich zudem hef-
tig umstrittener Erneuerungsprozess vo-
rausgegangen, der neben der organisato-
rischen Modernisierung (Lösche 2000)
zumindest in Großbritannien, Dänemark,
Schweden und den Niederlanden auch 
zu programmatischen Kurskorrekturen,
einer Verbindung von marktorientierten
Sozialstaatsmodellen und zivilgesell-
schaftlicher Aktivierung führte (Giddens
1999, Fröhlich 2000, Volkens 2000). Zu
Beginn des Jahres 2000 stellten die Sozial-
demokraten in immerhin 11 der 15 Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union den
Regierungschef, in Belgien waren sie
zumindest an der Regierung beteiligt.
Bürgerlich-konservative Parteien regier-
ten zum Millenniumswechsel lediglich in
Irland, Luxemburg und Spanien. Ob mit
dem äußerst knappen Sieg von George W.
Bush in den amerikanischen Präsident-
schaftswahlen 2000 bereits die nächste
Runde eingeläutet worden ist, wird sich
noch erweisen müssen. Zumindest distan-
ziert sich die gemäßigte Rechte in den
USA und in Europa derzeit zunehmend
von reinen Deregulierungsmodellen und
greift wieder aktiver die Debatte über die
soziale Frage auf. Anders als die Sozialde-
mokraten, die vor allem eine Neuorgani-
sation des Sozialstaates anstreben, setzen
die Mitte-Rechts-Parteien bei der Be-
kämpfung von Armut jedoch weitaus stär-
ker auf die Freiwilligkeit privater Organi-
sationen. So fordern etwa George W. Bush
einen compassionate conservatism (Gid-
dens 2000) und Angela Merkel eine Wir-
Gesellschaft und neue Soziale Marktwirt-
schaft (Merkel 2000). Unter dem Stichwort
fracture sociale hatte Jacques Chirac die
soziale Gerechtigkeit bereits im französi-
schen Präsidentschaftswahlkampf 1995 zu
seinem Thema gemacht, ohne dass dem
allerdings nach gewonnener Wahl wei-
tere Konsequenzen gefolgt waren (J.
Schmidt 2000: 205–206).

Die deutsche Einigung verzögerte
nur die sozialdemokratische
Regierungsübernahme

Der vergleichsweise späte Zeitpunkt der
sozialdemokratischen Regierungsüber-
nahme in Deutschland geht nicht zuletzt
auch auf die Besonderheiten der deut-
schen Einheit zurück. Nachdem Helmut
Kohls Führungsqualitäten Ende der
1980er-Jahre selbst innerparteilich stark in
der Kritik standen und die CDU ihre politi-
sche Vormachtstellung zu verlieren droh-
te, gingen Kanzler und Partei aus dem
Vereinigungsprozess merklich gestärkt
hervor (Korte 1994). In den ostdeutschen
Bundesländern erzielte die Union 1990
gerade in der Arbeiterschaft eine deutli-
che Vormachtstellung vor der SPD. Schritt-
weise baute sich diese im Verlaufe der
1990er-Jahre allerdings wieder ab, als die
Schwierigkeiten und Verwerfungen des
Transformationsprozesses zunehmend
sichtbarer wurden (Dalton/Bürklin 1996,
Eith 2000b, K. Schmitt 2001). Darüber hi-
naus lag der sozialdemokratischen Strate-
gie, 1998 mit der Doppelspitze Schröder/
Lafontaine in den Bundestagswahlkampf
zu ziehen, keineswegs ein aktiver Um-
orientierungsprozess oder gar program-

matischer Kompromiss zugrunde, wie er
vielfach bei den Schwesterparteien im
europäischen Ausland zu beobachten
war. Die Kanzlerkandidatur wurde einzig
durch die von Schröder geschickt zum
Kandidatenplebiszit umfunktionierte
Landtagswahl in Niedersachsen und nicht
etwa durch einen (programmatischen)
Parteitag entschieden. Die inhaltlichen
Auseinandersetzungen um den einzu-
schlagenden sozialdemokratischen Kurs
erfolgten dann erst nach dem Wahlsieg,
vor allem im Jahr 1999 (Schröder/Blair
1999, SPD-Grundwertekommission 1999,
Jusos 1999).

Die Einstellung zu Wohlfahrtsstaat
und sozialer Gerechtigkeit haben
sich in Deutschland kaum verändert

Fast ungeachtet der ideologischen Kon-
junkturwechsel auf der Ebene der politi-
schen Eliten weisen die in der deutschen Be-
völkerung verbreiteten Einstellungen zum
Wohlfahrtsstaat und zur sozialen Gerech-
tigkeit über die Jahrzehnte hinweg eine
hohe Stabilität auf (Roller 1992, 2000). Die
bis in die 1970er-Jahre zurückreichenden
empirischen Untersuchungen von Edel-
traud Rollerbelegen insbesondere, dass die
auf der Elitenebene bereits seit Mitte der
1970er-Jahre verstärkt vorgebrachte Kritik
am Umfang des Wohlfahrtsstaates zu-
nächst kaum zu nennenswerten Auswir-
kungen auf die Einstellungen der Gesamt-
bevölkerung geführt hat. Eine gewisse
Skepsis betraf vorerst lediglich die Folgen,
keineswegs jedoch den Umfang wohl-
fahrtsstaatlichen Handels. Ab Mitte der
1980er-Jahre wurden dann vor allem die
unzureichenden Erfolge bei der Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit und der Siche-
rung des sozialen Ausgleichs sowie die sich
abzeichnenden Finanzierungsprobleme
zunehmend zum Zentrum politischer Aus-
einandersetzungen und Kritik, auch wenn
ab Sommer 1989 zunächst einmal vieles von

der unverhofft die politische Agenda be-
stimmenden Einigungsthematik überla-
gert und zugedeckt wurde. Geringfügige
Einstellungsveränderungen lassen sich für
die 1990er-Jahre nachweisen, hinzu kom-
men nach der deutschen Einheit signifi-
kante Ost-West-Unterschiede.

Unterschiedliche Konzepte vom
Wohlfahrtsstaat werden angeboten
– und unterschiedlich geschätzt

Die aktuelle Situation kann prägnant mit
Bezug auf unterschiedliche Wohlfahrts-
staatsmodelle in Anlehnung an Gøsta
Esping-Andersen (1990) verdeutlicht und
diskutiert werden. Unter Berücksichti-
gung des Grades der „Dekommodifizie-
rung“ (= Chance zur Lebensführung unab-
hängig von Marktzwängen), der durch
den Wohlfahrtsstaat hervorgerufenen
gesellschaftlichen Schichtung und Umver-
teilung sowie der Bedeutung des Staates
gegenüber anderen Wohlfahrtsprodu-
zenten hat Esping-Andersen (1990: 26–29)
ein liberales, konservatives und sozialde-
mokratisches welfare-state regime unter-
schieden.2 In einer auf die deutsche Situa-
tion bezogenen Operationalisierung er-
setzt Roller (2000: 91) das konservative
Modell durch den christdemokratischen
Wohlfahrtsstaat und fügt der Typologie
ein sozialistisches Modell hinzu, um die
vor allem im Osten verbreiteten post-
kommunistischen Einstellungen besser
erfassen zu können. Durch den Ausschluss
des vor allem die USA, Kanada und Aust-
ralien kennzeichnenden liberalen, mini-
malen Wohlfahrtsstaats verbleiben wie-
derum drei unterschiedliche Typen. 
• Das christdemokratische Modell um-

fasst die Staatsverantwortung für (Ein-
kommens-)Sicherheit in Risikofällen
wie Alter und Krankheit sowie die
staatliche Verantwortung für Chancen-
gleichheit, etwa durch entsprechende
Maßnahmen im Bildungsbereich. 
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Gepaart
auch im Wahlkampf 1998 traten Gerhard Schröder und Oskar Lafontaine an: der eine als
Modernisierer, der andere als Vorkämpfer traditioneller sozialdemokratischer Werte.
War diese Kombination das Erfolgsrezept? – Das Foto zeigt die Ehepaare Schröder und
Lafontaine oberhalb der Saarschleife im August 1997. Foto: dpa-Fotoreport
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• Das sozialdemokratische Modell bein-
haltet darüber hinaus auch die staat-
liche Verantwortung für Ergebnis-
gleichheit und Vollbeschäftigung.

• Das sozialistische Modell sieht zusätz-
lich noch sozialpolitisch motivierte
staatliche Eingriffe in die Ökonomie
vor, etwa die Kontrolle von Löhnen
und Gehältern (Roller 2000: 91–93).

Während nun der bundesdeutsche Wohl-
fahrtsstaat in etwa dem christdemokra-
tischen Modell entspricht, befürworten
demgegenüber jedoch Mitte der 1990er-
Jahre knapp 60 % der Westdeutschen das
sozialdemokratische, gut 25 % sogar das
sozialistische Modell (Tabelle 2). Verbun-
den mit diesen hohen Erwartungen an
den Wohlfahrtsstaat ist zudem eine sen-
sible Wahrnehmung sozialer Ungleichhei-
ten. Überdies weisen beide Einstellungs-
dimensionen eine plausible sozialstruk-
turelle Verankerung auf: Mit sinkendem
sozialen Status steigen die wohlfahrts-
staatlichen Ansprüche, die Wahrnehmung
von sozialer Ungleichheit und die Forde-
rung nach mehr sozialer Gerechtigkeit.
Seit den 1980er-Jahren haben sich aller-
dings leichte Veränderungen in der Front-
stellung dieser traditionellen, in der So-
zialstruktur verankerten Konfliktlinie um
den angemessenen Wohlfahrtsstaat erge-
ben, da die nach sozialem Status und for-
maler Bildung eher besser gestellten
Anhänger der Grünen ebenfalls zu den
Verfechtern eines umfangreichen Wohl-
fahrtsstaates zählen (Roller 2000).
Deutlich wird darüber hinaus, dass sich die
wohlfahrtsstaatlichen Einstellungen der
Westdeutschen, ungeachtet der teils
gegensätzlichen öffentlichen Diskussio-
nen und Verlautbarungen, zwischen 1985
und 1996 im Aggregat nur geringfügig in
Richtung christdemokratisches Modell
verschoben haben. Somit bleibt weiterhin
eine beachtliche Inkongruenz von gemes-
senen Präferenzen (Kultur) und tatsäch-
licher Ausprägung des Wohlfahrtsstaates
(Struktur) zu konstatieren.3

In Ostdeutschland wird weitgehend
das sozialistische Modell von
Wohlfahrtsstaat geschätzt

Besonders gravierend sind diese Differen-
zen in Ostdeutschland. 1996 bevorzugen
dort lediglich 27 % das sozialdemokrati-
sche Modell, knapp 70 % sprechen sich für
das sozialistische Modell aus (Tabelle 2).
Hinzu kommen eine im Vergleich zu West-
deutschland weitaus kritischere Beurtei-
lung der sozialen Ungleichheit sowie stär-
ker egalitär ausgerichtete Forderungen

nach sozialer Gerechtigkeit. Dementspre-
chend ist gerade bei Personen mit mittle-
rer oder niedriger formaler Bildung das
Gefühl, Bürger 2. Klasse zu sein, nach
einem zwischenzeitlichen Rückgang auf
ca. 70 % zwischen 1995 und 1997 erneut
um 15 Prozentpunkte auf 85 % angestie-
gen (Brunner/Walz 1998: 236). Diese über-
aus hohen Präferenzen für umfangreiche
sozialstaatliche Absicherungen gehen
jedoch nur zum Teil auf die im Zuge des
Transformationsprozesses häufig schwie-
rige ökonomische Situation zurück.
Anders als im Westen zählen im Osten
soziale Grundrechte für die überwiegen-
de Mehrheit der Bevölkerung schon sozia-
lisationsbedingt zu den unverzichtbaren
Kernelementen einer Demokratie (Fuchs
1997).
Das hohe Niveau sozialstaatlicher Erwar-
tungen in Ostdeutschland verstärkt somit
nicht nur die sich im Westen seit den
1980er-Jahren aufbauenden und Mitte
der 1990er-Jahre dann unübersehbar
gewordenen Differenzen zwischen den
nachdrücklichen Forderungen einer poli-
tischen Deregulierung und Haushaltskon-

solidierung unter Inkaufnahme der Redu-
zierung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen
auf der Elitenebene einerseits und den
mehrheitlich auf Erhalt bzw. sogar Aus-
bau des Wohlfahrtsstaates ausgerichteten
Einstellungen in der Bevölkerung ande-
rerseits (Köcher 1998). Es verändert nach-
haltiger noch als die wohlfahrtsstaat-
lichen Präferenzen der Postmaterialisten
die Frontstellung des wirtschaftspoliti-
schen, traditionell in der Sozialstruktur
verankerten Konflikts zwischen Markt-
orientierung und Sozialstaatlichkeit in
Deutschland, indem diese Konfliktlinie
nun um eine territoriale Komponente
erweitert wird (Eith/Mielke 2000: 98–99).
Offen bleibt im Moment allerdings noch,
in welchem Ausmaß sich nicht erfüll-
te sozialstaatliche Erwartungen empi-
risch nachweisbar auf die Systemunter-
stützung auswirken. Sicher ist nur, dass
den Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat
aus demokratietheoretischer Sicht eine
zentrale legitimatorische Bedeutung zu-
kommt.

Die Doppelspitze Schröder/
Lafontaine war somit wohl die
ideale Wahlkampfbesetzung

Zusammenfassend bleibt festzuhalten,
dass sowohl die These vom Ruck der SPD
zur neuen Mitte als auch die These von der
Renaissance der sozialen Frage davon aus-
gehen, dass die Ende der 1990er-Jahre
auch in der Bundesrepublik vehement
geführten verbalen Auseinandersetzun-
gen zwischen einem neoliberalen und
einem wohlfahrtsstaatlichen Politikan-
satz als wichtiger Faktor des Wahlverhal-
tens bei der Bundestagswahl 1998 anzuse-
hen sind. Die gravierende Verunsicherung

Tabelle 2: Bevorzugtes Wohlfahrtsstaatsmodell in Deutschland 1985–1996
im Ost-West-Vergleich (in %)

Westdeutschland Ostdeutschland
1985 1990 1996 1990 1996

kein Wohlfahrtsstaat 2 2 2 3 1
christdemokratisches Modell 10 14 15 1 4
sozialdemokratisches Modell 61 56 57 20 27
sozialistisches Modell 27 29 26 76 68
nicht klassifizierbar 5 7 6 3 3

Datenbasis: International Social Survey Programme (ISSP) 1985, 1990, 1996;
Quelle: Edeltraud Roller in: O. Niedermayer, B. Westle (2000) (Hg.): Demokratie und Partizipation, Opla-
den, S. 98.

Bei der letzten Bundestagswahl 1998 war die Union zum ersten Mal seit 1949 unter die
40-Prozent-Marke gesackt. Mit diesem Wahldebakel ging auch die Ära Helmut Kohl zu
Ende. Die SPD dagegen konnte 1998 zum zweiten Mal in ihrer Geschichte stärkste Frak-
tion im Bundestag werden. Gemeinsam mit den Grünen stellte sie die Regierung. Die
PDS befindet sich bei den Bundestagswahlen im Aufwärtstrend, sie errang nicht nur vier
Direktmandate in Ostberlin, sondern übersprang auch die Fünfprozenthürde. Globus
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breiter Bevölkerungskreise durch die Aus-
wirkungen der Globalisierung sowie das
Unvermögen der bürgerlichen Regierung,
die anstehenden Probleme der Sozialsys-
teme effektiv anzugehen, beförderten
eine weit verbreitete Wechselstimmung.
Zudem erscheint aus Sicht beider Thesen
die Doppelspitze Schröder/Lafontaine im
Nachhinein als ideale sozialdemokrati-
sche Wahlkampfstrategie, allerdings mit
unterschiedlichen Begründungen. So
unterstellt die These von der neuen Mitte
eine durch die Person des Kanzlerkandi-
daten Schröder repräsentierte program-
matische Positionsveränderung oder zu-
mindest Öffnung der SPD in Richtung
etwa der von Giddens (1999) skizzierten
Politik des dritten Wegs. Die der Sozialde-
mokratie eher fernstehenden Wähler der
neuen Mitte konnten somit auf Schröder
setzen, die traditionelle Stammklientel
hingegen band Lafontaine.
Demgegenüber unterstellt die These von
der Renaissance der sozialen Frage, dass
die Sozialdemokratie angesichts der Do-
minanz neoliberaler Politikkonzepte in
der FDP und in Teilen der Union für Wäh-
lergruppen mit ausgeprägten wohlfahrts-
staatlichen Erwartungen und meist niedri-
gerem sozialen Status häufig die einzige
Option darstellte, ihre politischen Vorstel-
lungen verwirklicht zu sehen. Die Doppel-
spitze versprach eine innovative Politik-
ausrichtung auf der Basis einer gefestig-
ten, durch Lafontaine garantierten sozial-
staatlichen Grundausrichtung. Die Selbst-
inszenierung der SPD als neue Mitte war
aus dieser Perspektive nicht nur ein gelun-
gener Schachzug, den geplanten Lager-
wahlkampf der Union zu kontern. Der als
industriefreundlich geltende, in traditio-
nellen SPD-Kreisen zunächst keineswegs
übermäßig beliebte Kanzlerkandidat
Schröder verhinderte zugleich auch eine
für die SPD schädliche Debatte in den
Medien über eventuelle sozialdemokrati-
sche Umverteilungspläne im Falle eines
Wahlsiegs.
Mit Blick auf die anstehende Bundestags-
wahl 2002 bleibt abzuwarten, ob und wie
die SPD ihre Stamm- und Wechselwähler-
potenziale in dem diesmal allein auf
Bundeskanzler Schröder zugeschnittenen
Wahlkampf auch ohne eine mobilisieren-
de Wechselstimmung erneut wird aus-
schöpfen können. Nach den hier diskutier-
ten Befunden wird dies am ehesten dann
gelingen, wenn die politischen Zielvor-
stellungen unverkennbar auch auf eine
Stabilisierung wohlfahrtsstaatlicher Absi-
cherung und die Gewährleistung von sozi-
aler Gerechtigkeit ausgerichtet sind. Kei-
neswegs chancenlos stellt sich derzeit die
Situation der Union dar. Sie kann sowohl
von der anhaltenden wirtschaftlichen
Flaute und den damit uneinlösbaren
Wahlversprechen des Kanzlers zur Ar-
beitslosigkeit als auch von eventuellen
Mobilisierungsschwächen der SPD profi-
tieren. Schon aus diesem Grund erscheint
ein ideologisch polarisierender Wahl-
kampf mit seinen Mobilisierungseffekten
eher kontraproduktiv. Die Chancen des
Herausforderers Stoiber liegen 2002 in

einem sachlichen Kompetenzwahlkampf
um die Fragen der zukünftigen wirt-
schaftlichen Entwicklung.
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Anmerkungen

1 Weitere, hier nicht explizit ausgeführte Aspekte der
Wahlentscheidung 1998 thematisieren etwa Arzhei-
mer/Falter (1998), Rattinger/Maier (1998), Niedermayer
(1999), Neu/Molitor (1999) oder auch Kepplinger
(1999).
2 Unterschiedliche Typologisierungen diskutieren M.
G. Schmidt (1998: 215–228), Schmid (1996: 55–61).
3 Dieser Befund ist allerdings durch den Hinweis etwas
zu relativieren, dass die beiden charakteristischen
Merkmale des sozialdemokratischen Modells – Vollbe-
schäftigung und Ergebnisgleichheit – in dieser empiri-
schen Untersuchung als Befürwortung einer staat-
lichen Verantwortung für die Bereitstellung von
Arbeitsplätzen für Arbeitswillige bzw. Befürwortung
einer größeren – keineswegs strikten – Einkommens-
gleichheit operationalisiert wurden. Beides bedient
der deutsche Wohlfahrtsstaat zumindest ansatzweise
in Form der aktiven Arbeitsmarktpolitik (etwa ABM-
Maßnahmen) und auch der progressiven Einkommens-
besteuerung.
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Unübersehbar bringen die Wahlen in
Deutschland Ost und Deutschland West
unterschiedliche Ergebnisse hervor. Auch
das Parteiensystem in Ost und West sieht
verschieden aus, vermutlich auch länger-
fristig. Haben wir es mit zwei unterschied-
lichen Wählerschaften zu tun? Und wie
sind die Unterschiede zu erklären? Gelten
in den neuen Bundesländern andere 
Konfliktlinien, an denen sich das Wahlver-
halten festmachen lässt? Oder wird dort
stärker situationsbedingt gewählt? Wie
lassen sich schließlich die hohen und stabi-
len Stimmenanteile der PDS erklären? In
welchen Bevölkerungsgruppen hat diese
Partei ihre Anhängerschaft und warum?
Wichtig ist, zu sehen, dass die Menschen in
den neuen Bundesländern zu einem hohen
Prozentsatz über ein anderes Wertesys-
tem verfügen als in den alten Bundeslän-
der: mit einem unterschiedlichen Politik-
und Demokratieverständnis, anderen po-
litisch-ideologischen Grundüberzeugun-
gen sowie unterschiedlichen wirtschafts-
und sozialpolitischen Zielvorstellungen,
die von den Parteien in unterschiedlichem
Ausmaß bedient werden. Red.

Die Berliner Wahl 2001 lieferte 
den letzten Beleg

Am 22. September 2002 werden die Deut-
schen in Ost und West zum vierten Mal seit
der Vereinigung gemeinsam den Bundes-
tag neu wählen. Dabei handelt es sich
selbstverständlich formal und rechtlich
um eine Wahl; – und auch politisch: Die
Gegenstände, die zur Wahl stehen, sind in
Ost und West die gleichen. Es geht hier
wie dort um die Bestätigung oder Abwahl
des amtierenden Kanzlers Gerhard Schrö-
der und der rot-grünen Bundesregierung.
Auch die Themen, wie insbesondere das

drängende Problem der Arbeitslosigkeit
und die Antworten, die die Parteien zu
ihrer Bekämpfung anbieten werden, sind
gesamtdeutsch.
Allerdings: Weder ist ausgemacht, dass die
Themen – hüben wie drüben – die gleiche
Bedeutung haben, noch welche Themen
welchen Einfluss in West und Ost auf die
Formierung der individuellen Wählerent-
scheidung ausüben und zu wessen Vor-
oder Nachteil sie sich auswirken werden.
Die Unterschiede in Einstellungen und Prä-
ferenzen der Wähler in der alten Bundes-
republik (ABL) und in den neuen Ländern
(NBL) waren jedenfalls in der Vergangen-
heit mehr als deutlich. Wenn es dazu noch
eines weiteren Beleges bedurft hätte – die
Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus
vom 21. Oktober 2001 lieferte ihn: Die vier
etablierten Parteien des westdeutschen
Parteiensystems – CDU, SPD, B 90/Grüne,
FDP – erzielten in West-Berlin zusammen
88,4 % der Zweitstimmen, im Osten der
Stadt aber nur 46,7 % – und damit weniger
als die PDS mit ihren 47,6 %, während die
Postkommunisten im Westteil der Stadt
bei 6,9 % hängen blieben. 
Der Weg zur soviel beschworenen inneren
Einheit ist – wie das Beispiel zeigt – noch
immer weit (vgl. Fuchs u.a. 1997). Und
nicht nur in Berlin besteht die deutsche
Wählerschaft unverändert aus zwei Elek-
toraten, um Russell Daltons und Wilhelm
Bürklins Charakterisierung aus dem Jahre
1995 zu übernehmen, die unverändert
gültig ist (vgl. Arzheimer/Falter 1998). Im
folgenden wird es schwerpunktmäßig um
die politischen Einstellungen und das
Wählerverhalten des ostdeutschen Elek-
torats gehen. Vorangestellt sind einige
knappe Anmerkungen zu den Grundmus-
tern des Wählerverhaltens in der alten
Bundesrepublik – gewissermaßen als Ver-
gleichsfolie für das Folgende. 

Wählerverhalten in 
Westdeutschland: Kennzeichen 
und Wandlungstendenzen

Das Wählerverhalten in Westdeutschland
war lange Zeit vergleichsweise klar kontu-
riert und zudem relativ stabil (vgl. Schult-
ze 1991a; Schultze 2000):
(1) Die Wahlbeteiligung wurde als staats-

bürgerliche Pflicht begriffen und lag bis
Anfang der 1980er-Jahre mit Raten bis zu
90% bei Bundestagswahlen sehr hoch. 
(2) Die Wählerentscheidungen orientier-
ten sich stark an den dominanten ge-
sellschaftlichen Konfliktlinien wie deren
Vermittlungsinstanzen in den sozialmora-
lischen Milieus (vgl. Bürklin/Klein 1998;
Roth 1998). Von den vier sozialen Haupt-
konflikten (Cleavages), denen die Wahl-
forschung seit den bahnbrechenden
makrosoziologischen Untersuchungen
von Stein Rokkan und Seymour M. Lipset
(1967) eine herausgehobene Bedeutung
für die Formierung und Struktur der euro-
päischen Parteiensysteme beimisst, spiel-
ten in der alten Bundesrepublik zwei Clea-
vages eine besondere Rolle: (a) die konfes-
sionelle Konfliktlinie mit den Polen kleri-
kal-katholische versus nicht-katholische,
libertär/antiklerikale Wählermilieus; (b)
die wohlfahrtsstaatliche Ausprägung des
Konfliktes von Kapital und Arbeit mit dem
Ziel sozialstaatlicher Umverteilung und
Egalisierung auf dem einen und neo-libe-
ral, marktwirtschaftlicher Orientierung
auf dem anderen Pol – zwischen gewerk-
schaftlich organisierten versus nicht-orga-
nisierten Wählermilieus (s. Abb. 1). Ver-
mittelt (bzw. für die empirische Analyse
operationalisiert) werden die langfris-
tigen Bindungen der Wählerschaft an
bestimmte Parteien bis heute zum einen 
insbesondere durch Gewerkschaftsmit-
gliedschaft, zum anderen durch Kirchen-
bindung und Kirchgangshäufigkeit.
(3) Die sozialstrukturelle Verankerung
der Wählerschaften erklärt zu einem Gut-
teil die Stabilität im Wählerverhalten mit
hohen Wiederwahl- und geringen Wech-
selwähleranteilen von nur 15–20% wie
die Konzentration im Parteiensystem,
aber auch den politischen Wechsel des
Jahres 1969 von CDU/CSU- zu SPD-geführ-
ten Bundesregierungen (bis 1982).
(4) Unter den Kurzzeiteinflüssen waren in
der Regel der Amtsbonus bedeutsamer als
die Persönlichkeitsalternativen, die innen-
politischen wichtiger als die außenpoliti-
schen Themen, die wirtschafts- und sozial-
politischen wichtiger als kulturelle und
Umweltthemen.
Seit der „partizipatorischen Revolution“
(Kaase) der 1970er-Jahre sind wie in den 
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Der Weg zur „inneren Einheit“ scheint noch weit

Eine Bundestagswahl oder zwei?
Wählerverhalten in Deutschland Ost und Deutschland West

Von Rainer-Olaf Schultze

Wer mehr wissen möchte
„Deutschland Ost – Deutschland West“

war der Titel von Heft 4, 2000 unserer Zeitschrift „Der Bürger im Staat“.
Das Heft ist noch greifbar.

Bei der Landeszentrale für politische Bildung kann auch noch das Taschenbuch
„Wahlverhalten“

bestellt werden, das ergänzende, grundlegende Informationen bietet.



anderen industriellen Demokratien auch
im Wählerverhalten der Bundesrepublik
nachhaltige Wandlungen eingetreten:
(5) Mit der konventionellen Partizipation
ging die Wahlbeteiligung deutlich (bei
Bundestagswahlen auf ca. 80%), in man-
chen Wählergruppen und bei den sog.
Nebenwahlen wie Landtags- und Europa-
wahlen auch dramatisch zurück – teilweise
bis unter 60, ja unter 50%. Ursache dürften
insbesondere zwei Faktorenbündel sein:
Zum einen Politiker- und Parteienver-
druss. – Zum zweiten aber und vor allem:
Seitdem Partizipation nicht mehr nur in-
strumentell zur Durchsetzung von Interes-
sen, sondern verstärkt wieder – wie im klas-
sischen Demokratieverständnis – norma-
tiv als Ziel oder Zweck zur Selbstverwirk-
lichung des Menschen verstanden und
praktiziert wird, relativierte sich mit der 
direkt-demokratischen Erweiterung des
Repertoires politischer Partizipation not-
wendig der Stellenwert der Wahl im 
demokratischen Willensbildungsprozess,
wuchs die Skepsis gegenüber der Wahl als
dem wichtigsten Element repräsentativ-
demokratischer und konventioneller Par-
tizipation.
(6) Mit dem demografischen, berufsstruk-
turellen und sozio-kulturellen Wandel,
mit der Pluralisierung und Individualisie-
rung der Lebensstile gingen die Locke-
rung und (Teil-)Auflösung der Milieu- und
Parteibindungen einher und stieg die
politische Mobilität der Wählerschaft.
Dabei handelt es sich sowohl um qualitati-
ve Wandlungsprozesse als auch und pri-
mär um quantitative Veränderungen in
der Größe der Wählergruppen, so dass die
tradierten Cleavages das politische Ver-
halten auch bei den Wahlen der 1990er-
Jahre prägten.
(7) Der Wertewandel führte zur He-
rausbildung neuer postmaterialistischer
und ökologischer politisch-ideologischer
Grundorientierungen und Konfliktlinien,
insbesondere bei den nachrückenden
Wählergenerationen (vgl. Inglehart 1977;

Schultze 1991a). Parteienwettbewerb und
Wählerverhalten in der Bundesrepublik
sind seither von drei Cleavages bestimmt:
dem konfessionellen, dem wohlfahrts-
staatlichen und dem postmaterialistisch-
ökologischen (s. Abb. 1).
(8) Auf der Basis retrospektiver Erfahrun-
gen votieren seit einiger Zeit mehr Wähler
kurzfristig und Kosten-Nutzen-orientiert.
In der Wahlentscheidung geht es dabei
zunehmend um die Bestätigung oder
Abwahl der amtierenden Regierung, aber
auch um die Artikulation von Protest
durch Wahlenthaltung oder durch die
Wahlentscheidung zugunsten neuer
Anbieter bzw. populistischer wie extre-
mistischer Parteien. 

Auch das Ausmaß der Identifikation
mit einer Partei ist zurückgegangen

(9) Allerdings waren die Veränderungen
in den sozialstrukturellen Bindungen des
Wählerverhaltens weniger ausgeprägt als

vielfach angenommen, wie die in den Ta-
bellen 1 und 2 wiedergegebenen Zeitrei-
hen-Daten der Forschungsgruppe Wahlen
ausweisen: Gewerkschaftlich organisierte
Wähler aus der Arbeiterschaft votierten
auch bei den Wahlen der 1980er- wie der
1990er-Jahre mit 60% und mehr weit stär-
ker für die Sozialdemokraten als die nicht
gewerkschaftlich gebundenen Wähler.
Selbst im Wahlverhalten von Beamten und
Angestellten gingen von der Gewerk-
schaftsmitgliedschaft beachtliche Wir-
kungen aus, wenngleich die Wählerent-
scheidungen von Angehörigen dieser
Berufsgruppen, bei gewerkschaftlich ge-
bundenen wie ungebundenen Wählern, in
der Zeit größeren Schwankungen unter-
lag. Konfessionell gebundene Wähler
stimmten in der Zeit stabil und deutlich
überproportional für die Unionsparteien –
und zwar katholische nochmals stärker
als protestantische, während der Anteil
der Union an den nicht konfessionell ge-
bundenen Wählern unterdurchschnittlich 
ausfiel. Von den Katholiken mit starker Kir-
chenbindung votierten bei den Bundes-
tagswahlen der 1980er- und 1990er-Jahre
über 70% für die Unionsparteien, wäh-
rend die Parteianteile bei den Katholiken
ohne Kirchenbindung deutlich niedriger
lagen, in den 1980er- Jahre bei maximal
50%, bei den Wahlen der 1990er-Jahre un-
ter 40% (vgl. Emmert et al. 2001).
Die Parteipräferenzen sind damit inner-
halb der gesellschaftlichen Großgruppen
bei Bundestagwahlen vergleichsweise sta-
bil geblieben, wenngleich sich natürlich
die Größe der Gruppen als Folge des ge-
sellschaftlichen Wandels veränderte und
deutlich zurückging. Ein ähnliches Bild er-
gibt sich, betrachtet man im Zeitverlauf 
die Veränderungen in der Parteiidentifika-
tion, also bei der langfristigen affektiven
Bindung des Wählers an eine Partei, er-
worben im Prozess der politischen Soziali-
sation und die prägende Langfrist-Deter-
minante in der Trias der Einflussfaktoren –
Parteiidentifikation– Kandidaten – Issues –
des sozial-psychologischen Ansatzes der
Wahlforschung. Auch die Parteiidentifi-
kation ist bestimmt von zahlenmäßiger
Reduktion und der Lockerung der Bindun-
gen. Allerdings sind auch hier die Verände-
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Abb. 1: Strukturkonflikte westdeutscher Politik
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Quelle: Schultze 1991a: 31

Abb. 2: Parteiidentifikation im Zeitverlauf

Quelle übernommen aus: Falter/Schoen 1999: 466



rungen primärquantitativerNatur; es han-
delt sich also – wie Jürgen W. Falter/Harald
Schoen (1999) gezeigt haben – hauptsäch-
lich um (in der Sprache der Wahlforscher)
Kompositionseffekte, weniger um die kurz-
fristige und zeitweilige Abweichung von

der Parteipräferenz (Transitionseffekte).
Zwar ist der Anteil derjenigen Wähler mit
Parteiidentifikation seit Ende der 1970er-
Jahre – ausweislich der Daten der For-
schungsgruppe Wahlen – von 1987 84%
stetig um ca. 15 Prozentpunkte zurückge-
gangen, doch identifizierten sich 1998
noch immer rund 70% der westdeutschen
Wähler mit einer Partei. Von ihnen wichen
bei der Wahlentscheidung 15% von ihrer
Parteipräferenz ab; hingegen entschieden
sich 84,9% für die Partei, mit der sie sich
identifizieren (vgl. Falter/Schoen, ebd.).
Damit fällt der zahlenmäßige Rückgang
der Parteibindung geringer aus, ist die
Wechselbereitschaft in der Wählerschaft
längst nicht so groß, wie uns die Anhänger
der These vom rationalen, an kurzfristigen
Kosten-Nutzen-Überlegungen orientier-
ten Wählerverhalten suggerieren. Im Ge-
genteil, das Wählerverhalten in der alten
Bundesrepublik ist trotz aller gesellschaft-
lichen Veränderungen, trotz aller Anglei-
chungstendenzen, trotz aller gestiegenen
Bedeutung kurzfristiger Einflüsse auf die
Wählerentscheidung noch immer zu ei-
nem großen Teil langfristig durch Sozial-
struktur und Parteibindung geprägt.
10. Entgegen der landläufigen Meinung
gilt dies auch für die vergangene Bundes-
tagswahl von 1998 (vgl. Schultze 2000).
Selbstverständlich: Der Wähler wollte die
Abwahl der Regierung Kohl und den poli-
tischen Wechsel. Dabei haben die Wähler
der viel beschworenen „neuen Mitte“
ganz sicher eine Rolle gespielt. Mindestens
so wichtig für den sozialdemokratischen
Wahlsieg war indessen die Mobilisierung
ihrer traditionellen Wählerklientel (s. Tab.
5 und 6). Dies gelang – worauf Ulrich Eith
zusammen mit Gerd Mielke in verschiede-
nen Analysen (und auch in seinem Beitrag
in diesem Heft) zurecht aufmerksam ge-
macht hat – durch die Aktualisierung der
wohlfahrtsstaatlichen Konfliktlinie, in-
dem Gerhard Schröder, Oskar Lafontaine
und die SPD nicht allein auf die Moderni-
sierung von Politik und Gesellschaft setz-
ten, sondern in einer Art doppelstrategi-
schen Arbeitsteilung den Grundwert der
sozialen Gerechtigkeit ebenso geschickt
wie erfolgreich in den Mittelpunkt ihres
Wahlkampfes rückten (vgl. Eith/Mielke
2000; Schultze 2000). Die überdurch-
schnittlichen Stimmengewinne der SPD
gerade in der Arbeitnehmerwählerschaft
Ostdeutschlands bei der 1998er-Wahl sind
ganz sicher auch ein Resultat dieser Stra-
tegie (s.u.).

„Stunde null“ oder 
Wie lässt sich das ostdeutsche
Wählerverhalten erklären?

Das politische Verhalten der ostdeutschen
Wähler seit der Wende ist insbesondere
mit drei Hypothesenpaaren erklärt wor-
den, die sich in etwa entsprechen und
ergänzen. Es stehen sich gegenüber die
Thesenpaare:
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Tab. 1: Wahlentscheidung und Gewerkschaftsmitgliedschaft nach Berufsgruppen in % 
(Wahlgebiet West; Repräsentativbefragung)

Tab. 2: Wahlentscheidung und Kirchenbindung in % 
(Wahlgebiet West; Repräsentativbefragung)

Quelle: Emmert, Thomas et al. 2001: 40

Quelle: Emmert, Thomas et al. 2001: 40

„Stunde null“ versus Kontinuität
Angleichung zwischen Ost und West/ 
„Innere Einheit“ versus Fortdauernde Unterschiede
Situationshypothese versus Sozialisationshypothese



Bringt man diese Thesen mit den generel-
len Erklärungsmustern der empirischen
Wahlforschung in Verbindung, basieren
die Thesen von der „Stunde null“ und des
situationsbedingten Verhaltens auf dem
sozialpsychologischen Ansatz oder auch
auf den instrumentellen Theorien ratio-
naler Wählerentscheidung. Die Kontinu-
itäts- und Sozialisationsthesen entspre-
chen demgegenüber den sozialstrukturel-
len Ansätzen der Wahlforschung (zu den
Ansätzen s. generell Bürklin/Klein 1998;
Roth 1998).
Die These von der „Stunde null“ und mit 
ihr alle situationsbezogenen Erklärungs-
varianten des Wählerverhaltens in Ost-
deutschland analysieren die Wählerent-
scheidung auf der Basis der schon genann-
ten Determinantentrias: Parteiidentifi-
kation – Kandidaten – Issues/Themen. Sie 
betonen die fehlenden Erfahrungen mit
demokratischen Wahlen, fehlende Bindun-
gen, unzureichende sozialstrukturelle und
organisatorische Vermittlungen. Sie kom-
men infolgedessen zu dem Schluss, dass
• die Wähler in Ostdeutschland primär

kurzfristig und situationsbezogen ent-
scheiden würden,

• langfristig stabiles Wählerverhalten
aufgrund fehlender Parteibindungen
nicht zu erwarten steht,

• Wechselbereitschaft und tatsächlicher
Wechsel in den neuen Ländern um
einiges größer seien als in der alten
Bundesrepublik.

Kontinuität auch in den neuen
Bundesländern?

Ausgehend von Sozialstrukturhypothesen
und insbesondere dem Cleavage-Ansatz
unterstellt die Kontinuitätsthese die Exis-
tenz der traditionellen deutschen Kon-
fliktlinien auch in Ostdeutschland – den
Konfessionscleavage ebenso wie den öko-
nomischen Konflikt zwischen Kapital und
Arbeit. Die „eingefrorenen Konstellatio-
nen“, um Lipsets und Rokkans Metapher
zu übernehmen, haben in dieser Sicht
latent und unter der Oberfläche über die
Jahrzehnte wie die politischen und öko-
nomischen Regime hinweg fortbestan-
den. Analog zu den Entwicklungsprozes-
sen in Westdeutschland, wo die Wähler-
traditionen entlang der beiden Konflikt-
linien die Wählerentscheidungen spä-
testens seit der zweiten Bundestagswahl
von 1953 (von der Wahlforschung nicht
von ungefähr als „kritische Wahl“ charak-
terisiert, weil Wählerverhalten und Partei-
ensystem langfristig prägend) zuneh-
mend bestimmten (vgl. Schultze 1991a).
Für die Wählerschaften in Ostdeutschland
ist die Existenz der fortdauernden Wäh-
lertraditionen mittels umfassender Ag-
gregatdatenvergleiche der Reichstags-
wahlen von 1928 bis 1932 mit den Ergeb-
nissen der Wahlen des Jahres 1946 und
derjenigen des Jahres 1990 nachzuweisen
versucht worden (vgl. u.a. Schmitt 1994;
Schmitt 1997). Vordergründig indessen
schien die Kontinuitätsthese durch die
Ergebnisse der Volkskammerwahl vom
März 1990 und der ersten gesamtdeut-
schen Wahl vom Dezember 1990 erschüt-
tert, als – abweichend von den Konfliktli-
nien – die Unionsanteile in der Arbeiter-

wählerschaft für alle Beobachter überra-
schend hoch, die Anteile der SPD und der
PDS hingegen sehr niedrig ausgefallen
waren. Nicht von ungefähr interpretierte
man die Wahlen des Jahres 1990 – die
Siege der Allianz für Deutschland bzw. der
Union, die schlechten Ergebnisse der Sozi-
aldemokraten, das nicht erwartete
Abschneiden des SED-Nachfolgers PDS mit
16,4 % bzw. 11,1 % – fast übereinstim-
mend als Referendum über die Vereini-
gung und – so u.a. Dieter Roth (1990: 371)
– als „issue voting in fast reiner Form“, das
heißt auf der Basis der These von der
„Stunde null“ und situationsbezogen. 

Abstimmungen über zwei
wirtschaftlich-soziale und politisch-
kulturelle Gegenmodelle?

Gegen diese im „Mainstream“ der Wahlfor-
scher wie in der veröffentlichten Meinung
vorherrschende Interpretation von der
„Stunde null“ wurden allerdings bereits
fast zeitgleich Gegenthesen formuliert, die
man sämtlich als Varianten der Sozialisa-
tionshypothese wird bezeichnen können:
• Erklärt wurden die Unterschiede in den

regionalen Parteienstärken, wie sie 
bereits bei der Volkskammerwahl auf-
traten, mit DDR-spezifischen, ostdeut-
schen Konfliktlinien, insbesondere mit
Zentrum-Peripherie-Cleavages, zum
einen zwischen dem zu DDR-Zeiten pri-
vilegierten Norden und dem benach-
teiligten Süden der DDR, zum zweiten
mit Gegensätzen zwischen Stadt und
Land (vgl. Emmert/Roth 1995).

• Unterstellt wurde die Existenz von
Quasi-Parteibindungen der Ostdeut-
schen an die westdeutschen Parteien
schon zu DDR-Zeiten (vgl. Bluck/Krei-
kenbom 1991).

• Kombiniert wurden solche Annahmen
vom Autor zu der These von der Exis-
tenz eines doppelten Erfahrungshori-
zontes bzw. Sozialisationsraumes, der
die Präferenzen der ostdeutschen
Bevölkerung zu DDR-Zeiten prägte (s.
Schultze 1991a): Zum einen exogen
durch das von den westdeutschen
Medien vermittelte Bild der Bundesre-
publik als ökonomischem, sozialem,
aber auch politisch-kulturellem Ge-
genmodell. Dies schloss Parteipräfe-
renzen über die westdeutschen Par-
teien selbstverständlich mit ein. Die
beiden deutschen Teilstaaten bildeten
jeweils die „gegenstaatliche Opposi-
tion füreinander“. Zum anderen, en-
dogen durch die konkreten Erfahrun-
gen mit dem freiheitsfeindlichen und
ökonomisch ineffizienten real-existie-
renden Sozialismus sowie durch die
individuellen Gratifikationen, die vom
politischen System materiell, karriere-
bezogen, ideell durchaus ungleich
und undemokratisch verteilt wurden.
Innerhalb dieses doppelten, indes
unaufhebbar aufeinander bezogenen
Erfahrungshorizontes bewirkten So-
zialisationskontext und individuelle
Systemintegration gegensätzliche
politisch-ideologische Grundorientie-
rungen; sie konnten von der DDR-
Wählerschaft in kompetitiven, freien
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Die Wiedervereinigung gewählt
haben bei den ersten freien Wahlen die Menschen in der damaligen DDR. Denn überra-
schend war es schon, dass die CDU bzw. bei der letzten Volkskammerwahl die „Allianz für
Deutschland“, hinter der letztlich die Union stand, so gut abschnitten (48,1%). Von der
Sozialstruktur mit minimalem Katholikenanteil und hohem Arbeiteranteil war das kei-
neswegs zu erwarten. – Das Bild zeigt Bundeskanzler Helmut Kohl in Erfurt am 20. Feb-
ruar 1990. Von Veranstaltungen wie dieser nahm Kohl die Gewissheit mit, die Menschen
in der DDR wollen die Wiedervereinigung, und zwar sofort! Foto: dpa-Fotoreport
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Wahlen erstmals bei der Volkskam-
merwahl vom 18. März 1990 frei arti-
kuliert werden, als Contra-Position der
Ablehnung des realexistierenden Sozi-
alismus, aber auch als Pro-Haltungen,
bestimmte gesellschaftliche Normen,
Strukturen, Institutionen bewahren
oder um an bestimmten Rechten, Posi-
tionen, Privilegien des alten Systems
festhalten zu wollen. 

Vereinigungsoptimisten versus
Vereinigungsskeptiker

Mit dieser Interpretation lassen sich weit
besser als mit der situationsbezogenen
These von der „Stunde null“ das überra-
schend gute Abschneiden der Parteien
des konservativen Lagers bei den Wahlen
des Jahres 1990 erklären, die sich eben
am authentischsten als die Parteien des
gesellschaftlichen Strukturwandels in der
Ex-DDR präsentierten; sie erklärt zu-
dem das gleichfalls unerwartet hohe 
Maß an Stabilität für die SED-Nachfolge-
Partei PDS während der Wende wie in
der Folgezeit. Die PDS als Partei des ge-
sellschaftlichen Status quo sammelte in
beträchtlichen Zahlen diejenigen um
sich, die durch den revolutionären Wan-
del und die Vereinigung samt ihrer so-
zial-ökonomischen Folgen viel verloren
haben oder aber verloren zu haben
glaubten.
Aus dem doppelten Sozialisationskontext
resultierten aber nicht nur unterschiedli-
che Präferenzen gegenüber den west-
deutschen Parteien, sondern auch die
besondere politische Regionalkultur Ost-
deutschlands, die sich in ihren politisch-
ideologischen Grundeinstellungen, was
eigentlich niemanden verwundern sollte,
deutlich vom politischen Wertehaushalt
Westdeutschlands unterscheidet. Hinzu
gekommen sind seit dem Fall der Mauer
die vielfältigen Erfahrungen mit den
Strukturproblemen der Vereinigung und
die Enttäuschungen über die Vereini-
gungsfolgen. Sie haben – wie gleich deut-
lich werden wird – die politischen Menta-
litätsunterschiede zwischen Ost und West
vertieft und zugleich die Polarisierungen
in der ostdeutschen politischen Regional-
kultur zwischen Vereinigungsoptimisten
und -skeptikern verschärft. Die politisch-
ideologische Polarisierung verlief – wie
u.a. Dieter Oberndörfer, Gerd Mielke und
Ulrich Eith in ihrer Analyse der Bundes-
tagswahl von 1994 zurecht hervorgeho-
ben haben – und verläuft auch gegenwär-
tig nicht zwischen den beiden großen
Volksparteien, sondern zwischen CDU und
PDS: „Die Union steht bei dieser Polari-
sierung seit 1990 für die optimistische
Akzeptanz der deutschen Vereinigung,
um das Banner der PDS scharen sich die
skeptischen Vereinigungskritiker und 
-verlierer“ (Oberndörfer u.a. 1994). 
Für die Gegenwart wird man wohl beide
Hypothesenbündel kombinieren, die So-
zialisationshypothese um situationsbe-
zogene Elemente ergänzen müssen. Die
Einflussfaktoren dürften allerdings un-
verändert in die gleiche Richtung wirken
und folglich die Unterschiede zwischen
Ost und West eher akzentuieren als ver-
mindern.

Die geringere Wahlbeteiligung

Lässt man die Wahlergebnisse seit 1990 bei
Bundes- wie Landtagswahlen Revue pas-
sieren, treten deutliche Unterschiede in
den beiden Elektoraten Ost und West be-
reits auf der Ebene der aggregierten Er-
gebnisse zutage. Sie zeigen sich in den Be-
teiligungsraten, in Ausmaß und Richtung
des Parteiwech-sels, in den stark variieren-
den Parteistärken, aber auch in ausge-
prägten regionalen Differenzen zwischen
den neuen Ländern.
(1) Differenzen in der Wahlbeteiligung
bestehen sowohl synchron zwischen Ost
und West als selbstverständlich auch dia-
chron und vor allem zwischen Haupt- und
Nebenwahlen, also zwischen den Bundes-
tags- und den zwischen zwei Bundestags-
wahlen abgehaltenen Landtags-, Kom-
munal- und Europa-Wahlen. Bei der
Bundestagswahl von 1990 lag die Beteili-
gung im Osten um vier, 1994 um acht Pro-
zentpunkte niedriger als im Westen, bei
der letzten Wahl von 1998 allerdings nur
mehr knapp drei Punkte unter dem Ergeb-
nis im Westen (s. Tab. 3). Zwischen Bundes-
tags- und Landtagswahlen liegen die
Wahlbeteiligungsraten bei Landtagswah-
len meist zehn und häufig auch mehr Pro-
zentpunkte niedriger – und zwar in Ost
wie West (es sei denn, die Landtagswahlen
finden zeitgleich mit der Bundestags-
wahl statt, wodurch sich die Beteiligung,
aber auch die Stimmenanteile der Par-
teien auf den beiden Wahlebenen – wie
zu erwarten – nur noch graduell vonei-
nander unterscheiden). Der Mittelwert der
Landtagswahl-Beteiligung lag im Westen
zwischen 1994 und 1998 bei 68,4 %, zwi-
schen 1998 und 2001 nur noch bei 62,3 %.
In Ostdeutschland waren die Partizipa-
tionsraten in den 1990er-Jahren noch um
einiges geringer und in der Schwankungs-
breite auch erratischer. Bei den Landtags-
wahlen, die nicht zeitgleich mit der
Bundestagswahl durchgeführt wurden,
erreichte die Beteiligung zwischen 1998
und 2002 in Brandenburg (1999) 54,4 %,
in Sachsen-Anhalt (1998) 71,5 %, in Thü-
ringen (1999) 59,9 %, in Sachsen (1999)
61,1 % und in Sachsen-Anhalt 56,5 %
(2002).

Deutlichere Unterschiede 
und Schwankungen in den
Bundesländern

(2) Viel ausgeprägter als in den Partizipa-
tionsraten sind die Unterschiede wie die
Schwankungen indessen in den Parteistär-
ken – und zwar auch dies diachron im Zeit-
vergleich wie synchron zwischen Ost und
West. Wechselbereitschaft und Partei-
wechsel (Volatilität) sind infolge der
geringeren Bindungen in der ostdeut-
schen Wählerschaft deutlich höher, wenn-
gleich die Volatilität bei den Wahlen der
1990er-Jahre selbstverständlich auch im
Westen zugenommen hat. Der sog. Peter-
son-Index, die Maßzahl für sämtliche Ver-
änderungen in den Stimmenanteilen zwi-
schen zwei Wahlen, betrug in den alten
Ländern (bezogen auf die jeweils voran-
gegangene Bundestagswahl) 1990: 4,8,
1994: 5,6 und 1998: 6,4, in den neuen Län-
dern indessen 1994: 15,9 und 1998: 11,6
und war dort damit noch immer fast dop-
pelt so hoch (vgl. Niedermayer 1999:
17ff.). Hinter diesen Volatilitätsindices
verbergen sich die starken Verluste, die
die konservativ-liberale Bundesregierung
unter Kanzler Kohl bei den beiden Wah-
len von 1994 als auch 1998 hinnehmen
musste, wobei es 1994 dank der Über-
hangmandate nochmals zu einer knappen
regierungsfähigen Mehrheit gereicht
hatte, es dann vier Jahre später erstmals in
der Geschichte der Bundesrepublik zur
Abwahl einer amtierenden Bundesregie-
rung kam. Dabei verlor die CDU/CSU-FDP-
Koalition 1994 in den ABL 5,1 Prozent-
punkte, in den NBL indessen 12,7 Prozent-
punkte, die überwiegend zu Lasten der
FDP gingen. Vier Jahre später betrugen
die Verluste im Westen wiederum 5,1 Pro-
zentpunkte, im Osten jedoch 11,4 Pro-
zentpunkte, wobei die CDU allein in den
NBL über zehn Prozentpunkte und damit
ca. ein Drittel ihrer Wähler von 1994 ein-
büsste; insgesamt fiel die Union im Osten
von 1990: 41,8 % auf nur mehr 27,3% 
der Stimmen zurück (s. Tab. 3). Zudem ist
die Anfälligkeit der ostdeutschen Wähler
für rechtsextreme Parteien und/oder
Protestparteien größer als im Westen –
und zwar bei Bundes- wie Landtags-
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Tab. 3: Zweistimmenergebnisse bei Bundestagswahlen in den alten und neuen 
Bundesländern, 1990–1998

Quelle: Statistisches Bundesamt



wahlen. Bei der Bundestagswahl von 1998
verzeichneten die Sonstigen in den 
neuen Ländern bei einem Zuwachs von 
6,2 Prozentpunkten einen Stimmenanteil
von immerhin 8,6 %, bei der Landtags-
wahl in Sachsen-Anhalt die DVU spekta-
kulär und aus dem Stand ein zweistelliges
Ergebnis.
Bezieht man die Landtagswahlen in die
Betrachtung mit ein, werden (gleichfalls
bereits auf der Ebene der Aggregatdaten)
weitere Differenzen und Besonderheiten
sichtbar:
(3) Aufgrund der gegenüber früher
geringeren Bindungen und der höheren
Volatilität in der Wählerschaft gewinnen
die situativen Einflussfaktoren und insbe-
sondere die Kandidatenalternativen zwar
insgesamt an Bedeutung für die indivi-
duelle Wählerentscheidung. In den neuen
Ländern ist dieser Trend indessen um eini-
ges ausgeprägter, wie die fast präsidial-
plebiszitäre Züge aufweisenden Wahlsie-
ge mit deutlichen absoluten Stimmen-
mehrheiten der CDU-Ministerpräsenten
Kurt Biedenkopf und Bernhard Vogel in
Sachsen (1990, 94, 99) bzw. Thüringen
(1999) oder des SPD-Ministerpräsidenten
Manfred Stolpe in Brandenburg (1994)
deutlich gezeigt haben. 
(4) Es bestehen in den neuen Ländern
starke regionale Unterschiede in den Par-
teistärken zwischen dem Norden und dem
Süden. Dies betrifft Union und Sozialde-
mokraten, kaum indes die PDS, deren
Stimmenanteile beispielsweise bei den
Landtagswahlen von 1998 und 1999 zwi-
schen minimal 19,6% (Sachsen-Anhalt)
und maximal 24,4% (Mecklenburg-Vor-
pommern) lagen und folglich in den
neuen Ländern (lässt man Ost-Berlin
außer Acht) nur vergleichsweise gering
variieren (s. Tab. 4). 
Während die CDU im Süden, in Thüringen
und Sachsen, mit absoluten Mehrheiten
regiert, lag ihr Stimmenanteil in den drei
nördlichen Ländern zwischen minimal
22,0% (Sachsen-Anhalt) und maximal
30,2% (Mecklenburg-Vorpommern). Die
Sozialdemokraten rangierten demgegen-
über in den beiden südlichen Ländern mit
10,7% bzw. 18,5% nur an dritter Stelle
und damit hinter der PDS, während sie in
den drei nördlichen Ländern als stimm-
stärkste Partei mit Stimmenanteilen zwi-
schen 34,4% und 39,5% zu Jahresbeginn
2002 den Ministerpräsidenten stellen.
Diese ausgeprägten Nord-Süd-Unter-
schiede in Parteistärken und Regierungs-
verhältnissen sind sicherlich noch immer
zurückzuführen auf die Folgewirkungen
der DDR-internen regionalen Zentrum-
Peripherie-Gegensätze; in ihnen äußern
sich aber auch bereits die Unterschiede
ökonomischer Transformation und Ent-
wicklung seit der Vereinigung. Die relativ
geringere Varianz in der Stimmstärke der
PDS unterstreicht demgegenüber den
Charakter der Postkommunisten als ost-
deutsche Regionalpartei. 

Zwei regional unterschiedliche
Parteiensysteme

(5) Aus den Wahlergebnissen lässt sich
sodann ablesen, dass es die jeweils zwei-
ten Wahlen beider politischen System-

ebenen waren, also die Bundestagswahl
1994 wie die Landtagswahlen der Jahre
1994/95, bei denen sich die – zudem
mittelfristig stabilen – Grundmuster in
Wählerverhalten und Parteiensystem in
Ostdeutschland herausbildeten – ähnlich
der Wahl- und Parteiensystementwick-
lung in Westdeutschland in der ersten
Hälfte der 1950er-Jahre, allerdings nicht
in Richtung auf Angleichung zwischen Ost
und West. Festgeschrieben wurden viel-
mehr aufgrund der starken Verluste von
FDP und Union, aber auch von Bündnis 90/
Grüne und der anderen parteipolitischen
Formationsversuche der ostdeutschen
Bürgerbewegung bei gleichzeitig starken
Gewinnen der PDS die Unterschiede in
den zwei Elektoraten. Vor allem die Ent-
wicklung der Stimmanteile der PDS belegt
die strukturierende Bedeutung der
jeweils zweiten Wahlen. Die Bundestags-
wahl 1994 wie die Landtagswahlen
1994/95 stellen für die PDS den Sprung
nach vorne dar. Zwar erzielen die Post-
kommunisten bei den jeweils dritten
Wahlen nochmals Zugewinne; sie fallen
indes deutlich geringer aus als zwischen
1990 und 1994/95 (vgl. Tab. 3, 4).
(6) Zu konstatieren sind also zwei regio-
nal unterschiedene Elektorate und Par-
teiensysteme – auf der Ebene der parla-
mentarischen Repräsentation – das Vier-
Parteien-System West aus CDU/CSU, FDP,
SPD und Bündnis 90/Grüne sowie das
regionale Drei-Parteien-System Ost aus
SPD, CDU und PDS. Beispielsweise erziel-
ten die beiden Großparteien der alten
Bundesrepublik CDU/CSU und SPD 1998
im Westen zusammen immerhin noch
79,3% der Stimmen, im Osten jedoch nur
62,4%. Das Lager rechts von der Mitte aus
Unionsparteien und Liberalen erreichten
im Westen noch 44,0% der Stimmen, im
Osten hingegen ganze 30,6%. Das Lager
links von der Mitte aus SPD, Bündnis
90/Grüne erzielte im Westen 49,6%, mit
der PDS 50,8% der Stimmen, im Osten

ohne die PDS 39,2%, unter Einschluss der
PDS jedoch 60,8% der Stimmen. In Konfi-
guration und Stärkeverhältnissen weisen
die beiden regionalen Elektorate und Par-
teiensysteme damit beachtliche Differen-
zen auf, die mittelfristig Bestand haben
dürften.

Mentalitäts- und
Einstellungsunterschiede

Zwar sind die Ostdeutschen mittlerweile
in der bundesrepublikanischen Gesell-
schaft angekommen, fühlen sich große
Teile der ostdeutschen Wählerschaft bes-
ser gestellt als vormals in der DDR, doch
bestehen nach wie vor starke Mentalitäts-
reserven und ausgeprägte Einstellungs-
unterschiede. Diese Differenzen zwischen
Ost und West sind mit am besten empi-
risch durch quantitative wie qualitative
Untersuchungen dokumentiert (vgl. Fuchs
u.a. 1997; Gabriel 1997; Meulemann 1998;
van Deth u.a. 2000). Sie betreffen die poli-
tische Kultur, das Vertrauen in die Demo-
kratie und die politischen Institutionen
genauso wie den Wertehaushalt und die
Einstellungen zu den Sachthemen:
(1) Wenngleich mittlerweile auch mehr
als zwei Drittel der Ostdeutschen die
Demokratie grundsätzlich als die beste
Staatsform ansehen, ist die Unzufrieden-
heit mit der bundesrepublikanischen
Demokratieform und -praxis groß. Voll
zufrieden mit der demokratischen Wirk-
lichkeit zeigen sich nur etwa ein Drittel
der ostdeutschen Wähler, während es im
Westen durchweg hohe Mehrheiten der
Befragten sind. Die Differenz zwischen
Ost und West betrug in den 1990er-Jahren
ungefähr 20 Prozentpunkte (vgl. u.a.
Fuchs u.a. 1997: 14f.; Eith 2000: 214). Das
Vertrauen in die demokratischen Institu-
tionen weist ein ähnliches Gefälle auf. Die
Zustimmung zu Regierung, Parlament,
politischen Parteien ist in den neuen Län-
dern deutlich geringer. Dies ist umso
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Tab. 4: Stimmenanteile und parteiensystemische Verortung der PDS bei 
Landtagswahlen in Ostdeutschland

Quelle: Zusammengestellt auf der Basis der Daten der amtlichen Wahlstatistik



bedeutsamer, als das Politikverständnis im
Osten sehr viel staatszentrierter ist. Von
Staat und Politik wird dort jedenfalls sehr
viel mehr erwartet als im Westen. Dem-
entsprechend fallen dann auch Enttäu-
schung und Protest, die Abkehr von den
politischen Eliten wie der Verlust an Insti-
tutionenvertrauen umso größer aus. 
(2) Kaum verändert sind zudem die wech-
selseitigen Wahrnehmungsstereotypen
zwischen „Ossis“ und „Wessies“. Sie
haben sich in jüngster Zeit eher weiter
akzentuiert (s. Tab. 5); infolgedessen
besteht in Ostdeutschland, aber vielfach
auch im Westen, die Abgrenzungsmenta-
lität wie -identität fort. In ihrer großen
Mehrheit sehen sich die Ostdeutschen
unverändert als „Bürger zweiter Klasse“.
Die Befragungsergebnisse weisen dabei
häufig zwei in sich widersprüchliche
Begründungszusammenhänge auf, die
von einer großen Zahl der Befragten in
Ostdeutschland dennoch gleichermaßen
genannt werden, nämlich sowohl die
eigene DDR-Vergangenheit als auch Pro-
zess und Folgen der Vereinigung: Bei-
spielsweise stimmten in einer Umfrage,
warum sie sich als Bürger zweiter Klasse
fühlten, jeweils drei Viertel der Befragen
sowohl der Einschätzung zu, dass das
DDR-Regime einen „Scherbenhaufen“
hinterlassen habe, den man nicht so
schnell beseitigen könne, als auch der
Antwortvorgabe, dass die westdeutsche
Wirtschaft im Osten alles „platt mache“,
damit ihr keine Konkurrenz aus den
neuen Bundesländern erwachse. Es über-
wiegt jedoch eindeutig die Einschätzung,
im Prozess der Vereinigung vom Westen
„über den Tisch gezogen“ worden zu sein,
wenn beispielsweise rund 60 % der
Befragten meinen, dass sie Bürger zweiter
Klasse seien, weil sie nicht mit dem Westen
„vereinigt“, sondern vom Westen „verein-
nahmt“ worden, oder weil die Errungen-
schaften der DDR nichts mehr wert seien
(s. Tab. 6; vgl. Brunner/Walz 1998: passim).

Unter Bezugnahme auf diese Wahrneh-
mungsstereotypen folgerten Max Kaase
und Petra Bauer-Kaase, „dass von einer

wachsenden Unbefangenheit im Umgang
und in der gegenseitigen Wahrnehmung
der West- und Ostdeutschen noch nicht
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Tab. 6: Die Ostdeutschen fühlen sich als „Bürger zweiter Klasse“ weil…

Erläuterungen: n = 800; Skala: 1 = trifft sehr zu; 4 = trifft überhaupt nicht zu; „stimme zu“
= Anteile der Skalenpunkte 1+2 in %; Frageformulierung: Viele Menschen in den neuen
Bundesländern fühlen sich immer noch als „Bürger zweiter Klasse". Dazu lese ich Ihnen
jetzt verschiedene Meinungen vor, und Sie sagen mir bitte jeweils, ob diese Aussage
Ihrer Meinung nach sehr zutrifft, eher zutrifft oder überhaupt nicht zutrifft. Die erste
Meinung lautet: Die Ostdeutschen fühlen sich als „Bürger zweiter Klasse weil…“.
Quelle übernommen aus: Brunner/Walz 1998: 245

Übernommen aus: Kaase/Bauer-Kaase 1998: 258

Tab. 5: Zustimmung zu Ost-West-Wahrnehmungsstereotypen 1992–1997
(in Prozent aller Befragten)



gesprochen werden kann. Es hat vielmehr
den Anschein, dass die Selbstwahrneh-
mung der früheren DDR-Angehörigen als
‚Bürger zweiter Klasse‘ die Ausbildung
einer Teilidentität begünstigt hat, in der
eine distanzierende Haltung zu den West-
deutschen eine wichtige Rolle spielt,
zumal deren zunächst positive Einschät-
zung als kompetente Marktwirtschaftler
durch die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit
in Ost und West inzwischen erhebliche
Abstriche hinnehmen musste“ (Kaase/
Bauer-Kaase 1998: 265).
(3) Die ostdeutsche Wahlbevölkerung
erwartet von Staat und Politik jedoch
nicht nur mehr, sondern auch anderes,
und zwar insbesondere mit Blick auf die
Rolle des Staates in der Wirtschaft, in sei-
ner Verantwortung für die Beseitigung
der Arbeitslosigkeit oder auch bei der Her-
stellung sozialer Gerechtigkeit. Beispiels-
weise waren 1998 80 Prozent der Ostdeut-
schen der Auffassung, dass der „Sozia-
lismus eine gute Idee ist, die nur schlecht
ausgeführt worden“ sei, unter ihnen
selbst zwei Drittel der dortigen CDU-
Anhänger, während im Westen hingegen
deutlich weniger, nämlich 46 Prozent der
Befragten dieser Einschätzung zustimm-
ten. Zwei Drittel der ostdeutschen Wähler
meinten, der Staat habe die Hauptverant-
wortung für die Bereitstellung eines
Arbeitsplatzes, ein weiteres Drittel wies
ihm eine Teilverantwortung zu, während
im Westen nur 42 % der Befragten der
Politik die Hauptverantwortung zuwie-
sen. Ähnliche Differenzen zeigen sich in
Sachen sozialer Gerechtigkeit: Als sozial
ungerecht sehen die bundesrepublikani-
sche Gesellschaft 40% der Befragen in
Ostdeutschland an, im Westen sind es mit
26% deutlich weniger (vgl. Eith 2000: 214). 

Eine spezifische politische
Regionalkultur

Fehlende Parteibindung – Volatilität –
Protest erklären das politische Verhalten
der Ostdeutschen damit bestenfalls
ansatzweise. Es gründet sich vielmehr auf
einer spezifischen politischen Regional-
kultur, die sich von den politisch-ideologi-
schen Grundüberzeugungen der West-
deutschen klar unterscheidet – mit fort-
dauernden Differenzen im Politik- und
Demokratieverständnis, in den Wert-
orientierungen in Ost und West, mit
abweichenden Erwartungshaltungen an
die Politik, allerdings auch mit geringe-
rem Institutionenvertrauen und ausge-
prägtem Misstrauen gegenüber west-
deutschen Politikern, mit andersartigen
Politikpräferenzen, nicht zuletzt mit wirt-
schafts- und sozialpolitischen Zielvor-
stellungen, die von stark etatistischem
Gedankengut geprägt sind (vgl. u.a. Ga-
briel 1997; Meulemann 1998). Wolfgang
Jagodzinski und Steffen Kühnel (1997:
469) beispielweise formulierten, dass in
den neuen Ländern „Kernelemente eines
sozialistischen Wirtschaftsmodells nach
wie vor breite Unterstützung finden …“,
dass der Transformationsprozess „nicht zu
einer Abkehr von sozialistischen Zielvor-
stellungen geführt …, … aber auch nicht –
wie das in einigen osteuropäischen Län-
dern der Fall gewesen zu sein scheint –

eine verstärkte Hinwendung zur kirch-
lichen Religiosität nach sich gezogen“ hat,
dass also die „neuen Bundesbürger…,
wenn man in den Kategorien der traditio-
nellen Cleavages denkt, mehrheitlich am
laizistisch-säkularen Pol des religiösen
Konflikts und am sozialistischen Pol des
industriellen Konflikts“ stehen. Am aus-
geprägtesten sind solche Einstellungen
offenkundig bei Anhängern und Wählern
der PDS, denen Jürgen Falter und Markus
Klein (1994:32f.) in ihrer Analyse des ost-
deutschen Wählerverhaltens bei der Wahl
von 1994 „das Vorhandensein eines relativ
geschlossenen sozialistischen Überzeu-
gungssystems“ attestierten. Diese Einstel-
lungen gehen aber – wie die Daten zeigen
– weit über die PDS-Klientel hinaus – und
sie bestehen fort.

Die Bedeutung von Konfession 
und Konfessionslosigkeit und der
Berufszugehörigkeit

Unter sozialstrukturellen Gesichtspunk-
ten waren die Ergebnisse der Wahlen des
Jahres 1990 ebenso überraschend wie
ungewöhnlich ausgefallen: Der konfessio-
nelle Cleavage schien auch in der ostdeut-
schen Wählerschaft zu existieren. Berufs-
strukturell schienen die traditionellen
Konfliktlinien indessen keine nennens-
werte Rolle für die Formierung der Wäh-
lerentscheidung zu spielen. Folgt man der
Hypothese von der „Stunde null“, ist zu
fragen, ob sich mittlerweile festere Bin-
dungen in der Wählerschaft hergestellt
haben und ob sich sozialstrukturell das
Wählerverhalten der Ostdeutschen an die
Strukturen im westdeutschen Elektorat
angleicht oder ob die ostdeutsche Wäh-
lerschaft in großer Zahl bzw. Mehrheit
ihre Nichtwahl- und ihre Wahlentschei-
dung noch immer rein situationsbezogen

trifft. Folgt man indessen der Sozialisa-
tionshypothese, ist zu fragen, ob die aus
der DDR-Vergangenheit überkommenen,
exogen wie endogen bestimmten Be-
sonderheiten in der ostdeutschen Wähler-
schaft fortbestehen, aber auch welche
Wirkungen die Vereinigungsfolgen, ins-
besondere die sozialstrukturellen Dispa-
ritäten und Konfliktlinien zwischen Ost
und West, ausgelöst haben. Die Befunde
sind widersprüchlich.
(1) Mit Blick auf die Bedeutung des kon-
fessionellen Cleavage zeigen die von der
Mannheimer Forschungsgruppe Wahlen
übernommenen Daten in Tabelle 7, dass
die Anteile der Union in der Zeit deutlich
zurückgegangen sind. Dieser Trend reflek-
tiert die Stimmenverluste der CDU in Ost-
deutschland insgesamt. Doch ist die Union
bei Katholiken und Protestanten mit 1998
46% bzw. 37% noch immer deutlich über-
repräsentiert, wenngleich die Differenzen
nicht mehr so ausgeprägt sind, wie bei
den Wahlen des Jahres 1990. Deutlich
unterrepräsentiert ist die Union hingegen
bei den Wählern ohne Konfession, wäh-
rend für die PDS und für die Sozialdemo-
kraten genau das Gegenteil zutrifft. Die
Daten sind ein deutlicher Beleg für die
Wirkung des Konfessions-Cleavage auch
in Ostdeutschland. Allerdings muss man
die Unterschiede in der Konfessionsstruk-
tur der Bevölkerung in Rechnung stellen,
denn rund zwei Drittel der Ostdeutschen
sind konfessionslos; 6% gehören der
katholischen, 28% protestantischen Reli-
gionsgemeinschaften an. Hieraus resultie-
ren nicht automatisch größere strukturel-
le Nachteile für die Union, da vom Konfes-
sions-Cleavage asymmetrische Wirkungen
ausgehen; das heißt: Von der Konfessions-
bindung gehen zwar deutliche Effekte
zugunsten der Union, von der Konfes-
sionslosigkeit indes nicht in gleichem
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Tab. 7: Wahlentscheidung nach Konfession in % 
(Wahlgebiet Ost; Repräsentativbefragung)

Quelle: Emmert, Thomas et al. 2001: 49

Emmert, Thomas et al. 2001: 47

Tab. 8: Wahlentscheidung nach Berufsgruppen in % 
(Wahlgebiet Ost; Repräsentativbefragung)



Maße, und schon gar nicht monokausal
Anti-Effekte zuungunsten der Union aus.
Wäre dem so, könnte die CDU in den
neuen Ländern keine Mehrheiten erzie-
len, sondern wäre auf längere Sicht struk-
turelle Minderheitspartei. 
(2) Betrachtet man die berufliche Zu-
sammensetzung der Parteiwählerschaf-
ten zeigt der Zeitvergleich deutliche Ver-
änderungen (s. Tab. 8): Selbstständige
wählen – wie zu erwarten – überdurch-
schnittlich Union und FDP. Allerdings er-
zielte sowohl 1994 als auch 1998 die PDS
beachtliche Stimmenanteile in der Gruppe
der Selbstständigen. Die CDU büßte die bei
den Wahlen des Jahres 1990 starke Unter-
stützung aus der Arbeiterwählerschaft bei
den folgenden Wahlen allerdings sukzes-
sive und vor allem bei der Wahl von 1998
ein. Hatten sich 1994 die Wähler aus der
Arbeiterschaft noch knapp überdurch-
schnittlich für die CDU entschieden, sank
deren Anteil stark ab. Spiegelbildlich da-
zu verzeichneten die Sozialdemokraten
deutliche Stimmenzuwächse in den Grup-
pen der lohnabhängig Erwerbstätigen,
bei Beamten und Angestellten, insbeson-
dere aber in der Arbeiterwählerschaft. Bei
der Bundestagswahl von 1998 wurde die
SPD in Ostdeutschland mit 39 % erstmals
stärkste Partei in der Gruppe der Arbeiter-
wähler, während die Union ihre bis dato
führende Position einbüsste (s. Tab. 8).
Zwar ist die Überrepräsentation der SPD in
der Gruppe der Arbeiterwähler noch im-
mer deutlich geringer als im Westen, doch
scheinen sich auch hier – wenngleich mit
einiger zeitlicher Verzögerung – Anglei-
chungstendenzen an die Konfliktlinien des
Westens herzustellen. Indes dürfte sehr
fraglich sein, ob sich tatsächlich aus dem
Votum des Jahres 1998 dauerhafte Partei-
bindungen in der Arbeiterwählerschaft an
die SPD entwickeln, denn bei vielen ost-
deutschen Wählern, die von der Union zur
SPD wechselten, wird es sich wohl in erster
Linie um ein Negativ-Votum gegen die
Union gehandelt haben, ob und wohin
diese Wähler bei zukünftigen Wahlen
wandern, ist kaum zuverlässig zu prognos-
tizieren. Bezieht man den gegenteiligen
Trend bei den Landtagswahlen in Bran-
denburg, Thüringen und Sachsen des Jah-
res 1999 mit in die Betrachtung ein, bestä-
tigt sich vielmehr erneut der hohe Grad an
Volatilität in der ostdeutschen Wähler-
schaft, gerade auch in diesen Wählergrup-
pen (vgl. Schmitt 2001), so dass Skepsis
mehr als angebracht ist in der Frage, ob
sich dauerhafte Bindungen an die Sozial-
demokraten entlang der traditionellen
Konfliktlinie von Kapital und Arbeit he-
rausbilden. Aufschluss darüber können
letztlich nur die zukünftigen Bundestags-
wahlen, auch die vom kommenden Sep-
tember liefern.

Die Wählerschaft der PDS 
ist außerordentlich stabil

(3) Die PDS ist bei den Arbeiterwählern
weiterhin unterrepräsentiert, wenngleich
bei Bundes- und Landtagswahlen in der
zweiten Hälfte der 1990er-Jahre nicht
mehr so deutlich wie unmittelbar nach der
Wende (vgl. Tab. 8). Die Partei schneidet
hingegen mit fast durchschnittlichen

Ergebnissen bei Bauern und Selbstständi-
gen überraschend gut ab und erzielt ihre
besten Ergebnisse bei Beamten und Ange-
stellten. Die Wählerschaft der PDS kenn-
zeichnen ferner überdurchschnittlich
hohe Bildungsabschlüsse, vergleichsweise
gute Einkommen, aber auch unfreiwilli-
ger Berufs- bzw. Stellenwechsel und
Arbeitslosigkeit als Folge der Vereini-
gung. Die Wähler stammen vornehmlich
aus städtischen Wahlkreisen bzw. Regio-
nen mit hohem Dienstleistungsanteil und
nur geringer industrieller bzw. gewerb-
licher Produktion, insbesondere aus Ost-
Berlin und den vormaligen Bezirkshaupt-
städten und Standorten der Nationalen
Volksarmee. Dies deutet darauf hin, dass
sich die Wählerschaft der PDS noch immer
in großer Zahl aus Mitgliedern der Funk-
tionseliten und Privilegienträgern des
alten DDR-Systems zusammensetzt. Über-
durchschnittliche Unterstützung fand die
Partei aber auch in Regionen und Wahl-
kreisen, deren Bevölkerung besonders
stark von den Problemen des Struktur-
wandels betroffen ist. 
Die PDS ist sicherlich – plakativ formuliert
– zu einem Gutteil die Partei der Verei-
nigungsverlierer. Wen überrascht dies?
Fehl gehen allerdings alle diejenigen, die
die Postkommunisten allein als Protest-
partei oder auch als Partei der DDR-Nos-
talgie begreifen, über die mit der Anglei-
chung der Lebensverhältnisse die Zeit hin-
weggehen wird. Denn zum einen ist die
PDS-Wählerschaft außerordentlich stabil,
jedenfalls weit stabiler als die ostdeut-
schen Wählerschaften von Union und
Sozialdemokraten. Dies resultiert aus der
vergleichsweise überdurchschnittlichen
Parteiidentifikation der PDS. Etwa 13 %
der ostdeutschen Wähler identifizieren
sich mit der PDS, eine beachtlich Größe,
wenn im Osten insgesamt nur 56% der
Wähler überhaupt eine Parteiidentifika-
tion angeben. Hieraus folgt ein hoher
Stammwähleranteil der PDS. Deren Wie-
derwahlquote liegt bei ca. 80 Prozent.
Zum zweiten spiegelt (anders als die Mit-
gliedschaft oder gar die Funktionsträger

der Partei) die Wählerschaft der PDS so-
zialstrukturell in beachtlichem Masse eine
cross-section der ostdeutschen Wähler-
schaft wider. Dies zeigt nicht zuletzt 
auch die Alterszusammensetzung der
PDS-Wähler (s. Abb. 3). 

Drei unterschiedliche
Wählergruppen der PDS

Die PDS ist als ostdeutsche Regionalpartei
näherungsweise Volkspartei, die in der
Bevölkerung fest etabliert und zudem
institutionell und milieumäßig abgesi-
chert ist. 
Ihre Wählerschaft besteht – wie Richard
Hilmer (2002) und Infratest-dimap gezeigt
haben – aus drei unterschiedlichen Wäh-
lertypen bzw. Wählergruppen:
• die Gruppe der Kernwählerschaft mit

ihrem aus DDR-Zeiten überkommenen
sozialistischen Überzeugungssystem,
die die PDS auch zu Zeiten der Wende
und der Vereinigung unterstützt und
gewählt hat. Zu ihr zählen insbeson-
dere die Funktionseliten und Kader
der DDR, indes keineswegs ausschließ-
lich, da die Gruppe der Kern- und
Stammwähler mittlerweile deutlich
größer ist; 

• die Gruppe der Vereinigungsverlierer;
also insbesondere diejenigen, die der
Vereinigung zunächst durchaus posi-
tiv gegenüber eingestellt waren, über
die der Strukturwandel jedoch hinweg
gegangen ist und die sich aus ihrer
Enttäuschung über die Vereinigungs-
folgen von den Westparteien abge-
wandt haben. Sie rekrutieren sich
sicherlich zu einem großen Teil aus der
Gruppe derjenigen Ostdeutschen, die
sich selbst als „Bürger zweiter Klasse“
sehen und die verstärkt als Neuwähler
seit den zweiten Wahlen auf Bundes-
wie Länderebene ab Mitte der 1990er-
Jahre zur PDS gestoßen sind;

• die Gruppe systemkritischer Wähler. Es
sind dies zumeist junge, erst nach der
Vereinigung sozialisierte Wähler, die
sowohl dem ökonomischen als auch
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Abb. 3: Anteile der PDS-Wähler in Altersgruppen bei Bundestagswahlen seit 1990

Quelle: übernommen aus Hilmer 2001: 15



dem politischen System kritisch, teil-
weise auch grundsätzlich ablehnend
gegenüber eingestellt sind.

Die Typologie lässt plausibel werden,
warum die PDS ostdeutsche Regionalpar-
tei ist und bislang im Westen keinen Fuß
auf die Erde gebracht hat. Es fehlen die
traditionellen Milieus und Stammwähler;
Vereinigungsverlierer in dieser Form gibt
es im Westen nicht. Die westdeutschen
PDS-Wähler rekrutierten sich bis zu den
jüngsten Wahlen aus jungen systemkriti-
schen Wählern, in allerdings bislang nur
geringer Zahl. Dies jedoch könnte sich
ändern in Anbetracht der Politik der rot-
grünen Bundesregierung, etwa der real-
politischen Um- und Neuorientierungen
von Bündnis 90/Grünen auf außen- und
militärpolitischem wie umweltpoliti-
schem Felde, die so manchen ihrer system-
kritischen Anhänger zum Wechsel veran-
lassen könnten. Möglicherweise auch in
Anbetracht der Wirtschafts- und Sozialpo-
litik der Regierung Schröder, die so man-
chen traditionellen Anhänger der SPD
entfremden dürfte. Der Stimmenzuwachs
der PDS im Westteil Berlins bei der Land-
tagswahl vom vergangenen Oktober auf
6,9% könnte jedenfalls einen solchen für
Westdeutschland insgesamt typischen
Trend signalisieren.

Schlussfolgerung im Hinblick auf
bevorstehende Wahlen

Im Blick auf die Wahlentscheidung bei der
Bundestagswahl vom September 2002
lässt sich aus den geschilderten Befunden,
zusammen mit unseren systematischen
Überlegungen, mit einiger Plausibilität
folgern:
(1) Die Wählerschaft besteht gesamt-
deutsch aus zwei Elektoraten – auf der
Basis von gleichartigen wie unterschied-
lichen Konfliktlinien. Im Osten spielt der
ökologische Cleavage keine Rolle und die
traditionellen Cleavages, die konfessio-
nelle Konfliktlinie wie der Konflikt zwi-
schen Kapital und Arbeit, werden zu-
gleich fragmentiert und überlagert durch
die fortdauernden Wirkungen der DDR-
Erfahrungen wie der Vereinigungsfolgen,
die sich wechselseitig verstärken. Es gibt in
den neuen Ländern ganz offensichtlich
einen internen Nord-Süd-Konflikt, vor
allem aber mittlerweile einen verfestigten
Zentrum-Peripherie-Konflikt zwischen
Ost und West, der sich auch in den offen-
kundigen und in den letzten Jahren eher
wachsenden Mentalitäts- und Einstel-
lungsunterschieden manifestiert. Die
zwei Elektorate dürften mittelfristig stabil
sein.
(2) Die Wählerschaften sind heute von
größerer Volatilität und Wechselbereit-
schaft gekennzeichnet als früher. Aller-
dings sind der quantitative Wandel und
die qualitative Auflösung der traditionel-
len Milieus geringer als allgemein unter-
stellt. Annahmen, die von einer Wechsel-
bereitschaft von der Hälfte der Wähler
ausgehen, überschätzen beides um ein
Vielfaches, die Wechselbereitschaft wie
den tatsächlichen Wechsel. 

(3) Die Mobilität ist bei den sog. Neben-
wahlen, also auch Landtagswahlen deut-
lich höher, nicht zuletzt im Verhältnis
zwischen Bundes- und Landtagswahlen.
Dabei ist der Wechsel zwischen Wahl und
Nicht-Wahl oder auch zwischen Wahl und
Protestwahl von neuen Anbietern, insbe-
sondere auch von rechtspopulistischen
und rechtsextremistischen Parteien, grö-
ßer als der Wechsel zwischen den etablier-
ten Parteien.
(4) Da die Volatilität in den neuen Län-
dern aufgrund fehlender – oder besser:
aufgrund geringerer Parteiidentifikatio-
nen deutlich größer ist als im Westen, sind
dort auch die Anfechtungen und die
Erfolgschancen von Protestparteien wie
von Rechtsparteien außerhalb des Verfas-
sungsbogens größer.
(5) Die insgesamt in West wie Ost höhere
Volatilität in der Wählerschaft entspringt
nicht zuletzt den Integrations- und Mobi-
lisierungsproblemen der Volksparteien;
und sie geht einher mit der Medialisie-
rung und Personalisierung der Politik, so
dass den Kandidaten-Alternativen, vor
allem aber deren Medienvermittlung
gewachsene Bedeutung für das Wähler-
verhalten zukommt.
(6) In den Wahlentscheidungen geht 
es damit zunehmend um die Bestäti-
gung oder Abwahl von Regierungen und
um die Übertragung von Handlungs-
vollmacht – oder um es neuhochdeutsch
zu formulieren: Es geht um momen-
tum und um performance. Die Bundes-
tagswahl wird gewinnen, wer das 
Meinungsklima dynamisch für sich zu 
nützen versteht. Siegeszuversicht und 
Siegesaussichten dürften dabei – ähnlich
wie im Wahljahr 1998 von der Nieder-
sachsenwahl – nachhaltig von dem Er-
gebnis der Landtagswahl in Sachsen-
Anhalt bestimmt werden. Und die nächste
Bundesregierung wird stellen, wer Leis-
tungen wie Fehlleistungen am einsich-
tigsten zu präsentieren und zu erklären,
wer sein Leistungsangebot näherungs-
weise mit den Leistungserwartungen der
Wählerschaft zur Deckung zu bringen 
vermag.
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Lebt die Main-Linie noch?

Warum die Uhren manchmal anders gehen
Politisch-kulturelle Traditionen und ihre Bedeutung für Politik und Wahlverhalten in Deutschland

Von Horst Glück

Dr. Horst Glück ist Parlamentsrat im Land-
tag von Baden-Württemberg. Er ist Autor
des Buches: „Parteien, Wahlen und politi-
sche Kultur in einer württembergischen
Industrieregion“ (Esslingen 1991).

Wahlverhalten in Deutschland wird zu-
meist sozialstrukturell erklärt: mit Kon-
fession und sozialem Status. Auffallend
ist jedoch – daran gemessen – die unter-
durchschnittliche Bedeutung der SPD in
Baden-Württemberg und die überdurch-
schnittliche Stärke der CSU in Bayern. Hier
kommen Besonderheiten der politischen
Kultur zum Tragen, die die Uhren teil-
weise anders gehen lassen, was die her-
kömmliche Wahlforschung gerne über-
sieht. Ein besonders eindrucksvolles Bei-
spiel stellt der württembergische Landes-
teil von Baden-Württemberg dar. Andere
Teile Deutschlands blieben noch zu unter-
suchen. Red.

Die Main-Linie als Scheidelinie 
im Wahlverhalten?

Die Redewendung von der so genann-
te Main-Linie vermutet, dass im Süden
Deutschlands in der Politik die Uhren
anders gehen als im Norden. Die Main-
Linie wird manchmal auch als „Weiß-
wurst-Äquator“ bezeichnet und weist
schon durch die Art der Wurst auf eine
gewisse bayrische Vormachtstellung in
dieser Frage hin. Es geht um räumliche
und damit regionale Besonderheiten in
der Politik und beim Wahlverhalten inner-
halb von Deutschland. Der Beitrag wird
sich insbesondere mit möglichen Gemein-
samkeiten von Bayern und Baden-Würt-
temberg und mit gemeinsamen Unter-
schieden der beiden Bundesländer gegen-
über den anderen Teilen Deutschlands
beschäftigen, genauer genommen ge-
genüber den anderen Teilen der alten
Bundesrepublik. Denn der Osten Deutsch-

lands, die neuen Bundesländer, unter-
scheiden sich auch nach über 10 Jahren
deutscher Einheit vom gesamten Westen
gerade auch beim Wahlverhalten so deut-
lich, dass eine innerregionale Betrachtung
über den Ost-West-Vergleich hinaus we-
nig sinnvoll ist. (Zum Thema Deutschland
Ost und Deutschland West vgl. den Bei-
trag von Rainer Olaf Schultze in diesem
Heft.)
Die Main-Linie zur Unterscheidung politi-
schen Verhaltens bei Wahlen besteht
heute auf den ersten Blick vor allem darin,
dass Bayern und Baden-Württemberg
praktisch immer von der CDU bzw. der
CSU regiert werden. In Hessen und Rhein-
land-Pfalz, die von der Main-Linie durch-
schnitten werden, sieht es hingegen schon
wieder ganz anders aus. Aber auch wenn
wir uns bei der angesprochenen Main-
Linie auf Bayern und Baden-Württemberg
konzentrieren, zeigt Tabelle 1 bei den
Stimmenergebnissen der Union deutliche
Unterschiede.
Bei der Bundestagwahl 1998 erhielt die
CSU in Bayern 47,7 %, die CDU in Baden-
Württemberg dagegen lediglich 37,8 %
bei einem Bundesergebnis der Union von
35,1 %. Der Abstand der CSU zur CDU in
Baden-Württemberg betrug rd. 10 %,
während der Abstand der CDU zum
Bundesschnitt lediglich gut 2,5 % betrug.
Die CDU in Baden-Württemberg hat bei
der Bundestagswahl zwar überdurch-
schnittlich gut abgeschnitten, aber nicht
herausragend gut wie die CSU, die den
Bundesschnitt um gut 12,5 % übersteigt.
Was beide Länder wahlpolitisch eint –
weit mehr als die gemeinsame Stärke der
Union –, ist die besondere Schwäche der
SPD: Bei der Bundestagswahl 1998 erzielte
die SPD in Baden-Württemberg 35,6%, die
SPD in Bayern 34,4 % bei einem Bundes-
ergebnis von 40,9 %. 

Bei den kleineren Parteien FDP und Grüne
gibt es hingegen keine Gemeinsamkeit
zwischen Bayern und Baden-Württem-
berg: In Baden-Württemberg notieren
FDP und Grüne traditionell deutlich über-
durchschnittlich, in Bayern stark unter-
durchschnittlich.

Konzentration in Bayern,
Aufsplitterung in Baden-Württemberg

Insgesamt ist Bayern durch eine hohe
Stimmenkonzentration bei der dominan-
ten CSU geprägt, während Baden-Würt-
temberg eher durch eine besondere Zer-
splitterung oder Pluralität im Wahlverhal-
ten auffällt.
Bei Landtagswahlen insbesondere in den
90er-Jahren ist die Zersplitterung in
Baden-Württemberg und die Konzentra-
tion in Bayern noch deutlicher hervorge-
treten, wie Tabelle 2 zeigt.
Das Ergebnis der Landtagswahl 2001 in
Baden-Württemberg brachte abweichend
von den beiden Landtagswahlen der
Neunzigerjahre eine starke Rekonzentra-
tion bei den beiden großen Parteien. Es ist
aber auf andere Weise auch ein landesty-
pisches Ergebnis: Der Stimmengewinn der
SPD von über 8 Prozent zeigt für ein west-
liches Flächenland außerordentlich starke
Schwankungen bei den Wahlergebnissen.
Bei der Landtagswahl 1992 war von sol-
chen starken Schwankungen die CDU
negativ betroffen, als sie rund 10 Prozent
verlor. Solche starken Schwankungen wei-
sen auf vergleichsweise schwache Partei-
bindungen in Baden-Württemberg hin.
Eine gemeinsame politische Tradition von
Bayern und Baden-Württemberg mit Aus-
wirkungen auf das Wahlverhalten gibt es
nicht. Zwar regieren in beiden Länder die
Unionsparteien ununterbrochen, doch
sind die Stärkeverhältnisse der CSU in Bay-
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Tab. 1: Bundestagswahl 1998 (in Prozent)

CDU/CSU SPD Grüne FDP

Bundesergebnis 35,1 40,9 6,7 6,2

Bayern 47,7 34,4 5,9 5,1

Baden-Württemberg 37,8 35,6 9,2 8,8

Tab. 2: Wahlergebnisse bei Landtagswahlen (in Prozent)

Union SPD Grüne FDP Rep. Sonst. Union Rest
+SPD

Bayern 52,9 28,7 5,7 1,7 3,6 7,4 81,6 18,4
LTW 98
Ba-Wü 41,3 25,1 12,1 9,6 9,1 2,8 66,4 33,6
LTW 96

Ba-Wü 44,8 33,3 8,1 7,7 4,4 1,7 78,1 21,9
LTW 01



ern und der CDU in Baden-Württemberg
deutlich verschieden. Gemeinsam ist bei-
den Ländern eine besondere Schwäche
der SPD, während bei der FDP und den
Grünen Bayern und Baden-Württemberg
geradezu Antipoden sind.

Kulturkampf und Klassenkampf:
Historische Konfliktlinien machen
sich überall bemerkbar

Aus unterschiedlichen Wahlergebnissen
in den verschiedenen Bundesländern
kann noch nicht auf ein besonderes regio-
nales Wahlverhalten geschlossen werden,
das auf spezifischen regionalen politi-
schen Traditionen beruht. Wir wissen aus
der Wahlforschung seit ihrer Entstehungs-
zeit im frühen 20. Jahrhundert, dass das
Wahlverhalten in einer Region stark von
der Verteilung bestimmter sozialstruktu-
reller Merkmale abhängt.
Für Deutschland gilt traditionell bei den
beiden großen Parteien das folgende
Muster:
– je mehr Katholiken in einer Region,

desto mehr CDU/CSU,
– je mehr Arbeiter in einer Region, desto

mehr SPD,
– und abgeschwächt: je städtischer eine

Region, desto mehr SPD.
Erklärt wurden diese wahlstatistischen
Zusammenhänge mit historischen Kon-
fliktlinien in der Gesellschaft, die zu ver-
schiedenen „sozialmoralischen Milieus“
geführt haben, wie das Rainer Maria Lep-
sius genannt hat, mit jeweils besonderen
Parteien als Vertreter dieser Milieus. Die
beiden maßgeblichen historischen Kon-
fliktlinien waren dabei der Kulturkampf
und der Klassenkampf.
Seit der Entstehung von Interessenpar-
teien gegen Ende des 19. Jahrhunderts in
Deutschland führte beispielsweise der
Kulturkampf zwischen preußischem Staat
und katholischer Kirche zur Gründung der
katholischen Zentrumspartei, die nach
1945 ein organisatorischer Kern für die
Neugründung von CDU und CSU gewesen
ist. Deshalb gibt es eine Wahltradition von
Katholiken für die CDU/CSU im Nach-
kriegsdeutschland bis heute, insbesonde-
re bei regelmäßigen Kirchgängern, ob in
Bayern oder Nordrhein-Westfalen, egal
ob Beamte, Bauern oder Angestellte.
Der Interessenkonflikt zwischen Kapital
und Arbeit, der Klassenkampf, hat seit
Ende des 19. Jahrhunderts dazu geführt,
dass Arbeiter, insbesondere wenn sie Mit-
glied der Gewerkschaft sind, mit über-
durchschnittlicher Wahrscheinlichkeit SPD
wählen.
Deshalb ist ein Wahlverhalten in einer
ländlichen katholischen Region zugunsten
von CDU/CSU allein noch kein besonderes
regionales Wahlverhalten, sondern eher
der sozialstrukturell erwartete Normalfall.
Das Gleiche gilt für die besondere Stärke
der SPD in einer protestantischen, verstäd-
terten und industriell geprägten Region.

Erklärungsbedürftig ist das
schlechte Abschneiden der SPD 
in Baden-Württemberg

Von einem besonderen regionalen Wahl-
verhalten, von einer regionalen politi-

schen Tradition mit Auswirkungen auf das
Wahlverhalten kann man deshalb nur
dann sprechen, wenn das Wahlverhalten
dauerhaft und deutlich von dem auf-
grund der Sozialstruktur erwartbaren
Ergebnis abweicht.
Anhand der Bundestagwahl von 1976,
also etwa zur Hälfte der bisherigen Nach-
kriegszeit, – mit dem damaligen Parteien-
angebot von 2 1⁄2 Volksparteien und einem
festen Koalitions- und Oppositionsmuster
und vergleichsweise hohen Stamm-
wähleranteilen haben P. Hoschka und H.
Schunck – zwei empirische Wahlforscher –
das Wahlergebnis in den einzelnen Bun-
desländern in Beziehung gesetzt zur
jeweiligen Sozialstruktur in den Ländern.
Dabei sind sie zu dem Ergebnis gekom-
men, dass es nur wenig an regionalen
Besonderheiten gegeben habe, wenn
man die Ergebnisse um die Sozialstruktur-
effekte bereinigt. Den größten Ausschlag,
bzw. die größte Abweichung von den
sozialstrukturellen Erwartungen gab es
dabei aber in Baden-Württemberg – nicht
in Bayern, wie viele vermutet haben. Das
SPD-Ergebnis in Baden-Württemberg lag
rd. 4 % unter, das CDU-Ergebnis etwa 
2,5 % über den sozialstrukturellen Nor-
malerwartungen, d.h. CDU und SPD lagen
rd. 6,5% zu weit auseinander, wenn man
die Sozialstruktur (Konfession, Berufs-
struktur, Bevölkerungsdichte) im Bundes-
vergleich bereinigt. Dabei ist zu ergänzen,
dass die SPD in Baden-Württemberg bei
der Bundestagswahl 1976 vergleichsweise
gut abgeschnitten hat, i.d.R. ist die Diffe-
renz zum Bundesergebnis noch größer
gewesen.
Die Wahlergebnisse für die SPD in Baden-
Württemberg sind stark unterdurch-
schnittlich. Im Vergleich mit den west-
lichen Bundesländern besteht in der Regel
ein Defizit zwischen 6 und 8 Prozentpunk-
ten – obwohl Baden-Württemberg im
Unterschied zu Bayern eigentlich den so-
zialstrukturellen Normalfall darstellt und
deshalb eigentlich nach den klassischen
Annahmen der Wahlforschung die Sozial-
demokratie auch durchschnittlich ab-
schneiden müsste.
Der Katholikenanteil ist leicht überdurch-
schnittlich, aber auch der Arbeiteranteil
an den Erwerbstätigen. Die Zahl der
Gewerkschaftsmitglieder bezogen auf die
Gesamtbevölkerung liegt gleichfalls im
Bundesdurchschnitt. Auch die Verstädte-
rung, die Siedlungsdichte, entspricht
ungefähr dem Bundesschnitt, wenn man
das hochgradig großstädtische Nord-
rhein-Westfalen herausrechnet. Auch die
Wirtschaftsstruktur in Baden-Württem-
berg ist nicht, wie oft behauptet, aus-
gesprochen mittelständisch, sondern die
durchschnittliche Betriebsgröße liegt et-
wa im Mittelfeld im Vergleich mit anderen
westlichen Bundesländern.
Da sich das Wahlverhalten in Baden-Würt-
temberg insbesondere bei der SPD nicht
auf eine entsprechende wahldeterminie-
rende Sozialstruktur zurückführen lässt –
weder in der Vergangenheit noch heute –,
gehe ich von besonderen politischen Tra-
ditionen, einer besonderen regionalen
politischen Kultur aus, die für das abwei-
chende Wahlverhalten verantwortlich
sein müsste.

Diese besonderen Faktoren einer regiona-
len politischen Kultur lassen sich aller-
dings nicht exakt quantifizieren, sie sind
zu suchen in der besonderen regionalen
Geschichte mit ihren Eigenheiten der
Wirtschafts- und Siedlungsgeschichte
ebenso wie der Sozial- und Religionsge-
schichte.
Wegen dieser fehlenden Quantifizierbar-
keit von politischen Traditionen und einer
besonderen regionalen politischen Kultur
hat die empirische Wahlforschung den
Beitrag der politischen Kulturforschung
zur Erklärung des Wahlverhaltens zu
gering veranschlagt. Max Kaase – ein 
Altmeister der Wahlforschung – hat in die-
sem Zusammenhang einmal davon ge-
sprochen, politische Kultur sei der Ver-
such, den Pudding an die Wand zu nageln.
Er hat damit allerdings nicht bestritten,
dass es den Pudding mit Auswirkungen
auf das Wahlverhalten gibt. 

Und in Bayern die Stärke der CSU

Jürgen Falter – ein ausgewiesener empiri-
scher Wahlforscher – stellt da eine Aus-
nahme dar. Er hat zu Beginn der 80er-
Jahre das Wahlverhalten in Bayern genau-
er untersucht und hat nach Bereinigung
von Sozialstruktureffekten im Bundesver-
gleich einen auf diese Weise nicht erklär-
baren Rest an CSU-Stärke gefunden, der
wohl – so Falter – in der spezifischen
Geschichte und Tradition Bayerns zu
suchen sei. 
Es bleibt deshalb festzuhalten – und dies
habe ich am Beispiel von Baden-Württem-
berg und Bayern angesprochen –, dass es
nach wie vor, gestern wie heute ein regio-
nales Wahlverhalten gibt, das mit dem 
traditionellen sozialstrukturellen Erklä-
rungsansatz der Wahlforschung nicht
erklärt werden kann. Im westlichen
Bundesvergleich weichen die Wahlergeb-
nisse in Bayern und Baden-Württemberg
deutlich von den sozialstrukturellen Er-
wartungen ab, in Bayern ist es dabei vor
allem die besondere Stärke der CSU und 
in Baden-Württemberg die Schwäche der
SPD.

Die Prosperitätsthese kann die
Unterschiede nicht hinreichend
erklären

Die Wahlforschung hat noch einmal in
den 80er- und frühen 90er-Jahren ver-
sucht, das abweichende Wahlverhalten
und die besondere Schwäche der SPD im
Süden Deutschlands mit einer verfeiner-
ten Sozialstrukturanalyse zu erklären. Das
Forschungsinstitut Infas beispielsweise
sprach von einer neuen Scheidelinie des
politischen Verhaltens, wonach Arbeit-
nehmer im Süden bei geringerer Arbeits-
losigkeit und geringeren sozialen Proble-
men weniger die für soziale Sicherheit ste-
hende SPD wählen als Arbeitnehmer im
nördlichen Teil Deutschlands mit weniger
gesicherten Arbeitsplätzen in weniger
prosperierenden Regionen. Damit wurde
auch die Schwäche der SPD in modernen
wachstumsintensiven Großstadtregionen
begründet, wie Frankfurt, München oder
Stuttgart, im Unterschied zur bis dahin
anhaltenden Stärke beispielsweise in den
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weniger wachstumsstarken Großstädten
des Ruhrgebiets. 
Diese Feststellungen blieben aber Mo-
mentaufnahmen. Für die Bundestagswah-
len 1987 und 1994 treffen sie als Trend zu.
Bei der Bundestagswahl 1998 ist dieser
Trend wieder abgeschwächt worden und
bei der Kommunalwahl 1999 in Nord-
rhein-Westfalen erlitt die bis dahin domi-
nierende SPD zum Teil recht dramatische
Stimmenverluste. Außerdem reicht die
traditionelle Schwäche der SPD in Baden-
Württemberg und die Stärke der CSU in
Bayern zeitlich weit hinter Befunde dieser
Prosperitätsthese zurück, die auf den wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklungen
der 80er- und 90er-Jahre beruht. Ein
Längsschnittvergleich der SPD-Ergebnisse
bei Bundestagswahlen nach westlichen
Flächenländern von 1957 bis 1998 in
Tabelle 3 zeigt die wahlpolitische Ausein-
anderentwicklung von Nord und Süd
anhand der SPD-Ergebnisse.
Das Schaubild zeigt in der Tat einen Nord-
Süd-Drift beim Wahlergebnis der SPD, der
allerdings in der Wachstumsphase der SPD
bis 1972 entstanden ist. Bis 1972 konnten
in den nördlichen Bundesländern auf-
grund von verschiedenen Besonderheiten
mehr Wählermilieus in die SPD integriert
werden als im Süden, beispielsweise das
katholische Arbeitermilieu in Nordrhein-
Westfalen und die evangelischen Vertrie-
benen in Niedersachsen und Schleswig-
Holstein. In Bayern und Baden-Württem-
berg gab es keine starken traditionellen
katholischen Arbeitermilieus und die Ver-
triebenen im Süden waren ganz überwie-
gend katholisch. Diese Integrationspro-
zesse verschiedener traditioneller Wähler-
milieus in die beiden großen Volkspar-
teien waren bis Anfang der Siebzigerjahre
abgeschlossen.
In den letzten annähernd 30 Jahren, von
1972 bis 1998, blieb die regionale Entwick-
lung beim Wahlverhalten weitgehend sta-
bil, mit der Ausnahme von Hessen, bei
dem die besonderen Probleme der Groß-
stadtregion Frankfurt zu Buche schlagen,
die rd. 50 % der hessischen Bevölkerung
umfasst. Der kleine Ausreißer bei Nieder-
sachsen dürfte im Wesentlichen durch die
besonderen Auswirkungen der regiona-
len Herkunft des Kanzlerkandidaten der
SPD zur letzten Bundestagswahl zu erklä-
ren sein. Die Nord-Süd-Drift, die mit der
Bundestagswahl 1987 noch etwas deut-
licher hervorgetreten ist, verkleinert sich
auf jeden Fall mit der letzten Bundestags-
wahl.

Insgesamt kann anhand des Wahlergeb-
nisses auf Bundesebene bis heute festge-
halten werden, dass die regionalen Unter-
schiede vor allem bis 1972 hervorgetreten
sind, seither aber trotz erheblichem sozia-
len Wandel und eines mindestens hälfti-
gen Austausches des Wahlkörpers zumin-
dest stabil geblieben sind. Dieses halte ich
für ein erstaunliches Ergebnis. Es zeigt ein
beharrliches Fortdauern von regionalen
Wahlmustern, das nach der Integration
traditioneller Wählermilieus in die beiden
großen Parteien zu Beginn der Siebziger-
jahre entstanden ist. 

Bei Landtagswahlen profitiert sehr
oft die Regierungspartei

Auf der regionalen Ebene, der Ebene der
Landtagswahlen zeigen sich hingegen
immer wieder eigenständige, vom Bun-
destrend abgekoppelte wahlpolitische
Entwicklungen, die i.d.R. mit den jeweili-
gen Landesregierungen verbunden sind.
Wir wissen, dass Landesregierungen im
Vergleich mit der Bundesregierung insge-
samt weniger kritisch bewertet werden,
auch weil die Mehrzahl der die Bürger
bewegenden Politikfelder der Bundespo-
litik zugeschrieben werden. Wenn keine
ganz besonders kräftigen bundespoliti-
schen Überlagerungen auftreten – wie
etwa das Jahr 1999 gegen die SPD nach
den besonderen Anlaufschwierigkeiten
der neuen rot-grünen Bundesregierung
oder das Jahr 2000 gegen die CDU im
Zusammenhang mit der so genannten
Spendenaffäre um Altkanzler Kohl –, ist 
es üblicherweise so, dass die Zustim-
mungsraten für die Landesregierungen
sich in einem deutlichen Wahlbonus für
die jeweils führende Regierungspartei bei
Landtagswahlen niederschlagen. So hat
beispielsweise die CSU in Bayern bei der
letzten Landtagswahl einen Monat vor
der Bundestagswahl ihre absolute Mehr-
heit sogar noch leicht ausbauen können,
obwohl erstmals auch die Freie Wählerver-
einigung zur Landtagswahl angetreten
ist. Aber bereits zwei Wochen später bei
der Bundestagswahl hat auch die CSU
kräftig verloren, wenn auch bei weitem
nicht so stark wie die CDU. Im März 2001
fanden zeitgleich in Baden-Württemberg
und in Rheinland-Pfalz Landtagswahlen
statt, bei denen die regierende CDU in
Baden-Württemberg 3,5 % hinzugewin-
nen konnte, während die oppositionelle
CDU in Rheinland-Pfalz 3,4 % verloren
hat. Am gleichen Tag unter denselben

bundespolitischen Rahmenbedingungen
entwickeln sich die Landtagswahlergeb-
nisse der CDU in Baden-Württemberg und
Rheinland-Pfalz um 7 Prozentpunkte aus-
einander. Die CDU in Baden-Württemberg
kann sich danach mit ca. 45% als dominie-
rende Landespartei mit über 10 % Vor-
sprung vor der SPD souverän behaupten,
während die CDU in Rheinland-Pfalz, die
noch 1983 die absolute Mehrheit erreich-
te, mit jetzt noch 35 % fast 10 Prozent-
punkte hinter der SPD zurückliegt. Bei der
Bundestagswahl 1998 lag die CDU in
Rheinland-Pfalz (39,1 %) aber noch deut-
lich vor der CDU in Baden-Württemberg
(37,8%), sodass die vergleichsweise starke
Stellung der CDU in Baden-Württemberg
gegenüber der CDU in Rheinland-Pfalz
nur für Landtagswahlen gilt. 
In der Vergangenheit wurde für den
Zusammenhang von Landtagswahlen mit
Bundestagswahlen immer wieder die so
genannte Anti-Regierungs-Hypothese
herangezogen. Diese Hypothese besagt
im Wesentlichen, dass es die im Bund
regierenden Parteien bei Landtagswahlen
besonders schwer haben, weil der mit der
Bundespolitik unvermeidlich verbunde-
ne Unmut die entsprechenden Regie-
rungsparteien bei Landtagswahlen be-
nachteiligt. Die dargestellten jüngsten
Beispiele aus Bayern, Baden-Württem-
berg und Rheinland-Pfalz zeigen aber,
dass bei Landtagswahlen auch ein beson-
ders starker Pro-Landesregierungs-Effekt
besteht, der bei einigermaßen normalen
bundespolitischen Stimmungslagen die
bundesbezogene Anti-Regierungs-Hypo-
these bei weitem übersteigt und wie im
Fall der parallelen Landtagswahlen von
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz
die deutlich auseinander gehende Stärke
der CDU zu erklären hat. Andere Erklä-
rungsfaktoren sind mir zumindest nicht
bekannt.

Abweichendes Wahlverhalten vor
allem in Württemberg

Wie entstehen solche dauerhaften Unter-
schiede im regionalen Wahlverhalten 
bei Bundestagswahlen, die durch die 
Sozialstruktur nicht erklärt werden 
können – wie etwa die Schwäche der 
SPD in Baden-Württemberg oder die 
Stärke der CSU in Bayern? Ich will am 
Beispiel von Baden-Württemberg im 
Folgenden einen Erklärungsversuch
machen, wobei sich der Pudding aber
nicht nageln lässt.

Tab. 3: SPD-Ergebnisse bei Bundestagswahlen mit Veränderungen nach Ländern (in Prozent)

Bundestagswahl- 1957 1972 57–72 1987 72–87 57–87 1998 87–98 72–98 57–98
ergebnisse der SPD

Niedersachsen 32,8 48,1 +15,3 41,4 –6,7 +8,6 49,4 +8,0 +1,3 +16,6

Schleswig-Holstein 30,8 48,6 +17,8 39,8 –8,8 +9,0 45,4 +5,6 –3,2 +14,6

Nordrhein-Westfalen 33,5 50,4 +16,9 43,2 –7,2 +9,7 46,9 +3,7 –3,5 +13,4

Bundesrepublik (W) 31,8 45,9 +15,5 37,0 –8,9 +6,2 42,3 +5,3 –3,6 +11,5

Rheinland-Pfalz 30,4 44,9 +14,5 37,1 –7,8 +6,7 41,3 +4,2 –3,6 +10,9

Baden-Württemberg 25,6 38,9 +13,1 29,3 –9,6 +3,5 35,6 +6,3 –3,3 +9,8

Bayern 26,4 37,8 +11,4 27,0 –10,8 +0,6 34,4 +7,4 –3,4 +8,0

Hessen 38,0 48,5 +10,5 38,7 –9,8 +0,7 41,6 +2,9 –6,9 +3,6



Die Wahlergebnisse in Baden-Württem-
berg zeichnen sich gegenüber dem Bun-
destrend v.a. dadurch aus, dass die SPD
vergleichsweise schwach und die kleinen
Parteien FDP und Grüne besonders 
stark notieren. Baden-Württemberg gilt
sowohl für die FDP wie auch für die Grü-
nen als Stammland. Aber auch die rechts-
populistischen Republikaner konnten hier
in einem Land mit geringer Arbeitslosig-
keit, geringer Kriminalität und vergleichs-
weise wenigen sozialen Problemen
bereits bei der Europawahl 1989 zweistel-
lig abschneiden. Diesen außerordent-
lichen Wahlerfolg konnten die Republika-
ner auch bei den Landtagswahlen 1992
und 1996 wiederholen. Die räumlichen
Wählerschwerpunkte der Republikaner
lagen im protestantisch geprägten Alt-
württemberg, in dem die wirtschaftliche
Situation innerhalb von Baden-Württem-
berg besonders günstig ist. Die weit ver-
breitete These von den sozial Deklassier-
ten, die rechtsradikal wählen, reicht hier
zur Erklärung zumindest nicht aus.
Für Württemberg ist beim Wahlverhalten
außerdem besonders charakteristisch,
dass die parteilosen Freien Wähler tradi-
tionell in der Kommunalpolitik eine
bestimmende Rolle spielen und dass Bür-
germeister und Oberbürgermeister be-
sonders häufig parteilos sind. So macht
z.B. in der unmittelbaren Nachkriegszeit
ein Vergleich der Bürgermeisterwah-
len1948 im Landesbezirk Württemberg
mit dem Landesbezirk Baden diesen cha-
rakteristischen Unterschied deutlich. Von
den damals knapp 1000 Bürgermeistern
im Landesbezirk Württemberg waren
über 90 % parteilos, während von den
knapp 500 Bürgermeistern des Landesbe-
zirks Baden lediglich ca. 48% keiner Partei
angehören.
Auch heute im Jahr 2002 ist die starke Prä-
senz der parteilosen Kommunalpolitiker
in Württemberg im Vergleich zu Baden
deutlich: Von 56 Oberbürgermeistern
in Württemberg gehören 24 der CDU an,
17 sind parteilos, 12 sind Mitglied der SPD,
2 gehören der FDP und 1 den Grünen an.
Der Unterschied zu Baden bleibt vorhan-
den: Von 37 Oberbürgermeistern gehören
15 der SPD an, 13 der CDU, 4 sind parteilos,
3 in der FDP und 1 bei den Grünen. In
Württemberg stellen die Parteilosen
immer noch gut 30% der Oberbürger-
meister, während es in Baden lediglich gut
10 % sind.
Da diese traditionellen Besonderheiten
vor allem für Württemberg und weniger
für Baden gelten, kann man nach wie vor
nicht von einer einheitlichen politischen
Kultur in Baden-Württemberg sprechen.
Vielmehr zeigt sich, dass lange zurückrei-
chende regionale Besonderheiten beim
Wahlverhalten in Württemberg fortdau-
ern – auch nach dem mittlerweile 50-jähri-
gen Bestehen des gemeinsamen Bundes-
landes Baden-Württemberg.

Traditionell schwache
Parteibindungen

Ein besonders wichtiges Charakteristikum
von Württemberg sind die traditionell
vergleichsweise geringen Parteibindun-
gen, die neuen Parteiformationen bei all-

gemein dafür günstigen Stimmungslagen
sehr schnell zu Wahlerfolgen verhelfen
können. Auch die traditionelle Stärke der
Freien Wähler und die große Zahl partei-
loser Bürgermeister und Oberbürgermeis-
ter weisen auf vergleichsweise schwache
Parteibindungen hin. 
Da die CDU in Württemberg ihre sozial-
strukturellen Erwartungen bei Wahlen im
Bundesvergleich gut erfüllt, liegen die
schwachen Parteibindungen v.a. in der
traditionell geringen Stammwählerschaft
der SPD begründet. Die Stärke der kleine-
ren Parteien FDP und Grüne und die 
günstigen Voraussetzungen für rechte
Protestparteien in Baden-Württemberg
resultieren vor allem aus der im Bundes-
vergleich schwachen Bindungskraft der
SPD, die in Baden-Württemberg maßgeb-
lich zu den insgesamt unterdurchschnitt-
lichen Parteibindungen beitragen. Daraus
resultieren im Südwesten die vergleichs-
weise starken Schwankungen in den Par-
teiergebnissen bei Wahlen. 

Das gilt vorwiegend für
die Sozialdemokratie

Was ich für Baden-Württemberg in Bezug
auf Sozialstruktur und abweichendes
Wahlverhalten ausgeführt habe, trifft ins-
besondere auf Württemberg zu. Betrach-
ten wir den württembergischen Kern-
raum, die Region Stuttgart: Sie umfasst
mit ca. 2,5 Mio. Menschen etwa ein Viertel
der Einwohner des Landes. Die Region ist
damit einer der größten Verdichtungs-
räume Deutschlands. Sie ist traditionell
hoch industrialisiert mit einem vergleichs-
weise hohen Anteil der Arbeiterschaft an
den Beschäftigten, sie ist überwiegend
protestantisch geprägt sowie stark ver-

dichtet und verstädtert. Trotzdem schnei-
det hier die SPD traditionell vergleichs-
weise schlecht ab, im Regelfall deutlich
schlechter als die CDU, die von dieser So-
zialstruktur eigentlich benachteiligt wer-
den müsste.
Vor über 100 Jahren war zu dieser Thema-
tik in der SPD-Tageszeitung Sozialde-
mokrat zu lesen: „Württemberg gilt in
Deutschland als derjenige Teil, in welchem
die wirtschaftliche Lage des Mittel- und
Arbeiterstandes bis zu einem gewissen
Grade als noch nicht ganz unerträglich
bezeichnet werden könne; deshalb schrei-
tet auch hier die proletarische Arbeiterbe-
wegung nicht mit so raschen Schritten vor,
als in dem mit großen Fabrikzentren über-
ladenen Norddeutschland.“ (Sozialdemo-
krat vom 5. Sept. 1890) 
Württemberg war zu dieser Zeit beim
Industrialisierungsgrad tatsächlich eher
am Schluss der verschiedenen Reichsteile
zu finden. Ein rascher überdurchschnitt-
licher industrieller Wachstumsprozess
brachte Württemberg aber bereits gegen
Ende der Weimarer Republik in die Spit-
zengruppe der hoch industrialisierten
Regionen des Deutschen Reiches, ohne
dass damit politische Erfolge der „proleta-
rischen Arbeiterbewegung“ verbunden
waren. Württemberg hinkte beim sozialis-
tischen Stimmenanteil dem Reichsschnitt
nach wie vor um etliche Prozentpunkte
hinterher. Die SPD in Baden-Württemberg
bleibt vor allem deshalb bei den Wahler-
gebnissen unter den sozialstrukturellen
Erwartungen, weil sie die protestanti-
sche Arbeitnehmerschaft in industriellen 
Verdichtungsgebieten nur unterdurch-
schnittlich binden kann. Dieser Befund
gilt bereits für die Weimarer Republik und
dauert bis heute ungebrochen fort. 
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Die SPD im Bayernlook
Der CSU war es längst gelungen, sich als bayerische Landespartei zu präsentieren und
entsprechende Mehrheiten bei den Wahlen einzufahren. Die SPD in Bayern zog die Kon-
sequenzen daraus und bemüht sich, betont bayerisch aufzutreten, wie hier die damali-
ge SPD-Landesvorsitzende Renate Schmidt zusammen mit Hans-Jochen Vogel beim
Oktoberfest in München. Denn nach wie vor spielen regionale Besonderheiten beim
Wahlverhalten eine wichtige Rolle, nicht nur in Bayern und in Baden-Württemberg.

Foto: dpa-Fotoreport
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Der besondere Industrialisierungsweg
Württembergs

Die geschichtliche Kontinuität des „unty-
pischen“ Wahlverhaltens in Württemberg
legt die Vermutung nahe, dass es eine
besondere politische Tradition, eine eige-
ne geografisch eingegrenzte politische
Kultur sein könnte, die eine regionalspezi-
fische Sichtweise des Politischen ausge-
prägt hat, die sich im Wahlverhalten aus-
drückt. Der jeweiligen Wirtschafts- und
Sozialgeschichte einer Region kommt
dabei eine Schlüsselrolle zu.

Der besondere Industrialisierungsweg
Württembergs wurde vor allem von zwei
Faktoren bestimmt:
1. Die Erbsitte der Realteilung in Altwürt-

temberg, d.h. die gleichmäßige Auftei-
lung des Grund und Bodens auf alle
Nachkommen, führte zu einer hohen
Zersplitterung und ständigen Verklei-
nerung der Bewirtschaftungsfläche
pro Landwirt mit der Folge, dass die
landwirtschaftlichen Erträge zum
Lebensunterhalt oft nicht mehr aus-
reichten und zusätzliche Erwerbsquel-
len aufgetan werden mussten, im
Hausgewerbe, in der Forstwirtschaft,
im Handwerk. Der Bauer wird auf diese
Weise zum Nebenerwerbslandwirt und
im Zuge der Industrialisierung zum
Arbeiterbauern. Da diese Arbeiterbau-
ern nach wie vor ihre kleinen Felder
bewirtschafteten, zogen sie nicht in die
Industrieorte, sondern pendelten täg-
lich vom Wohn- zum Arbeitsort und
zurück. Dies verhinderte in Württem-
berg maßgeblich die massenhafte Ent-
stehung einer land- und besitzlosen
Arbeiterschaft.

2. Württemberg ist ein rohstoffarmes
Land, sodass der auf Kohle und Stahl
basierende Industrialisierungsprozess
der Gründerzeit in Deutschland zwi-
schen 1850 und 1900 Württemberg von
den prosperierenden Montanregionen
des Reiches abkoppelte. Dies führte
auch dazu, dass die zögerliche, verspä-
tete Industrialisierung in Württemberg
anfänglich stark von der Energiequelle
Wasserkraft abhing, was die Tendenz
einer dezentralen Industrialisierung
entlang von Wasserläufen verstärkte.

Die Industrialisierung Württembergs war
demnach gekennzeichnet durch eine ver-
spätete und dezentral gestreute Indust-
riestruktur mit einem hohen Anteil von
pendelnden Arbeiterbauern an der In-
dustriearbeiterschaft. Ein wahldetermi-
nierendes Milieu setzt neben vergleichba-
ren materiellen Interessen auch räumlich
Nähe nicht nur am Arbeitsplatz, sondern
auch am Wohnort voraus. Diese Bedin-
gung war in Württemberg trotz über-
durchschnittlicher Industrialisierung nur
unterdurchschnittlich gegeben.

Ein kleinstädtisch-bürgerlicher,
ständisch denkender Liberalismus

Der Südwesten Deutschlands, vor allem
Württemberg, hat eine besondere Tradi-
tion kommunaler Selbstverwaltung, die
bis heute spürbar geblieben ist. Spürbar

an der traditionell besonders starken Stel-
lung der parteiungebundenen Freien
Wähler und der vielen parteilosen Bürger-
meister und Oberbürgermeister, die hier-
zulande schon immer in Direktwahlen
bestimmt worden sind. Kommunalpolitik
gilt hier traditionell v.a. als Sachpolitik
und weniger als eine Angelegenheit der
Parteipolitik. Bis heute ist in Baden-Würt-
temberg der kommunale Einfluss auf die
Landespolitik vergleichsweise groß. Dies
bezeichnet einen deutlichen Unterschied
etwa zur bayerischen Landespolitik, bei
der stärker etatistische Traditionen zur
Geltung kommen. 
Die Gründe für die starke Stellung der
Gemeinden im Südwesten reichen weit
zurück. Sie sind bei genauer Betrachtung
bis ins Mittelalter zurückzuverfolgen. Die
damalige hohe Städtekonzentration hat
u.a. dazu geführt, dass bei der stagnieren-
den Produktivität der Landwirtschaft und
der dadurch gesetzten Grenze der Ver-
städterung sich kein größeres städtisches
Agglomerationszentrum herausbilden
konnte, sondern die Region ein klein- und
mittelstädtisches Gepräge behielt. Noch
heute ist die Region Stuttgart mit etwa 
2,5 Mio. Einwohnern dadurch geprägt,
dass das Umland die Kernstadt Stuttgart
mit ihren rd. 590000 Einwohnern eindeu-
tig dominiert. Dies unterscheidet die
Großstadtregion Stuttgart deutlich von
allen anderen Großstadtregionen in
Deutschland. Diese Siedlungsstruktur hat
dazu beigetragen, dass im Württembergi-
schen ein kleinstädtisch-bürgerlicher und
ständisch denkender Liberalismus ent-
standen ist. 
Dieser ständische Liberalismus war weni-
ger der Liberalismus der bürgerlichen
Revolution, die bekanntlich eher eine
Angelegenheit von Baden war. Er war viel-
mehr ein restaurativer Liberalismus, der
sich in Württemberg über mehrere Jahr-
hunderte, bis weit ins 19. Jahrhundert hi-
nein, auf das „gute alte Recht“ der Land-
stände berief gegen absolutistische Will-
kür und Verschwendung. Bereits die
Abfindungssumme für die Mätresse von
Herzog Eberhard Ludwig wurde von den
Landständen verweigert mit der Begrün-
dung. „Für das Mensch wird nichts be-
zahlt“, worauf Hermann Bausinger ein-
mal zusammen mit einer Reihe anderer
typisierender Anekdoten in einem Beitrag
zur politischen Kultur Württembergs hin-
gewiesen hat. 
Der ständische Liberalismus und die örtli-
che Selbstverwaltung hatten für den Ein-
zelnen nicht nur befreiende, sondern
auch beengende, reglementierende Aus-
wirkungen. Während in Russland der Zar
bekanntlich zumeist weit weg war und
vielleicht auch in Bayern der König zumin-
dest ein gutes Stück entfernt, sprach Hans-
Georg Wehling ebenfalls in einem Beitrag
zur politischen Kultur des Landes von
einem anstaltsähnlichen Leben in Würt-
temberg und verweist auf das Generalre-
script von 1781 gegen die „Übelhäuser“,
wonach jedermann, der seine Landwirt-
schaft schlecht betrieb, enteignet und
zum Militär eingezogen werden konnte.
Wer solche „Übelhäuser anzeigte, erhielt
zur Belohnung ein Drittel des eingezoge-
nen Lohnes. Bis auf den heutigen Tag

gelte das Faulsein als schlimmstes Verge-
hen. Übertriebener Fleiß und mangelhaf-
te Solidarität seien die nachwirkenden
Folgen.
Noch einen dritten Zeugen will ich anfüh-
ren: Ehrhard Eppler, der aus einer schwä-
bischen Pfarrersfamilie stammt, hat in die-
sem Zusammenhang über den besonde-
ren Einfluss der Pfarrer einmal festgehal-
ten, dass die örtlichen Kirchenkonvente
einmal im Monat am Sonntagnachmittag
ihre Sitzung abgehalten hätten, der Pfar-
rer, der Schultheiß, der Heiligenpfleger
und zwei gut beleumundete Männer. Und
sie seien dabei nicht nur für Kirchenzucht
zuständig, sondern so etwas wie eine bür-
gerliche Sittenpolizei gewesen.

Reserviertheit gegenüber
überörtlichen Institutionen und
Großorganisationen

Solche kleinräumig-beengenden Traditio-
nen, die zu Vorsicht und Zurückhaltung
mahnen, führen auch zu einer vergleichs-
weise kritischen und reservierten Haltung
gegenüber überörtlichen Institutionen
und Großorganisationen. Mitglieder- und
organisationszentrierte Parteien, wie es
die SPD traditionellerweise ist, haben es
deshalb besonders schwer. Entsprechend
günstigere Bedingungen haben eher
lockere Honoratioren- und Sammlungs-
parteien, wie es die CDU bis in die 70er-
Jahre war und die FDP sowie auf örtlicher
Ebene die Freien Wähler bis heute noch
sind.
So hatte und hat nicht nur die SPD in
Baden-Württemberg, bezogen auf die
Einwohnerschaft des Landes, die gerings-
te Mitgliederdichte in Westdeutschland,
sondern auch die CDU, die in Baden-Würt-
temberg ununterbrochen regiert hat,
weist im westlichen Bundesvergleich tra-
ditionell ebenfalls nur eine unterdurch-
schnittliche Mitgliederdichte auf. 
Übrigens war diese organisationsfeindli-
che und politischen Parteien gegenüber
distanzierte Haltung auch daran beteiligt,
dass in Württemberg – trotz einer Sozial-
struktur, die den Nationalsozialismus
eigentlich hätte begünstigen müssen – die
NSDAP bei Wahlen von allen Reichsteilen
die geringsten Stimmenergebnisse er-
hielt; auch dieses übrigens ganz im
Gegensatz zu Baden.
Altliberale Traditionen und vergleichs-
weise wenige sozialistische Arbeiter-
milieus begründen dann auch wesentlich
die traditionelle Schwäche der SPD und
die traditionelle Stärke der FDP. Sie sind
auch verantwortlich für die vergleichs-
weise geringen Parteibindungen. Bei
einer entsprechenden allgemeinen Stim-
mungslage kann dies immer wieder zu
einem besonders ausgeprägtem Protest-
wahlverhalten führen und neuen Partei-
formationen günstige Startbedingungen
und gute Etablierungschancen bieten.

Die erstaunliche Kontinuität gilt vor
allem bei überregionalen Wahlen

Wie wir anhand der Tabelle 3 zu den Wahl-
ergebnissen der SPD bei Bundestagswah-
len gesehen haben, hat sich das regionale
Wahlverhalten im westlichen Bundesver-



gleich seit 1972 kaum verändert. Es ist in
dieser regionalen Unterschiedlichkeit in
gewisser Weise eingefroren und wird über
den Zeitraum von 30 Jahren nahezu
unverändert tradiert. Somit sind die histo-
risch entstandenen Wählermilieus, die
sich bis Mitte der Siebzigerjahre in die ver-
bliebenen politischen Parteien eingefügt
haben, nach wie vor für die fortdauern-
den regionalen Unterschiede beim Wahl-
verhalten bei Bundestagswahlen verant-
wortlich, sofern sie mit der unterschied-
lichen Sozialstruktur in den Regionen
nicht zu erklären sind. 
Dieser Befund gilt für Bundestagswahlen,
bei denen alle Wählerinnen und Wähler in

Deutschland zur gleichen Zeit über ein
jeweils einheitliches Politik- und Personal-
angebot der verschiedenen Parteien
abstimmen.
Auf regionaler Wahlebene, bei den Land-
tagswahlen, sind dagegen deutlich 
stärkere regionale Auseinanderent-
wicklungen im Wahlverhalten zugunsten
der einen oder anderen Partei festzu-
stellen.
Es ist dabei interessant, dass sich eine 
stärker gewordene Position einer politi-
schen Partei auf Landesebene – etwa
durch langjährige Präsenz in der Landes-
regierung und die Besetzung des Minis-
terpräsidentenamtes – bei den Verände-

rungen bei Bundestagswahlen in den letz-
ten 30 Jahren im Vergleich mit andern
Bundesländern nicht signifikant ausge-
wirkt hat.
Politisch-kulturelle Traditionen bleiben
bestehen und wirken fort. Sie haben
damit nach wie vor Bedeutung für die
Politik und das Wahlverhalten in Deutsch-
land. Sie können wichtige Hinweise für
das unterschiedliche regionale Wahlver-
halten geben, das nicht über sozialstruk-
turelle Ansätze zu erklären ist. Die so
genannte Main-Linie als eine räumlich-
geografische Scheidelinie des politischen
Verhaltens ist dabei allerdings nur wenig
aussagekräftig.
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Zweierlei Rangfolge
Das deutsche Bruttoinlandsprodukt – also die Summe aller produzierten Güter und aller geleisteten Dienste – erreichte im Jahr 2001
einen Wert von 2064 Milliarden Euro. Das waren (nominal) knapp zwei Prozent mehr als im Jahr 2000. Wirtschaftlich stärkstes Land war
naturgemäß das bevölkerungsreiche Nordrhein-Westfalen. Dort entstand ein „Wirtschaftskuchen“ im Wert von 459,2 Milliarden Euro;
das war mehr als ein Fünftel der gesamtdeutschen Leistung. Es folgten Bayern mit 357,4 Milliarden Euro und Baden-Württemberg mit
303,6 Milliarden Euro. Die Nummer eins in Ostdeutschland war Sachsen, das mit 74,3 Milliarden Euro hinter Berlin und vor Hamburg
auf dem achten Platz lag. – Eine ganz andere Reihenfolge ergibt sich, wenn man das Bruttoinlandsprodukt auf die arbeitende Bevöl-
kerung bezieht, also die Wirtschaftleistung je Erwerbstätigen ermittelt. Dann liegt Hamburg mit 70430 Euro konkurrenzlos an der
Spitze. Baden-Württemberg erreicht Rang vier, Bayern Rang fünf und Nordrhein-Westfalen muss sich mit dem sechsten Rang zufrie-
den geben. Globus
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Die Ausgangslage der CDU in Hinblick auf
die Bundestagswahl 2002 scheint ziem-
lich gut. Allerdings weniger durch ihre
eigene (Re-)Form als durch die Schwächen
der Regierung. Denn ihre Kassen sind
ziemlich leer, die Organisationsreform ist
nicht sehr weit gediehen. Verschiedene
Machtzentren konkurrieren miteinander.
Traditionell ist die CDU keine Programm-
partei. Ihr wichtigster programmatischer
Trumpf ist gegenwärtig die Regierungs-
arbeit ihres Kanzlerkandidaten als Minis-
terpräsident. Red.

In einer Konsolidierungs- und
Übergangsphase

Welche Zukunftsperspektiven hat die
CDU? Angesichts der schnellen Stim-
mungsschwankungen bleiben alle kurz-
fristigen Prognosen voreilig. Selten durch-
lebten die Christdemokraten derartig
rasante Wechselbäder wie in den letzten
vier Jahren. Ihre Umfragewerte glichen
einer Berg-und-Tal-Fahrt. Die schwere
Bundestagswahlniederlage von 1998, die
unerwarteten Siege bei den anschließen-
den Landtagswahlen, die Krise im Zuge
der Spendenaffäre und der neue Auf-
schwung seit Anfang 2002 waren sicher-
lich für keinen Beobachter voraussagbar.
Diese wellenartige Entwicklung verrät
aber bereits einiges über den Zustand der
bislang recht stabilen Partei. Sie verdeut-
licht, dass die CDU sich in einer Konsolidie-
rungs- und Übergangsphase befindet.
Nach Helmut Kohls Rücktritt hatte sie sich
große Reformziele gesetzt. Da ihr zuneh-
mend das Image einer Kanzlerpartei
anhing, wollte sie sich während der Oppo-
sitionszeit personell, programmatisch und

organisatorisch erneuern. Auf diese Weise
sollten die Grundlagen für eine schnelle
und dauerhafte Rückkehr an die Regie-
rung gelegt werden. Angesichts der neu-
artig schnellen Stimmungsschwankungen
in der Bevölkerung war eine derartig
langfristige Erneuerung tatsächlich nöti-
ger denn je.
Wie erfolgreich war dieses Vorhaben?
Nach vier Jahren Oppositionszeit lässt sich
eine erste Bilanz ziehen, die zugleich ihre
Ausgangslage vor der Bundestagswahl
2002 auslotet. Der folgende Artikel blickt
dabei auf ihre zentralen Ressourcen, die
jenseits des Kanzlerkandidaten oder der
aktuellen Arbeitsmarktdaten das langfris-
tige Fundament der Partei bilden. Hierzu
zählen ihre Finanzen, ihre Parteiführung,
ihre Organisation und ihre Programmatik.

Mehr als nur die Spendenaffäre: 
die CDU-Finanzen

Der Stellenwert der Parteifinanzen wird 
in der Parteienforschung häufig unter-
schätzt. Die Finanzmittel finden bei par-
teienrechtlichen Fragen und bei Skanda-
len größere Aufmerksamkeit, werden
aber selten in eine systematische Bezie-
hung zur Parteientwicklung gesetzt.1 Ihre
Bedeutung für die Schlagkraft einer Partei
wurde für Deutschland bisher kaum empi-
risch untersucht. Dabei deutet sich gerade
bei der CDU-Geschichte ein gewisser
Zusammenhang zwischen der Finanzlage
und der politischen Stärke an. So wurden
ihre beiden Oppositionsphasen 1969/98
und ihre Krise um 1989 von finanziellen
Problemen eingeleitet. In ihren Hochpha-
sen unter Adenauer und Kohl verfügte sie
dagegen zugleich über ein solides finan-
zielles Fundament.2 Umgekehrt verfügte
die SPD sowohl Ende der Sechziger- als
auch Ende der Neunzigerjahre über einen
vergleichsweise hohen finanziellen Spiel-
raum, der ihr beides Mal aufwändige und
erfolgreiche Wahlkämpfe ermöglichte.
Nach 1998 war es nicht nur die Spenden-
affäre, die den Christdemokraten einen
schweren finanziellen Rückschlag be-
scherte. Vielmehr wies die CDU ein struk-
turelles Defizit auf, das auch ohne die vom
Bundestagspräsidenten verhängten Straf-
zahlungen Schwierigkeiten bereitete. Die
Stagnation ihrer Einnahmen hatte sich
seit den späten Achtzigerjahren angedeu-
tet, war aber kurzzeitig durch die Wieder-
vereinigung überdeckt worden.
Im Vergleich zu den Sozialdemokraten
verzeichnete sie bei allen drei Hauptein-
nahmequellen langfristige Probleme.
Erstens stagnierten ihre Mitgliederein-
nahmen, da ihre Basis deutlich weniger
Beiträge zahlte als die der SPD. 1998 ent-
richtete ein Christdemokrat 160 DM im

Jahresdurchschnitt, ein Sozialdemokrat
dagegen 203 Mark.3 Dagegen lag die CDU
zehn Jahre zuvor noch mit 127 Mark pro
Kopf um zwei Mark vor den Genossen. Da
die Mitgliederbeiträge mittlerweile der
wichtigste Einnahmeposten der Volkspar-
teien sind, liegt hier ein besonders gefähr-
liches Problem, das zugleich das Image der
Union verschlechtert. Zweitens verklei-
nerte sich ihr Vorsprung bei den Spenden-
einnahmen. Denn seit Ende der Achtziger-
jahre wurden die Sozialdemokraten ein
zunehmend akzeptabler Spendenemp-
fänger der Wirtschaft. Drittens hatte die
CDU auch bei den staatlichen Einnahmen
das Nachsehen. Nicht nur die Wahlverlus-
te führten dazu. Das neue Parteiengesetz
hatte ebenfalls negative Folgen. Da es Bei-
träge und Kleinspenden förderte, profi-
tierte die SPD zusätzlich vom staatlichen
Geldsegen.4 Zudem vergrößerten sich seit
der Wiedervereinigung die Besitzposten
der SPD, die ohnehin schon umfang-
reicher waren. Die Einnahmen aus dem
Vermögen sind zwar bei allen Parteien
gering. Aber gerade für Krisenzeiten sind
Vermögensbestände weiterhin ein wichti-
ges Polster.
Der CDU selbst blieben diese strukturellen
Probleme jenseits der Spendenaffäre
nicht verborgen. Ihr Bundesschatzmeister
Matthias Wissmann bezifferte auf dem
Essener Parteitag 2000 das jährliche Defi-
zit der Partei auf rund 16,5 Millionen
Mark.5 Alle diese langfristigen Einbußen
führten dazu, dass sich die CDU bereits im
Bundestagswahljahr 1998 wieder um die
gewaltige Summe von knapp 80 Millionen
Mark zusätzlich verschuldet hatte. Das
Erbe, das der Parteivorsitzende Helmut
Kohl hinterließ, wies damit schon vor dem
Skandal eine negative Bilanz auf. Und
schließlich kulminierte diese Krise gerade,
als der Bau der Berliner Bundesgeschäfts-
stelle zusätzliche Gelder verschlang.

Trotz einschneidender Finanz-
reformen ein Bundestagswahlkampf
im Zeichen knapper Kassen

Viele Sparmaßnahmen, die die CDU im
Jahr 2000 notgedrungen beschloss, hät-
ten damit ohnehin angestanden. Nun fie-
len sie allerdings besonders drastisch aus.
Die Mitgliederzeitschrift Union wurde
einfach eingestellt. Um in Zukunft jährlich
acht Millionen zu sparen, sollte von den
160 Mitarbeitern der Bundesgeschäfts-
stelle fast ein Drittel entlassen werden.
Die Kreisverbände müssen zudem für fünf
Jahre zusätzliche Mittel abführen. Auch
die geplanten Kosten für die Bundestags-
wahl 2002 wurden um ein Fünftel auf 40
Millionen gesenkt. Das verschlechterte
ihre Ausgangsposition für die Wahl.
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Nach vier Jahren Opposition in Bonn

Die CDU: Regeneration nach der Ära Kohl?
Personelle, programmatische und organisatorische Erneuerung als Grundlage für die Rückkehr
an die Regierung

Von Frank Bösch



Um die geringen Mitgliederbeiträge zu
erhöhen, setzte der Essener Parteitag die
Richtwerte zur Selbsteinschätzung der
Beitragshöhe herauf.6 Allerdings lagen
auch die neuen Beitragsstufen unterhalb
der sozialdemokratischen Tabellen. Einen
relativ großen Erfolg hatte die CDU mit
ihren Spendenaufrufen. Sie konnten
zumindest einen Teil der Strafzahlungen
abdecken. Wie der scheidende Schatz-
meister Ulrich Cartellieri auf dem Dresd-
ner Parteitag im Dezember 2001 ausführ-
te, blieb das Spendenaufkommen insge-
samt gering. Die Verschuldung konnte die
CDU aber insgesamt deutlich abbauen.7

Die Finanzkrise zwang die CDU zu weite-
ren Reformen. Mit Änderungen im Statut
und in der Finanz- und Beitragsordnung
verbesserte sie auf dem Essener Parteitag
2000 die innerparteiliche Kontrolle der
Finanzen. Dabei stärkte sie die Aufsichts-
pflichten des Bundesvorstandes und des
Generalsekretärs. Der Vorstand beschließt
seitdem alle Etats der Bundespartei, alle
finanziellen Abschlüsse und die Re-
chenschaftsberichte. Die Kontrolle des
Generalsekretärs soll ein Eigenleben des
Schatzmeisters unterbinden, der nicht
mehr wie früher allein für die Einnahmen
zuständig ist. Außerdem prüft nun ein
hauptamtlicher, nicht-weisungsgebunde-
ner Finanzbeauftragter kontinuierlich die
Geldströme der Partei. Gleichzeitig ver-
schärfte die Union ihre Richtlinien für die
Spendenannahme. Sie dürfen nur noch bis
3000 Mark in bar erfolgen. Ab 1000 Mark
ist eine namentliche Quittung auszustel-
len. Explizit sind Spenden unstatthaft,
„wenn ersichtlich ist, dass der Spender
persönliche Vorteile damit verfolgt“.
Spenden von öffentlichen Unternehmen
seien dagegen ganz abzulehnen.8 Die Sat-
zungsreformen des skandalbelasteten
hessischen Landesverbandes gingen sogar
noch darüber hinaus. Sie verbieten sogar
Auslandskonten.
Zusammenfassend gesehen hat die CDU
sicherlich in keinem Bereich derartig vehe-
mente Reformen durchgesetzt wie im

Finanzwesen. Nicht nur moralisch, son-
dern auch finanziell legte sie dabei ein
Fundament für die Zukunft. Zugleich
gelang es ihr seit 1998, ihre Besitzposten
deutlich zu vergrößern. Auch dies dürfte
einen weiteren langfristigen Baustein für
die Zukunftsfähigkeit der CDU bilden. Im
Finanzbereich ist ihre Ausgangslage vor
der Bundestagswahl 2002 jedoch weiter-
hin prekär. Sie steht im Zeichen knapper
Kassen. Gerade als Oppositionspartei, die
nicht über die PR-Arbeit aus dem Kanzler-
amt und den Ministerien verfügt, kann die
CDU keinen derartig umfangreichen
Wahlkampf mehr führen wie noch in den
frühen Neunzigerjahren.

Verletzte Achillesferse: 
die Parteiführung

Da Parteien hochkomplexe, heterogene
und lose-verkoppelte Gebilde sind, benö-
tigen sie Integrationssymbole.9 Führungs-
personen nehmen dabei einen zentralen
Stellenwert ein. Die Schlagkraft, die
Geschlossenheit und das öffentliche Anse-
hen der Partei hängt wesentlich von ihnen
ab. Die jeweilige Position des Vorsitzen-
den ist aber zugleich ein Ausdruck dafür,
in welchem Zustand sich die Partei gerade
befindet. Die Parteiführung, die Partei-
struktur und der politische Rahmen bedin-
gen einander damit wechselseitig.10

Die Parteiführung der CDU bewies seit
1998 ebenfalls ein hohes Reformpoten-
zial. Allerdings schoss die Reform der CDU
hier – so meine These – in gewisser Weise
über ihr Ziel hinaus und verschlechterte
dadurch ihre Ausgangslage vor der
Bundestagswahl. Eine hohe Fluktuation,
eine geringe Koordination und die Diffus-
sion auf unterschiedliche Machtzentren
waren die Merkmale dieser Entwicklung.
Unter Helmut Kohl war die CDU im hohen
Maße vom Kanzleramt aus gelenkt wor-
den.11 Die Bundesgeschäftsstelle hatte
dagegen seit 1990 nur noch eine unterge-
ordnete Rolle gespielt. Mit Kohls Wahlnie-
derlage entstand dadurch ein personelles

und organisatorisches Machtvakuum.
Dennoch bewährte sich die CDU zunächst
als eine Partei, die souverän einen glei-
tenden Führungswechsel einleitete. Im
Unterschied zu Adenauer und Kiesinger
trat Kohl immerhin sofort nach dem Ver-
lust des Kanzleramtes auch vom Parteivor-
sitz zurück. Mit seinem Plädoyer für den
von ihm aufgebauten Nachfolger Wolf-
gang Schäuble ersparte er der Partei quä-
lende Diadochenkämpfe. Einen radikalen
Bruch mit dem Personal der Ära Kohl und
eine Stärkung der Kohl-Kritiker lehnte 
die Mehrheit der Delegierten allerdings
klar ab. Rita Süssmuth, Peter Müller oder
Klaus Escher erhielten dementsprechend
schlechte Ergebnisse.12

Zahlreiche neue Machtzentren nach
Verlust des Kanzleramtes

Nach dem Verlust des Kanzleramtes bilde-
ten sich zahlreiche neue Machtzentren.
Mit dem neuen Vorsitzenden Wolfgang
Schäuble verlagerte sich die Parteifüh-
rung zunächst in die Fraktion, weniger in
die Geschäftsstelle. Durch das Engage-
ment der neuen Generalsekretärin Merkel
wuchs seit 1999 aber auch die Bedeutung
des Adenauer-Hauses. Die Landtagswahl-
siege werteten zudem im selben Jahr die
ohnehin starken Landesvorsitzenden der
CDU auf. Zugleich erhoben einige Vereini-
gungen der CDU, die unter Kohl etwas
einflussloser geworden waren, nun wie-
der deutlicher ihre Stimme. Das galt
besonders für die Sozialausschüsse der
CDA, die unter ihrem angehenden Vorsit-
zenden Hermann-Josef Arentz wieder
unverkennbarer ihr eigenständiges Profil
betonten. Damit deutete sich bereits vor
der Spendenaffäre eine Diffusion der
Machtzentren an.
Wolfgang Schäuble versuchte nicht nur
über die Fraktion, sondern auch über eine
Aufwertung der Führungsgremien die
Integration der Partei zu festigen.
Besonders das Präsidium, aber auch der
Bundesvorstand tagten nun deutlich häu-
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Gesamt- Spenden Mitglieder Direkte Besitzposten Schuldposten
Einnahmen (Prozent) (Prozent) beiträge u.ä. staatliche in Millionen in Millionen

in Millionen DM* (Prozent) Mittel DM DM

CDU     CSU     SPD CDU CDU CDU CDU CDU
1984 292,7   42,5   189,1 11,0 38,3 33,0 140,1 34,0
1985 176,6   39,5   193,7 12,6 46,0 31,3 139,9 40,1
1986 192,1   60,1   199,1 19,5 49,9 25,0 151,5 81,2
1987 193,0   48,2   214,0 16,0 45,3 31,0 148,3 92,8
1988 174,0  43,6    195,8 13,6 49,4 27,7 157,4 98,1
1989 198,2   57,1   241,2 21,6 42,3 25,0 146,2 115,4
1990 330,4   89,8   353,8 21,9 26,3 43,0 185,5 104,2
1991 212,8   51,7   339,6 18,1 43,8 24,8 175,8 84,0
1992 213,5   49,5   262,6 17,6 44,1 26,7 173,3 64,0
1993 225,8   56,0   280,7 19,5 42,4 27,2 201,8 57,5
1994 279,9   67,8   353,3 20,3 33,4 41,4 172,3 51,7
1995 218,3   52,8   285,1 16,5 45,3 33,7 169,1 37,1
1996 221,7   62,2   283,0 16,2 45,3 32,7 179,8 30,1
1997 218,2   56,0   280,9 15,5 46,1 33,6 202,7 24,5
1998 270,1   65,5   304,4 24,5 37,3 27,4 242,5 107,8
1999 258,9   63,7   306,0 25,2 40,7 29,6 226,1 127,4

Tab. 1: Offizielle Einnahmen, Besitzposten und Schulden der CDU*

Quelle: Rechenschaftsberichte, in: Drucksachen des Deutschen Bundestages.
* Gesamteinnahmen unter Abzug des innerparteilichen Geldtransfers; 1998 für die CDU korrigierter Rechenschaftsbericht vom 9.10.2000.



figer als zuvor (vgl. Tab 2). Die Vorstands-
sitzungen bereitete Schäuble umsichtig
per Telefon vor. Während Kohl die
Zusammenkünfte mit einem recht offe-
nen Bericht begann und erst am Ende die
Ergebnisse bündelte, machte Schäuble
bereits eingangs stringente Vorgaben.
Allerdings gelang es ihm kaum, am Ende
eine vergleichbar wohlige Harmonie her-
zustellen wie sein Vorgänger Kohl.13

Selbst bei den Parteitagen verteilte er zum
Abschluss eher Hausaufgaben. Sein Füh-
rungsstil wirkte dadurch auf viele ein-
schüchternd. Schäuble galt vielen als ana-
lytisch-brillanter Kopf, der jedoch nicht
die menschliche Wärme von Kohl ver-
mittelte. Aber immerhin bewahrte er bis
zur Spendenkrise eine nicht erwartete
Geschlossenheit in der Partei, was durch
die schnellen Landtagswahlsiege erleich-
tert wurde. Vor allem die so genannten
„jungen Wilden“ Nachwuchspolitiker
sollten erstaunlich zahm bleiben und sich
kaum kontrovers zu Wort melden. Ebenso
verzichteten die stellvertretenden Vorsit-
zenden, die recht hart um ihre Posten
gekämpft hatten, im Jahr nach der
Niederlage auf eine eigenständige Profi-
lierung.

Angela Merkels Aufstieg –
und ihre Handikaps

Erst die Spendenaffäre führte zu einer
übereilten Neustrukturierung der Füh-
rungsspitze, an der die CDU noch vor der
Bundestagswahl 2002 litt. Nicht die Stärke
der Hausmacht, sondern die persönliche
Integrität war nun plötzlich entscheidend,
um in der Führungsspitze zu verbleiben.
Sie blockierte zahlreiche Parteikarrieren.
Kohl schied im Dezember 1999 aus dem
innerparteilichen Leben und schließlich
sogar als Ehrenvorsitzender aus. Schäuble
musste zurücktreten, weil er eine ihm
überreichte große Bargeldspende trotz
Nachfrage verheimlicht hatte. Roland
Koch wurde in seiner Karriere aufgehal-
ten, nachdem er erst verspätet seine

Kenntnis von den geheimen Spenden sei-
nes Landesverbandes mitgeteilt hatte.
Zudem scheiterte der hoffnungsvolle
Schatzmeister Matthias Wissmann am
schlechten Management der Krise. Aufs
Kanzleramt schielende Köpfe wie Volker
Rühe und Jürgen Rüttgers wurden dage-
gen durch ihre mittelmäßigen Landtags-
wahlergebnisse zurückgeworfen, die auf
den Skandal folgten. 
Allein aus dieser Konstellation erklärte
sich der Aufstieg der neuen Vorsitzenden
Angela Merkel. Mit ihr rückten bislang
unbekannte Gesichter in die Parteispitze,
die kaum politische Erfahrung hatten.
Den Fraktionsvorsitz übernahm etwa mit
dem 45-jährigen Friedrich Merz ein Abge-
ordneter, der erst knapp zwei Jahre dem
Bundesvorstand und sechs Jahre der Frak-
tion angehört hatte, ansonsten aber
kaum Parteiengagement vorweisen konn-

te. Mit dem Schatzmeister Ulrich Cartellie-
ri kam für knapp zwei Jahre ein Mann ins
Präsidium, der extra für dieses Amt in die
CDU eintrat. Zudem nominierte Angela
Merkel mit Ruprecht Polenz einen Ge-
neralsekretär, der bislang weder in der
Partei noch bei seinen Fraktionskollegen
besonders aufgefallen war. Insgesamt
zeichnete sich damit ein Bruch ab, der die
Partei in gewisser Weise überforderte.
Nicht nur der gleichzeitige Generations-
wechsel, sondern auch der Umzug nach
Berlin verstärkte gerade in der Bundesge-
schäftsstelle die allgemeine Fluktuation.
Bei der Wahl 2002 fehlten der CDU
dadurch erfahrene Köpfe. Und da Angela
Merkel fortlaufend Entlassungen ausspre-
chen musste, konnte sie im Unterschied zu
Kohl nur schwer personelle Loyalitäten
aufbauen.
Merkel stützte ihre Parteiführung im
hohen Maße auf das Präsidium und den
Vorstand. Sie sollten als „Clearingstelle“
gegenüber den Landesverbänden dienen.
Seit den Essener Beschlüssen im April 2000
durften die CDU-Ministerpräsidenten
auch satzungsgemäß an Präsidiumssitzun-
gen teilnehmen, was vorher nur inoffiziell
möglich war. Zudem gestattete sie den
Landesvorsitzenden, im Vorfeld ihrer
Wahlkämpfe ins Präsidium zu kommen.
Obwohl Merkel über Regionalkonferen-
zen aufgestiegen war, vernachlässigte sie
jedoch als Vorsitzende den informellen
Kontakt zu den Landesverbänden. Damit
fehlte ihr eine wichtige Führungsressour-
ce innerhalb der föderalen Partei.
In den Gremiensitzungen führte Merkel
eine neuartig offene Diskussionskultur
ein. Allerdings vermissten viele Teilneh-
mer bei Merkel eine abschließende Bün-
delung der Ergebnisse hin zu einer
gemeinsamen Linie. Dementsprechend
fehlte der Partei bei wichtigen Abstim-
mungen die nötige Einheit. Zahlreiche
Landesvorsitzende sollten ihr diese Füh-
rungsschwäche sogar öffentlich vorwer-
fen – intern beklagen sie selbst Merkel-
Anhänger.14
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Berichts- Präsidium Bundesvorstand Bundesausschuss Landesgeschäfts-
Zeitraum führerkonferenz

11/1981–5/1983 31 (1,7) 21 (1,2) 3 14
– 5/1984 12 (1,0) 9 (0,8) 2 9
– 3/1985 13 (2,5) 9 (1,8) 1 7

– 10/1986 22 (1,2) 14 (0,7) 2 14
– 11/1987 16 (1,2) 12 (0,9) 1 12
– 6/1988 14 (2,0) 6 (0,9) 1 5

– 10/1989 11 (0,7) 12 (0,8) 4 9
– 10/1990 16 (1,3) 14 (1,2) 2 2
– 12/1991 13 (0,9) 17 (1,2 ) 1 5
– 10/1992 9 (0,9) 5 (0,5) 1 5
– 9/1993 13 (1,2) 7 (0,6) 1 6
– 2/1994 5 (1,0) 4 (0,8) – 3

– 10/1995 9 (0,5) 9 (0,5) – 4
– 10/1996 14 (1,2) 11 (0,8) – 4
– 10/1997 18 (1,8) 13 (1,3) – 4
– 11/1998 26 (2,0) 20 (1,5) – 3
– 4/1999 10 (1,7) 6 (1,0) – 2
– 4/2000 29 (2,4) 20 (1,7) 1 3

– 12/2001 40 (2,0) 26 (1,3) 2 5

Tab. 2 Tagungshäufigkeit der wichtigsten CDU-Gremien 1967–2001 (absolut und 
pro Monat)

Tab. 3: Die Mitgliederentwicklung der CDU (jeweils Jahresende)

Jahr Mitglieder Jährliche Jahr Mitglieder Jährlicher
Absolut Zuwachs Absolut Zuwachs

1955 197.142 1983 734.555 2,2
1958 234.725 1984 730.395 – 0,6
1964 279.770 1985 718.590 – 1,6
1967 285.804 0,2 1986 714.089 – 0,6
1968 286.541 5,9 1987 705.821 – 1,2
1969 303.532 8,4 1988 676.747 – 4,3
1970 329.239 8,5 1989 658.411 – 2,7
1971 355.745 8,0 1990 789.609 19,9
1972 422.968 18,9 1991 751.163 – 4,9
1973 457.393 8,1 1992 713.846 – 5,0
1974 530.500 16,0 1993 685.343 – 4,0
1975 590.482 11,3 1994 671.497 – 2,0
1976 652.010 10,4 1995 657.643 – 2,1
1977 664.214 1,9 1996 645.786 – 1,8
1978 675.286 1,7 1997 631.700 – 2,2
1979 682.781 1,1 1998 626.342 – 0,8
1980 693.320 1,5 1999 638.056 1,9
1981 705.116 1,7 2000 616.722 – 3,3
1982 718.889 2,0 Okt. 2001 608.560 – 1,3

Quelle: Eigene Berechnung nach Berichten der Bundesgeschäftsstelle

Quelle: Zentrale Mitgliederkartei/ Berichte der Geschäftsstelle



Der schwache Rückhalt zu Fraktion
und Landesverbänden verbaute den
Weg zur Kanzlerkandidatur

Merkel gelang es zudem häufig nicht,
eine Aktionseinheit zur Fraktion zu bil-
den. Ihr Verhältnis zur Fraktion blieb eher
kühl. Auch bei der Zusammenarbeit mit
dem Fraktionsvorsitzenden Friedrich
Merz wuchs die Distanz, nachdem Merkel
ihm die Schuld an der gescheiterten
Ablehnung der Steuerreform im Bundes-
rat gegeben hatte. Zudem trugen die
Abgeordneten Merkels wechselhafte Hal-
tung nicht mit, wie etwa in der Frage des
Mazedonien-Einsatzes. Gerade die enge
Brücke zwischen Partei und Fraktion dürf-
te aber die Grundvoraussetzung für jede
erfolgreiche Oppositionsarbeit sein.
Der schwache Rückhalt, den Merkel bei
der Fraktion und den Landesverbänden er-
reichte, verbaute ihr schließlich den Weg
zur Kanzlerkandidatur. Stoibers Nominie-
rung schwächte ihre Autorität zusätzlich.
Zudem sorgte Stoibers Kandidatur dafür,
dass die Parteiführung mit der CSU noch
ein weiteres Machtzentrum integrieren
musste. Da der Kandidat von der Schwes-
terpartei kam, fehlte der CDU vor der
Bundestagswahl eine unumstrittene Füh-
rungsfigur aus den eigenen Reihen.
Damit lässt sich festhalten, dass die CDU
auch im Bereich der Parteiführung seit
1998 deutliche Reformen umsetzte. Im
Zuge der Spendenaffäre schossen diese
jedoch mitunter über ihr Ziel hinaus. Eine
hohe Fluktuation, eine geringe Koordina-
tion und die Diffusion auf unterschiedli-
che Machtzentren waren die Folge. Der
Wahlerfolg der CDU hängt deshalb im
hohen Maße davon ab, ob die CDU vor der
Wahl noch die Geschlossenheit erreicht,
die sie in der Debatte um die K-Frage
zunächst vermissen ließ.

Von der Mitgliederpartei 
zur Bürgerpartei?

In ihrer ersten Oppositionsphase hatte
sich die CDU als eine Partei bewährt, die
ihre Parteiorganisation ausbaute.15 Im
Zuge der allgemeinen Milieuerosion hatte
sich der junge Helmut Kohl dadurch eine
neue Basisverankerung und ein loyales
Netz von Mitarbeitern gesichert. Dagegen
fielen die organisatorischen Reformen
nach 1998 wesentlich geringer aus. Im
Unterschied zum ersten Machtverlust
fehlte ihr nun eine organisatorische
Zukunftsperspektive. 1999 gelang es der
CDU zwar, ihre fortlaufenden Mitglieder-
verluste abzubremsen. Die Hoffnung, wie-
der einen ähnlich großen Mitgliederzu-
lauf zu erreichen, war jedoch von vornhe-
rein so unrealistisch, dass kaum jemand
ernsthaft daran glaubte. Seit 1999 sank
die Mitgliederzahl ähnlich wie bei der SPD
weiter (vgl. Tab. 3). 
Statt zur Mitgliederpartei wollte sich die
CDU deshalb zur „Bürgerpartei“ entwi-
ckeln. Tatsächlich begann sie eine neuar-
tig direkte Wähleransprache. Dazu zählte
in erster Linie ihre Unterschriftenaktion,
die den Wahlsieg in Hessen einleitete.
Telefonkampagnen begleiteten diesen
Versuch, die direkte Wählerbindung aus-
zubauen, die nicht über die Mitglied-

schaft lief. Während in den Siebzigerjah-
ren Ortsvereine für den größten Mitglie-
derzuwachs prämiert wurden, bekamen
nun jene Ortsvereine einen Preis, die sich
durch besonders kreatives Gesellschafts-
engagement auszeichneten – sei es beim
Waldaufforsten oder bei der Hausaufga-
benhilfe.16 Gleichzeitig glänzte die CDU
frühzeitig durch einen Internetauftritt,
der den Sozialdemokraten an Professio-
nalität einiges voraus hatte. Zudem pro-
bierte die CDU neuartige Formen der pop-
kulturellen Kommunikation. Hierzu zähl-
ten Kartons mit der Aufschritt „neue
Mitte“, die zwischen SPD und CDU hin und
her gefahren wurden, Kundgebungen in
entlegenen Berliner Fabrikgebäuden
oder selbstironische Merkel-Plakate.

Bislang allerdings 
ist die Organisationsreform 
nicht gelungen

Innerhalb der Partei plante die CDU nach
1998 den Ausbau von Partizipationsmög-
lichkeiten für Mitglieder und Nichtmit-
glieder. Fast alle Landesverbände hatten
in der ersten Hälfte der Neunzigerjahre
entsprechende Satzungsreformen vorge-
legt. Angela Merkels Engagement wies
zunächst ebenfalls in diese Richtung.
Schon als Generalsekretärin war sie unver-
kennbar für eine stärkere Beteiligung der
Basis eingetreten. Auf Regionalkonferen-
zen ließ sie sich küren. Allerdings blieben
viele christdemokratische Reformforde-
rungen die gleichen wie seit über drei
Jahrzehnten. Ihre Beschlüsse „Krise als
Chance“ vom Essener Parteitag 2000
ähnelten im hohen Maße dem Papier
„Moderne Parteiarbeit in den Neunziger-
jahren“, das 1989 verabschiedet, aber nie
wirklich umgesetzt wurde. Im April 2001
legte ihre Präsidiums-Kommission den

Bericht „Lebendige Volkspartei. Reform-
projekte der CDU Deutschlands für eine
moderne, demokratische und interessan-
te Parteiarbeit“ vor. Wie in den frühen
Neunzigerjahren forderte er mehr Mit-
gliederbefragungen bei der Kandidaten-
auswahl und bei Sachfragen, die Öffnung
der Kreisparteitage für alle Mitglieder,
eine Amtszeitbegrenzung auf maximal 12
Jahre oder die Beschränkung auf drei Vor-
standsämter. Aber erneut scheiterte das
Papier schon im Vorfeld am Unwillen eini-
ger Landesverbände.17 Obwohl der Partei-
tag für 2001 eine Reformvorlage verlangt
hatte, wurde sie deshalb stillschweigend
auf die Zeit nach der Bundestagswahl ver-
tagt. Die organisatorische Reform der
CDU gelang damit nach 1998 zumindest in
der ersten Oppositionsperiode nicht.
Erstaunlicher Weise hatte die Regierungs-
partei SPD drei Jahre nach dem Macht-
wechsel mehr derartige Parteireformen
verwirklicht als die Union, obwohl bei der
Oppositionspartei eher eine Erneuerung
zu erwarten gewesen wäre.
Gewisse Erfolge konnte die CDU aller-
dings bei der Förderung von Frauen ver-
zeichnen. Das von der Frauen-Union 
trotz Kohls Unterstützung nur mühsam
erkämpfte Quorum zeigte langsam seine
Wirkung. Obwohl es keine festen Quoten
fordert, sondern nur eine Vorschrift für
den ersten Wahlgang ist, konnte das
angestrebte Drittel zunehmend erreicht
werden (vgl. Tab. 4). Im Vergleich zu den
anderen Parteien hinkte die CDU aber
weiterhin deutlich hinterher. Das galt
besonders für ihre Bundestagsfraktion,
die weiterhin einen Frauenanteil von
unter zwanzig Prozent hat. Die Verlänge-
rung des Quorums im Dezember 2001
wies aber darauf hin, dass die CDU weiter-
hin die Erhöhung des Frauen-Anteiles vor-
antreiben will.
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Die Bundesrepublik als Parteienstaat
zeigt sich auch in den repräsentativen Parteizentralen wie hier bei der CDU.

Foto: dpa-Fotoreport
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Die Bundesgeschäftsstelle und 
die Anlaufgeschwindigkeiten der
Wahlkampf-Organisation

Organisatorisch hatte die CDU nach 1969
vor allem vom Ausbau ihrer Bundesge-
schäftsstelle profitiert. Der rasante
Anstieg ihrer hauptamtlichen Mitarbeiter
– von 145 (1969) auf 191 (1972) – hatte
damals ihren Einfluss verstärkt. Nach 1998
sah es zunächst so aus, als wenn der
Geschäftsstelle ein ähnlicher Neuanfang
bevorstehen würde. Der Wechsel in die
Berliner Parteizentrale bescherte aber-
mals ein neues architektonisches Symbol
für die Regeneration der CDU. Zugleich
versprach der Umzug und der erneute
Generationswechsel neuen Schwung. Die
Spendenaffäre sorgte jedoch dafür, dass
gerade in der Bundesgeschäftsstelle die
organisatorische Stärkung ausblieb. Viel-
mehr zwang die Finanznot dazu, die Mit-
arbeiterzahl drastisch zu senken. Die Fluk-
tuation war gewaltig. Immerhin hatte sich
die Geschäftsstelle bis November 2001 um
ein knappes Drittel auf 117 Mitarbeiter
verkleinert. Damit fiel sie auf den Stand
der Sechzigerjahre zurück. Zudem wur-
den umzugsbedingt etwa fünfzig Posten
neu besetzt. Offensichtlich fehlten
dadurch talentierte Führungspersonen,
die zugleich Erfahrung aufwiesen. Bis
Anfang 2002 blieb deshalb völlig unklar,
wer eigentlich den Bundestagswahl-
kampf koordinieren sollte. Niemand in
der Geschäftsstelle traute sich diese Auf-
gabe so recht zu, da keiner jemals einen
Bundestagswahlkampf geleitet hatte. Ein
weiteres Problem blieb, dass die einzelnen
Abteilungen der Bundesgeschäftsstelle
recht unverbunden nebeneinander und
gegeneinander arbeiten. Offensichtlich
fehlte die übergeordnete Hand, die Syner-
gie-Effekte herbeiführte und die ge-
drückte Stimmung auflockerte. Da die
Geschäftsstelle besonders stark unter der
Finanznot und den Entlassungen litt, blieb
die Motivation gering. 
Die im Herbst 2001 vorgenommene Neu-
benennung ihrer Abteilungen konnte da-
rüber nicht hinwegtäuschen: Die Grund-

struktur der Partei wurde nicht angetastet,
obwohl sie in vieler Hinsicht eher den Be-
dürfnissen der Fünfziger als der Gegen-
wart entsprach. Das galt besonders für die
Vereinigungen der CDU/CSU. Der Evange-
lische Arbeitskreis der CDU/CSU oder die
Ost- und Mitteldeutsche Vereinigung der
Vertriebenen konnten kaum noch den
Kontakt zur heutigen Dienstleistungsge-
sellschaft sichern, sondern stehen eher für
vergangene Konflikte.
Für die Organisation des Bundestagswahl-
kampfes 2002 musste die CDU-Geschäfts-
stelle deshalb im hohen Maße auf externe
Hilfe vertrauen. Mit der Werbefirma
McCann-Erickson fand sie einen ausgewie-
senen externen Berater, deren Mitarbeiter
sie eng in ihre „Arena“ einband. Mit der
ausgelagerten „Kampa“ der SPD konnte
ihre Wahlkampfgruppe zunächst jedoch
nicht konkurrieren – weder personell noch
konzeptionell. Simple Abstimmungs-
schwierigkeiten selbst über die Benen-
nung des Headquarters (dann Team 40
plus) zeigten, welche Anlaufschwierigkei-
ten ihre Wahlkampforganisation hatte.
Damit lässt sich festhalten, dass die CDU
trotz ihrer anfänglichen Ansätze in orga-
nisatorischer Hinsicht kaum einen neuen
Grundstock legen konnte, der ihre Aus-
gangssituation für die Bundestagswahl
2002 klar verbesserte. Natürlich stellt 
die heutige Medienwirklichkeit andere
Anforderungen an Parteien als in den
Siebzigerjahren, während der Mitglieder-
schwund alle Altparteien betrifft. Lang-
fristig wird jedoch auch die CDU ihre
Organisationsstruktur modernisieren
müssen, um ihre gesellschaftliche Anbin-
dung dauerhaft auszubauen. Denn nach
wie vor korrelieren – auch im internatio-
nalen Vergleich – der Stand der Organisa-
tionsstruktur und der Wahlerfolg.18

Nie war die CDU eine
Programmpartei: die Reform 
der Programmatik

Die CDU ist und war nie eine Programm-
partei. Vielleicht mit Ausnahme der Siebzi-
gerjahre spielten Programmentscheidun-

gen nie eine vergleichbare Rolle wie bei
der SPD und später bei den Grünen. Ent-
scheidend blieb für sie das pragmatische
Handeln in der politischen Praxis. Auch
während Kohls Regierungszeit prägte die
Programmatik nur im geringen Maße das
politische Erscheinungsbild der CDU. Im
Unterschied zur Ära Adenauer hatte sie
zwar fortlaufend programmatische Texte
verfasst. Erst 1994 hatte sie ihr zweites
Grundsatzprogramm verabschiedet. Den-
noch bestand in der Partei das Gefühl,
eine echte inhaltliche Debatte über das
Selbstverständnis wäre unter Kohls Kanz-
lerschaft ausgeblieben.19

Nach 1998 bestand in der CDU daher eine
gewisse Programmeuphorie. Ähnlich wie
in der ersten Oppositionsphase wollten
die Christdemokraten nun ihre Stand-
punkte selbstkritisch weiter entwickeln.
Die reformbewussten Erfurter Leitsätze
vom April 1999 unterstrichen dies: „Eine
lebendige und offene Diskussion soll auf
allen Ebenen die Arbeit der Partei bestim-
men. Zu sehr haben die Anforderungen
der Regierungsarbeit nach Kompromiss-
suche und Koalitionstreue auch das Par-
teileben bestimmt.“20 Auf den ersten
CDU-Parteitagen der Oppositionszeit
blieb die grundlegende Debatte jedoch
weitgehend aus. Die Programmdiskussion
verlagerte die CDU dagegen in kleinere
Kommissionen, die langfristige Entwürfe
zur Familien-, Bildungs-, Finanz- und Sozi-
alpolitik entwickeln sollten.
Auch der weitere Verlauf der Programm-
diskussion erinnerte an die Siebziger-
jahre. Wie damals beflügelte der Regie-
rungsverlust zunächst den Hader mit der
CSU, die in vielen Fragen auf einen funda-
mentaleren Kurs drang. Und wie 1970
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Tab. 4: Frauenanteile an Ämtern und Gremien in der CDU (in Prozent)

Juli 1989 Juli 1991 Juli 1994 Juli 1997 Sept. 2001

Präsidium 15,3 17,6 26,7 28,6 28,6

Bundesvorstand 21,2 18,2 19,0 35,0 34,1

Ministerinnen 22,2 20,0 20,0 20,0 –

Bundestagsfraktion* 7,7 13,8 13,8 13,9 18,4

Ausschussvorsitzende 0 0 9,1 0 0

Landesvorsitzende 0 0 11,7 5,8 0

Landesgeschäfts- 0 0 0 5,9 13,3
führerinnen

Kreisgeschäfts- 17,2 17,2 24,5 24,6 27,5
führerinnen

Kreisvorsitzende 2,3 3,3 5,2 8,0 9,7

Ortsvorsitzende – 10,1 11,8 11,9 13,3

Quelle: Eigene Berechnungen nach den Frauenberichten der CDU Deutschland
* Bundestagsfraktion von CDU/CSU in der Legislaturperiode

Die Nr. 1 der CDU
ist nach wie vor Angela Merkel, die Vorsit-
zende der größeren der beiden Schwester-
parteien CDU und CSU. In der öffentlichen
Aufmerksamkeit ist sie längst verdrängt
durch den CSU-Vorsitzenden Edmund Stoi-
ber, der der Kanzlerkandidat der Unions-
parteien ist. Foto: dpa-Fotoreport
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erlahmte die erste Reformeuphorie im
Jahr nach dem Machtwechsel, weil Land-
tagswahlsiege und sozialdemokratische
Regierungsprobleme eine trügerische
Sicherheit vorgaukelten, die eine kritische
Überprüfung der eigenen Standpunkte
unnötig erscheinen ließ. Retardierend
wirkte zudem beide Male, dass mit Rainer
Barzel und Wolfgang Schäuble Ziehsöhne
der bisherigen Regierung den Vorsitz von
Fraktion und Partei übernahmen. Einer-
seits verlagerte sich so die inhaltliche
Arbeit hin zum Tagesgeschäft der Abge-
ordneten. Andererseits garantierte diese
personelle Kontinuität erneut ein gewis-
ses Anknüpfen an die alte Regierungspoli-
tik. Die Krise um die Spendenaffäre lähm-
te und überlagerte die gerade aufkeimen-
de Programmarbeit zusätzlich. Die recht
interessanten Beschlüsse auf dem kleinen
Parteitag im Dezember 1999 gingen
schließlich völlig in der öffentlichen
Debatte um Kohls Konten unter.

Inhaltliche Impulse kamen eher aus
der Regierungsarbeit der Länder

Im Unterschied zu den Siebzigerjahren
strebte die CDU zudem keinen großen
Programmentwurf an, sondern mehrere
kleine Papiere in jährlicher Abfolge. Die
CDU hielt dabei an ihren programmati-
schen Grundlagen fest, gab ihnen aber
zugleich vorsichtig neue Akzente.
Reformbereit erwies sich die CDU vor
allem in der Familienpolitik. Als Familie
definierte sie nun trotz innerparteilicher
Proteste explizit auch Alleinerziehende
oder nicht-eheliche Lebensgemeinschaf-
ten mit Kindern. Auch gleichgeschlecht-
liche Partnerschaften wurden in einem
Programmbeschluss ausdrücklich respek-
tiert.21 Wie in der ersten Oppositionsphase
stellte sie die Familienpolitik als einen
Schwerpunkt heraus, um ihr sozialpoliti-
sches Profil zu stärken. Mit ihrem Vor-
schlag, ein Familiengeld von monatlich
1200 Mark einzuführen, legte sie frühzei-
tig ihre greifbarste Alternative zum rot-
grünen Regierungskurs vor.
Die anderen Programmkommissionen
fanden dagegen in der Öffentlichkeit
kaum Gehör. Vielmehr diskutierte man die
Konzepte, die die neue Vorsitzende Mer-
kel zur Diskussion vorlegte. Im Unter-
schied zur ersten Oppositionsphase setzte
die CDU dabei stärker auf einen eher libe-
ralen Wirtschaftskurs, der die Reform des
Sozialstaates ermöglichen sollte. Statt der
Neuen Sozialen Frage präsentierte sie nun
die Neue Soziale Marktwirtschaft. Was das
Neue daran war, konnte die CDU diesmal
aber öffentlich nicht vermitteln. Der Ver-
weis auf die Globalisierung, auf eine neue
Kultur der Selbstständigkeit und auf die
Wissensgesellschaft reichte den Medien
und den Fachleuten nicht aus.22 Aber auch
innerhalb der Partei blieb der Begriff so
umstritten, dass er von führenden Partei-
repräsentanten nicht benutzt wurde.
Allein der Begriff Leitkultur löste eine
breitere Debatte aus, die aber durch die
Vorsitzende Merkel nicht weiter geför-

dert wurde. Auch er war innerparteilich
zu umstritten. Inhaltliche Impulse kamen
eher aus der Regierungsarbeit der
Bundesländer. Sei es aus der Wirtschafts-
und Innenpolitik der südlichen Bundes-
länder, sei es aus der Schulpolitik von Län-
dern wie dem Saarland oder von Hessen.
Die langwierige Kanzlerkandidaten-Ent-
scheidung zwischen Merkel und Stoiber
ließ schließlich die Programmdebatte
Ende 2001 ganz in den Hintergrund tre-
ten. Da seit der Entscheidung für Stoiber
inhaltliche Positionen mit der CSU abge-
sprochen werden mussten, wurde die Pro-
grammarbeit zusätzlich erschwert. Die
Union hatte dabei sicher noch die Anlauf-
schwierigkeiten von 1980 vor Augen, als
Franz-Josef Strauß antrat. Damals hatte
sich die Kompromissfindung als so schwie-
rig erwiesen, dass das Wahlprogramm erst
verspätet erschien und wenig Anklang
fand. Selbst der meist unionstreue Rheini-
sche Merkur monierte die fehlenden
Inhalte, die Syntax und den unzusammen-
hängenden Aufbau.23

Zusammenfassend lässt sich damit festhal-
ten, dass die CDU in den vier Oppositions-
jahren trotz bester Vorsätze nur wenig
programmatische Vorhaben umsetzte. Bis
zum Wahlkampfbeginn konnte sie kaum
die Agenda mit ihren Begriffen oder The-
men prägen. Nicht die geforderte inhaltli-
che Erneuerung, sondern Stoibers Arbeit
als Ministerpräsident wurde damit zum
Ausgangspunkt ihres Wahlkampfes.

In den Mittelpunkt des Wahlkampfes
rückten bayerische Wirtschaftsdaten

Seit Januar 2002 konnte die Union sich
wieder echte Chancen auf einen Macht-
wechsel ausrechnen. Die Analyse ihrer
Oppositionsphase zeigte jedoch, dass sie
diese Ausgangslage nur im geringen
Maße durch eigene Parteireformen
erreichte. Die größte Reformbereitschaft
zeigte die CDU in ihrem Finanzwesen.
Nicht allein wegen der Spendenaffäre,
sondern auch durch ihre strukturell
bedingten Mindereinnahmen ist ihre
finanzielle Situation allerdings weiterhin
prekär. Der Blick auf ihre Parteiführung
zeigte, dass sie einen unverkennbaren
Abschied von der Ära Kohl wagte, dabei
aber zugleich über ihr Ziel hinausschoss.
Eine hohe personelle Fluktuation, eine
geringe Koordination und die Diffusion
auf unterschiedliche Machtzentren waren
die Folge. Auf der organisatorischen
Ebene stellte sie besonders durch die
Erhöhung des Frauenanteiles und ihre
direkte Wähleransprache ihren Moderni-
sierungswillen unter Beweis. Die Reform
der Mitgliederpartizipation versandete
jedoch. Ähnliches galt schließlich für die
Programmarbeit, die sich in einzelnen
Kommissionen verlor.
Die CDU hat somit ihre relativ gute Aus-
gangslage vor der Wahl nur im geringen
Maße selbst erarbeitet. Ihre Erfolgschan-
cen hängen dadurch von anderen Fakto-
ren ab, die jenseits der eigenen Partei lie-
gen. Zum einen muss sie darauf vertrauen,

dass die SPD an den selbst gesetzten
Ansprüchen scheitert. Gerade die weiter-
hin hohe Arbeitslosigkeit gab ihr dabei
den entscheidenden Auftrieb. Zum ande-
ren muss die CDU nun dank Stoibers Kan-
didatur auf den Erfolgsbonus der Schwes-
terpartei CSU setzen. Statt der eigenen
Programme rückten damit die bayrischen
Wirtschaftsdaten in den Mittelpunkt des
Wahlkampfes. Beides ermöglicht kurzfris-
tige Erfolge. Falls die CDU sich nicht lang-
fristig reformiert, droht sie jedoch weiter-
hin in Wellenbewegungen auf und ab zu
sinken.
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Innerhalb des Unionslagers ist es der CSU
gelungen, die Führung zu übernehmen:
nicht nur personell, sondern auch in der
Besetzung und erfolgreichen Verkörpe-
rung von Themen, die die rot-grüne
Bundesregierung herausfordern. Die CSU
konnte das tun von der sicheren Position
in Bayern her, zudem unbeschadet durch
die Parteispendenaffaire in Berlin. Die
Frage nach der Zukunft der CSU stellt sich
nicht nur für den Fall, dass die Regie-
rungsübernahme in Berlin durch die
Union scheitern sollte. Mehrere Szenarien
sind dafür denkbar. Red.

Die Bundestagswahl 2002: Testfall
für die „Speerspitze“ der Opposition

Die Bundestagswahl im September 2002
wird ebenso historisch wie diejenige des
Jahres 1998: Erstmals in der Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland tritt ein rot-
grünes Regierungsbündnis im Bund zur
Wiederwahl an. Hatte diese Regierungs-
koalition Anlaufschwierigkeiten im eige-
nen Lager, so hatte auch die Opposition
ihre Probleme, mit der neuen Konkur-
renzsituation zurecht zu kommen. Zwar
sackte die rot-grüne Bundesregierung in
der öffentlichen Gunst in den Monaten
nach ihrem Amtsantritt stark durch – was
zu einer Reihe spektakulärer Wahlerfolge
der Union in den Ländern führte. Aber die
Union geriet mit der Spendenaffäre ab
Ende 1999 heftig in die Defensive. 
Dabei hatte vor allem die CSU, deren Füh-
rung nach der Bundestagswahl 1998 von
der „Doppelspitze“ in die alleinige Hand
Edmund Stoibers überging, von Anfang
an eine tragende Rolle in der Formulie-
rung und Durchsetzung einer schlagkräf-
tigen Oppositionsstrategie gespielt. Die

Rolle als „Speerspitze“ der Opposition in
Berlin fand ihren augenfälligsten Aus-
druck in der spektakulären Kampagne
gegen die doppelte Staatsangehörigkeit,
in der die CSU die Führungsrolle über-
nahm. Schien es nach dem Rückzug Oskar
Lafontaines und den neuen Herausforde-
rungen durch den Kosowo-Krieg in den
Augen zahlreicher Beobachter nur noch
eine Frage der Zeit, bis die rot-grüne
Bundesregierung zerfallen würde, bra-
chen die Hoffnungen der Unionsspitze im
Herbst 1999 in sich zusammen. Von die-
sem Rückschlag hat sich die Union zumin-
dest in den Meinungsumfragen bis ins
Wahljahr 2002 nicht wieder ganz erholen
können.
Für die CSU stellte sich daher die Bundes-
tagswahl 2002 gleich in mehrfacher Hin-
sicht als Herausforderung: Zum einen war
erneut – wie bei allen Bundestagswahlen
der jüngeren Geschichte – offensichtlich,
dass ein überdurchschnittliches Ergebnis
der CSU in Bayern für ein gutes Ergebnis
der Union in Berlin erforderlich werden
würde. Zum anderen hatte sich in der Uni-
onsspitze der bayerische Ministerprä-
sident und CSU-Vorsitzende Edmund
Stoiber allmählich zu einer der stärksten
Führungspersönlichkeiten und damit zu-
gleich zu einem der aussichtsreichsten
Kandidaten für eine Kanzlerkandidatur
entwickelt – eine Entwicklung, der die im
Generationswechsel der Nach-Kohl-Ära
oftmals mit sich selbst ringende CDU-Füh-
rung zumeist nicht viel entgegensetzen
konnte. Unabhängig von der Kandidaten-
frage wird der Ausgang der Bundestags-
wahl 2002 aber auch entscheidend sein
für die weitere Entwicklung des Mitte-
Rechts-Lagers in Deutschland insgesamt;
und bei dieser Entscheidung wird die CSU
eine zentrale Rolle spielen müssen.1

Die Bundestagswahl 1998 
auch ein Wendepunkt in der
Geschichte der Union

Die Bundestagswahl vom 27. September
1998 war auch ein Wendepunkt in der
Geschichte von CDU und CSU in Deutsch-
land. Die Unionsparteien zusammen
erreichten mit 35,1% der Zweitstimmen
ihr schlechtestes Ergebnis seit 1953. Die
CSU schnitt in Bayern mit 47,7% vergleich-
bar ab; dies war zwar erneut ein weit über
dem Durchschnitt der Unionsparteien lie-
gendes Ergebnis, aber auch die CSU erziel-
te damit nur ihr schlechtestes Resultat bei
Bundestagswahlen seit 1953. Wegen der
engen Einbindung führender CSU-Politi-
ker in die Regierungen Helmut Kohls – vor
allem durch den Vorsitzenden und lang-
jährigen Bundesfinanzminister Theo Wai-
gel – konnte sich die CSU dem Negativ-
trend auch kaum entziehen. Die Niederla-

ge war in den Augen der meisten Wahl-
forscher im Wesentlichen Ausdruck eines
übermächtigen Wunsches nach einem
Regierungswechsel, der dann auch erst-
mals in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland als unmittelbare Konse-
quenz einer Bundestagswahl zustande
kam.2 Die CSU konnte aber ihre relative
Position im Parteiensystem halten; sie
blieb – nimmt man die abgegebenen
Zweitstimmen als Grundlage – nach SPD
und CDU drittstärkste deutsche Partei und
erhielt damit erneut mehr Stimmen als
Bündnis 90/Die Grünen, FDP oder PDS.

Gegen den Bundestrend 
hatte sich die CSU in Bayern
behaupten können

Da Edmund Stoiber nach dem Rücktritt
Theo Waigels auch offiziell den Parteivor-
sitz übernahm und die Position der CSU in
Bayern völlig unangefochten war, konnte
die Partei auch rascher zu politischer Tat-
kraft auf der bundespolitischen Szenerie
zurückfinden als die CDU. Entscheidende
Voraussetzung hierfür war, dass die CSU
bei der Landtagswahl in Bayern, die nur
zwei Wochen vor der Bundestagswahl
stattgefunden hatte, ihr Ergebnis mit
52,9% sogar noch minimal verbessern
konnte. Damit konnte die CSU in der
damaligen politischen Konstellation ihre
führende Rolle in Bayern eindeutig hal-
ten; die bayerische Staatsregierung unter
Edmund Stoiber war von den Akzeptanz-
problemen der Bundesregierung nicht
tangiert:
„Der klare Sieg der CSU ist dabei aus-
schließlich auf landespolitische Faktoren
zurückzuführen. Von der Bundespolitik
ging demgegenüber kein positiver Ein-
fluss aus, im Gegenteil, die CSU musste
sich gegen ein bundespolitisches Tief der
Union durchsetzen. Dies allerdings gelang
der Partei besonders eindrucksvoll, vor
allem aufgrund der großen Popularität
von Edmund Stoiber, der aus der Sicht der
Befragten hohen Lösungskompetenz der
CSU für anstehende politische Probleme
sowie schließlich auch wegen der für die
Union in Bayern äußerst günstigen sozia-
len Strukturen.“3

Für manche Beobachter war sogar die Zeit
reif geworden, über eine Ausdehnung der
CSU über die bayerischen Grenzen hinaus
nachzudenken, falls die CDU sich nicht
rasch würde erholen können. Dies stand
zwar offiziell nicht zur Debatte, aber un-
übersehbar war, dass die CSU nun versu-
chen würde, die Führerschaft bei zentralen
Themen zu übernehmen, bei denen ein
Kompetenzvorsprung durch die Unions-
parteien am ehesten zu erreichen war. Die-
ser Führungsanspruch in der Opposition
wurde personifiziert durch Edmund Stoi-

38



ber, der nicht zuletzt durch seine Personal-
politik in Bayern und dem Entwurf eines
Kontrastprogramms zur rot-grünen Bun-
desregierung in seiner Regierungserklä-
rung vom 29.10.1998 seinen Anspruch auf
bundespolitische Geltung klar anmeldete
und zur „Schlüsselfigur der Union“4 wurde.

Das Erringen der Meinungs-
führerschaft in der Union:
Ausländerpolitik als Megathema

Die inhaltliche Positionierung legte Stoi-
ber klar fest: Die Union müsse eine Forma-
tion der Mitte und der demokratischen
Rechten sein; er warnte vor Kräften in der
CDU, die mit einer Verschiebung des Koor-
dinatensystems nach links kalkulierten.5

Das erste Politikfeld, auf dem diese
Akzentuierung schon kurz nach der
Bundestagswahl deutlich wurde und sich
in unterschiedlichen Positionen innerhalb
der Union manifestierte, war die Auslän-
derpolitik und der von der Bundesregie-
rung vorgeschlagene Entwurf zur doppel-
ten Staatsangehörigkeit.
Nachdem für die CSU für einige Wochen
die Kritik an der EU und der Europapolitik
der Bundesregierung im Vordergrund
stand, entwickelte sich die Auseinander-
setzung um die Neuordnung des Staats-
bürgerschaftsrechts und die Reaktion der
Union darauf zum ersten echten Mega-
thema der Oppositionsarbeit. Die Kam-
pagne gegen die dabei vorgesehene
erleichterte doppelte Staatsbürgerschaft
wurde dabei vom Ministerpräsidenten
und designierten CSU-Vorsitzenden als
zentrale Maßnahme gesehen. Hatte Stoi-
ber zeitweise sogar eine Einführung eines
Volksentscheides auf Bundesebene für
eine solche Frage erwogen, wurde Ende
1998 die Durchführung einer bundeswei-
ten Unterschriftenaktion gegen die dop-
pelte Staatsbürgerschaft geplant.6 Beide
Vorschläge waren zunächst für die Union
auch intern als ungewöhnlich empfunden
worden; innerhalb der CSU stieß auch das
bisher nicht genutzte Instrumentarium
der Unterschriftensammlung zunächst
auf Skepsis. Der neue CDU-Vorsitzende
Wolfgang Schäuble schloss sich der Forde-
rung nach einer Unterschriftenaktion an,
stieß aber in den Führungsgremien der
CDU auf Widerspruch. 
Insofern wurde Anfang 1999 deutlich,
warum die Frage nach der Meinungsfüh-
rerschaft in der Opposition immer häufi-
ger gestellt wurde.7 Nach den traditionel-
len Klausurtagungen im Januar 1999 stell-
te sich auch die CDU hinter diese Aktion,
die vor der Landtagswahl in Hessen vom 
7. Februar 1999 durchgeführt werden soll-
te, aber die CSU wirkte in der Öffentlich-
keit eindeutig als der aktivere Teil dieser
Aktion.8 Als am 17. Januar 1999 Edmund
Stoiber auf einem Sonderparteitag auch
noch offiziell zum Parteivorsitzenden
gewählt wurde, war er endgültig zu
einem der entscheidenden Meinungsfüh-
rer der Opposition geworden.9 Mit dem
Ende der Doppelspitze war somit nicht
nur formal, sondern auch vom bundespo-
litischen Anspruch her die Kontinuität zur
Ära Strauß hergestellt.10

Die Ende Januar 1999 gestartete Unter-
schriftenkampagne gegen die doppelte

Staatsangehörigkeit entwickelte eine
enorme Eigendynamik und wurde zu
einem großen politischen Erfolg, den sich
Edmund Stoiber als Hauptinitiator mit
zurechnen konnte. Schon der große
Zuspruch zu den Unterschriftslisten war
eine Überraschung: So trugen sich allein in
Bayern in wenigen Tagen 164.000 Men-
schen ein. Den noch stärkeren Effekt hatte
der Wahlsieg der CDU am 7. Februar 1999
unter Roland Koch in Hessen, der als einer
der CDU-Politiker galt, der die Unter-
schriftenaktion vorbehaltlos unterstützt
hatte. Der hessische Wahlsieg war nicht
nur von großer symbolischer Bedeutung
als erster spektakulärer Regierungswech-
sel nach der Bildung der neuen Bundesre-
gierung – und das noch dazu in einem
lange Jahre von Rot-Grün regierten
Bundesland. Edmund Stoiber wurde in der
Öffentlichkeit als ein Vater dieses Wahlsie-
ges gesehen und damit war seine Position
als zentraler Oppositionssprecher noch
weiter gestärkt worden.11 Auch intern
wurde die unangefochtene Führungsrolle
des Parteivorsitzenden deutlich: Eine
Reform der Finanzordnung der CSU
wurde ebenfalls begonnen wie eine Orga-
nisationsreform der CSU-Landesleitung
(seit den Bundestagswahlen unter der
neuen Leitung von Thomas Goppel) und
einer Neuordnung der Parteizeitung Bay-
ernkurier. Zwar gab es gelegentlich Kritik
aus der CSU-Landtagsfraktion, weil sich
einige Abgeordnete in die Planungen der
Staatskanzlei nicht entsprechend einge-
weiht fühlten, dies konnte jedoch rasch
bereinigt werden.12

Die anfängliche Erfolgswelle 
der Union

Der neue Schwung, den die CSU in den
vorausgegangenen Monaten erfahren
hatte, hielt auch bis zur Europawahl am
13. Juni 1999 an. Waren schon in Umfra-
gen im April Werte von bis zu 55% für die
CSU in Bayern erwartet worden,13 so stell-

te das Ergebnis selbst alles in den Schat-
ten: Die CSU erzielte mit 64 % der Stim-
men in Bayern den besten Wert, den die
Partei bei einer landesweiten Wahl jemals
erzielt hatte; dies entsprach bundesweit
9,4 %. Zwar gelten Europawahlen tradi-
tionell als Nebenwahlen, aber für die Ana-
lyse ist bedeutsam, dass die CSU anders als
die CDU gegenüber der letzten Europa-
wahl netto Stimmen dazu gewinnen
konnte. Vor der Wahl hatte Edmund Stoi-
ber sie wiederholt als „Plebiszit gegen die
Regierungspolitik“ bezeichnet.14 Laut For-
schungsgruppe Wahlen wurde die Euro-
pawahl in der Tat „eher als eine Abstim-
mung über die Arbeit der rot-grünen Koa-
lition in Bonn als über die Arbeit des Euro-
paparlaments genutzt“.15 Dies und die
Höhe der Stimmenzahl steigerten den
symbolischen Wert des Ergebnisses und
stärkten erneut den politischen Anspruch
der CSU. Schon längst hatte die Diskussion
um Edmund Stoiber als möglichen Kanz-
lerkandidaten für die Bundestagswahl
2002 begonnen.
Die Führungsrolle der Opposition nahm
Edmund Stoiber nach den Europawahlen
noch intensiver in Angriff. Künftig wür-
den alle Landtagswahlen zu Volksabstim-
mungen über Rot-Grün gemacht wer-
den.16 Neben der Fortführung der Organi-
sationsreform wurde auch die Grundsatz-
kommission wiederbelebt und der Lei-
tung des Fraktionsvorsitzenden im Bayeri-
schen Landtag, Alois Glück, unterstellt.
Die spektakuläre Entlassung des erst 1998
zum Justizminister aufgestiegenen Alfred
Sauter im September 1999 im Gefolge der
Debatten um die LWS-Krise durch den
Ministerpräsidenten sorgte nur für eine
kurzfristige Eintrübung der Stimmungsla-
ge der CSU. 
Die Erfolgswelle für die Union hielt weiter
an: die Unzufriedenheit mit der rot-grü-
nen Bundesregierung sorgten für weitere
zum Teil spektakuläre Erfolge für die
Union bei Landtagswahlen: dies führte im
Saarland (5. 9. 1999) zu einem weiteren
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Profil
muss gewinnen, wer sich als Herausforderer von regierender Koalition und Bundes-
kanzler mit dessen Amtsbonus als Sieger erweisen will. Dazu gehören klare Alternati-
ven, aber selbstverständlich auch Angriffspunkte, die die bestehende Regierung auf-
weist. Gilt doch als Regel, dass Wahlen nicht von der Opposition gewonnen, sondern von
der Regierung verloren werden. Foto: dpa-Fotoreport
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Regierungswechsel zugunsten der CDU.
Auch die anderen Landtagswahlen (Bre-
men 6.6.1999, Brandenburg 5.9.1999, wo
in Folge die SPD eine große Koalition 
mit der CDU bilden musste, Thüringen
12. 9. 1999, Sachsen 19. 9. 1999 und Berlin
10. 10. 1999) verliefen für die CDU sehr
erfreulich. All dies führte zu einer Mehr-
heit gegen die Bundesregierung im
Bundesrat. Die Forschungsgruppe Wahlen
formulierte als Konsequenz in ihrer Analy-
se der Wahlen im Saarland: „Die Bundes-
regierung geht schweren Zeiten entge-
gen“.17 An dieser strategischen Ausgangs-
lage im Herbst 1999 hatte die CSU einen
entscheidenden Anteil.

Rückschlag und Wende: 
die Spendenaffäre

Diese günstige Ausgangslage hat sich mit
dem Aufkommen der CDU-Spendenaffäre
quasi über Nacht geändert. Die Vertrau-
enskrise, in die die CDU geraten war, und
der Wechsel in der Parteiführung von
Wolfgang Schäuble zu Angela Merkel hat
die strategische Positionierung der Union
über den Haufen geworfen. Sämtliche
Kampagnen gegen die Bundesregierung
waren für die CSU nun obsolet geworden.
Hatte sich die rot-grüne Bundesregierung
bis Ende 1999 in einem so starken Fall der
demoskopisch gemessenen Zustimmung
befunden, dass schon von einem vorzeiti-
gen Ende dieser Bundesregierung speku-
liert wurde, so drehte sich die Stimmung

radikal um: In wenigen Wochen fiel die
Union in den Umfragen deutlich hinter
die SPD zurück. Die unmittelbar wichtige
Frage schien nicht mehr die Konzeption
einer jeweils neuen Oppositionskampag-
ne zu sein, sondern die Ungewissheit, wie
die CDU angesichts dieser tiefen Krise
künftig überhaupt noch als politische
Kraft in Berlin würde wirken können.
Damit war die CSU mit ihrer intakten Füh-
rung quasi von selbst zu einem noch wich-
tigeren Anker der Union geworden.
Noch kurz zuvor unterstrichen aktuelle
Umfragen die Stärke der CSU: Im August
1999 – also vor der Spendenaffäre und der
LWS-Krise – wurde von Infratest dimap
eine Wahlabsicht von 60% für die CSU bei
Landtagswahlen gemessen, ein Wert, der
bei Wahlen zuletzt in der Amtszeit von
Alfons Goppel erreicht worden war. Hinzu
kam, dass 72 % der Befragten der Mei-
nung waren, die letzten Wahlerfolge der
CSU seien auf Edmund Stoiber zurückzu-
führen. Neben hohen Kompetenzwerten
für die CSU hielten 42 % Edmund Stoiber
für den besten der letzten vier Minister-
präsidenten – noch vor Franz Josef
Strauß.18

Auch in den Geschäften der Tagespolitik
schien wieder alles wie gewohnt zu lau-
fen: Nach dem Wirbel um die LWS-Affäre
und die Entlassung des Justizministers
Sauter, der dieser öffentlich widersprach,
startete Edmund Stoiber Anfang Oktober
1999 erneut eine milliardenschwere High-
tech-Offensive aus Privatisierungserlösen

und sorgte damit für bundesweites Aufse-
hen.19 Eine große USA-Reise brachte nicht
nur Imagegewinn für das Hightech-Land
Bayern, sondern vergrößerte auch den
Bekanntheitsgrad des Oppositionspoliti-
kers Stoiber in den USA.20 Diese offensicht-
liche Stärkephase der CSU brachte renom-
mierte Wahlforscher sogar dazu, öffent-
lich für ein bundesweites Auftreten der
CSU zu plädieren: Dies sei in Abstimmung
mit der CDU der beste Weg, um den kon-
servativen Teil des politischen Spektrums
abzudecken und der einzig erfolgverspre-
chende Weg der Union aus der ansonsten
drohenden Daueropposition.21 Kurz da-
rauf gab das Bundesverfassungsgericht
einer maßgeblich vom Freistaat Bayern
initiierten Klage gegen den Finanzaus-
gleich zwischen den Ländern statt; auch
das konnte Stoiber als seinen Erfolg dar-
stellen und mit der Forderung an die
Öffentlichkeit gehen, Berlin müsse „baye-
rischer werden“22.

Die Folgen bekam auch die CSU 
zu spüren

Dann änderte sich die politische Großwet-
terlage schlagartig: Im November 1999
wurde bekannt, dass bei der CDU in der
Bundes- und in Landesparteien offenbar
nicht alle Gelder korrekt verwaltet wor-
den waren und dass unter anderem unter
Beteiligung Helmut Kohls Spenden nicht
ordentlich verbucht wurden, mit denen
später parteipolitische Aktivitäten finan-
ziert wurden.23 Davon schien zwar die CSU
nicht betroffen zu sein, aber der einset-
zende Klimawechsel in der öffentlichen
Bewertung der Union traf auf einen
besonders aufnahmebereiten Resonanz-
boden in der öffentlichen Meinung und
zog daher auch die CSU in Mitleiden-
schaft.24 Innerhalb weniger Wochen dreh-
te sich die öffentliche Wahrnehmung von
den Problemen der rot-grünen Bundesre-
gierung ab und den internen Problemen
der CDU zu. Die Bundesregierung, die sich
im Herbst 1999 schon am Abgrund sah,
erfuhr rasch wieder einen Anstieg der
demoskopischen Werte, während die
Union bei Umfragen absackte. Auch die
CSU, die sich zudem mit den Aussagen des
Waffenlobbyisten und Strauß-Freundes
Karl-Heinz Schreiber geplagt sah, konnte
gegen die Dominanz der politischen
Agenda durch diese Affären nichts mehr
ausrichten: Ende 1999/Anfang 2000 war
offensichtlich, dass sich die Regierungs-
koalition vorerst stabilisierte und ein
rasches Auseinanderbrechen des rot-grü-
nen Bündnisses im Bund nicht mehr zu
erwarten war. Als erster führender CSU-
Politiker stellte sich Alois Glück auf die
Seite derjenigen Kräfte in der CDU, die
eine rasche Aufklärung der Affäre auch
auf Kosten des Bildes von Helmut Kohl
verlangte: Glück unterstützte ausdrück-
lich die damalige Generalsekretärin der
CDU Angela Merkel, die die CDU aufge-
fordert hatte, sich von Helmut Kohl zu
lösen.25

Erste demoskopische Resultate schienen
darauf hinzudeuten, dass sich die Spen-
denaffäre und ihre Folgen nicht auf die
Situation der CSU in Bayern auswirkten.
Bei der Sonntagsfrage ermittelte Infratest
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Unterwegs in Sachsen-Anhalt
der Kanzlerkandidat der Unionsparteien Edmund Stoiber, hier zusammen mit dem Spit-
zenkandidaten Wolfgang Böhmer und der CDU-Parteivorsitzenden Angela Merkel in
Magdeburg . Die fünf Neuen Bundesländer sind ein schwieriges Pflaster für die Parteien
aus dem Westen und für ihr Führungspersonal. Auch die Wahlforscher tun sich hier
schwer mit Erklärung und Prognose von Wahlverhalten. Hinzu kommt, dass hier mit der
PDS eine starke Regionalpartei antritt, die die Interessen der Neuen Bundesländer zu
vertreten vorgibt und mit ihrem Wertesystem viele Menschen aus der ehemaligen DDR
anzusprechen vermag. Das Ergebnis der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt vom 21. April
2002 war aufschlussreich: Die regierende SPD wurde abgewählt, mit nur noch 20,0% der
Stimmen, die tolerierende PDS konnte sich mit 20,4% behaupten, wurde damit sogar Nr.
2, CDU und FDP erzielten sensationelle Erfolge, mit 37,3% bzw. 13,3%. Ein Menetekel
für die bevorstehende Bundestagswahl? Foto: dpa-Fotoreport
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dimap Anfang Januar 2000 für die CSU
erneut 60 % bei einer Landtagswahl; die
SPD hätte mit 25 % und die Grünen mit
5 % nichts dazu gewinnen können.
Edmund Stoiber blieb auch der mit
Abstand am besten bewertete bayerische
Politiker.26 Daher ist es verständlich, wenn
Stoiber kurz darauf forderte, die CSU
müsse jetzt für den Zusammenhalt der
Union sorgen.27 Alois Glück, Vorsitzender
der CSU-Landtagsfraktion in München,
empfahl der CDU als Mittel gegen die
aktuelle Krise, das konservative Denken
wieder neu zu entdecken28 und auch
Edmund Stoiber kritisierte nun öffentlich
das Verhalten Helmut Kohls in der Spen-
denkrise.29 Auch die Tatsache, dass Angela
Merkel im Gefolge der Spendenwirren die
Nachfolge Wolfgang Schäubles im Vorsitz
der CDU übernahm, sorgte bei der CSU-
Führung zumindest inoffiziell nicht nur
für Begeisterung: Offenbar überwogen
Befürchtungen an einem zu liberalen Kurs
und zu geringer Integrationsfähigkeit der
Kandidatin.30 Natürlich hoffte aber auch
die CSU-Spitze auf eine Rückkehr zur Poli-
tik der CDU unter der neuen Führung von
Angela Merkel und Friedrich Merz als
Fraktionsvorsitzendem im Bundestag;
allerdings musste auch diese neue Perso-
nalkonstellation erst einmal wieder poli-
tisch in Gang kommen.31 Die Bundesregie-
rung hatte im Frühjahr 2000 daher erst
einmal weit weniger Probleme mit der
Opposition als im Jahr zuvor. Die Dramatik
der Entwicklung wurde auf einer Klausur-
tagung in Kloster Banz im Juli 2000 deut-
lich: Dort wurden Zahlen des Instituts für
Demoskopie in Allensbach präsentiert,
wonach die CSU in Bayern über 50%, bei
einer Bundestagswahl aber nur noch 44%
erhalten würde.32 Damit war quasi wissen-
schaftlich belegt, dass die CSU mit in den
Strudel der Spendenaffäre gezogen wor-
den war. Kurz vor der Sommerpause 2000
sorgte die fehlende Geschlossenheit der
CDU in den Ländern dafür, dass die
Bundesregierung im Bundesrat ihr Kon-
zept zur Steuerreform durch bekam und
sich die Opposition um einen möglichen
wichtigen politischen Sieg brachte. Dies
verstärkte bei der CSU die Befürchtung,
dass es noch lange Zeit dauern würde bis
zur Wiederherstellung der Union als
bundespolitisch handlungsfähiger Ein-
heit.33 Hinzu kam, dass die Bundesregie-
rung in dieser Phase wenig Angriffsflä-
chen für die Union zu geben schien. So
verlief eine erneute Unterschriftenaktion
gegen die Ökosteuer im Oktober 2000 bei
weitem nicht so erfolgreich wie die vorhe-
rige zur doppelten Staatsbürgerschaft.
Bei der Diskussion um die Einwanderungs-
politik und die deutsche Leitkultur tat sich
die CSU hingegen leichter, gewohnte
Kompetenzfelder wieder zu besetzen.
Dabei scheute sie sich auch nicht, mit
einem eigenen Papier vom November
2000, das die Einschränkung der Zuwan-
derung und die Notwendigkeit der Ver-
schärfung des Asylrechts hervorhob, sich
von CDU-Thesen zur Zuwanderung abzu-
setzen.34 Auf dem Parteitag im November
2000, der in modernerer, „amerikanisier-
ter“ Form geplant war, wurde auch die
Familienpolitik als zentrales Politikfeld für
die Profilierung der CSU deutlich35.

Die BSE-Krise zum Jahreswechsel 2001
wurde durch das Krisenmanagement der
Staatsregierung und einer kleinen Kabi-
nettsumbildung letztlich politisch be-
herrscht – auch wenn die Kabinettsumbil-
dung innerhalb der Fraktion nicht nur auf
Gegenliebe stieß und die gescheiterte
Ernennung des Präsidenten der TU Mün-
chen Wolfgang Hermann zum Minister für
Verbraucherschutz wegen dessen Steuer-
problemen kläglich scheiterte. Die Stim-
men, die Edmund Stoiber als Kanzlerkan-
didat der Union für die Bundestagswahl
2002 sehen wollten, wurden schließlich
wieder lauter und Stoiber selbst schloss
eine solche Kandidatur nicht mehr defini-
tiv aus.36 Nach den Landtagswahlen in
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz
vom 25. März 2001, wo die CDU immerhin
die Regierung in Stuttgart nach vorher
schlechten Meinungsumfragen halten
konnte, sah die CSU die Zeit der internen
Debatten für beendet an und ging wieder
bundespolitisch in die Offensive.37

Edmund Stoiber konnte sich nun – nach
den Problemen mit dem Kabinett, den
Untersuchungsausschüssen zu LWS und
Schreiber sowie den Problemen mit der
organisatorischen Umgestaltung und den
Finanzen der CSU – wieder verstärkt um
die Bundespolitik kümmern. In einem
Interview vom Mai 2001 kündigte er an,
die „Dilettanten in Berlin“ mit harten The-
men in die Defensive drängen zu wollen.38

Auf dem Weg zur Kanzlerkandidatur

Im Frühsommer 2001 schien nicht nur die
Lage der CSU in Bayern weiter ungefähr-
det, auch in den demoskopischen Werten
für die Bundespolitik lag die Union nicht
mehr so weit abgeschlagen zurück. Im Mai
2001 bestätigte eine Umfrage der CSU,
dass sie nach wie vor weit über 50 % bei
einer Landtagswahl bekommen würde.39

Bei bundesweiten Umfragen stiegen die
Benotungen für Edmund Stoiber ebenso
wie die Zahl derjenigen Befragten, die ihn
für den geeignetsten Kanzlerkandidaten
der Union hielten.40 Bis in den Sommer
2001 hinein nahm das Vertrauen in die
Bundesregierung (vor allem wegen der
Wirtschaftspolitik und der Höhe der
Arbeitslosigkeit) ab und die Union konnte
sich in den Umfragen verbessern.41 In der
politischen Stimmung konnte die Union
die SPD im August 2001 sogar erstmals seit
einem Jahr wieder leicht überholen.42

Auch in den Kompetenzwerten holte die
Union vor allem im Bereich Wirtschaft und
Arbeit stark auf.43 Das Politbarometer
vom August 2001 sprach sogar von einem
„drastischen Kompetenzverlust“ der
Bundesregierung.44 Allerdings war der
Vorsprung des Bundeskanzlers Gerhard
Schröder noch so groß, dass man sich sei-
tens der CSU-Führung keinen Vorteil
durch eine frühzeitige Festlegung auf
einen Kandidaten der Union versprach,
auch wenn immer wieder einzelne Stim-
men auf eine frühere Klärung der Kandi-
datenfrage drängten.
In jedem Fall war unübersehbar, dass die
verschlechterten wirtschaftlichen Aussich-
ten entscheidend zu einem Ansehensver-
lust der Bundesregierung beigetragen
hatten und sich die Opposition wieder

größere Chancen auf einen Regierungs-
wechsel bei der Bundestagswahl ausrech-
nen durfte. Eine Umfrage von Infratest
Dimap vom Juli 2001 bestätigte die gute
demoskopische Ausgangslage: Die CSU
würde demnach nicht nur bei einer Land-
tagswahl 54 % der Stimmen bekommen,
sondern könnte auch bei einer Bundes-
tagswahl mit 52 % rechnen – weit mehr,
als dem letzten Ergebnis und den zuletzt
erhobenen Werten.45 Eine Emnid-Umfra-
ge vom August bestätigte die guten Kom-
petenzwerte Stoibers gegenüber Bundes-
kanzler Schröder.46

Der 11. September und die
Renaissance der „harten“ Themen

Der Terroranschlag vom 11. September
2001 veränderte auch die deutsche Innen-
politik schlagartig. Die Bundesregierung
war nun vorrangig in den internationalen
Kampf gegen den Terror eingebunden
und gewann wieder an Ansehen; die SPD
konnte ihre Umfragewerte deutlich ver-
bessern und den Abstand zur Union wie-
der vergrößern.47 Zwar musste die SPD
nach der Bürgerschaftswahl in Hamburg
am 23. September 2001 die Regierungs-
macht nach 44 Jahren aufgeben, doch der
CDU wurde die Regierungsübernahme
durch ein sehr schlechtes Ergebnis und das
unerwartet starke Resultat der Schill-Par-
tei vergällt. Die Gefahr potentieller Stim-
menverluste an eine neue bürgerliche Par-
tei der rechten Mitte waren von nun an
ein mögliches Szenario für schwache CDU-
Landesverbände, vor allem in den neuen
Bundesländern. Außerdem konnte die
SPD nach den Wahlen zum Abgeordne-
tenhaus in Berlin vom 21. Oktober 2001
die Regierung bilden – und da Verhand-
lungen zur Bildung einer Ampelkoalition
scheiterten, bildete sie eine Koalition mit
der PDS, was neue Angriffsflächen gegen-
über der Union hat.
Der Herbst 2001 bot also für die CSU ein
zwiespältiges Bild: Einerseits profitierte
die amtierende Bundesregierung von
ihrer Rolle als Krisenmanager, was die
Chance für eine Regierungsübernahme
durch die Union wieder verringerte.
Andererseits brachte der Kampf gegen
den Terrorismus eine unumgängliche
Renaissance der „harten“ Themen, bei
denen die Union und vor allem die CSU in
der Vergangenheit zumeist einen Kompe-
tenzvorsprung genossen hatten, was sich
mittel- und langfristig wieder positiv auf
die Wahlchancen der Union im Bund aus-
wirken könnte. Natürlich wurde so Stoi-
bers Favoritenposition als möglicher
Kanzlerkandidat der Union nur noch grö-
ßer. Insofern konnte es nicht überraschen,
dass Edmund Stoiber sofort auf ein eige-
nes Sicherheitskonzept Wert legte und
mit dem Innenminister Günther Beckstein
intensiv das Politikfeld Innere Sicherheit
besetzte.48 Die Union und die CSU konn-
ten von nun an bis zur Bundestagswahl
darauf setzen, dass die Bundesregierung
vor allem beim grünen Koalitionspartner
wachsende Probleme bei der Umsetzung
der Sicherheitsmaßnahmen bekommen
würde.49 Dies – so die Kalkulation – sowie
die weiteren wirtschaftlichen und haus-
haltspolitischen Probleme, aber vor allem
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die wieder steigenden Arbeitslosenzah-
len, würden die Wahlchancen der Union
wieder erhöhen. Die thematischen Kon-
stellationen hatten sich Ende 2001 deut-
lich geklärt; die personellen Konstellatio-
nen, in denen die Bundestagswahl 2002
geführt werden würde, noch nicht. Dies
sollte aber gleich zu Beginn des Jahres
2002 erfolgen. Kurz nach der traditionel-
len Klausurtagung der CSU in Wildbad
Kreuth wurde Edmund Stoiber nach
einem Gespräch mit der CDU-Vorsitzen-
den Angela Merkel am 11. Januar 2002
von den Führungsgremien von CDU und
CSU zum Spitzenkandidaten nominiert.

Mögliche Zukunftsszenarien 
für die CSU

Alf Mintzel fasst die Zukunftsperspektive
der CSU so zusammen: „Die Hegemonial-
partei kann sich nur selbst gefährden“.50

Damit ist wohl gemeint, dass die CSU in
Bayern immer noch aus einer unangefoch-
tenen Position der Stärke heraus operie-
ren kann, dass sie noch auf weit bes-
seren Voraussetzungen als die ande-
ren Volksparteien aufbaut. Notwendige
Modernisierungsmaßnahmen kann sie
leichter durchführen, weil ihre feste Ver-
ankerung in Bayern auch durch das Er-
gebnis der Bundestagswahl 1998 nicht
nennenswert in Mitleidenschaft gezogen
worden ist.
Dennoch kann sich natürlich auch die 
CSU den allgemeinen Entwicklungs-
tendenzen der deutschen Politik nicht
entziehen – in einer Zeit immer rascheren
Wandels bei immer fluideren Wähler-
schaften ohnehin nicht. Für die Bundes-
tagswahl 2002, aber auch darüber hinaus,
bieten sich vier mögliche Szenarien für
die Entwicklung der CSU im deutschen
Parteiensystem an:

Das „worst-case-scenario“:
Niedergang und Marginalisierung

Der für die CSU schlimmste Fall wäre ein
Zerfall des bürgerlichen Parteienlagers in
Deutschland. Eine Niederlage bei der
Bundestagswahl 2002 könnte einen Pro-
zess des Niedergangs auslösen. Die CDU
wird von einer SPD, die die Mitte in
Beschlag nimmt, und neuen bürgerlichen
Protestparteien à la Schill in die Zange
genommen und verliert ihre Mehrheitsfä-
higkeit zusehends. Immer weniger Lan-
desverbänden gelingt es, sich als wirt-
schaftsfreundliche Partei von law and
order zu präsentieren. Eine Schill-Partei
feiert nach Hamburg erst in den neuen
Bundesländern, dann auch in West-
deutschland Erfolge.51 Die fehlende Mehr-
heitsperspektive aus eigener Kraft setzt
eine Spirale nach unten in Gang, die vor-
handene Organisations- und Rekrutie-
rungsprobleme immer weiter verstärkt.
Am Ende könnte eine Marginalisierung
der CDU stehen bis hin zum Überlaufen
großer Teile ihrer Wähler- und Mitglieder-
schaft zu anderen Parteien. Die CSU wäre
im schlimmsten Fall zwar mit Zeitverzöge-
rung, aber spätestens in einer Nach-Stoi-
ber-Ära in diesem Strudel gefangen und
hätte in Bayern über kurz oder lang mit
denselben Problemen zu kämpfen. Da

aber für die CSU aufgrund ihrer Son-
derrolle im deutschen Parteiensystem 
der Erhalt der absoluten Mehrheit in 
Bayern unerlässlich ist, würde sich für sie
die letzte Phase des Wegs nach unten
beschleunigen. Selbst wenn CDU und CSU
als mittlere Parteien noch eine Weile
weiterexistieren würden, hätte sich so das
deutsche Parteiensystem grundlegend
geändert und die Unionsparteien ihre 
historische Rolle als bürgerliche Samm-
lungsbewegungen der Mitte endgültig
verloren.
Allerdings scheint dieses Szenario am
wenigsten wahrscheinlich; schließlich
betreffen die grundlegenden Wandlungs-
prozesse der politische Partizipation alle
Parteien. Außerdem hat das deutsche Par-
teiensystem in den letzten 50 Jahren eine
beachtliche Kontinuität gezeigt; die Wäh-
lerschaft der CSU weist nach wie vor eine
relativ große Stabilität auf. Die aktuelle
Situation nach dem 11. September 2001
dürfte eher wieder die großen, etablier-
ten Parteien stärken und die politische
Experimentierfreudigkeit insbesondere
im bürgerlichen Lager schwächen.

Rückzug in die Alpenfestung: 
Die CSU überlebt als Regionalpartei

Eine abgewandelte Fassung des vorigen
Szenarios: Die CDU geht zu Boden, aber
die CSU kann sich davon absetzen. Ihr
geht der Bündnispartner CDU für eine
Unions/FDP-Regierung im Bund verloren,
aber in Bayern kann sie ihre Rolle als
„ewige“ Regierungspartei aufrecht erhal-
ten. Auch hierbei wäre die Frage des Spit-
zenkandidaten für die Bundestagswahl
weniger relevant, aber die Kandidatur
Stoibers bei deutlich schwächeren Ergeb-
nissen außerhalb Bayerns könnte eine
Grundlage für dieses Szenario sein. Die
Wähler unterscheiden weiterhin deutlich
zwischen Regierungskompetenz und Per-
sonalangebot auf den unterschiedlichen
politischen Ebenen und verhelfen der CSU
auch weiterhin zu 50% plus x bei Wahlen
– zumindest bei Landtagswahlen. Damit
hätte die CSU auch weiterhin automatisch
einen bundespolitischen Anspruch, den
sie allerdings auch geltend machen muss.
Auch wenn sie weiterhin nur in Bayern
kandidieren wollte, müsste sie also nicht
nur bayerische Politik, sondern deutsche
Politik formulieren – eine Rolle, die die
CSU immer beherrscht hat und an die sie
nahtlos anknüpfen könnte. Selbst bei
fortschreitender Marginalisierung der
CDU könnte die CSU diese Rolle noch eine
längere Zeit weiter spielen.

Bundesweite Ausdehnung

Eine Fortführung dieses Szenarios: Die
CDU liegt darnieder, aber die in Bayern
unangefochtene CSU setzt den Beschluss
von Wildbad Kreuth aus dem Jahr 1976
verspätet in die Praxis um. Auch bei die-
sem Szenario schiene es eine realistische
Grundlage, dass ein Spitzenkandidat
Edmund Stoiber ein respektables Ergebnis
erhält, aber außerhalb Bayerns aus der
Union nicht die notwendige Unterstüt-
zung erfahren hätte. Das könnte der
Startschuss für die bundesweite Ausdeh-

nung der CSU sein: Sie konstituiert sich als
eigene Fraktion im Bundestag und tritt in
den anderen Bundesländern an. So könn-
te sie das Wählerpotential, das sich von
der CDU nicht mehr vertreten fühlt und in
die Nichtwahl oder andere Parteien wie
Schill abgewandert ist, aber Stoiber zum
Bundeskanzler hatte wählen wollen, wie-
der einbinden. Damit wäre die CSU eine
gesamtdeutsche Partei in weit stärkerer
Größenordnung, als es ihr die Zweitstim-
mensammlung allein in Bayern ermöglich-
te. Die CSU könnte auf diesem Wege sogar
zur Führungspartei im bürgerlich-konser-
vativen Lager werden und Regierungsko-
alitionen im Bund anführen.
Voraussetzung hierfür ist allerdings die
Expansion außerhalb Bayerns bei gleich-
zeitigem Erhalt der Vormachtstellung als
Landespartei in Bayern. Dies wäre ein
schwieriger Spagat, der schon in früheren
Gedankenspielen über Ausdehnungssze-
narien (1976; 1989/90) immer zu einem
Rückzieher geführt hat. Sollte allerdings
Sicherheit zum Megathema des begin-
nenden 21. Jahrhunderts werden, dann
könnte sich die CSU im Rahmen eines sol-
chen Szenarios als Partei von Sicherheit,
Recht und Ordnung präsentieren, die ihre
bayerische Erfolgsbilanz glaubwürdig als
politisches Angebot im Rest Deutschlands
unterbreiten könnte.

Rückkehr zur Regierungsmacht 
im Bund

Das möglicherweise wahrscheinlichste Sze-
nario: Die CDU findet zu alter Stärke zurück
und die Unionsparteien werden wieder Re-
gierungspartei in Berlin. Selbst bei einem
Wahlsieg Gerhard Schröders 2002 wäre
dies spätestens für 2006 ein denkbarer Weg
– sozusagen die Rückkehr zur bundesre-
publikanischen Normalität. Die Sollbruch-
stellen der rot-grünen Bundesregierung
träten immer deutlicher zutage im Kampf
gegen den internationalen Terrorismus
und im vergeblichen Kampf für wirtschaft-
liches Wachstum und gegen die Arbeitslo-
sigkeit. Das Ende dieser Koalition könnte
das Ende der Grünen als Generationenpar-
tei bedeuten, aber auch die Struktur- und
Mobilisierungsprobleme der SPD deutlich
zu Tage treten lassen. Eine personell erneu-
erte CDU, die die Probleme der Spenden-
affäre hinter sich gelassen und die die 
Kompetenzzuschreibung in wichtigen Po-
litikfeldern wiedererlangt hat, erkämpft
wieder die Mehrheitsfähigkeit im Bund, zu
der die CSU erneut mit einem überdurch-
schnittlichen Ergebnis beiträgt. Die Kanz-
lerkandidatur Edmund Stoibers ist für die-
sen Prozess der Erneuerung sehr hilfreich.
Bis auf das erste Szenario sehen alle ande-
ren Entwicklungslinien eine wichtige Rolle
der CSU für die nähere Zukunft vor. Dies ist
realistisch, wenn die CSU unabhängig von
der Frage der Kanzlerkandidatur 2002 für
die Landtagswahl 2003 ihre starke Position
erhalten kann. Auch mittel- und längerfris-
tig kann sie ihre einzigartige Rolle im deut-
schen Parteiensystem bewahren, wenn sie
auch in der Zeit nach Edmund Stoiber ein
kompetentes Politikangebot und glaub-
haftes Führungspersonal anbieten kann.
Dies erfordert auch für die CSU hohe Inves-
titionen in ihre Fähigkeit zur inhaltlichen
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Debatte, zur Organisation und zur erfolg-
reichen Rekrutierung geeigneten Perso-
nals. Die Voraussetzungen hierfür sehen
aus der Perspektive des Wahljahes 2002
gar nicht so schlecht aus.
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Ein kräftiger Wählerspagat war notwen-
dig, damit die SPD die Bundestagswahlen
von 1998 gewinnen konnte. Allzu hetero-
gen war ihre Anhängerschaft, gleichzeitig
waren die Traditionsmilieus der Sozial-
demokraten kräftig geschrumpft, zum
Teil hatten sie sich auch abgewandt. Die
Aktivisten der Partei hingegen waren
relativ homogen und seit den Zeiten von
Helmut Schmidt ziemlich gleich geblie-
ben: Es war die Generation der 68er, nun-
mehr jedoch „erwachsen“ geworden,
pragmatischer, aber auch älter und mü-
der. Sie ließen sich zum Kanzlerwahl-
verein machen. Der Nachwuchs fehlt
jedoch, mehr noch mangelt es an Zu-
kunftsprojekten, die die Mitgliedschaft
mobilisieren könnte. Doch hat die SPD
gute Aussichten, die Partei der neuen
Alten zu werden, geburtenstarke Jahr-
gänge und Nutznießer der Bildungs-
expansion, denen die SPD behutsame
Innovation bei gleichzeitiger sozialer
Sicherheit versprechen kann. Red.

Eigentlich überraschend:
die Rückkehr der SPD an die Macht

Im ersten Quartal des Wahljahres 2002
konnte man oft lange Gesichter bei den
Matadoren in der sozialdemokratischen
Wahlkampfzentrale sehen. Über etliche
Monate zuvor hatten sich die Strategen
der SPD nach der Parteienfinanzierungs-
krise der gegnerischen CDU schon als si-
chere Sieger gefühlt. Doch dann, nachdem
die Union die Kanzlerkandidatenfrage ge-
klärt hatte, zog die CDU/CSU ohne beson-
dere Anstrengungen (oder auch Leistun-
gen) an den Sozialdemokraten vorbei –
zumindest in den Erhebungen der Um-
frageinstitute, von Forsa bis Allensbach,
von der Forschungsgruppe Wahlen bis
Infratest dimap. Es ist nach wie vor also 

keineswegs sicher, dass die SPD nach dem
22.9.2002 in die Bundesregierung zurück-
kehren, abermals den Kanzler dieser Re-
publik stellen wird. Indes: Dass die Sozial-
demokraten derzeit überhaupt regieren,
ist im Grunde überraschend genug. Denn
in den späten Achtziger- und frühen Neun-
zigerjahren gab es genug brillante Denker
und kluge Deuter des Politischen, die das
Ende der sozialdemokratischen Ära aus-
gerufen hatten. Von einer strukturellen
Mehrheitsunfähigkeit der Sozialdemokra-
ten war auch in Pressekommentaren,
ebenso in Politologenbeiträgen häufig
genug die Rede.

Auseinander laufende 
Wählersegmente bei gleichzeitiger
Uniformität der Aktivisten

Und das alles schien ja auch keineswegs
unplausibel. Die Kumulation der Proble-
me, die den Sozialdemokraten zu schaffen
machten, waren – und sind im Übrigen – in
der Tat beträchtlich. Da gab es zunächst
und vor allem den sozialen und ökono-
mischen Wandel der bundesdeutschen 
Gesellschaft insgesamt seit den Siebziger-
jahren. Die altindustriellen Strukturen
brachen weg, die Zechen verschwanden,
die Hochöfen und Werften wurden stillge-
legt. Das zehrte die historischen, gleich-
sam natürlichen Ressourcen der Sozial-
demokratie auf. Im Zuge der öffentlichen
Finanzknappheiten und antistaatlichen 
Deregulierungstrends seit etwa 1978
schrumpfte überdies der öffentliche
Dienst und damit das berufliche Funda-
ment der sozialdemokratischen Kader,
Funktionäre, Eliten. Hinzu kam die kultu-
relle Enthomogenisierung der bundes-
deutschen Arbeitnehmergesellschaft, was
oft im trivialsoziologischen Jargon als
Individualisierung und Pluralisierung
bezeichnet wird. In diesem Prozess jeden-
falls spreizte sich das Anhängerpotenzial
der SPD in extrem heterogene Lebensstil-
gruppen, die zusammen nur schwer integ-
rierbar waren, da sie vom ökopazifisti-
schen und kosmopolitischen Studienrat
bis zum mehr konsumistischen und eher
ausländerfeindlichen Unterschichtange-
hörigen reichten. Keine andere bundes-
deutsche Partei hatte eine so in sich
widersprüchliche Wählerschaft wie die
Sozialdemokraten; nirgendwo sonst
waren die politischen Optionen, Lebensla-
gen und Einstellungen so vielfältig,
gegenläufig, ja nicht selten einander
feindlich wie hier im Lager der SPD. 
Der dadurch notwendige weite Spagat
zwischen den verschiedenen Segmenten
ihrer Anhängerschaften gelang der SPD
zunehmend weniger. Schon zu Beginn 
der 70er-Jahre liefen ihr infolgedessen 
die markt- und produktionsorientierten

Mittelschichten (die „Schillerwähler“ von
1969) von den Fahnen; Anfang der 80er
Jahre konvertierten dann die Postmateria-
listen zur neuen Partei der „Grünen“; und
Ende der 80er-Jahre kündigten auch zahl-
reiche Arbeiter und Arbeitslose ihre Loya-
lität zur SPD auf und protestierten an den
Urnen zuweilen rechtspopulistisch. Und
ein weiteres Problem der SPD war, dass 
sie sich in ihrem Aktivistenbereich, trotz
der mentalen Vielfalt ihrer Wähler- und
Änhängergruppen, auf eine einzige Ge-
neration mit einem nahezu uniformen 
kulturellen, politischen, habituellen und
semantischen Ausdruck verengt und ver-
einseitigt hatte. In der SPD der 80er- und
90er-Jahre dominierte ganz und gar die
68er-Kohorte, die Jahrgänge der so ge-
nannten Brandt-Enkel, die Juso-Rebellen
der 70er-Jahre mit ihren eher spielerischen
Launen, mit ihren kapriziösen Sprunghaf-
tigkeiten und mit ihrer oft genug intrigen-
reichen Binnenkonkurrenz. All das machte
die chronische Krise der deutschen Sozial-
demokraten spätesten ab 1982 bis in die
zweite Hälfte der 1990er-Jahre aus.

Der Spagat verlangte eine 
furiose Mischung aus Semantik, 
Symbolik und Personalität

Nun aber war keiner dieser Belastungsfak-
toren – der Zerfall des klassischen Milieus,
die Desintegration der Wählersegmente,
die Dominanz und Unberechenbarkeit
der 68er-Generation – 1998 urplötzlich
verschwunden. Und doch gewann die SPD
damals die Bundestagswahlen. Das lag
keineswegs nur am „Medienfaktor Schrö-
der“, wie man gerade unter Journalisten
gern kolportierte und sich im Lager der
Union bevorzugt über die eigene bittere
Niederlage hinweg zu trösten versuchte.
Vielmehr hatten auch professionelle und
kluge Interpreten der Parteienlandschaft
über Jahre ignoriert, dass sich eben doch
in der SPD etwas verändert hatte, dass sie
zwar in der Tat viele der erwähnten Defizi-
te mit sich herumschleppte, dass die Partei
unterdessen aber auch einige strategische
Vorteile herausgebildet hatte, die am
Ende eines langen Prozesses in den Wahl-
sieg von 1998 mündeten – ohne dass 
aber dadurch der parallel laufende Pro-
zess der Erosion des klassischen Sozial-
demokratischen gestoppt wäre; im Ge-
genteil.
Verändert jedenfalls hatte sich im Laufe
der 90er-Jahre – erstens – die 68er-Genera-
tion in der Führungsgruppe der SPD. Es
hatte sich zwar bemerkenswert lange hin-
gezogen, dann aber waren doch die meis-
ten der „Enkel“ Willy Brandts erwachsen
geworden, auch durch Niederlagen und
Rückschläge gereift, durch Regierungs-
verantwortung in die Mitte gerückt, prag-

44

Die SPD in der Sinnkrise

Vom Wählerspagat zur „Neuen Mitte“: die SPD
Die Zukunftsaussichten der SPD

Von Franz Walter



matischer geworden. Gelernt hatte die
sozialdemokratische Parteielite 1998 –
zweitens – nach vielen vergeblichen Ver-
suchen das Management der Wählerin-
tegration in Zeiten des Wahlkampfes. Das
hatten sie nun der Union voraus, die in
den 90er-Jahren verspätet ebenfalls mit
dem Problem heterogener Einstellungen
in ihrem Elektorat zu tun bekam. Die Sozi-
aldemokraten inszenierten eine furiose
Mischung aus Semantik, Symbolik und
Personalität, um Traditionalisten und
Modernisierer, Gewerkschafter und Fir-
mengründer, Apologeten des Sozialstaats
und Herolde der Eigenverantwortung
unter einen Hut zu bringen. Das gelang
der SPD so erstmals wieder seit den Zeiten
Brandts und Schmidts. Profitiert hatte die
SPD – drittens – ebenfalls erstmals seit der
sozialliberalen Zeit von ihrem traditionel-
len Basis-Issue der „sozialen Gerechtig-
keit“. Seit jeher hatte die SPD mit diesem
Slogan das Bündnis von Mittel- und Unter-
schichten zu schmieden versucht, aller-
dings nur ganz selten mit Erfolg, da sich
die saturierte Mitte keineswegs mit den
Opfern des Kapitalismus und Bewohnern
der gesellschaftlichen Souterrains identi-
fizierte oder solidarisierte. Doch seit Mitte
der 90er-Jahre fürchtete sich die „Mitte“
der deutschen Gesellschaft vor dem sozia-
len Abstieg, sorgte sich um den Erhalt 
der sozialstaatlichen Sicherungssysteme,
klammerte sich daher am sozialdemokra-
tischen Schutzversprechen. Das hatte –
viertens – nicht zuletzt damit zu tun, dass
sich die Mitte der Gesellschaft allmählich
verändert hatte.

In der Tat eine „neue Mitte“, in der
Kohl nicht mehr recht ankam

Im Zentrum der Republik standen die Zuge-
hörigen der 1940er-, 1950er- und 1960er-
Geburtenjahrgänge, die 1998 die gesell-
schaftlich tragende Schicht der Eltern und
Berufstätigen bildeten. Das war in der Tat
im Vergleich zu den Generationen davor,
die durch die Republik von Weimar, den
Nationalsozialismus, die Ära Adenauer
sozialisiert worden waren, eine „neue
Mitte“. Denn diese neue Mitte war in gro-
ßen Teilen geprägt durch die sozialliberale
Ära der Bildungsreform, der Expansion des
Wohlfahrtsstaates und des Ausbaus des
öffentlichen Sektors, besonders in den Hu-
mandienstleistungsbereichen. Sie war ge-
prägt oder vorgeformt durch 1968, durch
allerlei Emanzipationswellen, durch Parti-
zipationsansprüche, durch die Popkultur
und den Wertewandel, in ihren jüngeren
Kohorten auch und vor allem durch die so-
zialen Bewegungen und Konflikte der spä-
ten 70er- und frühen 80er-Jahre. 
In dieser neuen Generationen-Mitte
kamen Rhetorik, Sprachbilder und Habi-
tus von Helmut Kohl nicht mehr recht an;
die „Mittigkeit“ hatte sich kulturell verän-
dert, was ganz erheblich zu den Stimmen-
einbußen der Union 1998 und auch weit
schon davor beigetragen hatte. In dieser
Generation, in dieser neuen Mitte – vor
allem der Jahrgänge 1950 bis 1967 – gab
es für Rote und Grüne bereits seit der
ersten Hälfte der 80er-Jahre und danach
weiterhin konstant eine stabile Mehrheit.
Nirgendwo sonst war das bürgerliche

Lager so schwach vertreten wie in den
quantitativ starken Altersgruppe der letz-
ten Baby-Boomer der Republik. In der
sozialliberal geprägten neuen Mitte der
Gesellschaft hatte sich das Wahlergebnis
von 1998 schon seit den 80er-Jahren auf-
gebaut, zuerst in den Ländern und Kom-
munen, dann schließlich im Bund. So
konnte Schröder Kanzler werden.

Warum der Pragmatiker Schröder
nicht wie Helmut Schmidt scheiterte

Und schließlich wurde Gerhard Schröder,
im April 1999 nach dem Abgang von 
Oskar Lafontaine, auch noch Vorsitzender
der deutschen Sozialdemokraten. Die SPD
wurde zur Schröder-SPD. Manche Beob-
achter sprechen mittlerweile gar von
einem Kanzlerwahlverein, so sehr ist die
SPD gegenwärtig auf die Politik des Kanz-
ler zugeschnitten. Das hat ursprünglich,
bei der Wahl Schröders in den Parteivor-
sitz, nicht jeder erwartet. Schließlich war
Schröder nicht als treuer und folgsamer
Parteisoldat ganz nach oben gekommen.
Im Gegenteil, Schröder hatte Karriere
gemacht, weil er sich in den Medien als
unabhängiger Politiker feiern ließ, der
sich an enge Parteidogmen nicht hielt, der
sich von verkrusteten Parteigremien
nichts diktieren ließ, der von drögen Par-
teichefs nicht in die Pflicht und an die
kurze Leine zu nehmen war. Schröder und
die SPD – das war lange kein inniges Lie-
besverhältnis, das war auch im Wahljahr
1998 noch ein kühl durchkalkuliertes
Zweckbündnis für den politischen Erfolg.
Und so rechneten im Frühjahr 1999 nicht
wenige Kommentatoren damit, dass der
neuer Parteivorsitzende im Kanzleramt
und seine bis dahin schon seit ewigen Zei-
ten verlässlich störrische Partei heftig
aneinander geraten würden. Man erinner-
te in diesem Zusammenhang gerne an die
letzten Jahre der Kanzlerschaft von Hel-
mut Schmidt, an all die oft sonderbaren,
immer jedenfalls turbulenten, mitunter
gar unversöhnlichen Konflikte zwischen
den mehrheitlich ungestüm reformisti-
schen sozialdemokratischen Aktivisten
und einem sozialdemokratischen Kanzler,
der auf Regierungszwänge, wirtschaftli-
che Nöte und schwierige Machbarkeiten –
häufig genug vergeblich – hinwies. Schrö-
der war von einem ähnlichen Zuschnitt
wie Schmidt, ebenfalls ein Pragmatiker,
ebenfalls ein Freund der Wirtschaftskapi-
täne, ebenfalls indifferent gegenüber den
kanonisierten Lehrsätzen des demokrati-
schen Sozialismus. Schmidt scheiterte zu-
letzt am Dauerkonflikt mit seiner obstina-
ten Partei. So fürchteten nun die einen, so
hofften jetzt die andern, so spekulierten
Anfang 1999 in jedem Fall viele, dass auch
Schröder in ähnlich schweres Gewässer
geraten würde.

Älter und müder: Die SPD mutierte
zum Kanzlerwahlverein

Aber so einfach wiederholt Geschichte sich
bekanntermaßen nicht. Schröder wurde
nicht zum zweiten Helmut Schmidt. Para-
doxerweise profitierte Schröder davon,
dass die SPD so blieb, wie sie zwei Jahr-
zehnte gewesen war – und sich eben da-

durch verändert hatte. Schröder hatte
nach seiner Wahl zum Parteivorsitzenden
ganz überwiegend noch mit der gleichen
Aktivisten- und Funktionärskohorte zu tun
wie schon Schmidt, also den viel zitierten
sozialdemokratischen 68ern. Aber diese
Gruppe war gemeinsam mit Schröder seit
den Zeiten der späten sozial-liberalen 
Koalition um ein Fünfteljahrhundert älter
geworden, also auch müder, vielfach resig-
nierter, positiver formuliert: reifer und er-
fahrener. Unter Schmidt waren sie noch
jung, radikal und rebellisch, bastelten sie
begeistert am Modell einer systemüber-
windenden Reform, marschierten sie bei
allen Demonstrationen der damaligen
ökopazifistischen Bewegungen mit, auch
wenn diese sich gegen die Ziele der eige-
nen Regierung richteten.
Von diesem Impetus indessen war nicht
mehr viel übrig, als 1999 Schröder an die
Spitze der SPD trat. Man war insge-
samt um 20 Jahre gealtert, glaubte nun
nicht mehr recht an die großen Verspre-
chungen des demokratischen Sozialismus,
an die kühnen Pläne zur Veränderung
des Kapitalismus. Und für anstrengende
Demonstrationsmärsche reichte oft ganz
einfach die körperliche Fitness nicht mehr
aus bei den inzwischen über fünfzigjähri-
gen Frauen und Männern im Funktionärs-
corps der Sozialdemokratie. Viele von
ihnen waren überdies seit den späten
80er-Jahren in exekutive Verantwortung
von Kommunen und Ländern gelangt,
waren dadurch politisch ernüchtert und
desillusioniert, hatten sich von linken zu
eher mittleren Positionen gewandelt. Die
frühere Linksopposition in der SPD zu Zei-
ten von Helmut Schmidt war also im bio-
grafischen Gleichschritt einer ganzen
Generation in das politische Zentrum
gerückt. Eine neue Linke hatte sich in der
SPD nicht entwickelt, dafür war die Domi-
nanz der 68er in der Partei über zwei Jahr-
zehnte zu stark, zu übermächtig. So gab es
da keinen charismatischen Theoretiker
und demagogischen Agitator der Linken
mehr, keinen zeitgemäßen Eppler oder
neuen Lafontaine, der Schröder in inner-
parteilichen Schlachten in die Bredouille
hätte bringen können. Es gab überhaupt
keine Diskussionsschlachten in der SPD
mehr. Kurzum: Schröder profitierte von
einer SPD, die sich im Aktivistenbereich
seit Schmidt personell kaum verändert
hatte, dadurch aber politisch und mental
ganz anders geworden war: ruhiger,
moderater, ohne den Eifer und Drang zur
Rebellion oder Obstruktion.
Auf diese Weise bekam Schröder die
geschlossene und folgsame Partei, die
Schmidt sich immer gewünscht, aber nie
zur Verfügung hatte. Die Sozialdemokra-
ten vollzogen diszipliniert nach, was der
Kanzler vorgab: von der durchaus überra-
schenden, rhetorisch und konzeptionell in
all den langen Oppositionsjahren nie vor-
bereiteten Konsolidierungspolitik des
Finanzministers Eichel über die law-and-
order-Zackigkeiten des Innenministers
Schily bis hin zu den militärischen Aus-
landseinsätzen der Bundeswehr. All das
wäre wenige Jahre zuvor noch undenkbar
gewesen, wäre vom Gros der aktiven Sozi-
aldemokraten noch in dem einen Fall als
herzloser Neoliberalismus, in den anderen
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Fällen als übler Rechtskonservatismus
oder Militarismus gegeißelt worden. Nun
aber schwieg die Partei. Sie segnete auf
Parteitagen fast widerspruchslos ab, was
Schröder vorgab und sein Generalsekretär
Müntefering in Kampfparolen fasste. In
dieser Hinsicht hatte es Schröder in der Tat
leichter als alle sozialdemokratische Kanz-
ler vor ihm, von Philipp Scheidemann bis
Helmut Schmidt, die sich immer mit einer
sperrigen, diskussionsfreudigen, opposi-
tionsgeneigten Partei- und Aktivistenba-
sis plagen und balgen mussten. Das war
zum Ende der 1990er-Jahre, zum Ende
also des zwanzigsten Jahrhunderts anders
geworden, bedeutete für die SPD eine his-
torische Zäsur. Sie war nun berechenbar,
für den Parteichef vergleichsweise leicht
zu steuern, war weniger links und stärker
gouvernemental als je zuvor in ihrer lan-
gen Geschichte.

Doch damit zugleich sinnentleert
und mobilisierungsschwach

Für den Kanzler war das gewiss höchst er-
freulich. Für die Zukunft der SPD aber war –
und ist – es doch nicht unbedenklich. Denn
die SPD ist zum Kanzlerwahlverein nicht
vorwiegend oder allein deshalb gewor-
den, weil sie ihre historische Lektion aus
dem Scheitern Helmut Schmidts reflexiv
gelernt hätte, weil sie also vernünftiger,
politisch rationaler, kraftvoll pragmati-
scher geworden wäre. Sie ist vor allem da-
rum Kanzlerwahlverein, weil sie als Partei
an eigener Substanz, Dynamik, Verve, Vor-
stellung und Fantasie, ja an Autonomie
und Eigensinn verloren hat. Anders und
noch schärfer formuliert: Die SPD bereitet
dem Kanzler keine Schwierigkeiten mehr,
weil es ihr an Energie, an Leidenschaften,
an konzeptioneller Kreativität dafür fehlt.
Sie stellt sich auch deswegen nicht gegen
Schröder, weil sie dafür zu müde, zu er-
schöpft, zu ermattet ist. Die Sozialdemo-
kraten der 68er-Generation sind nach 
dreißig Jahren oft wilder innerparteili-
cher Kämpfe, intrigenreicher Kungelrun-
den und zeitfressender Gremiensitzungen
ausgebrannt, verschlissen, in großen Teilen 
resigniert. Vielleicht gerade aus diesem
Grund kamen sie an die Macht. Als bunte,
dabei eben ein wenig chaotische, zuweilen
schrille Partei der Flügelkämpfe und Pro-
grammdispute traute ihr eine Mehrheit der
Wähler die Regierungsfähigkeit nicht zu.
Erst als der Elan der Flügel erlahmte, als das
alte Pathos des Sozialismus verstummte, 
als das emotionale Feuer sozialdemokra-
tischer Parteitagsdelegierter erlosch, erst
dannöffnete sich für die SPD das Tor zur Re-
gierung. Erst dadurch erschien sie nicht
mehr als unzuverlässige „lose verkoppelte
Anarchie“, als verwirrend vielstimmiger
Chor aus Richtungen, Grüppchen, Arbeits-
gemeinschaften und Debattierzirkel. Erst
das machte sie zur regierungsfähigen
Kanzlerunterstützungstruppe.

Anders als früher fehlen nun 
die großen Leitvorstellungen

Doch ist das nun für die Sozialdemokratie
und auch für den Kanzler nicht ohne
Tücken. Schröder braucht die erschlaffte
Partei nicht als Widerlager zu fürchten,

aber er kann sie zum Zwecke der Wahlmo-
bilisierung auch nicht recht nutzen. Dafür
ist die SPD in den letzten Jahren zu sehr
deaktiviert worden, dafür sind ihre Mit-
glieder zu passiv, zu unmotiviert, ja zu rat-
los geworden. Den Sozialdemokraten
fehlt gegenwärtig das große Thema, das
mitreißende Projekt, die Zukunftsidee,
was man wohl braucht, um sich politisch
ehrenamtlich zu engagieren, um Samstag
für Samstag die Tapeziertische in den Fuß-
gängerzonen der Innenstädte aufzustel-
len und sich von den chronischen Nörglern
der Republik unflätig beschimpfen zu las-
sen. Politischer Aktivismus setzt Sinn und
Ziel voraus. Aber Begründung und Per-
spektive des Sozialismus sind vielen Mit-
gliedern der SPD seit den späten 1980er
Jahren zweifelhaft geworden. Und so
wirkt die traditionell aktivistische Partei
zuletzt eher passiv, nahezu gelähmt, nicht
fähig zur Kampagne.
Das war viele Jahrzehnte anders. Mehrere
Generationen von Sozialdemokraten wa-
ren sich ihrer Sache stets und unverzagt si-
cher, waren fest von den Vorzügen und
dem historischen Fortschritt einer sozialis-
tischen Gesellschaft, später dann der so-
zialen Demokratie überzeugt. Eben diese
unbeirrbare Überzeugung lieferte den
Antriebsstoff dafür, Funktionen zu über-
nehmen, Freizeit zu opfern, neue Anhän-
ger zu werben, auch lange Strecken der

Opposition und des chronischen Misserfol-
ges auszuhalten. Bis in die späten 80er
Jahre dauerte das an. Bis dahin hatten die
Sozialdemokraten ganz selbstverständlich
die Begriffe und Leitziele parat, die ihrem
politischen Tun Sinn und Legitimation ver-
liehen. Die sozialdemokratischen Aktivis-
ten fochten für mehr wirtschaftliche Mit-
bestimmung, setzten sich für eine stärkere
demokratische Rahmenplanung der Öko-
nomie ein, plädierten in Teilen für eine
staatliche Lenkung der Investitionen, wa-
ren fast durchweg für eine gewaltfreie
Außenpolitik und redeten in jenen Jahren
kurz vor der deutschen Einigung viel von
der sozialökologischen Reform.
Binnen weniger Jahre verflog, auch für
die Sozialdemokraten selbst, der Charme
und die Aura all dieser Leitvorstellungen.
Der ideologische Siegeszug der neolibera-
len Semantik, die tiefe Finanzierungskrise 
der Wohlfahrtsstaaten, in einer gewissen
Weise auch das völlige Scheitern der
staatssozialistischen Systeme, schließlich
die Rückkehr des Krieges nach Zentraleu-
ropa drängten den Ethos der sozialdemo-
kratischen 68er aus den 70er- und 80er-
Jahren in die Defensive, diskreditierten
und falsifizierten ihn auch partiell. So
standen die sozialdemokratischen Aktivis-
ten diesseits ihres Appells an die soziale
Gerechtigkeit ideologisch gleichsam
nackt da, ohne ihre traditionsgesättigte
Sprache, ohne ihre überlieferten Bilder
und Formeln, ohne die Zukunftsgewiss-
heit, die doch gerade für Sozialdemokra-
ten Elixier und Überlebensmedizin in his-
torisch harten Zeiten war.

Nach Lafontaine kam 
die Wende rückwärts

Die rot-grüne Regierung, die Kanzler-
schaft Schröders hat diese Erosion sozial-
demokratischer Identitäten gar noch ver-
stärkt. Nur in den ersten Monaten von
Rot-Grün schien die vertraute Welt noch in
Ordnung. Die Lafontaine-SPD realisierte in
der Regierung in der Tat all das, was sie in
all den Jahren zuvor versprochen hatte. Sie
setzte den demografischen Faktor in der
Rentenreform von 1997 aus, revidierte die
Lockerung des Kündigungsschutzes, nahm
die Minderung der gesetzlichen Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall zurück, korri-
gierte die finanzielle Selbstbeteiligung im
Gesundheitswesen. Sozial- und finanzpoli-
tisch agierte sie also gut linkskeynsianisch,
setzte auf expansive Nachfragepolitik.
Doch mit dem Abgang von Lafontaine war
das alles vorbei. Es folgte die Wende rück-
wärts. Austeritätspolitik war angesagt.
Und auch außenpolitisch wechselten die
Sozialdemokraten ihren Kurs, stimmten
für Bundeswehreinsätze in Bosnien und
Afghanistan. Dies mochte richtig gewesen
sein oder falsch. Es war jedenfalls ein Bruch
mit der alten sozialdemokratischen Vor-
stellungswelt, auch mit langjährigen Paro-
len, Maximen, Versprechen der sozialde-
mokratischen 68er-Generation.
Die sozialdemokratischen Anführer im
Kabinett waren diesen Weg wohl nicht
zuletzt auch deshalb gegangen, weil der
Handlungsdruck von exzessiver Staatsver-
schuldung, überhöhten Lohnnebenkos-
ten, massiven Investitionsschwächen der
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deutschen Wirtschaft, riesigen demogra-
fischen Zukunftsproblemen und aus-
wärtigen Bündnisverpflichtungen sie
dazu zwangen. Zurück aber blieb eine rat-
lose, verunsicherte sozialdemokratische
Basis, die ihre bisherigen Gewissheiten
verloren hatte, die die Erklärung für den
Sinn ihrer politischen Biografie nicht 
mehr fand. So ist es nun einmal: Wer am
Sinn seines Tuns zweifelt, dem fehlt die
Passion, die Begeisterung, die Ausstrah-
lung und Vitalität, um für seine Organisa-
tion überzeugend und gewinnend zu
werben. Eben das war der Sozialdemokra-
tie seit dem Frühjahr 1999 anzumerken.
Sie war mangels inneren Eigensinns kein
Störfaktor mehr für den Kanzler, das hatte
er Schmidt und Brandt voraus; sie war
angesichts ihres Sinnverlustes aber auch
keine mobilisierungsfähige Potenz mehr,
aus solchen Kraftquellen konnten Schrö-
ders Vorgänger hingegen noch reichlich
schöpfen. So hat man dann auf den
Marktplätzen der deutschen Republik in
den letzten drei Jahren nur wenige Sozial-
demokraten gesehen, die die Bürger mit
Inbrunst und leuchtenden Augen über die
Vorzüge der rot-grünen Steuer- und Ren-
tenpolitik aufklären konnten oder woll-
ten. Noch weniger Sozialdemokraten lie-
ßen sich entdecken, die dazu in der Lage
waren, den eigenen Wählern plausibel zu
machen, dass die Freistellung der Veräu-
ßerungsgewinne großer Kapitalgesell-
schaften von den Steuern durch das
Eichel-Ministerium auf das Trefflichste mit
dem Versprechen der „sozialen Gerechtig-
keit“ harmonisierte. Ein ganzes sozialde-
mokratisches Leben hatten die Parteisol-
daten schließlich das Gegenteil von alle-
dem vertreten. So waren sie jetzt artikula-
tionslos, stumm, ohne den Antrieb für die
politische Kampagne. Sie wussten wohl,
dass die alten Formeln nicht mehr taug-
ten; aber ihnen war schleierhaft, wohin
die neue Reise gehen sollten.

Das „neue Unten“
macht nicht mehr mit

Dadurch aber gingen eine Reihe von
Regional- und Kommunalwahlen, 1999
drastisch auch die Europawahlen verlo-
ren. Vor allem in den urbanen Arbeiter-
und Arbeitslosenvierteln, den früheren
Hochburgen der Sozialdemokraten, war
die Abwendung von der SPD, war vor
allem das Ausmaß an Wahlabstinenz ekla-
tant. Die immer noch vielfach als Tradi-
tionswähler der SPD bezeichneten Unter-
schichten gehörten längst nicht mehr zu
den verlässlichen Stammwählern der So-
zialdemokratie. Einige von ihnen hatten
sich ganz vom Politischen abgekoppelt,
andere wählten zuweilen kühl die je
aktuelle Variante des rechten Extre-
mismus, ein Teil votierte weiterhin für die
SPD, wenn deren Anführer hinreichend
populistisch und machomäßig auftra-
ten bzw. reizvolle versorgungsstaatliche
Garantien für diese Klientel in Aussicht
stellten.
Für den Wahlerfolg der SPD aber haben die
Unterschichten nach wie vor erhebliche
Bedeutung. Auch der Sieg bei den Bundes-
tagswahlen 1998 kam allein zustande, weil
neben der „neuen Mitte“ auch das „neue

Unten“ im beträchtlichen Umfang den So-
zialdemokraten ihre Stimme gab. Doch
war das Bündnis von „Mitte“ und „Unten“
von Beginn an höchst zerbrechlich, war
keine sozialkulturell unterfütterte und zu-
sammengeschmiedete Allianz. Wo die ei-
nen mit Schrödereher auf Innovation hoff-
ten, wünschten sich die anderen von
Lafontaine in erster Linie Schutz und Ver-
teidigung. Als die regierenden Sozialde-
mokraten seit dem Frühjahr 1999 verstärkt
auf Sparsamkeit, Eigenverantwortung
und Selbstinitiative drangen, wandten sich
ganze Scharen der 1998er-Wähler aus 
den unteren Schichten verärgert ab. 
Schon die Koalitionsbildung mit den 
Grünen hatte ihnen nicht recht gefallen.
Im„neuen Unten“ interessierten Cash-Fra-
gen, nicht postmaterialistische Werte. Mit
Homo-Ehe, Atomausstieg und Reform des
Staatsbürgerrechts oder gar der Öko-
steuer waren die Wähler aus den früheren
Traditionsquartieren der Arbeiterbewe-
gung nicht zu versöhnen, nicht zu reakti-
vieren.

Die selbst geschaffene neue Mitte
der Bildungsexpansion

Entscheidend aber war, dass sich diese
ehemaligen Traditionsreviere der SPD von
organisierten Sozialdemokraten entleert
haben. Im Zuge und als Konsequenz der
sozialdemokratischen Bildungsreform
stiegen etliche hunderttausend von Söh-
nen und Töchtern sozialdemokratischer
Facharbeiter auf und verließen die alten,
proletarischen Wohnviertel. Die Zurück-
gebliebenen verloren so gleichsam ihre
politischen, gewerkschaftlichen und auch
kulturellen Organisatoren. Und so löste
sich zunehmen ihr Kontakt und ihre Bin-
dung zur SPD. Die Sozialdemokratie
wurde mehr und mehr zu einer Partei der
Aufsteiger aus den Arbeitnehmerschich-
ten, gewissermaßen zur selbst geschaffe-
nen neuen Mitte der Bildungsexpansion.
Insofern also ist die SPD in der Tat Partei
der Mitte geworden, soziologisch, bil-
dungsstrukturell, auch vom Lebensalter
ihrer Kernwähler.
Und Partei der Mitte ist sie ebenfalls im
System der parlamentarischen Mehrheits-
und Regierungsbildung. Die SPD ist als
Scharnierpartei im Zentrum des Parteien-
systems bekanntermaßen die Partei mit
den meisten Koalitionsoptionen. Das hat
ihr einen historisch für sie ganz unge-
wöhnlich großen Zugewinn an Macht-
chancen verschafft. Aber es hat das Dilem-
ma der SPD, ihren Verlust an Sinn und
Identität, noch verschärft. Denn Mitte-
Parteien verlieren an Eindeutigkeit, an
programmatischer Schärfe und Substanz;
sie müssen, wollen sie die optionalen Kar-
ten voll ausspielen, offen nach allen Seiten
sein, lavieren, ihr Profil flach halten.
Dadurch aber büßen sie an Aura und Aus-
strahlung ein, schwächen die emotiona-
len Bindungen zu Anhängern und Wäh-
lern. Man kennt das alles aus der Parla-
ments- und Parteiengeschichte des 19.
und 20. Jahrhunderts: Mitte-Parteien
ohne festes Wertefundament und stabi-
len Loyalitäten ihrer Mitglieder geraten
rasch in den Sog der Erosion, des Wähler-
schwunds.

Kein neuer Nachwuchs, 
kein neuer Leitwolf

Auf der Ebene der Mitglieder hat sich die
Schwindsucht in der SPD schon verbreitet.
Seit der deutschen Einheit sind den Sozial-
demokraten fast 23 % ihrer Mitglieder
abhanden gekommen. 1990 waren noch
919 000 Deutsche im Besitz des sozialde-
mokratischen Parteibuchs, 2001 waren es
nur noch 717 500. Derartige Rückgänge,
die in anderen Partei ganz ähnlich zu
beobachten sind, werden oft und gern als
sicheres Zeichen für den unvermeidlichen
Niedergang der Volksparteien und aller
Großorganisationen schlechthin in post-
modernen, individualisierten Gesellschaf-
ten gewertet. 
Doch ein bisschen übertrieben sind derar-
tige Interpretationen schon, sind zu stark
orientiert an den extrem hohen Mitglie-
derzahlen aus den Zeiten der Überpoliti-
sierung der 1970er- und frühen 1980er-
Jahre. Seither tragen die Parteien im
Grunde ab, was auch in historischer Per-
spektive ungewöhnlich stark akkumuliert
worden war. Jedenfalls haben die Sozial-
demokraten auch gegenwärtig noch in
etwa so viele Mitglieder wie zur Mitte der
Zwanzigerjahre und rund 150000 Mitglie-
der mehr als beispielsweise 1954 – in Zei-
ten mithin, als die Klassengesellschaft
noch stabil, die sozialmoralischen Milieus
intakt, das kollektive Organisationsver-
halten weit verbreitet war. Auch war die
SPD im Jahr 2000 immer noch stärker als
im Jahr 1968, also im großen Sturm- und
Drangjahr der westdeutschen Republik.
So gesehen muss man nicht unbedingt
dramatisieren, müssen auch Sozialdemo-
kraten nicht in tiefen Pessimismus und
apokalyptische Ängste über die Zukunft
der eigenen Partei verfallen.
Aber ein wenig Sorgen sollten sie sich wohl
doch machen. Denn von unten wächst
nicht viel nach. Nur 2,8 % ihrer Mitglieder
sind unter 26 Jahre. Da sind selbst die
Hochbetagten in der Partei noch stärker
vertreten: immerhin 3,8 % der Sozialde-
mokraten haben bereits das achtzigste Le-
bensjahr überschritten. Im Kern ist die SPD
eine Partei der 68er-Kohorte. Im Jahr 2000
gehörten jedenfalls über ein Viertel ihrer
Mitglieder den 1940er-Geburtsjahrgän-
gen an. Kein Zweifel: Die Schröder-SPD ist
eine Partei der 50- bis 60-jährigen Altbun-
desrepublikaner. Diese Kohorte, wir sa-
hen es, hat die SPD in den 1970er-Jahren 
so mächtig und nachdrücklich über-
schwemmt, dass die Jahrgänge danach
keine Chance mehr hatten, in die dicht be-
setzten und hart verteidigten Leitungspo-
sitionen der Partei hineinzudringen. Und
so fehlen den Sozialdemokraten auf den
Führungsebenen von Regierungen und
Parlamenten rund 15 Jahrgänge, eben die
35- bis 49-jährigen, die wunderlicherweise
aber im Elektorat den stabilen Kern der so-
zialdemokratischen Wähler stellen. Doch
im innerparteilichen Flechtwerk der SPD
konnte kaum jemand aus dieser Kohorte
reüssieren. Die großen und ambitionier-
ten Talente der rot-grünen Generationen-
kultur landeten daher fast durchweg bei
den „Grünen“, deren Führung im Parla-
ment und in der Partei sie nunmehr stellen.
Für die SPD bedeutet das in mittlerer Frist
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ein gewaltiges Problem. Wenn Schröder
und seine Generationsgenossen abtreten
– viele haben dies bekanntlich bereits
getan – kommt nach ihnen lange erst ein-
mal nichts. Gern genannt werden zwar als
Personen der Zukunft Hans Martin Bury,
Olaf Scholz, Heiko Maas, Ute Vogt, Sieg-
mar Gabriel. Sie alle mögen sehr begabt
sein, doch zeichnet sie durchweg ein ent-
scheidendes Defizit aus: Keiner von ihnen
hat jemals eine bedeutende Wahl gewon-
nen; niemand darunter ist bisher durch
das Säurebad schlimmer Rückschläge,
übler massenmedialer Häme und brutaler
Intrigen gegangen. Die christdemokrati-
schen Führungsanwärter in der Union sind
da politisch schon weiter, verfügen über
mehr Erfahrung, haben – wie etwa Roland
Koch – ein solches Bad bereits hinter sich,
das man wohl braucht, um für die Füh-
rung einer großen Partei und der deut-
schen Republik fähig zu sein. Insgesamt
fällt auf, dass der Generation der „Youngs-
ters“ in der SPD gleichsam der politische
Mittelstürmer fehlt, der die Themen frü-
her als andere wittert, der die Arbeit der
Zuspitzung entschlossen und mit Auto-
rität betreibt, der die Richtung vorgibt
und die Partei dabei mitzieht. Es fehlt der
Leitwolf, aber auch die gruppenbildende
Leitidee, es fehlen die eigene Sprache, die
eigenen Bilder, die eigenen Botschaften.
Die lange und zähe Dominanz der 68er in
der SPD kann sich zweifelsohne noch bit-
ter rächen für die SPD.

Doch ein führungsstarkes
Management

Allerdings wird im Management der SPD-
Zentrale einiges dafür getan, die Probleme
der Partei anzugehen, Alterslücken zu
schließen, das eigene Personal zu qualifi-
zieren und auf die Höhe der Kommunika-
tionsanforderungen der Zeit zu bringen.
Das hat viel mit der Autorität von Franz
Müntefering zu tun, auch mit der Härte
und Dynamik seines allerdings nicht von al-
len in seiner Partei wohlgelittenen Bundes-
geschäftsführer Matthias Machnig. Mün-
tefering und Machnig haben zweifellos
mehr bewegt und mehr gegen den zähen
Widerstand der Parteistrukturen durchge-
setzt als die letzten drei oder vier Leiter der
Parteizentrale zuvor. Und sie haben auch
mehr an Parteireformen lanciert als die drei
oder vier letzten Generalsekretäre in der
CDU. So sind sie dabei, einigen Querein-
steigern Wege in die sozialdemokratische
Fraktion zu bahnen; so versuchen sie, einen
ausgewogenen Altersmix in den Parla-
mentsvertretungen zu fördern; so forcie-
ren sie die Vernetzung der traditionellen
Parteiorganisation mit neuen Themen-
und Kompetenzrunden von oft zeitarmen,
auch parteiunabhängigen Experten der
deutschen Berufswelt. Nicht alles ist erfolg-
reich, vieles ist im Initiativenwirbel vor al-
lem von Machnig auf halber Stecke stecken
geblieben, einiges ist auch lediglich rheto-
rischer Budenzauber. Aber immerhin, dass
die Sozialdemokraten vergleichsweise pro-
fessionell, geschlossen und abgestimmt in
der Öffentlichkeit agieren und reagieren,
hat doch erheblich mit den Management-
künsten der beiden Westfalen an der Orga-
nisationsspitze zu tun.

Medienpartei und partizipations-
freudige Netzwerkpartei im
Widerspruch

Doch auch hier tun sich Widersprüche auf.
Müntefering und Machnig wollen die mo-
derne Wähler- und Medienpartei, aber sie
wollen auch die partizipationsgeprägte
Netzwerkpartei. Doch beides geht schwer
zusammen. In der modernen Medienpartei
geht es hochzentralistisch zu; hier beherr-
schen die PR-Experten, die Consultants,
Werbefachleute und Politikprofis das Feld,
die in kleinen Stäben blitzschnell handeln
müssen, immer den aktuellen demoskopi-
schen Befund als orientierenden Maßstab
im Auge behalten, die Events inszenieren
und alle Politik personalisieren. Dem parti-
zipationsfreudigen Netzwerkprojekt aber
geht es stärker um Inhalte, um langfristig
angelegten Konzeptionen, an denen ge-
duldig und argumentativ gearbeitet wird.
Die Partizipationspartei, kurzum, ist also an
der Sache orientiert, dezentral verfasst und
eigensinnig; die moderne Medienpartei
dagegen bewegt sich vorwiegend in den
zyklischen Trends je gegenwärtiger Aufge-
regtheiten, wird zentral dirigiert und kann
sich Widersprüchlichkeiten und Vielstim-
migkeiten nicht leisten. Zumal in Wahl-
kampfzeiten – und wann gibt es sie einmal
nicht in Deutschland? – haben sich die
Oberkommandierenden der SPD dann
doch mehr für die leichter kalkulierbare
Medienpartei als für das schwierigere Par-
tizipationsprojekt entschieden. Insofern
schreitet der Autonomie- und Identitäts-
verlust der klassisch programmorientierten
sozialdemokratischen Mitglieder- und Par-
tizipationspartei weiter fort.

Auch die CDU hat natürlich
ihre Probleme

Nun sollte man die mittlere Zukunft der
Sozialdemokraten natürlich nicht aus-
schließlich düster sehen. Schließlich
schleppt auch der Gegner, die andere
große Volkspartei, ganz ähnliche Problem
mit sich herum. Auch bei der Union sind
die über lange Jahrzehnte stabilen und
integrierenden Identitäten – Religion,
Heimat, Brauchtum, Nation, lebenslange
Familie, Antikommunismus – brüchig bzw.
unzeitgemäß geworden. Auch die CDU
hat noch keinen Sinnersatz für ihren Sinn-
verlust gefunden, kennt noch nicht das
Programm und Projekt einer christdemo-
kratischen Politik in nachchristlichen
Gesellschaften. Auch der Union fehlt der
Nachwuchs. Und ihre Führungsanwärter
in der mittleren Generation mögen zwar
zahlreicher und politisch bereits reifer
sein, aber dafür ist auch die Rivalität
untereinander größer. Und zu welchen
Verwerfungen die Konkurrenz zwischen
den „Enkeln“ – ob nun die von Willy
Brandt oder die von Helmut Kohl – führen
können, das haben die Sozialdemokraten
in der ersten Hälfte der 90er-Jahre bitter
erfahren müssen. Da kann auch auf die
Union noch einiges zukommen.

Wer wird die Partei der neuen Alten?

Im Übrigen ist die SPD in der Tat in gewis-
ser Weise Partei der Mitte. Wir sahen es.

Nun ist die Mitte ein durchaus prekärer,
politisch keineswegs unproblematischer
Ort. Auch das sahen wir. Aber machtpoli-
tisch birgt er doch unzweifelhafte Vorzü-
ge. Die Union hat allein die Freien Demo-
kraten, um an die Regierung zu kommen;
einen anderen Partner gibt es für sie der-
zeit nicht. Die Sozialdemokraten haben in
dieser Hinsicht einige Pfeiler mehr im
Köcher, um im Bundeskabinett zu bleiben.
Im Übrigen sind sie in der Tat die Mehr-
heitspartei des mittleren Lebensdrittels,
der 30- bis 50-jährigen, der Eltern, Berufs-
tätigen und Steuerzahler dieser Republik,
der geburtenstarken Jahrgänge der
bundesdeutschen Gesellschaft. Selbst im
Depressionsjahr 1999 lagen die Sozialde-
mokraten bei der Baby-Boomer-Kohorte
im Westen Deutschlands noch vor der
Union. Es ist schon bemerkenswert, wie
sich das in höchst konfliktreichen Jahren
erlernte Wahlverhalten dieser Generation
biografisch konstant erhalten hat. Nun
kommt diese geburtenstarke Kohorte in
den nächsten Jahren ins Alter. Aber in
einer massiv ergrauenden Gesellschaft
wie die der Bundesrepublik, in der zwei
Drittel der Wähler über 45 Jahre sind, wird
die Partei der neuen Alten – und das könn-
te die SPD gut werden – im Parteienwett-
bewerb im Vorteil sein.

Behutsame Innovationsankündigung
bei starkem Schutzversprechen

Und auf eine alternde Gesellschaft passen
auch die sozialdemokratischen Motti von
der „Modernisierung mit Bodenhaftung“,
von der „Sicherheit im Wandel“. Diese
Kombination aus behutsamer Innova-
tionsankündigung und doch starkem
Schutzversprechen missfällt zwar den
jungdynamischen Meinungs- und Wirt-
schaftseliten der Republik, aber sie deckt
sich stark mit einer bemerkenswert
schichtübergreifenden Alltagsmentalität
der Deutschen in diesen Jahren. Die
ergrauende deutsche Gesellschaft wird
durchaus sozialdemokratische Züge tra-
gen.
Sie wird sich auch wieder stärker homoge-
nisieren. Das zeichnete sich bereits in den
letzen Jahren ab, trotz gegenläufiger
Interpretationen im soziologischen Feuil-
leton. Der weit gefächerte, kulturell ex-
perimentierfreudige Lebensstilplura-
lismus der 1970er/80er-Jahre hat sich 
mittlerweile eher abgeschwächt. So groß
ist also der Spagat nicht mehr, den die
Sozialdemokraten zum Zwecke der Wäh-
lerintegration schaffen müssen. Die post-
materialistische Flanke etwa hat wesent-
lich an Bedeutung verloren, auch an Kon-
sistenz und politischer Zielstrebigkeit.
Denn auch die postmaterialistische Gene-
ration der Achtzigerjahre hat in den
Neunzigerjahren – nunmehr älter gewor-
den sowie beruflich und privat stärker
belastet – den Nutzen materieller Seku-
rität entdeckt.
Nun mindert all dies nicht die vielen, hier
ausführlich referierten Probleme, die der
SPD schon gegenwärtig und mehr noch in
der Zukunft zu schaffen machen. Aber
auch das ist richtig: Es wird irgendwie
weitergehen mit der SPD. Wie schon seit
langen 139 Jahren.
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Die Koalitionsarithmetik ist unübersichtlicher geworden

Die „Kleinen“ in der „Koalitionsdemokratie“
Bündnis 90/Die Grünen, FDP und PDS im Zeichen der Bundestagswahl 2002

Von Eckhard Jesse

Prof. Dr. Eckhard Jesse lehrt Politikwissen-
schaft an der Technischen Universität
Chemnitz.

Fünf Fraktionen, mit den dahinter stehen-
den Parteien, sind im Deutschen Bundes-
tag vertreten: Neben zwei großen sind es
drei kleine, die gebraucht werden, wenn
es um Koalitions- und Regierungsbildung
geht. Doch nicht jede der drei Kleinen hat
gegenwärtig gleich große Chancen, wenn
es um Wahlen und Regierungsbeteiligung
geht. Eine der Drei hat im Hinblick auf
Koalitionsbildung zwei Optionen, eine
nur eine und eine gar keine. Red.

Die unentbehrlichen Kleinen

Seit der Bundestagswahl 1990 – der ersten
im vereinigten Deutschland – sind im
Deutschen Bundestag fünf Parteien ver-
treten – neben den beiden großen Volks-
parteien das Bündnis 90/Die Grünen, die
FDP und die PDS. Insofern wird von der
„neuen Koalitionsrepublik“1 gesprochen.
Allerdings zog 1990, aufgrund der für das
Ost- und Westgebiet gesondert geltenden
Fünfprozenthürde, nur das ostdeutsche
Bündnis 90/Die Grünen mit acht Manda-
ten in den Bundestag ein (6,1 Prozent), da
die Westgrünen, die eine Listenverbin-
dung abgelehnt hatten, an der Fünfpro-
zentklausel gescheitert waren (4,8 Pro-
zent). Bei einer bundesweiten Sperrklau-
sel, gegen die die Grünen vor dem
Bundesverfassungsgericht geklagt hat-
ten, wären sie in den Deutschen Bundes-
tag gekommen (mit 5,0 Prozent). 
Die PDS gelangte auf drei unterschied-
liche Arten ins Bundesparlament: 1990
wegen der für Ost und West separat gel-
tenden Sperrklausel, 1994 mit Hilfe der
Alternativklausel dank des Gewinns von
vier Direktmandaten und 1998 schließlich
durch das Überspringen der Fünfprozent-
hürde. Hingegen erzielten die Liberalen

dreimal Ergebnisse jenseits der fünf Pro-
zent, allerdings mit deutlich abge-
schwächter Tendenz: von 11,0 Prozent
(1990) über 6,9 Prozent (1994) bis zu 6,2
Prozent (1998). 
Diese Wahlergebnisse sind nur das eine.
Das andere ist der Befund, dass kleine Par-
teien für die Regierungsbildung benötigt
werden. Lediglich 1953 erreichte eine Par-
tei (die CDU/CS) eine hauchdünne Mehr-
heit der Mandate 244 von 487) und nur
1957 eine knappe Mehrheit der Stimmen.2

Die Bundesrepublik Deutschland ist eine
Koalitionsdemokratie. Eine Volkspartei
benötigt ein oder zwei kleinere Partner,
wie die bisherige Entwicklung gezeigt
hat. Nach den Bundestagswahlen 1990
und 1994 ging die Union mit der FDP eine
Koalition ein, nach den Bundestagswah-
len von 1998 die SPD mit dem Bündnis 90/
Die Grünen. Die PDS konnte eine solche
Konstellation jeweils nicht gefährden.
Die Fragestellung besteht darin, im Einzel-
nen die Bedeutung der drei kleinen
Bundesparteien nach der Bundestagswahl
1998 und vor der Bundestagswahl 2002
darzulegen – erstens mit Blick auf die
jeweilige Regierungs- und Oppositionspo-
litik, zweitens mit Blick auf die seitherigen
Wahlergebnisse, drittens mit Blick auf die
strategische Frage nach den Optionen.
Worin ähneln sich diese Parteien, worin
unterscheiden sie sich?
Zunächst erfolgt eine knappe Bestands-
aufnahme zur Situation der drei Parteien
vor der Bundestagswahl 1998. Daran
schließt sich ein vergleichender Überblick
zur Situation dieser drei Parteien seit 1998
an – jeweils mit Blick auf die erwähnten
drei Punkte. Abschließend folgen Thesen,
die die Ausführungen pointieren und zum
Teil über sie hinausgehen.

Der radikale Schnitt von 1998

Die Bundestagswahl 1998 stellt einen Ein-
schnitt in die Geschichte Nachkriegs-
deutschlands dar. Zum ersten Mal in der
Geschichte der Bundesrepublik vollzog
sich ein ungefilterter Regierungswechsel.3

Der Wandel des Jahres 1998 ist damit gra-
vierender als der von 1966, 1969 und
1982.4 Die bisherigen Regierungsparteien
wurden vollständig abgewählt, die bei-
den Oppositionsfraktionen gelangten in 
die Regierungsverantwortung. Erstmals
nimmt das Bündnis 90/Die Grünen auf
Bundesebene Regierungsverantwortung
wahr, und die Liberalen mussten nach fast
dreißig Jahren Regierungszeit wieder in
die Opposition, in der die PDS verblieb.
Dem Bündnis 90/Die Grünen kam das klare
Plädoyer für eine Koalition mit der SPD
zugute. Und ihm nutzte, dass die SPD
unter Schröder betont in der „neuen
Mitte“ „fischte“, den linken Rand also ver-

nachlässigte. Allerdings hat die Partei ins-
gesamt verloren (von 7,3 Prozent auf 6,7);
im Osten Deutschlands liegt sie deutlich
unter fünf Prozent. Vor allem die nicht auf
Postmaterialismus ausgerichtete politi-
sche Kultur im Osten steht einem Erfolg
der Partei dort entgegen.
Die Liberalen profitierten von folgender
Überlegung „eigentlicher“ Unionswäh-
ler: Nur ein Einzug der Liberalen bildet die
Voraussetzung für die Fortsetzung der
Koalition. Gleichwohl musste die Partei
Verluste hinnehmen. In den neuen
Bundesländern fehlt es den Liberalen an
einer ausreichend großen sozialen Basis.
Auch ihr Stimmenanteil lag hier unter
fünf Prozent.
Die PDS, die sich so entschieden für einen
Politikwechsel in Bonn aussprach, war in
einem besonderen Dilemma: Ihr Einzug in
das Bundesparlament hätte eine rot-
grüne Koalition verhindern können. Denn
die Annahme war keineswegs unrealis-
tisch, dass sowohl Rot-Grün als auch
Schwarz-Gelb keine Mehrheit im Parla-
ment gehabt hätten – wegen der PDS.
Doch das trat nicht ein, obwohl die PDS
sich ein weiteres Mal zu steigern vermoch-
te (von 4,4 Prozent auf 5,1).

Bündnis 90/Die Grünen:
zwischen Opposition und
Regierungsbeteiligung

Nicht nur Niederlagen, sondern auch
Erfolge können die Parteien vor Zerreiß-
proben stellen, denkt man an übersteiger-
te Erwartungen ihrer Wähler. So musste
das Bündnis 90/Die Grünen viel Lehrgeld
zahlen. Es macht einen Unterschied aus,
ob man bloß agitieren kann (z.B. gegen
Kürzungen) oder agieren. Die Partei mit
der „Doppelspitze“ (zunächst Röstel und
Radtke, dann Kuhn und Künast, jetzt
Kuhn und Roth), die mehr lähmt als führt,
verstand es nicht hinreichend, sich gegen-
über der SPD in Szene zu setzen. Das
Bündnis 90/Die Grünen musste erkennen,
dass ihm nicht die Bäume in den Himmel
wachsen. Selbst Außenminister Joschka
Fischer, der auch bei Gegnern als politi-
sches Schwergewicht gilt, geriet in
Schwierigkeiten – wegen seiner militan-
ten Vergangenheit und des Umgangs mit
ihr. Gleichwohl ist er bei Umfragen kon-
stant der populärste Politiker Deutsch-
lands. Allerdings kommt dieser Bonus
nicht den Grünen zugute, denn die Wäh-
ler sehen den Außenminister vielfach als
„überparteilich“ an.
Der Krieg im Kosovo – zum ersten Mal seit
dem Ende des Zweiten Weltkrieges nahm
die Bundeswehr an einem militärischen
Konflikt teil – stellte die Partei vor eine
große Belastungsprobe. Die „Friedenspar-
tei“ konnte vielen Anhängern den militä-
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rischen Einsatz im Kosovo-Konflikt nicht
vermitteln. Joschka Fischer, der klar die
amerikanische Position vertrat, erntete
dafür bei Teilen der eigenen Parteifreun-
de Hohn und Spott. Immerhin wurde auf
dem Parteitag in Bielefeld vom Bündnis
90/Die Grünen im Mai des Jahres 1999
keine Resolution zum bedingungslosen
und unbefristeten Ende der NATO-Angrif-
fe auf Jugoslawien gefasst. Man wusste,
dass ein solches Votum den Rücktritt
Fischers nach sich ziehen und das Ende der
Koalition bedeuten würde.
Die Zustimmung des Bündnis 90/Die Grü-
nen zum militärischen Engagement des
Westens unter Einschluss der Bundeswehr
hat die „Identität“ der Partei gebrochen –
mit verheerenden Ergebnissen. Die Situa-
tion verschärfte sich nach dem 11. Sep-
tember 2001 für sie noch mehr. Die inter-
nen Streitigkeiten sind nicht ausgestan-
den, wenngleich weniger gravierend als
vor Jahren. Dafür bürgen einige Funda-
mentalisten wie Ströbele, die ihren Frie-
den mit diesem Gesellschafts- und Wirt-
schaftssystem (noch) nicht geschlossen
haben. Ihnen – und auch vielen Wählern –
fällt es schwer, zu akzeptieren, dass eine
Regierungspartei Kompromisse machen
muss.
„Je mehr die Grünen in den letzten zehn
Jahren zu einem tragenden Bestandteil
der politischen Institutionen dieser Repub-
lik geworden sind, desto stärker wächst
an der Basis das Bedürfnis nach symboli-
scher Selbstvergewisserung, nach ,letzten’
Identitätsankern, die sich der reibungslo-
sen Eingliederung in das ,System’ wider-

setzen.“5 Wer konstatiert, die Partei sei
„nicht mehr oppositionsfähig“6, verweist
auf einen wunden Punkt. Offenbar wollen
viele Anhänger „oppositionsfähig“ sein.
Die Partei muss einerseits verstärkt daran
arbeiten, bei ihren Anhängern um Ver-
ständnis für die Notwendigkeit von Kom-
promissen zu werben, andererseits hat sie
wider den Stachel der Macht zu löcken.
Diese Gratwanderung ist ihr zwischen
1998 und 2002 nicht gelungen. Die Koali-
tion mit der SPD ist keine „babylonische
Gefangenschaft“ (Thomas Poguntke),
sondern die Voraussetzung dafür, eigene
Vorstellungen am ehesten durchzusetzen.
Die Grünen haben nur eine Option.
Das im März 2002 verabschiedete Grund-
satzprogramm der Grünen legte fest, dass
die Partei die Anwendung militärischer
Gewalt nicht ausschließt.7 Damit vollzog
sie programmatisch nach, was längst prak-
tiziert wurde. Gleiches gilt für die Beja-
hung des staatlichen Gewaltmonopols.
Die neuen Grundwerte der Grünen lauten
nun: Ökologie, Gerechtigkeit, Demokra-
tie, Selbstbestimmung, Menschenrechte,
Gewaltfreiheit. In ihrem Wahlprogramm
plädieren sie für eine Fortsetzung der
„sozialen und ökologischen“ Politik und
setzen einen Schwerpunkt bei der Famili-
enförderung.8

Das Dilemma der Partei liegt darin, dass
sie sich auf Grund ihrer Schwäche nicht als
eine Art „Opposition in der Koalition“
profilieren kann. Aber eine solche „Oppo-
sition“ benötigt sie, um Stärke zu gewin-
nen. Bisher ist der Partei die Regierungstä-
tigkeit nicht gut bekommen, wie die

durchweg negativen Umfrage- und Wahl-
ergebnisse zeigen. Für manche Wahlfor-
scher sind die Grünen in ihrer jetzigen
Struktur eine „geborene Oppositionspar-
tei“, für andere sogar nur eine „Ein-Gene-
rationenpartei“, deren Zeit vorbei sei.
Empirisch abgesichert ist weder das eine
noch das andere Argument.9 Selbst wis-
senschaftliche Wegbegleiter, die der Par-
tei wohlwollend gegenüberstehen, nei-
gen angesichts der beständigen Wähler-
verluste zu Skepsis.10

FDP: von der Funktionspartei 
zur Programmpartei?

Die FDP musste 1998, wie erwähnt, erst-
mals nach fast dreißig Jahren auf Bundes-
ebene in die Opposition. Der Partei,
wegen ihrer nur geringen Repräsentanz
in den Bundesländern spöttisch als „Dame
ohne Unterleib“ zuweilen apostrophiert,
wurde angesichts ihrer Oppositionsrolle
im Bundestag – und damit wegen fehlen-
der Gestaltungsmöglichkeiten – eine
schwierige Zukunft bescheinigt. Die Wahl-
ergebnisse gaben anfangs für Optimismus
keinen Anlass. Doch konnte sie sich mit
den Kompromissen in der Staatsbürger-
schaftsfrage 1999 und der Steuerfrage im
Jahre 2000 profilieren. Es gibt eine augen-
fällige Paradoxie: Obwohl die FDP bei
Wahlen eher schlecht abschnitt, wurden
manche ihrer Vorstellungen von den
Regierungsparteien aufgegriffen. Die FDP
vermied es, mit der Union eine Art „Koa-
lition in der Opposition“ zu bilden. Das
galt nicht erst seit dem Bekanntwerden
der Spendenaffäre. Allerdings rückte
sie ein Jahr vor der Bundestagswahl 
wieder näher an die Union heran, wohl
nicht zuletzt deshalb, weil diese Aufwind
bekam.
„Die FDP ist in extremer und für sie exis-
tenzieller Weise personen-, themen- und
situationsspezifischen Konjunkturen aus-
gesetzt. Deshalb sind den Versuchen der
FDP, wie es Absicht des Generalsekretärs
Westerwelle war, eine eigene Programm-
identität zu geben, auch nur begrenzte
Erfolge beschieden.“11 Ist diese Prognose
zu skeptisch gewesen, so war jene unzu-
treffend, die  ein Überleben der Partei
allenfalls bei einem deutlichen Rechts-
schwenk zu erkennen meinten.12 Die Par-
tei profitierte nicht nur von der Krise der
CDU im Jahre 2000, sondern sie konnte in
der Opposition zunehmend auch ein
eigenständiges Profil („weniger Staat“)
gewinnen. Die beträchtlichen Steigerun-
gen bei den letzten drei Wahlen – in Ham-
burg (von 3,5 auf 5,1 Prozent), Berlin (von
2,2 auf 9,9 Prozent) und Sachsen-Anhalt
(von 4,2 auf 13,3 Prozent) – waren aller-
dings weitgehend regional bedingt. Der
mögliche (allerdings: nicht wahrscheinli-
che) Wechsel des Koalitionspartners ist im
Gegensatz zur Zeit Ende der Sechziger- und
Anfang der Achtzigerjahre nicht mit einer
inhaltlichen Kurskorrektur verbunden.
Der Wechsel im Parteivorsitz – von Wolf-
gang Gerhard zu Guido Westerwelle – voll-
zog sich im Mai 2001 reibungslos. „Mit
Guido Westerwelle steht nun ein Politiker-
typ an der Spitze der Liberalen, der wie
kaum ein zweiter mit zurechtgeschnitte-
nen soundbites und mediengerechten

50

Mehr Stimmen
wollen natürlich alle Parteien gewinnen, nicht nur die FDP und ihr Vorsitzender Guido
Westerwelle. Die kleinen Parteien geraten oft an den Rand ihrer Existenz, den die Fünf-
Prozent-Hürde darstellt. Mehr Stimmen darüber hinaus mögen den Einfluss auf die
Regierungsbildung zu erhöhen. Denn wir leben in einer Koalitionsdemokratie, in der die
Kleinen für die die Großen unentbehrlich sind, wollen sie die Regierung bilden.

Foto: dpa-Fotoreport
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Kampagnen professionelles  Politik-Mar-
keting betreibt.“13 Auf diesem Parteitag
wurde das von Jürgen W. Möllemann initi-
ierte „Projekt 18“ akzeptiert. Jedoch konn-
te sich dieser nicht mit seinem Vorschlag 
eines eigenen Kanzlerkandidaten durch-
setzen. Damit sucht die FDP, die in ihrer
Strategie maßgeblich auf die „Genera-
tion@“ setzt14 und Steuersenkungen wie
Subventionskürzungen propagiert15, ihre
Rolle als Funktionspartei loszuwerden. Sie
will keine Klientel-Partei mehr sein, son-
dern „eine Partei für das ganze Volk“
(Westerwelle). Die FDP betont ihre Eigen-
ständigkeit und beabsichtigt, bei der
Bundestagswahl 2002 auf eine Koalitions-
aussage zu verzichten. Das war in der Ver-
gangenheit so gut wie nicht der Fall.
Dieser Strategie wohnt eine Chance und
eine Gefahr gleichermaßen inne. Einer-
seits kann die Partei sich damit vergrößern
und an ihre einstige Rolle als dritte Kraft
anknüpfen, diese vielleicht sogar ausbau-
en. Andererseits ist ihre Stammwähler-
schaft gering, sodass eine fehlende Koa-
litionsaussage potenzielle FDP-Wähler
abschreckt.

PDS: Milieupartei mit starker
Verankerung im Osten

Die PDS stellt dank ihres Stimmenanteils
von 5,1 Prozent das erste Mal eine Frak-
tion. Dabei war die Partei, die sich so ent-
schieden für einen Politikwechsel ausge-
sprochen hatte, in einem besonderen
Dilemma. Ihr Einzug in das Bundesparla-
ment hätte eine rot-grüne Koalition, für
die sie (eingedenk ihrer mangelnden Koa-
litionswürdigkeit im Bund) indirekt einge-
treten war, verhindern können.
Acht Jahre nach der deutschen Einheit
war im Schatten der Bonner Regierungs-
bildung ein Ereignis eingetreten, dessen
Tragweite vielen nicht klar sein dürfte:
Neben dem „Magdeburger Modell“ 1994

(Tolerierung durch die PDS) entstand 1998
ein „Schweriner Modell“ (Koalition mit
der PDS). Zum ersten Mal seit Gründung
der Bundesrepublik gehört eine teilweise
linksextremistische Kraft einer Landesre-
gierung an. Nach den vorgezogenen Wah-
len in Berlin im Herbst 2001 bildeten SPD
und PDS eine Koalition. Damit ist die PDS
auch in einem Land an der Regierung
beteiligt, das sich aus Ost und West
zusammensetzt.
Der Befund, dass die Partei eine Milieupar-
tei ist, hat nicht nur Vorteile – so verfügt sie
über ein festes Wählerreservoir mit den
„Privilegierten von gestern“ (Angela Mar-
quardt)–, sondern auch Nachteile: Der Ver-
such, die PDS in anderen Kreisen zu veran-
kern, könnte dazu führen, dass sie in eine
Zerreißprobe gerät.
Jedenfalls hat die Westausdehnung der
Partei keine großen Fortschritte gemacht.
Die Zukunft der PDS, die sich im Kosovo-
Konflikt als die „einzige Antikriegs-Partei“
zu gerieren suchte, wird wesentlich vom
Verhalten der anderen Parteien abhän-
gen, insbesondere von dem der SPD und
der Bündnisgrünen. Sie setzt auf „Antifa-
schismus“ und prangert tatsächlichen und
vermeintlichen Rechtsextremismus an. Die
Verabschiedung des neuen Grundsatzpro-
gramms wurde bis auf die Zeit nach der
Bundestagswahl 2002 verschoben.
Die Rolle der PDS im Parteiensystem ist
heute besser denn je. Gregor Gysi hat da-
rauf hingewiesen, dass die Partei seit 
dem Jahre 1998 weitaus weniger stigma-
tisiert ist als in der Vergangenheit.16

Dabei ist ihre Situation – in der Opposition
mit der Union und der FDP – nach wie 
vor schwierig, zumal sie in den alten
Bundesländern kaum Terrain gewinnt.
Mit dem Abgang des Parteivorsitzen-
den Lothar Bisky und des Fraktions-
vorsitzenden Gregor Gysi fehlen der Par-
tei zwei öffentlichkeitswirksame Per-
sönlichkeiten. Den Nachfolgern Gabriele

Zimmer und Roland Claus mangelt es an
Charisma.
Die Wählerschaft der PDS als Milieupartei
ist stabil – im Osten mit gut 20 Prozent, im
Westen niedrig mit gut einem Prozent –,
die der Protestparteien am rechten Rand
extrem labil17, im Osten mit einer deutlich
niedrigeren Parteienidentifikation noch
stärker als im Westen. Die PDS wird
gewählt, weil „die“ Wähler an sie „glau-
ben“, eine Rechtsaußenpartei deshalb,
weil sie an die „etablierten“ Parteien
nicht mehr „glauben“. Allerdings stehen
„Milieupartei“ und „Protestpartei“ in kei-
nem Gegensatz.
Hatte die PDS 1990 beständig verloren, so
konnte sie sich seither konstant steigern –
im Osten wie im Westen (hier freilich auf
einem ungleich geringeren Niveau). In
Sachsen und Thüringen kam sie bei den
Landtagswahlen 1999 auf den zweiten
Platz hinter der CDU, ebenso in Sachsen-
Anhalt 2002. Offenbar führen manche
Ostdeutsche die Schwierigkeiten im Pro-
zess der Einigung weniger auf die desas-
tröse Hinterlassenschaft der DDR zurück
als auf heutige Fehler. Und die PDS hat es
zum Teil verstanden, sich als Interessen-
wahrnehmer „des Ostens“ zu profilieren.
Aber nicht nur das: Die PDS, die 1990
gesellschaftlich isoliert war, zählt heute
weithin zum Verfassungsbogen, obwohl
die extremistischen Tendenzen unüber-
sehbar sind.18

Profilierung in der Opposition,
Abnutzung in der Koalition

Die jeweilige Regierungs- und Opposi-
tionspolitik bietet den Parteien Chancen,
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Zum Markenartikel der GRÜNEN
ist Joschka Fischer längst geworden, ein „Realo“, der als deutscher Außenminister die
höchsten Sympathiewerte aller deutschen Politiker besitzt. Ob sich dieses Ansehen in
Wählerstimmen für die GRÜNEN umsetzen lässt, ist die Frage. Foto: dpa-Fotoreport

Imageträger
benötigen alle Parteien. Für die Nachfol-
gepartei der SED aus der ehemaligen DDR
galt über ein Jahrzehnt hinweg Gregor
Gysi als der Mann, der sich mit Intelligenz
und Witz ein gewisses Ansehen über die
eigene Partei, die PDS, hinaus erwerben
konnte. Für ihre Außenwirkung ist er
nach wie vor unentbehrlich, auch wenn er
längst nicht mehr Parteivorsitzender ist.
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aber auch Gefahren. Dabei kann die poli-
tische Großwetterlage das Erscheinungs-
bild bestimmen – zum Positiven oder
Negativen hin. Die verbreitete Annahme,
dass eine Regierungspartei strukturell im
Vorteil ist, bedarf der Relativierung,
begünstigt doch die erhöhte, ja überzo-
gene Erwartungshaltung vieler Bürger
Regierungswechsel.
Das Bündnis 90/Die Grünen vermochte
sich in der Regierung wenig zu profilieren
– nicht zuletzt wegen der dominanten
Position des Kanzlers. Immerhin wurde
der Ausstieg aus der Kernenergie veran-
kert (wenngleich über einen drei Jahr-
zehnte andauernden Zeitablauf). Was die
Grünen erhofft und ihre Gegner befürch-
tet hatten, ist nicht eingetreten: eine
grundlegende Korrektur auf zentralen
Politikfeldern. Durch die Folgen des 
11. September 2001 geriet die einstige
„Friedenspartei“ immer mehr in die
Defensive. Schon vorher musste sie pazi-
fistische Grundsätze über Bord werfen
(z. B. beim Einsatz der Bundeswehr im
Kosovo).
Hingegen konnte die FDP sich als Oppo-
sitionspartei insofern profilieren, als sie
keine Obstruktionspolitik an den Tag
legte und Verlässlichkeit zeigte. Sie 
gab der SPD zu verstehen, dass mit ihr zu
rechnen sei (als die Union in einer Krise
war) – und der Union (als sich in den 
Reihen der SPD Krisensymptome bemerk-
bar machten).
Die PDS vermochte zwar weder die Regie-
rungs- noch die Oppositionspolitik ernst-
haft zu beeinflussen, wobei die einstige
„Ausgrenzung“ längst einem „normalen“
Umgang gewichen ist. Der Partei kam
zustatten, dass die Grünen von früheren
Positionen abgerückt sind. So bestand für
sie die Möglichkeit, mit dem Etikett der
„Friedenspartei“ auf Stimmenfang zu
gehen. Im Bundesrat bereitete die Partei
der SPD und den Grünen keine Schwierig-

keiten, obwohl sie zuweilen wider den
Stachel löckte.
Fazit: Die beiden Oppositionsparteien (die
Liberalen und Postkommunisten) konn-
ten sich gut behaupten, wiewohl sie eine
unterschiedliche Strategie einschlugen.
Hingegen liegen die Defizite der Grünen
auf der Hand, da sie es nicht verstanden,
sich angemessen und öffentlichkeitswirk-
sam „in Szene zu setzen“.

Entsprechend fallen die
Wahlergebnisse aus

Die (Miss-)Erfolge der Parteien können von
bundes- oder von landespolitischen Gege-

benheiten abhängen. Das Wahlverhalten
ist in den letzten Jahren wetterwendischer
geworden (vgl. Tabelle 1), die gewerk-
schaftliche und die konfessionelle Bin-
dung spielen eine immer geringere Rolle.
Hat die Milieubindung der Parteien im
Westen stark nachgelassen19, ist sie im Os-
ten ohnehin nur bedingt vorhanden.20

Die Regierungspartei Bündnis90/Die Grü-
nen musste seit 1998 eine Niederlage nach
der anderen „einstecken“. Zum Teil waren
die Verluste beträchtlich. Heute verfügt
die Partei in keinem Bundesland mehr
über ein zweistelliges Ergebnis. Dabei
hatte sie noch vor wenigen Jahren solche
Resultate in Baden-Württemberg, Berlin,
Bremen, Hamburg, Hessen und Nord-
rhein-Westfalen erreicht. Die bisherige
Wählerklientel konnte sich vielfach nicht
mit dem Wandel der Partei abfinden, so
dass der Einzug der Grünen in das Bundes-
parlament gefährdet ist.
Die Oppositonspartei der Liberalen musste
bei sieben von acht Wahlen im Jahre 1999
Verluste hinnehmen. Seit dem Jahre 2000
(zunächst bedingt durch die Krise der
CDU/CSU) ist dies überwiegend anders. Die
Erhöhung der Stimmenanteile bei den
Wahlen in Nordrhein-Westfalen im Jahre
2000 (von 4,0 auf 9,8 Prozent), in Berlin im
Jahre 2001 (von 2,2 auf 9,9 Prozent) und in
Sachsen-Anhalt im Jahre 2002 (von 4,2 auf
13,3 Prozent) ist mehr als ein Achtungser-
folg. Niemand zweifelt daran, dass die Par-
tei wieder in den Bundestag gelangt.
Noch besser schnitt die PDS ab. Vom
Sonderfall Hamburg abgesehen21, ge-
wann sie überall dazu, zum Teil beträcht-
lich. Damit ist die Partei in elektoraler
Sicht das Pendant zu den Grünen. In den
neuen Bundesländern, die am Tage der
Bundestagswahl (Mecklenburg-Vorpom-
mern) oder danach stattfanden, kam sie
jeweils über die 20-Prozent-Marke. Aller-
dings nahm sie in einigen alten Bundes-
ländern erst gar nicht an der Wahl teil,
weil sie sich nicht viel davon versprach. 

B 90/Grüne FDP PDS
Niedersachsen (01.03.98) 7,0 (–0,4) 4,9 (+0,5) –
Sachsen-Anhalt (26.04.98) 3,2 (–1,9) 4,2 (+0,6) 19,6 (–0,3)
Bayern (13.09.98) 5,7 (–0,4) 1,7 (–1,1) –
Mecklenburg-Vorpommern (27.09.98) 2,7 (–1,0) 1,6 (–2,2) 24,4 (+1,7)
Bund (27.09.98) 6,7 (–0,6) 6,2 (–0,7) 5,1 (+0,7)
Hessen (07.02.99) 7,2 (–4,0) 5,1 (–2,3) –
Bremen (06.06.99) 8,9 (–4,2) 2,5 (–0,9) 2,9 (+0,5)
Europa (13.06.99) 6,4 (–3,7) 3,0 (–1,1) 5,8 (+1,1)
Saarland (05.09.99) 3,2 (–2,3) 2,6 (+0,5) –
Brandenburg (05.09.99) 1,9 (–1,0) 1,9 (–0,3) 23,3 (+4,6)
Thüringen (12.09.99) 1,9 (–2,6) 1,1 (–2,1) 21,3 (+4,6)
Sachsen (19.09.99) 2,6 (–1,5) 1,1 (–0,6) 22,2 (+5,7)
Berlin (10.10.99) 9,9 (–3,3) 2,2 (–0,3) 17,7 (+3,1)
Schleswig-Holstein (27.02.00) 6,2 (–1,9) 7,6 (+1,9) 1,4 (–)
Nordrhein-Westfalen (14.05.00) 7,1 (–2,9) 9,8 (+5.8) 1,1 (–)
Baden-Württemberg (25.03.01) 7,7 (–4,4) 8,1 (–1,5) –
Rheinland-Pfalz (25.03.01) 5,2 (–1,7) 7,8 (–1,1) –
Hamburg (23.09.01) 8,8 (–5,4) 5,1 (+1,6) 0,4 (–0,3)
Berlin (21.10.01) 9,1 (–0,8) 9,9 (+7,7) 22,6 (+6,9)
Sachsen-Anhalt (22.04.02) 2,0 (–1,2) 13,3 (+9,1)1 20,4 (+0,8)

Tabelle 1: Ergebnisse der Wahlen seit 1998 im Vergleich zum vorherigen Wahlausgang
für Bündnis 90/Grüne, FDP und PDS (Unterschiede in Prozentpunkten)

Quelle: Errechung nach den amtlichen Wahlstatistiken.

In der Bundesrepublik angekommen?
Für die Exponentin der „Sozialistischen Plattform“ in der PDS, Sahra Wagenknecht, wird
man das kaum bejahen können. Foto: dpa-Fotoreport
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Fazit: Heimsten die Liberalen (freilich erst
ab dem Jahre 2000) und die PDS (in den
alten Bundesländern allerdings auf niedri-
gem Niveau) überwiegend Stimmenge-
winne ein, so fielen die Ergebnisse für die
Grünen desaströs aus. Sie verloren aus-
nahmslos von Wahl zu Wahl.

Koalitionsoptionen

Durch die drei kleinen Parteien ist die Koa-
litionsarithmetik größer und unübersicht-
licher geworden. Es hat sich, wie der Aus-
gang der Landtagswahlen in den letzten
vier Jahren zeigt, eine erstaunliche Regio-
nalisierung des Parteiensystems herausge-
bildet (vgl. Tabelle 2). Mit der Schill-Partei
ist eine weitere Kraft aufgetaucht, die
sogar in die Regierung eines Bundeslan-
des gelangen konnte. 
Die Grünen besitzen nur eine realistische
Option. Für sie kommt lediglich eine Koa-
lition mit der SPD in Frage (und das gilt
auch für die Bundesländer). Da die Bürger
sie „links“ von der SPD einordnen (und die
Union „rechts“ von den Liberalen), ist eine
„Bogenkoalition“ mit der Union nicht nur
unrealistisch, sondern für die Grünen auch
nicht wünschenswert, würden ihnen ihre
Wähler doch in Scharen davonlaufen. Die
im Bund regierenden Grünen sind nur
noch in den Bundesländern Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein Junior-
partner der SPD.
Die Liberalen hingegen können mit der
SPD wie mit der Union koalieren. Sie
haben sich in der Opposition von der
Union etwas gelöst, ohne deswegen den

Schritt zur SPD zu vollziehen. In gewisser
Weise bilden sie das „Zünglein an der
Waage“ – unter der Voraussetzung, dass
Schwarz-Gelb oder Rot-Gelb eine Mehr-
heit besitzt. Mit dieser Strategie wollen sie
sich von ihrem Image als „Partei der zwei-
ten Wahl“ lösen. Die FDP koaliert in Rhein-
land-Pfalz mit der SPD, in Baden-Würt-
temberg, Hessen und Sachsen-Anhalt mit
der CDU, in Hamburg mit der CDU und der
Schill-Partei.
Die PDS gilt im Jahre 2002 für die 
Union und die FDP nicht als koalitions-
fähig, hingegen für die SPD und die 
Grünen – allerdings mit zwei Einschrän-
kungen. Im Bund sind die beiden Parteien
nicht bereit, mit der PDS ein Bündnis
einzugehen; und sie würden gegen-
wärtig auch eine Koalition in einem Land
mit den Postkommunisten ablehnen,
wenn diese den Regierungschef stellen 
könnten. Die PDS versucht aus dieser 
Not eine Tugend zu machen und erklärt,
sie sei wegen der außenpolitischen Hal-
tung der SPD und der Grünen an einer
Regierungsbeteiligung im Bund nicht
interessiert. Allerdings gibt es Kräfte wie
den Schweriner Arbeits- und Sozial-
minister Helmut Holter, die sich gegen
eine derartige Konfrontationspolitik
wenden.23 Die Partei ist, wie erwähnt,
Juniorpartner der SPD in Mecklenburg-
Vorpommern und in Berlin.
Fazit: Die Grünen verfügen nur über eine
Option, die FDP jedoch über zwei. Die 
PDS ist ein Sonderfall. Sie gilt nur in 
den Bundesländern als koalitionsfähig,
(noch?) nicht im Bund.

Sechs Thesen zum Abschluss:

These 1: 
Änderung von Wahlrechtsregelungen 

Es besteht die Gefahr einer Verfälschung
des Wählerwillens – angesichts der Tatsa-
che, dass drei Parteien um fünf Prozent
pendeln. Das für den Durchschnittsbürger
schwer verstehbare Zweistimmensystem
lädt zu Manipulationen ein; die Fünfpro-
zentklausel kann in der gegenwärtigen
Variante zu Ungerechtigkeiten führen.24

Eine Partei A scheitert mit 4,9 Prozent, eine
andere Partei B zieht mit 5,1 Prozent in das
Parlament ein und ermöglicht damit eine
Konstellation, die durch den Wählerwillen
nicht gedeckt ist.25 Abhilfe ist nötig: Einer-
seits sollte das Zweistimmensystem, das
sich nicht bewährt hat, zugunsten des Ein-
stimmensystems von 1949 abgeschafft
werden. Die Stimme des Wählers ließe sich
doppelt berechnen – als Votum für den
Wahlkreiskandidaten und als Votum für die
Partei. Auf diese Weise käme der personelle
Faktor – wenn auch nur in Grenzen – tat-
sächlich zum Tragen; die Stimmabgabe für
einen Wahlkreiskandidaten bliebe dann
nämlich nicht folgenlos; bei einer einzigen
Stimme für einen Wahlkreiskandidaten
könnte der Wähler keinen (vermeintli-
chen) Kompromiss eingehen; jeglicher Ma-
nipulation wäre der Boden entzogen. 
Andererseits sollte zwar die Fünfprozent-
klausel zur Sicherung der Regierungsfähig-
keit des Parlaments beibehalten werden.
Zugleich wäre dem Wähler jedoch eine
Eventualstimme zu übertragen. Sie käme

Parlamentsparteien (geordnet nach der Stärke) Regierungsparteien

Niedersachsen SPD – CDU – B 90/Gr (SPD – CDU – B 90/Gr) SPD (SPD)

Sachsen-Anhalt SPD – CDU – PDS – DVU (CDU – SPD – PDS – B 90/Gr) SPD* (SPD – B 90/Gr)*

Bayern CSU – SPD – B 90/Gr (CSU – SPD – B 90/Gr) CSU (CSU)

Mecklenburg-Vorpommern SPD – CDU – PDS (CDU – SPD – PDS) SPD – PDS (CDU – SPD)

Bund SPD – CDU/CSU – B 90/Gr – FDP – PDS SPD – B 90/Gr (CDU/CSU – FDP)
(CDU/CSU – SPD – B 90/Gr – FDP – PDS**)

Hessen CDU – SPD – B 90/Gr – FDP (CDU – SPD – B 90/G – FDP) CDU – FDP (SPD – B 90/Gr)

Bremen SPD – CDU – B 90/Gr – DVU** (SPD – CDU – B 90/Gr – AFB) SPD – CDU (SPD – CDU)

Europa CDU – SPD – B 90/Gr – PDS (CDU – SPD – B 90/Gr) keine Regierungsbildung

Saarland CDU – SPD (SPD – CDU – B 90/Gr) CDU (SPD)

Brandenburg SPD – CDU – PDS – DVU (SPD – CDU – PDS) SPD – CDU (SPD)

Thüringen CDU – PDS – SPD (CDU – SPD – PDS) CDU (CDU – SPD)

Sachsen CDU – PDS – SPD (CDU – SPD – PDS) CDU (CDU)

Berlin CDU – SPD – PDS – B 90/Gr (CDU – SPD – PDS – B 90/Gr) CDU – SPD (CDU – SPD)

Schleswig-Holstein SPD – CDU – FDP – B 90/Gr – SSW** SPD – B 90/Gr (SPD – B 90/Gr)
(SPD – CDU – B 90/Gr – FDP – SSW**)

Nordrhein-Westfalen SPD – CDU – FDP – B 90/Gr (SPD – CDU – B 90/Gr) SPD – B 90/Gr (SPD – B 90/Gr)

Baden-Württemberg CDU – SPD – FDP – B 90/Gr (CDU – SPD – B 90/Gr – FDP – REP) CDU – FDP (CDU – FDP)

Rheinland-Pfalz SPD – CDU – FDP – B 90/Gr (SPD – CDU – FDP – B 90/Gr) SPD – FDP (SPD – FDP)

Hamburg SPD – CDU – PRO – B 90/Gr – FDP (SPD – CDU – B 90/Gr) CDU – PRO – FDP (SPD – B 90/Gr)

Berlin SPD – CDU – PDS – FDP – B 90/Gr (CDU – SPD – PDS – B 90/Gr) SPD – PDS (CDU – SPD)

Sachsen-Anhalt CDU – PDS – SPD – FDP (SPD – CDU – PDS – DVU) CDU – FDP (SPD)*

Tabelle 2: Parlamentsparteien und Regierungsparteien seit 1998 im Vergleich zur letzten Wahl (in Klammern)

* Nach den Wahlen wurde die Minderheitsregierung durch die PDS toleriert.
** Diese Parteien zogen in das Parlament, obwohl sie keine fünf Prozent der Stimmen bekamen: die PDS, weil sie vier Direktmandate gewinnen konnte; die DVU, weil sie in

einem der beiden Wahlbereiche (Bremerhaven) die Fünfprozenthürde überwand; der SSW, weil er von ihr ausgenommen ist.
Quelle: Zusammenstellung nach den amtlichen Statistiken.



zum Zuge, wenn der Wähler mit seiner
Hauptstimme für eine Partei votiert, die
keine fünf Prozent der Stimmen erreicht.
Diese gelangt nicht in den Bundestag, doch
ihre Wähler bleiben mittels der Eventual-
stimme nicht von der Entscheidung ausge-
schlossen. So ließen sich die Vorteile der
Klausel erhalten (Schutz vor Zersplitte-
rung) und die Nachteile vermeiden (z.B.
mögliche Verfälschung des Wählerwillens).

These 2: 
Vorteile von FDP und PDS gegenüber
dem Bündnis 90/Die Grünen

Die beiden Oppositionsparteien FDP und
PDS stehen aus unterschiedlichen Grün-
den deutlich besser da als die Regierungs-
partei Bündnis 90/Die Grünen. Die Grünen
sind im Kern eine „Oppositionspartei“,
die Liberalen eine „Regierungspartei“.
Konnte die FDP vielfach ihre Eigenstän-
digkeit unter Beweis stellen, so ist das bei
den Grünen gerade nicht der Fall, da sie
viele ihrer hehren Grundsätze – vor allem
die Orientierung am unbedingten Pazi-
fismus – in der Regierungszeit aufgege-
ben haben. Ob die Grünen als Opposi-
tionspartei – sie begreifen sich zuneh-
mend als Reformpartei der linken Mitte –
regenerieren können, ist so sicher nicht.
Die PDS profitiert maßgeblich von der
hohen Erwartungshaltung der Bürger in
den neuen Bundesländern. Sie kann den
dort latent vorhandenen Antiamerika-
nismus im Zusammenhang mit ihrer „Frie-
denspolitik“ abrufen. Die Partei profitiert
auch davon, dass die beiden demokrati-
schen Linksparteien regieren und Kom-
promisse machen müssen.

These 3: Unterschiedliche
Koalitionsoptionen der Parteien

SPD und FDP haben auf Bundesebene zwei
„Koalitionskarten“ in der Hand: Die SPD
„kann“ mit den Grünen und den Liberalen,
die FDP mit der SPD und der Union.26 Die
Union besitzt nur die FDP als Koalitions-
partner, das Bündnis 90/Die Grünen ledig-
lich die SPD. Das hängt weitgehend damit
zusammen, dass vielfach totgesagte Be-
griffe wie „rechts“ und „links“ für den Wäh-
ler nach wie vor eine Bedeutung haben. SPD
und FDP werden ideologisch benachbart
wahrgenommen. Als links von der SPD gilt
noch immer das Bündnis 90/Die Grünen, als
rechts von der FDP die Union. Ein mögliches
Zusammengehen der SPD mit den Liberalen
führte also keineswegs automatisch zu ei-
ner größeren Affinität von Union und Grü-
nen. Die mitunter aufflammende Diskus-
sion über ein potenzielles Bündnis der
beiden ist daher eine Gespensterdebatte.
Hingegen ist eine Einbeziehung der PDS auf
Bundesebene durch die SPD und die Grünen
zwar eine Chimäre, nicht jedoch auf Lan-
desebene. Davon konnte Anfang der Neun-
zigerjahre nicht gesprochen werden. 

These 4: Mögliche Auflösung des
Zwei-Parteienblöcke-Systems

Unter demokratie-theoretischen Gesichts-
punkten ist höchst wünschenswert, dass
die Parteien vor der Wahl ihre „Koalitions-
karten“ auf den Tisch legen und klar sagen,

mit wem sie zu regieren wünschen. Der
Wähler soll mit dem Votum für eine Partei
faktisch zugleich über die jeweilige Regie-
rung entscheiden, wie das bei Bundestags-
wahlen bisher immer der Fall gewesen ist.
Insofern spielen Sozialdemokraten und Li-
berale ein gewagtes Spiel, wenn sie sich vor
der Wahl, wie das augenscheinlich im Jahre
2002 zutrifft, auf keinen Koalitionspartner
festlegten. Dieser Nachteil ist die Kehrseite
des Vorteils der doppelten Option. Das
Zwei-Parteienblöcke-System könnte sich
auflösen. Das verstärkte Wechselwähler-
verhalten begünstigt damit auch wech-
selnde Koalitionen, wie die Entwicklung in
den Bundesländern zeigt.

These 5: Unterschiedliches Maß an
Koalitionsfähigkeit

Trotz tendenzieller Auflösungen der Par-
teilager schließen die drei kleinen Parteien
nicht beliebige Bündnisse untereinander.
Die FDP lehnt es aus prinzipiellen Gründen
ab, mit der PDS eine Koalition einzugehen.
Auch eine Kooperation der FDP mit den
Grünen (und der SPD als Seniorpartner) hat
bisher nicht recht funktioniert. So brachen
die Bündnisse zwischen SPD, FDP und den
Grünen („Ampel“-Koalition) sowohl in
Brandenburg (1990–1994) als auch in Bre-
men (1991–1995) wegen interner Zwistig-
keiten vor dem Ende der Legislaturperiode
auseinander. Dies dürfte weniger auf un-
überbrückbare Gegensätze zwischen den
beiden Parteien zurückzuführen sein, son-
dern wohl in erster Linie auf Rivalitäten,
die nicht durch unterschiedliche sachpoli-
tische Alternativen ausgelöst sind. Tatsäch-
lich überschneiden sich die Wählerseg-
mente der beiden Parteien kaum, auch
wenn diese in den neuen Bundesländern
„unter ferner liefen“ rangieren. Bis auf
Sachsen-Anhalt (Bündnis 90/Die Grünen:
1994–1998; FDP: seit 2002) sind die Libera-
len und die Grünen seit 1994 in keinem ost-
deutschen Landesparlament vertreten.
Der Versuch einer Ampel-Koalition in Ber-
lin im Jahre 2001, der als Probelauf für den
Bund hätte gelten können, scheiterte be-
reits im Vorfeld. Hingegen scheint die Zu-
sammenarbeit zwischen dem Bündnis
90/Die Grünen und der PDS besser zu funk-
tionieren, auch wenn es noch nicht zu einer
„regulären“ Koalition gekommen ist. So
wurde die rot-grüne Koalition in Sachsen-
Anhalt zwischen 1994–1998 von der PDS
toleriert (wie auch in Berlin im Jahre 2001).

These 6: Künftige Oppositionsrolle
für alle drei Parteien

Die PDS konnte weder 1990 noch 1994 und
1998 die Regierungsbildung gefährden
(1990 und 1994 schwarz-gelb, 1998 rot-
grün). Maßgeblich trugen 1994 und 1998
die Überhangmandate (1994: 12 für die
CDU, vier für die SPD; 1998: 13 für die SPD)
dazu bei, dass keine große Koalition gebil-
det werden musste. Angesichts des festen
Wählermilieus der Partei mag das bei der
Bundestagswahl 2002 anders sein. Wenn
es also weder für eine rot-grüne noch für
eine rot-gelbe noch für eine schwarz-gelbe
Koalition arithmetisch reicht, scheidet so-
wohl eine rot-rot-grüne Koalition aus wie
eine rot-grün-gelbe. Die einzige Alterna-

tive wäre eine große Koalition. Dann
würde die paradoxe Situation eintreten,
dass die drei kleinen Parteien aufgrund ih-
rer Heterogenität in die Opposition gera-
ten. Ihre zahlenmäßige Stärke muss sich
damit nicht in Regierungsämtern wider-
spiegeln. Scheitert jedoch eine der drei
kleinen Parteien an der Fünfprozent-
hürde, so ermöglicht dies die Regierungs-
beteiligung einer anderen kleinen Partei.
Wir haben also ein Nullsummenspiel. 
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tagswahl 2002 nicht antritt, bleibt ausgeklammert.
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Abgesehen vom Gründungsjahrzehnt
der Bundesrepublik Deutschland kommen
Kanzlerkandidaten und Kanzler der Bun-
desrepublik Deutschland mehr und mehr
aus den Bundesländern. So auch im 
Wahljahr 2002, in dem der bayerische Mi-
nisterpräsident den Bundeskanzler he-
rausfordert, der seinerseits zuvor nieder-
sächsischer Ministerpräsident war und
erfolgreich einen Bundeskanzler heraus-
gefordert hatte, der rheinland-pfälzischer
Ministerpräsident gewesen war.
Ministerpräsidenten der Länder genießen
den Vorteil, bundesweit bekannt zu sein.
Sie konnten zudem beweisen, dass sie 
das Geschäft des Regierens verstehen. Sie
können auf die vielfältigen, materiellen
wie personellen, Ressourcen zurückgrei-
fen, die ihnen ihr Amt bietet. Zudem 
können sie Karrieren befördern und so An-
hänger gewinnen und Netzwerke knüp-
fen. Als Mitglied des Bundesrats haben sie
zudem Rederecht im Bundestag – und ma-
chen in besonderen politischen Situatio-
nen davon auch werbewirksam Gebrauch.
Der Wechsel zwischen den politischen
Ebenen ist jedoch keine Einbahnstraße:
Kurt Georg Kiesinger war Bundespolitiker
und wurde Ministerpräsident von Baden-
Württemberg, bevor er dann 1966 Bun-
deskanzler wurde. Franz Josef Strauß,
Bundespolitiker mit Leib und Seele, wurde
1978 bayerischer Ministerpräsident und
versuchte 1980, als Kanzlerkandidat der
Union in die Bundespolitik zurückzukeh-
ren, allerdings vergeblich. Red.

Deutschland als
„Mehrebenensystem“

„Deutschland war stets ein Reich, ein Bun-
desstaat oder Staatenbund, kurzum ein
föderalistisches Gebilde. Zentralistische
Perioden sind untypisch für unsere
Geschichte, andere Nationen erkennen
und spiegeln sich in ihren Hauptstädten,
in der deutschen Geschichte fehlt ein ähn-
liches, die politischen und kulturellen
Kräfte sammelndes Zentrum, die Adres-
sen der deutschen Hauptstädte wechseln
durch die Geschichte hindurch (…). Nach
1949 hat das Parteiensystem dazu beige-
tragen, die föderalistische Ordnung zu
stabilisieren. Bund, Länder und Gemein-
den wurden zu gewichtigen, einander
ergänzenden Rekrutierungs- und Ak-
tionsfeldern der Parteien. Bis heute
herrscht ein reger Austausch des politi-
schen Personals hinüber und herüber: Ein
Bundeskanzler (oder ein Kanzlerkandi-
dat) kann ohne weiteres aus der Landes-
politik kommen, ein erfolgreicher Kom-
munalpolitiker in die Landes- oder
Bundespolitik wechseln – und umge-
kehrt.”1

Der Begriff des „Mehrebenensystems”
wird seit einigen Jahren vielfach auf die
Strukturen der europäischen Integration
angewandt, also auf den zweistufigen
Aufbau von Nationalstaaten und suprana-
tionaler Ebene bzw. im Blick auf bundes-
staatliche Strukturen wie in Deutschland,
Österreich und Belgien auf ein dreistufi-
ges Gefüge unter Einschluss von Ländern
bzw. Regionen, selbst wenn rechtlich auch
allein die Gesamtstaaten Träger und
Adressat des europäischen Vertragssys-
tems sind.
Der Begriff „Mehrebenensystem” scheint,
allerdings, wenn man sich auf das Zitat zu
Beginn dieses Beitrages stützt, auch im
Blick auf das rein innerdeutsche Gefüge
durchaus sinnvoll und anwendbar zu sein.
Man muss dann als ergänzendes Lern- und
Handlungsfeld für das politische Füh-
rungspersonal die kommunale Ebene hin-
zunehmen, ferner auf die zahlreichen
Institutionen und Verschränkungen zwi-
schen den unterschiedlichen Einheiten
rekurrieren, die miteinander in vielfacher
Kommunikation stehen, so etwa über
die kommunalen Spitzenverbände, die
Selbstkoordination der Länderebene z.B.
in der Kultus- und der Innenministerkon-
ferenz, die Ministerpräsidentenkonferen-
zen in Deutschland jeweils mit und ohne
Bundeskanzler. Eine spezifische Rolle
nimmt hier naturgemäß der Bundesrat
ein, als Bundesorgan, das von den Län-
dern beschickt wird. So ergibt sich ein 
sehr komplexes Gefüge, in dem die einzel-

nen Akteure vielfach Gelegenheit haben,
über ihren unmittelbaren Verantwor-
tungsbereich hinaus mitredend und mit-
wirkend in Erscheinung zu treten und 
so Lernprozesse zu erfahren, die ihren
Kompetenzbereich wie die ihnen zur Ver-
fügung stehenden Netzwerke beträcht-
lich erweitern.
Blickt man auf die Geschichte der deut-
schen Kanzlerschaften und Kanzlerkandi-
daturen nach 1949, so ergibt sich ein
augenfälliger, in der bisherigen Diskus-
sion aber offenkundig noch unzureichend
ausgewerteter Befund: Nach etwas mehr
als einem Jahrzehnt Neuetablierung die-
ser zweiten deutschen Demokratie kamen
die Kanzler wie ihre Gegenspieler zuneh-
mend aus der Länderebene. Willy Brandt
1961 (1961 Bundestagswahl, 1960 nomi-
niert) war der erste Kanzlerkandidat, der
den Bundeskanzler aus der Funktion eines
Länderpremiers, des Regierenden Bürger-
meisters von Berlin, herausforderte.2 Und
diese Reihe setzte sich dann mit wenigen
Ausnahmen wie Rainer Barzel 1972 bis zur
Auseinandersetzung zwischen Gerhard
Schröder und Edmund Stoiber 2002 fort.
Wie ist dieser Befund zu deuten und zu
gewichten?

Der Kanzler-Begriff hat Tradition

Zunächst das historische Element:
Wer für diesen bemerkenswerten Tatbe-
stand einschlägige Begründungen sucht,
bewegt sich zwar gewiss ein Stück weit
auf spekulativem Boden; es gibt aber
zugleich sehr handfeste, sich aus der deut-
schen Zeitgeschichte speisende Indizien
für die diesem Befund innewohnende
Logik. Wirft man einen Blick auf das heute
so breite Feld zur Rekrutierung politi-
schen Spitzenpersonals in Deutschland,
dann kommt man aber zugleich nicht
umhin, gewissermaßen archäologisch
Schichten zu erschließen, die unter der
Zeitgeschichte liegen und mit der Territo-
rienvielfalt und Landeshoheit des Alten,
1806 untergegangenen, Reiches wie sei-
ner Nachfolgeorganisationen zu tun
haben, des kurzfristigen so genannten
Rheinbundes in der Zeit der napoleoni-
schen Hegemonie über Deutschland und
Europa und der sich anschließenden kon-
föderalen Ordnung des Deutschen Bun-
des von 1815 bis 1866.
Das Alte Reich kannte bereits einen
Reichserzkanzler, den Erzbischof von
Mainz, sozusagen in der Rolle des Koordi-
nators der mehrere Hundert reichsfreien
Territorien, die am Reichstag vertreten
waren. Er fungierte auch als Gegenspieler
der zumeist in Wien regierenden Kaiser
mit ihrem eigenen administrativen Appa-
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rat, welcher teils auf die Reichspolitik und
teils auf die Verwaltung der habsburgi-
schen Ländermasse unmittelbar bezogen
war. Hier begegnet uns also erstmals die
für Deutschland so bedeutsame Konstella-
tion einer vielfach diversifizierten politi-
schen Willensbildung, verbunden mit dem
Gebot, Gewichte auszutarieren und Kom-
promisse zu finden. 
Der dann bei der Gründung des Norddeut-
schen Bundes 1867 wieder aufgelebte
Kanzlerbegriff, zunächst als Bundeskanz-
ler, ab 1871 als Reichskanzler, bezog sich
zunächst jedoch auf ein Amt, das nun
funktional ganz anders beschrieben war.
Denn der Reichserzkanzler des Alten Rei-
ches hatte ja primär die Aufgabe gehabt,
die Interessen der zweiten Ebene im Heili-
gen Römischen Reich, der Fürstentümer
und Freien Städte, gegen das monarchi-
sche Oberhaupt zu behaupten und durch-
zusetzen. Der Bundes- bzw. Reichskanzler
des neu geschaffenen kleindeutschen
Nationalstaates hingegen war der dem
monarchischen Oberhaupt, dem deut-
schen Kaiser (und weiterhin preußischen
König), zugeordnete erste politische
Akteur (auch in seinen weiteren Rollen als
in der Regel auch preußischer Minister-
präsident und durchgängig preußischer
Außenminister). Er stand zugleich im
Mittelpunkt eines komplexen politischen
Prozesses, in der Geschäftsführung des
Bundesrates, in dem die Fürsten und
Regierungen vertreten waren – hier
wurde auch an schon genannte frühere
Strukturen angeknüpft –, wie zugleich
gegenüber dem Reichstag, ohne den
zumindest die Gesetzgebungsmaschine-
rie nicht lief. 
Steht auch die Bundesrepublik zunächst in
der unmittelbaren Nachfolge von Kaiser-
reich und sich anschließender Weimarer
Republik, so gibt es doch gleichwohl über
die Jahrhunderte hinweg auch einen ver-

bindenden Zusammenhang mit dem Heili-
gen Römischen Reich, das heute eben zu-
meist als das Alte Reich bezeichnet wird:
Die Selbstkoordination der Territorien
unterhalb der Ebene der monarchischen
Spitze, in Gestalt von Einrichtungen wie
den Reichskreisen, dem Reichserzkanzler
selbst und insbesondere dem (immerwäh-
renden) Reichstag bietet bei allen gravie-
renden konstitutiven Unterschieden eben
doch so etwas wie die Folie für die Ausprä-
gung von Mustern, die auch die föderale
Ordnung der Bundesrepublik kennt. Und
aus dieser Selbstkoordination, die mit der
Teilhabe der Territorien bzw. Länder an
der Gesamtstaatspolitik, wie heute insbe-
sondere in Gestalt des Bundesrates, ein-
hergeht, resultiert ein gut Teil jenes terri-
torial breiten Rekrutierungsfeldes für
Spitzenpositionen, mit dem wir es heute
zu tun haben.3 Dass hierbei das Führungs-
personal in der Gegenwart demokratisch,
nicht mehr absolutistisch-administrativ
gewonnen wird, ist dabei eine Binsen-
weisheit.

Kein kontinuierlicher Weg vom
Kaiserreich nach Weimar

Dahin führte freilich eben kein kontinu-
ierlicher Weg:
Das Führungspersonal der Weimarer
Republik, in Reich und Ländern, musste
sich aus Parlamenten, Parteien, Verbän-
den und Kommunalverwaltungen neu
und unversehens rekrutieren, ohne doch
unter den Verfassungsbedingungen des
Kaiserreiches bereits Regierungserfah-
rung gehabt haben zu können. Bis zu den
Verfassungsänderungen vom Oktober
1918, die das Ende des alten konstitutio-
nellen Systems des Kaiserreiches brachten,
konnte man in Deutschland weder Reichs-
kanzler noch Staatssekretär sein, wenn
man dem Reichstag angehörte (Minister

gab es auf Reichsebene bekanntlich ja
nicht, sondern nur dem Reichskanzler
unterworfene Staatssekretäre an der Spit-
ze von Reichsämtern). Die verschiedenen
Sondierungen Bismarcks vor allem im
ersten Jahrzehnt nach der Reichsgrün-
dung mit diversen Führern der nationalli-
beralen Partei wie den Abgeordneten von
Bennigsen und von Forckenbeck, die
ihnen ein Staatssekretärsamt in Aussicht
stellten, hätten so im Erfolgsfall für die
Betroffenen das, jedenfalls zunächst,
weitgehende Ende ihrer unmittelbaren
politischen Karriere bedeutet. So mussten
die Kanzler und Minister der Weimarer
Republik, und das noch unter so mise-
rablen Rahmenbedingungen wie nach 
dem verlorenen Ersten Weltkrieg, gewis-
sermaßen in einem Schnellkurs lernen, 
was Regieren eigentlich heißt. Besonders
„benachteiligt” waren hier die sozialde-
mokratischen Kanzler wie etwa Hermann
Müller 1920 und 1928 bis 1930, die nach
ihrer persönlichen und politischen Soziali-
sation auch sonst relativ wenig Verwal-
tungserfahrung besaßen. „Bürgerlichen”
Kanzlern wie Wilhelm Cuno kurzfristig
1923 und Hans Luther in den späteren
Zwanzigerjahren stand zwar aus der Zeit
des Kaiserreiches zumindest ein beachtli-
ches Maß an Verwaltungserfahrung zur
Verfügung; hingegen waren sie Kanzler
ohne politischen Unterbau, ohne feste
Verankerung in einer starken Partei. Die
zentralen im wirklichen Sinne politischen
Figuren der Weimarer Republik, bei
denen Fäden zusammenliefen, Friedrich
Ebert und Gustav Stresemann, waren hin-
gegen nur kurzfristig Regierungschefs
gewesen, Ebert als Vorsitzender des Rats
der Volksbeauftragten, bevor er zum
Reichspräsidenten gewählt wurde, und
Stresemann für einige Monate im Krisen-
jahr 1923, bevor er fortan als Reichsau-
ßenminister und zugleich an der Spitze
der Deutschen Volkspartei Fäden in der
Innenpolitik zog, so insbesondere bei der
Herbeiführung der Großen Koalition
1928, als nach einem Wahlerfolg der SPD
der Sozialdemokrat Hermann Müller
Reichskanzler wurde und Stresemann
selbst an erster Stelle dieses Bündnis
gegen erbitterten Widerstand vor allem
aus seiner eigenen Partei schmiedete.

Starke Bundeskanzler, stark auch 
als Vorsitzende starker Parteien

Zieht man an diesem Punkt einen ersten
Vergleich mit der Geschichte der Bundes-
republik, so ergibt sich der Befund, dass de-
ren Kanzler in aller Regel deutlich stärkere
und profiliertere Akteure waren. Und
zwar nicht nur, weil und wie sich das schon
aus dem Wortlaut der jeweiligen Verfas-
sung ergab: Die Bundeskanzler können
nicht durch ein schlichtes Misstrauensvo-
tum ohne Festlegung der Parlaments-
mehrheit auf einen Nachfolger („Kon-
struktives Misstrauensvotum”) gestürzt
werden, sie werden auch nicht vom Staats-
oberhaupt einfach ernannt und entlassen,
sondern nach dessen Vorschlag vom Parla-
ment gewählt. Sie sind auch als Regie-
rungschef eindeutig stärker profiliert:
denn sie bestimmen, wer Mitglied ihrer Re-
gierung ist, Misstrauensvoten gegen ein-
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zelne Minister gibt es nach der Ordnung
des Bonner Grundgesetzes nicht. Extra-
konstitutionelle Faktoren wie die semi-
monarchische Qualität des Reichspräsi-
denten, dazu noch ausgestattet mit dem
militärischen Oberbefehl und dem Notver-
ordnungsrecht nach Artikel 48 der Reichs-
verfassung, die für die politische Kultur der
Bundesrepublik undenkbar wären, sind
verschwunden. Szenen wie das Entlas-
sungsgespräch zwischen Reichspräsident
von Hindenburg und Reichskanzler Brü-
ning am 31. Mai 1932, als der Präsident in
wenigen Minuten, ja geradezu Sekunden
vor dem Aufzug einer Marinekompanie
den ersten politischen Akteur des Reiches
förmlich abfertigte, sind für die Geschichte
der Bundesrepublik gänzlich undenkbar.
Sie kennt in dieser Hinsicht nur zaghafte
und vergebliche Ansätze wie die wenig be-
kannt gewordenen Bemühungen von
Bundespräsident Lübke, nach dem Bau der
Mauer in Berlin 1961 am noch amtieren-
den Kanzler Adenauer vorbei so etwas wie
ein Kabinett der nationalen Konzentra-
tion zu installieren.
Freilich hat die Bundeskanzler nach 1949
wohl weniger unmittelbar der Wortlaut
der für sie einschlägigen Grundgesetz-
bestimmungen in erheblichem Maße
gestärkt. Parlamentarische Zustände wie
zu Beginn der Dreißigerjahre mit De-
facto-Mehrheiten für die Anti-Republik-
Parteien hätten zweifellos auch sie in
kaum lösbare Schwierigkeiten gebracht.
So kommt es hier in erster Linie auf die
genuin politische Stabilitätskultur der
Bundesrepublik an, die mit starken Par-
teien der linken und rechten Mitte und
mit einem starken Parteigewicht des
jeweiligen Regierungsschefs einhergeht:
Mit Ausnahme von Helmut Schmidt waren
bisher alle Bundeskanzler Parteivorsitzen-
de. Und sie standen dabei durchgängig an
der Spitze von Parteien bzw. Parteiforma-
tionen (gemeinsame Fraktionen von CDU
und CSU), die über mindestens 30 % der
Wählerstimmen und Mandate verfügten.
Mit Ausnahme der ersten Legislatur-
periode 1949 bis 1953 waren es sogar stets
über 40 %, von 1957 bis 1961 für Konrad
Adenauer sogar die bislang nie wieder
erreichte Traumziffer von über 50 %. Nur
zwei bisherige Bundeskanzler, Ludwig
Erhard 1963 bis 1966 und Kurt Georg 
Kiesinger von 1966 bis 1969, waren – auch
– als Parteifiguren schwach. So schreibt
Ludwig Erhards Biograf Volker Hentschel
über dessen Wahl zum CDU-Vorsitzenden
am 23. März 1966, nur etwas mehr als ein
halbes Jahr vor dem Ende seiner Kanzler-
schaft:
„Erhards Wahl war natürlich absurdes po-
litisches Theater. Jeder wusste, dass Erhard
zum Parteivorsitzenden noch weniger ge-
schaffen war als zum Kanzler – er selbst
diesmal eingeschlossen, wenn man das
Wort ‚noch’ noch wegließ. Erhard hatte
nicht die geringste Absicht, Parteivorsit-
zender zu sein. Er wollte Vorsitzender wer-
den, weil er Kanzler bleiben wollte. Aus
keinem anderen Grund, das konnte nicht
gut gehen und es ging nicht gut.”4

Im Blick auf die SPD gilt bislang Helmut
Schmidtals der, was die Parteiverankerung
anlangt, schwächste Kanzler. Er dürfte aber
als Parteimann relativ immer noch stärker

als Erhard und Kiesinger gewesen sein:
Einmal amtierte er formal durchgängig als
stellvertretender SPD-Vorsitzender. Wich-
tiger ist aber wohl, dass er für das Gesamt-
angebot der SPD eine unverzichtbare
Rolle spielte und insofern für ihre Regie-
rungsfähigkeit unersetzbar war. Dies zeig-
te sich nach seinem Sturz im Herbst 1982,
als die SPD ohne eine in die Mitte integrie-
rende Führungsfigur in eine Art wahlpoli-
tischer Diaspora verfiel und die 16 Jahre
der Ära Kohl begannen. Schmidt wurde
seinerseits innerhalb des Zusammenspiels
der SPD-Führung über lange Zeit durch
den Vorsitzenden Willy Brandt gewisser-
maßen nach links abgedeckt. Brandt
selbst hat dies brieflich gegenüber
Schmidt einmal so auf den Punkt
gebracht:
„In Wirklichkeit musst Du selbst wissen,
dass Du ohne mich kaum länger, sondern
wohl eher kürzer und vielleicht mit weni-
ger Erfolg im Amt gewesen wärst.”5

Freilich funktionierte dieses Zusammen-
spiel gegen Ende von Schmidts Kanzler-
schaft immer weniger: Vor allem wurde
für ihn zum Problem, dass Brandt in der
zentralen Frage von NATO-Doppelbe-
schluss und Nachrüstungsbereitschaft
nach links ging, sich der so genannten
Friedensbewegung öffnete und so
schließlich die politische Verklammerung
beider auseinander zu brechen drohte.
Konrad Adenauer wurde bekanntlich erst
1949 Bundeskanzler, dann im Folgejahr
Parteivorsitzender für die CDU in der
Bundesrepublik. Aber dieses schlichte Bild
täuscht: Er hatte sich als Führungsfigur der
rheinischen CDU nach oben gekämpft, in
der Gründungsphase der Bundesrepublik
die Ministerpräsidenten zunehmend poli-
tisch überholt und bereits vor 1949 über
die drei Westzonen ein sehr dichtes kom-
munikatives Netz gespannt, das ihn
schließlich in der CDU zur unbestrittenen
Nummer eins werden ließ. Die lange
geläufige Skizzierung der „Adenauer-
CDU” als bloßer Honoratioren-Club ist

schließlich durch die jüngste Forschung in
wesentlichen Teilen überholt worden.6

Adenauer kümmerte sich um viel: Nicht
nur um Spenden, sondern auch um Karrie-
ren. Er förderte und bremste, wie dies bei
Rainer Barzel der Fall war; er wählte Orte
und Versammlungshallen für Parteitage
nach strategischen Gesichtspunkten aus
und er intervenierte auch, wenn ihm in
den Ländern die dortigen Konstellationen
und Koalitionen nicht passten.

Mit Kiesinger erstmals ein Länder-
Ministerpräsident Bundeskanzler

Vergegenwärtigt man sich den Kreis jener
Politiker im Nachkriegsdeutschland, die
an die Stelle des ersten Akteurs, des Kanz-
lers, vordrangen oder die zumindest – ob
als offizieller Kanzlerkandidat oder nicht –
für eine Kanzlerschaft ins Spiel gebracht
wurden, so lässt sich unschwer eine zeit-
historische Zäsur ausfindig machen:
Mit Kurt Georg Kiesinger wurde Ende
1966 erstmals ein Politiker Kanzler, der bis
dahin, seit 1958, als Regierungschef auf
Länderebene amtiert hatte. Kiesinger war
Ministerpräsident in Baden-Württemberg
gewesen. Von nun an finden wir bis in die
Gegenwart das Muster von Politikern aus
dem Länderbereich, die offenkundig hier
politische Erfahrung und politische Haus-
macht in hohem Maße gesammelt haben.
Die Zahl der Gegenbeispiele mit Rainer
Barzel, der sowohl 1972 beim konstruk-
tiven Misstrauensvotum gegen Willy
Brandt als auch wenige Monate später als
Spitzenkandidat der Union bei der
Bundestagswahl scheiterte, und Wolf-
gang Schäuble, der seit Anfang der Neun-
zigerjahre immer wieder als potentieller
Nachfolger Helmut Kohls gehandelt wor-
den war, bleibt gering und macht nur
deutlich, dass wir es hier eben mit einem
klassischen „Muster“, mit einer erfah-
rungsgesättigten Wahrscheinlichkeit und
nicht mit einer naturgesetzlichen Gewiss-
heit zu tun haben.
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Vom Ministerpräsidenten zum Bundeskanzler
führte der Weg von Kurt Georg Kiesinger. Er war als Ministerpräsident von Baden-Würt-
temberg der Erste, den der Weg nach Bonn führte, 1966. Neben ihm, unter den Bäumen
des Bundeskanzleramtes in Bonn, Vizekanzler Willy Brandt, der bereits 1961 als Regie-
render Bürgermeister von Berlin Kanzlerkandidat gewesen war, damals noch ohne
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Doch den eigentlichen Einschnitt
verkörpert Willy Brandt

Zu fragen bleibt gleichwohl, in welcher
konkreten Lage es nach den Anfängen der
Bundesrepublik zu einer derart bemer-
kenswerten Neuorientierung bei der Aus-
wahl des obersten Führungspersonals
kam, die freilich, wie gezeigt, auch in
einer bestimmten historischen Kontinui-
tät steht:
Die eigentliche Zäsur ist dabei eben nicht
das Jahr 1966, sondern das Jahr 1960:
Nach den Wahlniederlagen der SPD 1953
und 1957 war es hier zu einer bemerkens-
werten, vor allem durch Herbert Wehner
und Fritz Erler vorangetriebenen Um-
orientierung gekommen: Diese war eben
nicht nur eine inhaltliche, nämlich die
Festlegung auf soziale Marktwirtschaft
wie im Godesberger Programm 1959 und
Westbindung wie in Wehners berühmter
Bundestagsrede 1960. Schon 1958 kam es
auf dem Stuttgarter Parteitag der SPD zur
Entmachtung des alten, zentralistischen,
selbst kaum an der politischen Front ste-
henden Funktionärkörpers,7 der im Grun-
de die organisatorisch-bürokratische Kon-
tinuität der Partei seit dem Kaiserreich
fortsetzte und verkörperte. Als Prototyp
für diese Kategorie galt im SPD-Vorstand
Fritz Heine, zuständig für Propaganda
und damit auch für Wahlkampagnen. Er
wurde zum Sündenbock für die zweite
Niederlage des Parteivorsitzenden Erich
Ollenhauer 1957 gemacht. 
Bis dahin hatte sich die SPD bei der Aus-
wahl ihrer Kanzlerkandidaten nicht des
Reservoirs ihrer populären Regierungs-
chefs auf Länderebene bedient, wofür es
in den Hansestädten, in Niedersachsen
und Hessen durchaus Möglichkeiten
gegeben hätte. Auch ihr Vorzeigebil-
dungsbürger und früherer Regierungs-
chef in den Anfängen der Nachkriegszeit
in Württemberg-Hohenzollern, Carlo
Schmid, mit dem man den Versuch hätte
unternehmen können, in das bürgerliche
Lager hin integrierend zu wirken, hatte
nie eine echte Chance gehabt. Nun wurde,
dazu ganz im amerikanischen Stil, der
Regierende Bürgermeister von Berlin
Willy Brandt, im Zeichen der sog. zweiten
Berlinkrise seit dem Chrustschow-Ultima-
tum von 1958 ohnehin neben dem
Bundeskanzler eine Art zweiter nationa-
ler Galionsfigur, als zugleich vertrauens-
würdiger und einer gesellschaftlichen
Modernisierung verpflichteter Kanzler-
kandidat aufgebaut. Erich Ollenhauer
blieb zwar, das war sozialdemokratischer
Parteiräson jener Zeit geschuldet, im Amt
des Vorsitzenden; zwischen Strategen wie
Herbert Wehner und charismatischen
Exponenten wie Willy Brandt drohte
er aber mehr oder weniger zu ver-
schwinden.
Auch die Unionsseite hatte sich bis dahin
bei der Rekrutierung ihres obersten Füh-
rungspersonals nur marginal aus jenem
Bereich rekrutieren können, der exekuti-
ve Erfahrungen von der Länderebene mit-
brachte: Im Grunde gibt es hier nur eine,
heute im öffentlichen Bewusstsein leider
nicht mehr so recht präsente Ausnahme:
den ersten Bundesfinanzminister Fritz
Schäffer, der acht Jahre, von 1949 bis 1957,

amtierte, und dann noch vier Jahre
Bundesjustizminister war. Schäffer wurde
sogar gegen Mitte der Fünfzigerjahre als
ein denkbarer Rivale Adenauers gesehen,
was allerdings zu seinem sich dann all-
mählich anbahnenden Abstieg beigetra-
gen haben dürfte, denn Adenauer moch-
te eben, wie die meisten, die Platz eins
innehaben, keine Kronprinzen. Schäffer
war in den letzten Jahren der Weimarer
Republik sowohl als Staatsrat an der Spit-
ze des Bayerischen Finanzministeriums als
auch an der Spitze der Bayerischen Volks-
partei selbst gestanden.8

Von den Amerikanern war er im Frühjahr
1945 als erster bayerischer Nachkriegs-
Ministerpräsident eingesetzt, bereits aber
Monate später im September dieses Jah-
res entlassen worden. Wie immer man
auch die einzelnen Stationen seiner politi-
schen Biografie bewerten und gewichten
mag, er ist gewissermaßen der „Weimara-
ner“, der dem hier geschilderten Muster
des Wegs vom Landes- zum Bundespoliti-
ker am ehesten entspricht.

Adenauer contra Schumacher: in 
der außenpolitischen Positionierung
spielten die Länder kaum eine Rolle

Die unbestreitbare Nummer eins im ersten
Jahrzehnt der Bundesrepublik hingegen,
Konrad Adenauer, brachte schließlich,
als er 1949 zum ersten Bundeskanzler
gewählt wurde, keine spezifisch exekuti-
ven Erfahrungen aus der Landespolitik
mit. Adenauers Netzwerke in dieser Zeit
waren anders gestrickt: Er war Parlamen-
tarier, Mitglied des Düsseldorfer Landta-
ges, führender Exponent der CDU in der
britischen Zone und schließlich als Präsi-
dent des Parlamentarischen Rates auch so
etwas wie der natürliche Widerpart der
Ministerpräsidenten. Diese hatten ab
Herbst 1948, nach dem Verfassungskon-
vent auf Herrenchiemsee, auf dem die
föderale Seite sich noch einmal um ein
Maximalprogramm bemüht hatte, gegen-
über einer sich herausprägenden neuen
politischen Schicht für den Gesamtstaat in
den drei Westzonen allmählich, aber doch
erkennbar, an Terrain verloren. Insofern
hat auch der Antagonismus zwischen
Adenauer und dem ersten Nachkriegs-
Vorsitzenden der SPD, Kurt Schumacher,
dieser Entwicklung Vorschub geleistet.
Schumacher, zugleich erster, wenn auch
offiziell nicht proklamierter Kanzlerkan-
didat der SPD bei der Bundestagswahl
1949, war prinzipiell ein Mann der natio-
nalstaatlichen Ebene, ja förmlicher Zent-
ralist, brachte wenig Erfahrungen von 
der Länderpolitik (obwohl in der Weima-
rer Republik auch Abgeordneter im Stutt-
garter Landtag) noch Passion für das Aus-
tarieren von Gewichten im föderalen
Staat mit. Adenauers und Schumachers
Führungskonkurrenz bis zum Tod von
Letzterem im August 1952, in vielerlei
Bundestagsdebatten wortmächtig ausge-
tragen, trug zweifellos dazu bei, dass die
Exponenten der anderen staatlichen
Ebene, der Länder, jedenfalls zunächst in
der öffentlichen Aufmerksamkeit zurück-
traten, zumal es im Bundesdorf Bonn nun
um so neue und existenzielle Fragen wie
Westintegration und Wiederbewaffnung

ging. Hier hatten und konnten die Länder
wenig mitzureden. 
Adenauers Nachfolger, Ludwig Erhard,
brachte eine marginale und durchaus
negative Erfahrung als Länderminister
mit. Er war 1945/46 bayerischer Staatsmi-
nister für Handel und Gewerbe gewesen
und hatte hier weder Administrieren
gelernt noch auch nur den geringsten Ehr-
geiz gezeigt, sich auf dieses Gebiet einzu-
lassen. Die Spätfolgen zeigten sich noch in
seiner Kanzlerschaft von 1963 bis 1966,
die als die unter Verwaltungsgesichts-
punkten bislang sicher unprofessionellste
in die Geschichte einging.
Der Nachfolger Willy Brandts, Helmut
Schmidt, der am 16. Mai 1974 vom deut-
schen Bundestag ins Kanzleramt gewählt
wurde, brachte zwar auch nur eine kurze
Erfahrung als Länderminister ins neue Amt
mit – er war 1961 bis 1965 Hamburger
Innensenator gewesen und hatte sich da-
bei, publicity-trächtig, 1962 als extrakon-
stitutioneller Deichgraf gegen die Sturm-
fluten bewährt, in denen Deutschlands Tor
zur Welt zu versinken drohte. Aber die in
dieser Zeit gewonnenen Verwaltungser-
fahrungen machten sicher nur ein relativ
schmales Segment der von ihm stets so
sehr auch nach außen kultivierten Kompe-
tenz schlechthin aus: Schmidt sah sich als
ausgewiesener Wirtschafts- und Außen-
politiker und brachte dazu auch Erfahrun-
gen aus seiner Zeit im Deutschen Bundes-
tag während der Fünfzigerjahren im Be-
reich der Sicherheitspolitik wie während
der Großen Koalition als (zunächst De-
facto-)Fraktionsvorsitzender der SPD mit. 
So erscheint im Rückblick als zweite
wesentliche Zäsur, die die Länderebene
zum erkennbaren Trainingsfeld für Kanz-
ler und Kanzlerkandidaten werden ließ,
die Zeit Helmut Kohls. Der damalige
rheinland-pfälzische Ministerpräsident
wurde 1973 zum CDU-Vorsitzenden
gewählt, wechselte nach der Fast-Errin-
gung der absoluten Mehrheit im Bundes-
tag 1976 als Fraktionsvorsitzender nach
Bonn und schaffte den letzten Schritt ins
Kanzleramt durch ein erfolgreiches kon-
struktives Misstrauensvotum vom 1. Okto-
ber 1982, dem der Schwenk der FDP von
der SPD zur Union zugrunde lag.
Zwischen Kohls Ausscheiden aus dem Amt
des Ministerpräsidenten in Mainz und sei-
nem Regierungsantritt in Bonn lagen
sechs Jahre. Wir haben es hier also, anders
als im Falle Kurt Georg Kiesingers 1966
oder auch Gerhard Schröders 1998, mit
einer Kanzlerschaft zu tun, die nicht
unmittelbar an die Funktion als Minister-
präsident anknüpfte.
Doch liegt ein beachtliches Stück Regie-
rungskunst von Helmut Kohl sicher auch
darin, dass er die als Ministerpräsident im
südwestdeutschen Raum  entwickelten
Fertigkeiten und Potenziale wie die
damals aufgebauten Netzwerke auch in
der Zeit als Fraktionsvorsitzender im Deut-
schen Bundestag weitgehend aufrecht
erhalten bzw. ausbauen konnte. Das zei-
gen bereits die personellen Kontinuitäten
in seiner Umgebung, die sich z.B. mit dem
Namen der Bürochefin Juliane Weber, des
Redenschreibers und außenpolitischen
Chefdenkers Horst Teltschik oder auch von
Heiner Geißler verbinden; Letzteren hatte
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er gewissermaßen in Baden-Württemberg
entdeckt, zum Sozialminister in Rhein-
land-Pfalz und dann zum Generalsekretär
der CDU gemacht, bevor es schließlich
nach Mitte der 80er-Jahre zu immer mehr
Friktionen zwischen beiden kam, die 1989
zu Geißlers Ablösung auf dem Bremer Par-
teitag der CDU führten.
In die Aufstiegsphase Kohls fällt schließ-
lich auch sein so komplexes Verhältnis zu
Franz Josef Strauß. Auch letzterer verkör-
perte als bayerischer Ministerpräsident
seit 1978 den föderalen Weg zur Kanzler-
schaft, wie er in diesem Beitrag primär
beschrieben wird. Strauß wurde von der
CSU freilich schon 1975/76 gegen Helmut
Kohl in Stellung gebracht, als er noch in
Bonn als Oppositionspolitiker im Parla-
ment amtierte. Vor allem aber war er
immer auch Vertreter der gesamtstaat-
lichen Ebene, in der CSU von Anbeginn an
im liberalen, gemäßigt-föderalen Flügel,
dann Bundesverteidigungs- und schließ-
lich 1966–1969 in der Großen Koalition
Bundesfinanzminister. In diesem Amt
setzte er, teilweise gegen die bayerische
Landespolitik, eine stark unitarische
Finanzreform durch. Seine Kanzlerkandi-
datur zur Bundestagswahl 1980 fiel in
eine Schwächephase Helmut Kohls, der
1979 klug Platz machte, den niedersächsi-
schen Ministerpräsidenten Ernst Albrecht
in der Unionsfraktion gegen Strauß antre-
ten und (erwartungsgemäß – ? –) unterlie-
gen ließ und so die Kohärenz des eigenen
Lagers sicherte. Kluge Zurückhaltung
Kohls gewährleistete so die Gundlage
einer Kanzlerschaft ab 1982.
Kennzeichnend im Sinne der hier unter-
suchten Fragestellung für die Kanzler-
schaften Kohls und im Anschluss daran
Gerhard Schröders ist nun, dass alle Duell-
situationen um das Kanzleramt, die sich in
der Folge seit 1983 (Kanzlerkandidatur
von Hans-Jochen Vogel für die SPD) ent-
spannen, von Landespolitikern ausgefüllt
wurden.

Auch Kohls Herausforderer waren
durchweg Ministerpräsidenten

Dabei hat die SPD offenkundig zunächst
aus der Not, nämlich einem Personaldefi-
zit am Ende der Ära Schmidt, eine Tugend
gemacht. Hans-Jochen Vogel war für die
Partei eine Art Feuerwehrlösung, nach-
dem die Matadore Helmut Schmidt und
Willy Brandt trotz einiger Sondierungen
für eine Kanzlerkandidatur nicht mehr in
Frage kamen. Vogel brachte in seiner poli-
tischen Biografie die Trias von Kommunal-,
Landes- und Bundespolitiker mit, als
Münchner Oberbürgermeister von 1960
bis 1972, als Bundesminister von 1972 bis
1981, schließlich 1981 für einige Monate
als Regierender Bürgermeister von Berlin.
So etwas wie eine Landeshausmacht war
damit freilich nicht (mehr) verbunden.
Anders verhielt es sich mit den folgenden
Herausforderern Helmut Kohls:
Sie griffen ihn sämtlich als amtierenden
Ministerpräsidenten an, 1987 der nord-
rhein-westfälische Ministerpräsident
Johannes Rau, 1990 der saarländische
Ministerpräsident Oskar Lafontaine, 1994
der rheinland-pfälzische Ministerpräsi-
dent Rudolf Scharping und schließlich

und dann mit Wahlerfolg 1998 der nieder-
sächsische Ministerpräsident Gerhard
Schröder.
In seiner soeben erschienenen Geschichte
der SPD führt Franz Walter diesen Befund
letztlich auf zwei Faktoren zurück: Einmal
auf den sich allmählich vollziehenden Ter-
raingewinn der SPD während der Ära Kohl
in den Ländern, wo sie der CDU die Regie-
rungsfunktionen in Kiel, Mainz, Saarbrü-
cken und Hannover abnahm. Der zweite
Faktor ist das Profilierungsbedürfnis der
hier nun amtierenden, relativ jungen SPD-
Ministerpräsidenten, gerade gegenüber
dem Bonner Parteiapparat wie der
Bundestagsfraktion:
„Als der große Willy Brandt 1987 abtrat,
war die SPD lediglich an vier Landesregie-
rungen beteiligt; als Björn Engholm 1991
die Führung der Partei übernahm, stellten
die Sozialdemokraten schon in acht der
zehn Bundesländer Minister oder Kabi-
nettchefs (...). Der föderale Machtwechsel
in der Bundesrepublik führte zur Macht-
fragmentierung innerhalb der SPD. In der
Partei gab es jetzt gleich mehrere junge,
einflussreiche Ministerpräsidenten, deren
Ambitionen über die Staatskanzlei in Han-
nover, Mainz und Saarbrücken hinaus-
reichten und die sich nicht in die Politik
des jeweiligen Parteivorsitzenden oder in
die Strategie der Bundestagsfraktion ein-
binden ließen. Selbst der strenge Hans-
Jochen Vogel wusste schließlich keinen
Rat mehr. Insbesondere den niedersächsi-
schen Ministerpräsidenten Gerhard Schrö-
der vermochte auch er nicht zu bändigen
und auf Parteikurs einzuschwören.”9

Der Kontrast zu den SPD-Strategien der
Fünfzigerjahre ist frappierend: Nun setzte
die große Oppositionspartei in jedem
Falle auf das Duell Regierungschef gegen
Regierungschef, Herausforderer aus dem
Land gegen Bundeskanzler.

Welcher Ministerpräsident wird 
zum Herausforderer?

Vergleicht man nun die SPD-Kanzlerkan-
didaturen 1987 bis 1998, dann fallen zwei
Faktoren auf:
Einmal spielte die Größe des betreffenden
Landes offenkundig keine bedeutsame
Rolle. Der Bogen spannt sich von dem
nach Einwohnern zweitkleinsten deut-
schen Land, dem Saarland, 1990, zum ein-
wohnerstärksten Nordrhein-Westfalen,
1987. Zum anderen kam es damals auf
einen Gesichtspunkt, der im Bundestags-
wahlkampf 2002 bedeutsam zu werden
verspricht, offenkundig nicht an, nämlich
auf die performance des jeweiligen Lan-
des, seine ökonomische und soziale
Datenlage auf einer fiktiven Tabelle der
bis 1990 11, seitdem 16 deutschen Länder.
Das Saarland wie Niedersachsen (Kanzler-
kandidatur Gerhard Schröders 1998) prä-
sentierten sich als überdurchschnittlich
strukturschwache wie überdurchschnitt-
lich verschuldete Länder, auch Rheinland-
Pfalz und Nordrhein-Westfalen vermoch-
ten keine beeindruckenden Spitzenplätze
zu belegen. Im Wahlkampf 2002 hingegen
dürften die bayerischen Daten (niedrige
Arbeitslosigkeit, langfristig überdurch-
schnittliches Wachstum, geringe Verschul-
dung und niedrige Kriminalitätsraten) als

Ausweis der Kompetenz des Kanzlerkan-
didaten Stoiber mit Vehemenz in der poli-
tischen Arena vorgetragen werden.
In den früheren Kampagnen zählten aus
den Ländern heraus offenkundig vor
allem andere Faktoren:
Bundesweiter Bekanntheitsgrad durch
Streit und Konfrontationslust wie im Falle
Oskar Lafontaines 1990, Ermangelung
einer personellen Alternative und erhoff-
te Integrationsleistung wie im Falle von
Johannes Rau 1987, Spitzenfunktion in
der SPD wie im Falle von Rudolf Scharping
1994 und verbales wie dramaturgisches
Modernisierungsimage wie im Falle Ger-
hard Schröders 1998. Ob das Vorweisen
überdurchschnittlicher Landesdaten auf
nationaler Ebene einen Mehrwert mit sich
bringen wird, ist gegenwärtig eine span-
nende Frage.

Die unterschiedliche Bedeutung 
der Länderregierungschefs in
Weimar und heute

Zu klären bleibt aber auch, weshalb Regie-
rungschefs aus den Ländern beim Ringen
um Kanzlerschaft und Kanzlerkandidatur
erst nach einer Phase, die man die Etablie-
rungszeit der Bundesrepublik nennen
könnte, so enorme Bedeutung gewonnen
haben und welche Elemente der Funktion
als Premier auf Länderebene sie beson-
ders für den Wettbewerb um die Spitzen-
position im Bund prädestinieren.
Auf die Tatsache, dass die demokratischen
Politiker der Weimarer Republik aus kon-
stitutionellen Gründen wenig exekutive
Erfahrungen aus der Zeit des Kaiserreiches
mitbringen konnten, wurde bereits hin-
gewiesen. Die Weimarer Republik selbst
hat aber in ähnlicher Weise die Bundesre-
publik gleichfalls bemerkenswert wenig
befruchtet, Fritz Schäffer bleibt hier also
eine Ausnahmefigur.
Wo liegen die Gründe? Einmal sind sie,
chronologisch-quantitativ, in der kurzen
Lebensdauer der Republik zu suchen, die
im Grunde ja nur ein Jahrzehnt währte,
zieht man die Ausnahmesituation der sich
ab 1930 (Präsidialkabinette) schürzenden
Staatskrise ab. Zum zweiten ist darauf zu
verweisen, dass die Länderstruktur insge-
samt sehr viel unausgeglichener war als in
der heutigen Bundesrepublik, mit einer
Diskrepanz zwischen Schaumburg-Lippe
als kleinstem Land (50.000 Einwohner) und
Preußen (40 Mio. Einwohner) als größtem
Staat.
Die entscheidenden Faktoren sind aber
qualitativer Natur: Zum einen waren die
Länder durch die unitarische Ausprägung
der Weimarer Reichsverfassung in ihrem
Handlungsspielraum gegenüber der Ge-
samtstaatsebene weit zurückgedrängt. Im
Grunde gab es nur eine Handvoll mittlerer
Länder, die Mitspieler sein konnten, ohne
doch quantitativ so dominierend wie Preu-
ßen zu sein: Bayern, Württemberg, Baden,
Sachsen, mit Einschränkungen Thüringen
und Hessen.
Zum zweiten war die Ländermitsprache an
der Reichspolitik in Gestalt des Reichsrates,
ganz im Gegensatz zum Bundesrat des Kai-
serreiches, auf eine konsultative Rolle zu-
rückgedrängt. Der heutige Bundesrat gibt
hingegen vor allem dem Ministerpräsiden-
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ten ganz andere Gelegenheiten, sich auf
der nationalen Bühne zu profilieren. Und
schließlich gilt wohl ganz grundsätzlich,
dass nach den Erfahrungen mit der Exeku-
tivferne der Mittel- und Linksparteien im
Kaiserreich Berührungsängste gegenüber
Minister- und Premierfunktionen fortbe-
standen. Das Amt des Reichskanzlers selbst
war keineswegs so begehrt wie in der 
heutigen Bundesrepublik; man fürchtete
vielmehr, in dieser Rolle, die immer nur Mi-
nimalentwicklungen für sehr kurze Zeit-
räume versprach, gewissermaßen ver-
brannt zu werden. Die Reichskanzler der
Weimarer Republik hatten insgesamt, ob
sie aus der SPD kamen wie Hermann Müller
oder aus dem Zentrum wie Wilhelm Marx
in der Mitte der Zwanzigerjahre, durch-
weg schwächere Parteien und insbeson-
dere schwächere Parteigefolgschaften
hinter sich als die Bundeskanzler von Kon-
rad Adenauer bis Gerhard Schröder. Und
die Ministerpräsidenten wie Minister auf
Länderebene verstanden sich in einer ganz
eindeutigen Weise sehr viel mehr als Ver-
waltungschefs denn als politische Füh-
rungsfiguren, wie dies in der Bundesre-
publik der Fall ist.
So bedurfte es eben offenkundig einer
Anlaufphase von ein (Kanzlerkandidatur
Willy Brandts) bis zwei (Profilierung Hel-
mut Kohls als Spitzenmann der CDU) Jahr-
zehnten, bis aus der Zeitachse der Bundes-
republik ab 1949 selbst entsprechender
politischer Nachwuchs aus der Länderebe-
ne herangewachsen war.  
In Analogie würde dies im Übrigen bedeu-
ten, dass derart vorgebildeter Führungs-
nachwuchs aus dem Gebiet der früheren
DDR nun allmählich auch den Weg über
die Landeshauptstädte in die Bundes-
hauptstadt gehen könnte. Zugleich liegt
in der Logik der hier angestellten 
Überlegungen auch ein Argument für die
Mitte Januar 2002 getroffene Entschei-
dung zugunsten einer Kanzlerkandidatur
Edmund Stoibers und nicht Angela Mer-
kels. Die größeren exekutiven Erfahrun-
gen Edmund Stoibers als Regierungschef
in Bayern seit 1993, verbunden mit dem
Rückgriff auf den professionellen Apparat
einer Staatskanzlei (s.u.), haben dabei
eine gewiss nicht zu unterschätzende
Bedeutung gehabt. Als Beispiel dafür, wie
sich aus der Länderebene in Ostdeutsch-
land Nachwuchs profiliert, wird derzeit
vielfach der SPD-Landesvorsitzende von
Brandenburg und Oberbürgermeister von
Potsdam sowie frühere Innenminister des
Landes Matthias Platzeck genannt.

Die Ressourcen der Minister-
präsidenten

Wenn diese Ebene aber eine so erhebliche
Rolle spielt, dann ist abschließend zu fra-
gen, wo hier eigentlich die entscheiden-
den qualitativen Faktoren liegen.10 Ver-
gegenwärtigen wird uns zunächst den
Apparat, über den Ministerpräsidenten
verfügen: Ihre Staatskanzleien bzw.
Staatsministerien sind ebenso wie das
Bundeskanzleramt nicht auf eine Materie
spezialisiert, sondern sie üben in sehr ähn-
licher Weise koordinierende Funktionen
aus; Spiegelreferate repräsentieren die
Geschäftsbereiche der einzelnen Ministe-

rien, Redenschreiberstäbe formulieren
und variieren Politikentwürfe, es gibt Pla-
nungsstäbe und ausgebaute Pressestel-
len, deren Leiter bei einem erfolgreichen
Umzug nach Berlin, wie der jetzige Leiter
des Bundespresse- und Informationsam-
tes Uwe Carsten Heye, dann auch die ana-
loge Funktion auf nationaler Ebene
bekleiden können. Ministerpräsidenten
müssen wie Bundeskanzler Regierungen
leiten, Konflikte moderieren, die Ressorts
so besetzen, dass diverse Proporzgesichts-
punkte angemessen berücksichtigt wer-
den. Dem Bundeskanzler haben sie im
Übrigen nicht selten voraus, dass die
Chance auf eine absolute Mehrheit ihrer
Partei besteht, so dass von ihnen eher eine
werbewirksame Politik aus einem Guss
vorgeführt werden kann. Eine spezifische
Profilierungsmöglichkeit besteht in der
Abstimmung zwischen Staats- und Partei-
amt. Gerade im SPD-Bereich hat sich
gezeigt, dass ein Länderregierungschef,
der dem Mainstream des Parteiapparates
widerspricht, sich zwar kalkulierten Ärger
schafft, zugleich aber eine Profilierungs-
chance wahrnimmt, die ihn politisch als
„vernünftig” bzw. zur Mitte hin gerichtet
erscheinen lässt. Dies praktizierte Oskar
Lafontaine so, als er der klassischen
Gewerkschaftsforderung nach Arbeits-
zeitverkürzung mit vollem Lohnausgleich
widersprach und so verhielt sich auch Ger-
hard Schröder als niedersächsischer Minis-
terpräsident, wenn er einen ostentativ
industriefreundlichen Kurs steuerte und
feststellte, es gebe nur gute oder schlech-
te Wirtschaftspolitik.
Gegenüber Bundespolitikern, etwa im
Fraktionsvorsitz im Bundestag, haben
Ministerpräsidenten noch einen weiteren
Vorteil. Sie müssen sich nicht in der Form
verschleißen, dass sie stets und bei jeder
gesamtstaatlichen Thematik Alternativen
zum Regierungsangebot formulieren. Das
kann auch ermüden bzw. auf das Publi-
kum ermüdend wirken. Ein Ministerpräsi-
dent hat hier sehr viel mehr die Chance,
sich Rosinen herauszupicken und sich
ganz auf solche Themen zu konzentrie-
ren, die ein Maximum an Aufmerksamkeit
versprechen.
Protokollarisch zählen Ministerpräsiden-
ten in gewisser Weise mehr als der
Bundeskanzler: Sie sind nämlich nicht nur
Regierungschefs, sondern im Regelfall
auch Staatsoberhäupter ihrer Länder. Da-
raus speist sich eine Fülle an Selbstdarstel-
lungsmöglichkeiten nach innen wie nach
außen. Kulturelle Highlights wie die Bay-
reuther Festspiele oder die Kieler Woche
sind periodischer Anlass, um als Aushän-
geschild des eigenen Landes in Szene
gesetzt zu werden. Mehr als Kanzler kön-
nen Ministerpräsidenten, obwohl sie
gleichzeitig im Getümmel der politischen
Auseinandersetzung stehen, ein Landes-
vaterimage gewinnen.
Schließlich ist die Spannweite ihrer Akti-
vitäten fast größer als die des Kanzlers.
Der Bogen reicht von der kommunalen
Ebene – der Besuch des Ministerpräsiden-
ten ist immer noch ein Highlight für jeden
Bürgermeister, der Kanzler dürfte im
Regelfall jenseits solcher Ambitionen ste-
hen – bis zur internationalen Politik. Insbe-
sondere die größeren deutschen Länder,

hier Bayern und Nordrhein-Westfalen an
erster Stelle, haben sich in den letzten Jah-
ren als Akteure auf der Bühne der Euro-
päischen Integration zunehmend ins 
Spiel gebracht. Regionale Beihilfen und
Medienpolitik sind hier ebenso ein Thema
wie die zentralen konstitutiven Fragen
der weiteren Entwicklung der Europäi-
schen Union selbst. Daneben steht eine
spezifische Nachbarschaftspolitik gerade
der größeren deutschen Länder in ihrem
unmittelbaren regionalen Umfeld. Dabei
muss es nicht nur um eine verdichtete
Kooperation gehen. Es kann auch, wie
etwa im bayerisch-tschechischen bzw.
deutsch-tschechischen Verhältnis, durch-
aus unterschiedliche Akzentsetzungen
geben. Im genannten Beispiel spielt der
geschichtspolitische Komplex, wie das frü-
here Vertreibungsgeschehen aufzuarbei-
ten und zu bewerten ist, nach wie vor eine
erhebliche Rolle.

Bundesrats-Politik: Mitspieler auf
der Bühne des Gesamtstaates

Vor allem ist, insbesondere im Gegensatz
zur Weimarer Republik, festzuhalten, dass
Ministerpräsidenten durch ihre Rolle als
Akteure in einem nationalen Verfassungs-
organ, dem Bundesrat, von vornherein
und in erheblichem Maße Mitspieler auf
der gesamtstaatlichen Bühne sind. Dabei
gilt dies nicht nur für sie jeweils ad perso-
nam, sondern für die gesamte zuarbeiten-
de Struktur, die die Bundespolitik eines
Landes ausmacht. So wächst hier eben
auch ein Fundus heran, der einen Länder-
premier bundespolitisch flankiert und als
Kanzlerkandidat bzw. Kanzler gegebe-
nenfalls in die Kapitale mit begleiten
kann. Bundesratspolitik bedeutet, dass
die Vorgaben von Bundesregierung und
Bundestag rezipiert, bewertet und somit
stets wahrgenommen werden; dass auch
eigene Akzente gesetzt und Vorstöße
unternommen werden; dass über das
Bundesgebiet eine stete Koordinierung
mit parteipolitisch befreundeten Länder-
premiers stattfindet, zugleich aber auch
eine komplizierte Abstimmung mit 
dem jeweils gegnerischen Lager, wobei
bekanntlich nicht selten „Pakete” ge-
schnürt werden. Schon der Gesamtmecha-
nismus der Bundesratspolitik schließt aus,
dass ein Ministerpräsident auf Landesebe-
ne unversehens wie eine Art Greenhorn in
die Bundespolitik hineinschneit.
Differenzen zwischen beiden Funktions-
bereichen sollen nicht unerwähnt bleiben:
Bundeskanzler sind im Regelfall sehr viel
stärker koalitionsabhängig. Sie können
sich weniger als Ministerpräsidenten pub-
licityträchtige Ausflüge zu Formulierun-
gen leisten, die einfach gut ankommen.
Vor allem müssen Kanzler ihr Augenmerk
auf die teilweise so unterschiedlichen
strukturellen Entwicklungen im Bundes-
gebiet haben, während Länder hier doch
oft ein sehr viel homogeneres Bild bieten.
Wohl auch an dieser Herausforderung
scheiterte 1987 die Kanzlerkandidatur von
Johannes Rau: Sein Motto „Versöhnen
statt Spalten” war wohl von der an Rhein
und Ruhr gebotenen großen Herausforde-
rung abgeleitet, den Strukturwandel weg
von der Montanindustrie auf eine sozial
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verträgliche Weise zu moderieren. In den
Wachstums- und Prosperitätszonen Süd-
deutschlands konnte das aber schwerlich
verfangen. Heute kommen die spezifi-
schen Strukturprobleme Ostdeutschlands
hinzu. Ein Kanzlerkandidat muss also
glaubwürdig dartun können, dass seine
zunächst vor allem regional gewonnene
Kompetenz auch über unterschiedliche
strukturelle Vorgaben hinweg trägt. Es
kommt hinzu, dass der zentrale Bereich der
Sozial- und Steuerpolitik nach wie vor we-
sentlich auf gesamtstaatlicher Ebene gere-
gelt wird. Mit den sich hier unweigerlich
stellenden Interessenkonflikten sind somit
primär der Bundeskanzler und seine ein-
schlägigen Ressortchefs konfrontiert. Die
Länderebene scheint hier trotz der Bundes-
ratsrolle nicht in gleicher Weise tangiert.

Kein Patentrezept

Das Wahljahr 2002 scheint mit der Ausei-
nandersetzung zwischen Gerhard Schrö-
der und Edmund Stoiber die These von der
hohen Bedeutung des Ministerpräsiden-
tenamtes für die Rekrutierung auf Kanz-
lerebene geradezu idealtypisch zu bestä-
tigen. Aber eine gewisse Vorsicht bleibt
hier gleichwohl angebracht. Die Heraus-
forderung des Kanzlers ist nach wie vor
auch unmittelbar aus dem nationalen Par-
lamentsbereich, auch über die Fraktions-
führung, möglich. Wolfgang Schäuble ist
das chronologisch letzte, nicht zum Erfolg
gelangte Beispiel für diese Variante,
Angela Merkel wäre als Kanzlerkandida-
tin der Union jedenfalls möglich gewesen,
ohne dass sie dem Karrieremuster, das in
diesem Beitrag beschrieben wird, entspro-
chen hätte. Ihre lange Tätigkeit als
Bundesministerin widerspräche dem ja
nicht. Insofern bleibt die Chance, aus dem
Ministerpräsidentenamt zur Kanzlerkan-
didatur und gegebenenfalls Kanzler-
schaft aufzusteigen, eine Möglichkeit mit
signifikanter Erfolgschance; es handelt
sich aber keineswegs um ein Patentrezept
mit Erfolgsgarantie. Immerhin drückt sich
aber in diesem Muster die Breite der
Machtverteilung im Bundesstaat und
damit auch ein Stück spezifischer deut-
scher politischer Kultur aus. 
Das Beispiel der SPD-Herausforderer ge-
genüber Helmut Kohl ab 1982/83 hat
zudem gezeigt, dass vor allem frisch in die
Opposition verbannte Parteien dazu nei-
gen, sich bundespolitisch aus den Ländern
wieder aufzubauen. Das setzt Wahlerfol-
ge und dann entsprechende Profilierun-
gen im Ministerpräsidentenamt voraus.
Durchaus vergleichbare Erfolge feierte
die CDU 1999 vor allem mit ihren Wahlsie-
gen in Wiesbaden und Saarbrücken, die
mit den Ministerpräsidenten Koch und
Müller zugleich Akteure ins Amt brach-
ten, denen langfristig auch weitere Ambi-
tionen nachgesagt werden. 
Ein ganz anderer Fall liegt freilich hin-
sichtlich solcher Länderregierungschefs
vor, die der Partei des amtierenden
Bundeskanzlers angehören. Auch hier
gibt es ein Rekrutierungsmuster, aber es
ist sehr viel indirekter und auf längerfristi-
ge Prozesse hin abgestimmt. Gewiss: In
der Kanzlerschaft Helmut Kohls wurden
verschiedentlich die ehemaligen bzw.

noch in diesem Amt befindlichen Minis-
terpräsidenten Stoltenberg (Schleswig-
Holstein, mittlerweile Bundesfinanzminis-
ter im Kabinett Kohl) und Späth (Baden-
Württemberg) als Konkurrenten aus dem
eigenen Lager gesehen bzw. als einschlä-
gige Versuchsballons medial aufgebaut.
Dies ist aber auch etwa Lothar Späth 1989
(Abwahl aus dem CDU-Präsidium) alles
andere als gut bekommen. Im Falle Ger-
hard Schröders ist eine derartige Konkur-
renz heute jedenfalls kaum erkennbar. So
wird man wohl als Faustregel festhalten
können, dass Ministerpräsidenten aus
dem jeweils gegnerischen Lager ein eher
selbstverständliches und ad hoc zur Verfü-
gung stehendes Konkurrenzmuster dar-
stellen. In der Nachfolgesituation aus dem
eigenen Lager werden sie dagegen als
eine eher langfristige Erscheinung in der
entsprechenden Generationenfolge gese-
hen. Vor allem gilt für diese Konstellation
natürlich, dass versuchter Vatermord
leicht zum Selbstmord führen kann und
ein derartiges Karrieremuster daher nur
sehr behutsam und langfristig, nach allen
Seiten sichernd, aufgebaut werden darf.

Ehrenrettung der „Provinz“

Wie auch immer, ob Wettbewerber von
der parteipolitischen Gegenseite oder
langfristige Nachfolge im eigenen Lager:
aus einer elitär-abgehobenen Sicht, die
vom Muster des heroischen Nationalstaa-
tes nicht los kommt, schwebt über den
Ministerpräsidenten als „Regionalfürs-
ten“ stets auch das Damoklesschwert
einer Verurteilung als „Provinzpolitiker”.
Die terminologische Inflation des Redens
von einer Berliner Republik, die gewisser-
maßen die Bonner Schwachheiten und
faulen Kompromisse hinter sich lasse,
könnte eine derartige Orientierung sogar
noch bestärken. So heißt es in einer Philip-
pika aus der Feder von Karl-Heinz Bohrer
gegen Helmut Kohl aus dem Jahr 2000, er,
Kohl, habe einen Augiasstall hinterlassen,
der „buchstäblich der Stall der Provinz”
sei, er sei „keine ... wie ferne Symbolfigur
des Staates (...), sondern eine Art Refrain
auf den Durchschnittstypus einer west-
deutschen Kleinstadt (gewesen)”.11 Die
Kohlschen Spezifika im Hinblick auf den
Parteispendenskandal der Jahre 1999/
2000 seien hier ausgeblendet. Bedrü-
ckend ist vielmehr bei Bohrer die Missach-
tung dessen, was mit „Provinz” assoziiert
wird und die damit stillschweigende Über-
höhung von so etwas wie Nation und
Nationalstaat, so als ob letztere Ebene frei
von Schwächen und Verirrungen sei und
als ob hier schlechthin eine höhere Dig-
nität politischen Wirkens und politischer
Ausbildung walte. Hingegen sollte gerade
nach den spezifischen deutschen histori-
schen Erfahrungen „Provinz” zumindest
auch als etwas positiv Besetztes gesehen
werden, als Wurzelboden politischer Kul-
tur im Land, auf dem sich das Zusammen-
spiel verschiedener Einheiten aufbaut. So
wenig Föderalismus, Territorienvielfalt,
Hauptstadtschwäche und Fehlen einer
nationalen Elite einseitig zu glorifizieren
sind, so wenig gibt es doch auch Anlass,
sich zurück nach den Zeiten eines hegelia-
nisch determinierten, national bestimm-

ten Geschichtsbildes und Politikentwurfes
zu sehnen. Vielleicht gingen Karl-Heinz
Bohrer die Augen über, wenn er einmal in
der Bismarck-Biografie des DDR-Histori-
kers Ernst Engelberg, bezogen auf die
Situation kurz vor der Reichsgründung,
den bemerkenswerten Satz läse:
„Die schwäbischen Demokraten sahen in
der bismarckschen Revolution von oben
(...) nicht jene historische Vernunft, die mit
der Schaffung des Norddeutschen Bundes
die Kleinstaaterei verringerte ...”12

Ob im 19. Jahrhundert Möglichkeiten ver-
schüttet wurden, an der Schnittstelle von
Föderation und Konföderation auf friedli-
chem Wege eine evolutionäre deutsch-
mitteleuropäische Gesamtlösung zu errei-
chen, ist hier nicht das Thema. Den genui-
nen Wert von Vielfalt und die Offenheit
historischer Prozesse in Frage zu stellen,
wäre jedenfalls für die so genannte Berli-
ner Republik eine verheerende Entwick-
lung. Solchen Leitbildern und Versuchun-
gen vorzubeugen, dient allerdings auch
eine breite Rekrutierung des politischen
Führungspersonals aus der Pluralität des
Landes und der Vielfalt seiner Zentren.

Fußnoten
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(fragliche Zustimmung Brandenburgs zum Zuwande-
rungsgesetz) FAZ vom 25.3.2002, S. 41: Einer für alle.
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Hugo Preuß den Weimarer Reichsrat mit dem Bundes-
rat des Kaiserreiches, dem Bundestag des Deutschen
Bundes und dem Reichstag des Heiligen Römischen Rei-
ches. Der Bundesrat des Grundgesetzes ist wiederum
der legitime Abkömmling des Reichsrats.”
4 Volker Hentschel: Ludwig Erhard. Ein Politikerleben,
München 1996, S. 598.
5 Zit. nach Schöllgen, Willy Brandt, S. 245.
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chen 2001.
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München 2002, S. 192 ff.
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Fritz Schäffer 1945–1967. Eine biografische Studie zum
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Die Allgegenwart der Medien, insbeson-
dere des Fernsehens, scheint Politik
grundlegend verändert zu haben. Ist
damit der Vorrang des Darstellbaren an
die Stelle des Entscheidungs-Notwendi-
gen getreten? 
Die moderne repräsentative Demokratie
in einer Massengesellschaft verlangt nach
einer ständigen Rückkopplung zwischen
Repräsentanten und Repräsentierten,
abnehmende Parteibindung und geringe
Verankerung der Wähler in festgefügten
Milieus erfordern eine ständige Überzeu-
gungsarbeit – via Medien. Institutionen
sind damit keinesfalls überflüssig gewor-
den, Überzeugungsarbeit muss von den
Regierenden auch in Gremien geleistet
werden – im Parlament wie in der Partei.
Allerdings unterscheidet sich das „System
Schröder“ vom „System Kohl“ dadurch,
dass jetzt die Zustimmung stärker über
die Medien zu erreichen versucht wird,
während Kohl ganz traditionell auf ein
weitgespanntes personelles Beziehungs-
geflecht setzte, das auch mit Geld geölt
werden musste. Red.

Eine Unterschätzung des Publikums

„Die Menschen urteilen im allgemeinen
mehr nach dem, was sie mit den Augen
sehen, als nach dem, was sie mit den Hän-
den greifen; denn jedem wird es einmal
zuteil, etwas in Augenschein zu nehmen;
aber nur wenige haben Gelegenheit,
etwas zu berühren. Jeder sieht, was du
scheinst, und nur wenige fühlen, was 
du bist.“ (Machiavelli, in: Oberndörfer/
Rosenzweig 2000: 42) 
Sieht man einmal von der Sprache ab, so
liest sich dies fast wie ein Kommentar zur

„Fernsehdemokratie“. Es handelt sich
aber um einen fast 500 Jahre alten Text.
Das Zitat stammt aus Niccolo Machiavellis
Schrift Der Fürst. Bevor man sich allzu sehr
mit den Aufgeregtheiten des modernen
Medienbetriebs und seinen Folgen für
politisches Handeln beschäftigt, sollte
man sich doch auch klar machen, dass in
der Vermittlung von Politik das Visuelle,
Zeremonielle, Inszenierte und Personali-
sierte auch vor der Einführung des Mas-
sendrucks, vor Radio, Fernsehen und
Internet eine Rolle spielten. „Die reiche
Tradition höfischer Feste der Renaissance
war von einer Philosophie geprägt, die an
die Übermittlung der Wahrheit durch Bil-
der glaubte …“ Die Person des Herrschers
wurde zu einer Art „Gesamtkunstwerk“
aufgebaut (Reinhard 1999: 97). 
Auch in den nachfolgenden Jahrhunder-
ten lassen sich Selbst- und Fremdinszenie-
rungen von Herrscherbildern ausmachen,
die sich als historische Vorlagen aktueller
medienöffentlicher Repräsentation und
Präsentation von Politik lesen lassen. Ob
es um die Visualisierung personalistisch
verstandener Herrschaft in entsprechen-
den Herrscherporträts ging oder um die
private Darstellung des Fürsten im Fami-
lienkreis, um verkleidete Identifikations-
bilder, heroisch, mythologisch oder arche-
typisch überhöhte Darstellungen – auch
vor der modernen Massenkommunika-
tion verbanden sich Repräsentieren, Kom-
munizieren und Mobilisieren mit wohl
überlegter Politikdarstellung. Sie sind
keine Erfindung des sog. Medienzeital-
ters. Und schon Machiavelli schätzte das
Publikum gering, wenn er schreibt: „Denn
der Pöbel hält sich immer an den Schein
und den Erfolg und in der Welt gibt es 
nur Pöbel“ (Machiavelli, in: Oberndörfer/
Rosenzweig 2000: 42). Ersetzt man Pöbel
mit Fernsehpublikum, dann hat man den
gleichen anthropologischen Pessimismus,
die gleiche Unterschätzung des Publi-
kums, die auch weite Teile der kritisch-
intellektuellen Debatte über die Medien-
gesellschaft der Gegenwart bestimmt.
Nun wird hier kein systematischer Ver-
gleich zwischen der Darstellungskunst
von Renaissancefürsten und der Inszenie-
rungskompetenz politischer Akteure in
der aktuellen Medienrealität angestellt.
Vielmehr zielen die folgenden Überlegun-
gen auf zwei Problemstellungen. Das eine
ist die Frage nach dem Zusammenhang
von Repräsentation und Kommunikation.
Zum anderen geht es um Regieren. Beides
freilich unter den spezifischen Bedingun-
gen des modernen Medienzeitalters, die
sich dann doch deutlich vom höfischen
Ritual eines absolutistischen Renaissance-
fürsten unterscheiden. Die Analogien soll-
te man nicht zu weit treiben, auch wenn
einiges dafür spricht, dass es heute neue

Arten von quasi-höfischer Öffentlichkeit
ebenso wie neue Arkanbereiche der Poli-
tik gibt.
Die nachfolgenden Überlegungen glie-
dern sich in folgende Abschnitte: Zu-
nächst geht es um eine kurze definito-
rische Klarstellung zu dem, was unter
Regieren verstanden werden kann und zu
dem, was zur Entwicklung des Regierens
im Medienzeitalter erwartet bzw. be-
fürchtet wird. Zweitens folgen einige Hin-
weise zu den veränderten Rahmenbedin-
gungen des Regierens unter den Bedin-
gungen gesellschaftlicher und politischer
Modernisierung im Medienzeitalter. Des
weiteren bedarf es einer theoretischen
Abklärung des Zusammenhangs von Kom-
munikation und Repräsentation, der Klä-
rung der Frage also, dass und warum
repräsentative Demokratie als kommuni-
kative Demokratie verstanden werden
muss. Ob und wie sich Stil und Inhalte des
Regierens verändern, wird ein weiterer
Gliederungspunkt, bevor einige zusam-
menfassende Thesen den Beitrag ab-
schließen.

Wie hat sich Regieren im
Medienzeitalter verändert?

Regieren ist mehr als das Optimieren einer
raffinierten Machttechnik. Dies hat auch
schon der oft einseitig oder falsch verstan-
dene Machiavelli, vor allem in seinen Dis-
corsi, differenziert begründet. Bereits in
den 60er-Jahren des 20. Jahrhunderts wies
Wilhelm Hennis in seinen Anmerkungen
zur modernen Regierungslehre darauf
hin: In der Politik überhaupt, wie auch
beim Regieren gehe es um zweierlei:
erstens um die „Erfüllung öffentlicher
Aufgaben“ und zweitens um die Bereit-
stellung und Nutzung der dazu notwendi-
gen Macht, „geordnete(r) Macht, Kompe-
tenz (und) Amtsgewalt“ (Hennis [1965]
1990: 54). Ähnlich unterscheiden Hesse
und Ellwein in ihrem Standardlehrbuch
zum „Regierungssystem der Bundesre-
publik“ zwischen einem „aktiven Element
der politischen Führung“ und einem „sta-
tische(n) Element der Herrschaft … Wäh-
rend Herrschaft früher vielfach nur prä-
sent sein musste, soll die Führung … kon-
kret artikulieren und sich durch ihr Tun
legitimieren“ (Hesse/Ellwein 1992: 265).
Regieren ist dabei mehr als isoliertes
Akteurshandeln, es ist Handeln in einem
Kontext, das am besten mit dem angel-
sächsischen Begriff government umschrie-
ben ist und ein „Entscheidungssystem
(meint), zu dem neben den institutionell
definierten Regierungsakteuren auch das
Parlament und die Verwaltung gehören
können“ (Pfetsch 1998: 235). 
Hinsichtlich der Frage, wie sich denn
Regieren im Medienzeitalter verändert
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habe, werden mittlerweile eine Reihe
weittragender Thesen bzw. Hypothesen
vertreten, die zumindest begrifflich an die
Systemveränderungsdebatte der Nach-
Achtundsechziger-Zeit erinnern: Etwa 
– die These von einem schleichenden

Wandel der parlamentarisch-repräsen-
tativen Demokratie in ein medial-prä-
sentatives (Sarcinelli 1998a) bzw. in ein
quasi-plebiszitäres Regierungssystem;

– die These vom Wandel der Parteien-
demokratie in eine Mediendemokratie
(Sarcinelli 1998b);

– die These vom Wandel der Kanzlerde-
mokratie in eine Telekratie bzw. in eine
fernsehgestützte plebiszitäre Führerde-
mokratie (Sarcinelli 1999a), oder ganz
umfassend

– die These von der „Transformation de-
mokratischer Führung“ (Plasser 1993)
bzw. von der „Transformation des Poli-
tischen“ (Meyer 1994) schlechthin.

Nun sollen diese Entwicklungsvermutun-
gen zur Veränderung unseres demokrati-
schen Systems nicht völlig in Frage gestellt
werden. Der Verfasser des Beitrages hat
selbst in den vergangenen Jahren einige
Diskussionsanstöße geliefert, die sich mit
den Rückwirkungen einer allgemeinen
Medialisierung auf den politischen
Betrieb beschäftigen. Doch immer dann,
wenn man sich um einen genaueren empi-
rischen Test bemüht, um eine differenzier-
tere und ggf. vergleichende Prozessanaly-
se, muss man sich eingestehen, dass die
Entwicklungen insgesamt doch langfristi-
ger und voraussetzungsvoller sind und
keineswegs immer und überall linear
einer zwingenden (Verfalls-)Logik folgen.
Es wäre ein großer Irrtum anzunehmen,
im Medienzeitalter erschöpfe sich Politik
in mediengerechter Inszenierung und
entwickelten sich demokratische Institu-
tionen zu reinen Kampagnenagenturen,
die nur noch auf Medienpräsenz aus
seien. Im Folgenden soll jedenfalls gezeigt
werden, dass parlamentarische Repräsen-
tation und Kommunikation zusammenge-
hören und dass die politisch-institutionel-
len Bedingungen des Regierens einen
Unterschied ausmachen. Dies ändert frei-
lich nichts an der Tatsache, dass sich die
Rahmenbedingungen für Repräsentieren,
Kommunizieren und schließlich für Regie-
ren im Medienzeitalter geändert haben.
Drei Komplexe von Veränderungsbedin-
gungen politischer und gesellschaftlicher
Modernisierung verdienen dabei Auf-
merksamkeit.

Neue Rahmenbedingungen: 
Die Modernisierung 
der politischen Kultur

Medien sind zwar nicht die alleinige Ursa-
che für politisch-kulturelle Veränderun-
gen in unserer Gesellschaft. Sie sind aber
eine Art Turbolader für einen sozialen
Wandel, den Ralf Dahrendorf einmal als
Transformation von „status“-Verhältnis-
sen in „contract“-Beziehungen bezeich-
net hat (Dahrendorf 1996: 194). In fast
allen vergleichbar entwickelten moder-
nen Gesellschaften beobachten wir die
„Verflüssigung“ einstmals als gegeben
vorausgesetzter „Handlungsbedingun-
gen“ (Streeck 1987: 484), eine Lockerung

der Verknüpfung von sozialer Herkunft
bzw. Gruppenzugehörigkeit und politi-
schem Verhalten. 
Die Parteien sind dafür nicht das einzige,
aber doch ein gutes Beispiel: Lange Zeit
waren sie als Repräsentanten grundlegen-
der gesellschaftlicher Lebenslagen und
Konfliktlinien fest verankert in sozialen
Kontexten, Schichten und Milieus, und
auch heute noch sind sie trotz starker
Angleichung der Mitglieder- und Wähler-
basis „weltanschaulich und sozialstruktu-
rell deutlich identifizierbare und unter-
scheidbare ‚Tendenzbetriebe‘“ (Mintzel/
Oberreuter 1992: 487). Im Zuge gesell-
schaftlicher Modernisierungsprozesse
(Individualisierung, Säkularisierung, kog-
nitive Mobilisierung usw.) findet jedoch
eine tendenzielle Entkoppelung von Sozi-
alstruktur und politischem Verhalten
statt. Für die Parteien schlägt sich diese
abnehmende gesellschaftliche und politi-
sche Einbindung der potenziellen Wähler
in einem Rückgang der Parteiidentifika-
tion (Ausnahme Niederlande), in Mitglie-
derschwund, in der Schrumpfung des
Stammwählerpotenzials und erhöhter
Wechselwahlbereitschaft nieder, wie
überhaupt in einer veränderten, nämlich
zunehmend situations-, nutzen- und
zweckbestimmten Orientierung, die man
in den Sozialwissenschaften missver-
ständlich als „rationales“ Verhalten be-
zeichnet.
Wenn aber der institutionelle Loyalitäts-
puffer schwächer wird, wenn in einer Welt
zunehmender Optionen und Wahlmög-
lichkeiten traditionelle kollektive Sinn-
produzenten an Wirkungsmacht verlie-
ren, wenn die Erosion und Mutation tradi-
tioneller Wert- und Organisationsbindun-
gen die Meinungen zu aktuellen politi-
schen Fragen freisetzt, dann verleiht dies
alles dem politisch-publizistischen Prozess
ein größeres Gewicht. Wenn politisches
Verhalten mehr und mehr ein Verhalten
der Wahl, der Auswahl zwischen Optio-

nen wird, dann werden verstärkt Anstren-
gungen unternommen, die Entscheidun-
gen durch erhöhten Überzeugungs-,
Überredungs-, jedenfalls Kommunika-
tionsaufwand zu beeinflussen.

Die Modernisierung 
der Medienlandschaft

In diesem Prozess des gesellschaftlichen
Wandels in Richtung auf eine verstärkte
Individualisierung sind die Massenmedien
einerseits Betroffene, andererseits aber
selbst ein dynamischer Faktor. Immer
deutlicher wird der Charakter des Me-
diensystems als eines operationell ge-
schlossenen, gleichwohl umweltoffenen
gesellschaftlichen Funktionssystems, das
seine Beobachtungs- und Publizitätsleis-
tungen gegenüber allen übrigen gesell-
schaftlichen Systemen erbringt, sich dabei
aber zuvorderst an seiner „internen Um-
welt“, seinem Publikum also, orientiert
(vgl. Marcinkowski 1993; Luhmann 1996)
und tendenziell weniger an den Erwar-
tungen politischer Akteure. 
Strukturelle Veränderungen sind dabei in
zweifacher Hinsicht zu beobachten: ein-
mal in Form einer enormen quantitativen
Ausweitung und einer damit verbunde-
nen Vervielfachung der „Kanal-Kapazitä-
ten“. Zum anderen orientieren sich die
Medien im Zuge der Kommerzialisierung
zunehmend an Marktbedingungen. Pub-
likumsgeschmack und Mediennachfrage
bestimmen ganz entscheidend deren Ent-
wicklungsdynamik. Die klassischen Public-
Service-Funktionen der Massenmedien,
insbesondere des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks, stehen heute unter dem
Druck der Unterhaltungskonkurrenz pri-
vat-kommerzieller Programmanbieter.
Der Zugang zum Mediensystem wird einer
immer breiteren Schar von „Content-Pro-
vidern“ und Dienste-Anbietern geöffnet,
was bei einer in etwa gleichbleibenden
Nutzungsintensität zu einer kritischen
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Talkshows anstelle des Parlaments?
Diskussionsrunden im Fernsehen mit prominenten Politikern zu aktuellen Streitthemen
erfreuen sich großer Beliebtheit beim Publikum, so beispielsweise „Christiansen“ in der
ARD oder „Berlin Mitte“ mit Maybrit Illner im ZDF (Bild). Statt dem Nacheinander von
Monologen findet hier das moderierte Streitgespräch statt, das die unterschiedlichen
Positionen klar herausarbeiten und gegenüber stellen soll. Foto: dpa-Fotoreport
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Verknappung der Aufmerksamkeit des
Publikums als der zunehmend zentralen
strategischen Variable im Anbieterwett-
bewerb führt.
Für die Politik bedeutet dies einen
erschwerten Zugang zum Mediensystem
bei gleichzeitig nachlassenden Chancen
der Rezeption ihrer Botschaften. Diesem
Trend glauben politische Akteure nur ent-
rinnen zu können, indem sie sich zuneh-
mend den Gesetzmäßigkeiten des immer
stärker nach eigenen Rationalitätskrite-
rien operierenden Mediensystems unter-
werfen und eben nicht nur den Binnen-
rationalitäten politisch-institutionellen
Handelns folgen. Dies hat erhebliche Kon-
sequenzen auch für Regierungshandeln:
Die Logik des Darstellbaren setzt sich nicht
selten gegenüber der Logik des Entschei-
dungsnotwenigen durch.

Die Modernisierung des Staates

Nun stellt Politik in komplexen Demokra-
tien längst nicht mehr eine Art hierarchi-
sche Spitze der Gesellschaft oder deren
Steuerungszentrum dar. Mit der Zunahme
der „Binnenkomplexität des Staates“
haben sich „die institutionellen Bedin-
gungen des Regierens entscheidend ver-
ändert“. So entsteht „eine neue Archi-
tektur von Staatlichkeit“ (Grande 1996:
328f.), in der die Steuerungserfolge staat-
licher Institutionen durch die Enthierar-
chisierung der Beziehung zwischen Staat
und Gesellschaft und durch ein Nebenei-
nander von hierarchischer Steuerung und
horizontaler Selbstkoordination (vgl.
Scharpf 1991) erkauft werden. Regulative
und autoritative Politiken bedürfen
zunehmend der Ergänzung durch koope-
rativ-partizipative, auf Motivation, Kom-
munikation und Akzeptanzförderung zie-
lende Handlungsmuster. 
Regieren findet demnach nicht nur in
einem sich verändernden Medienumfeld
statt, sondern auch im Rahmen einer poli-
tischen Institutionenordnung, für die
„eine eigentümliche Mischung aus Kon-
kurrenz- und Verhandlungsdemokratie“
(Czada/Schmidt 1993: 11) typisch ist. Die
kommunikativen Anforderungen unter-
scheiden sich hier prinzipiell von den ten-
denziell einfachen, oft dualistisch ange-
legten, medienzentrierten und deshalb
meist spektakularisierten Wettbewerbs-
mustern. „Regierung durch Diskussion“
(van den Daele/Neidhardt 1996) heißt hier
Operieren in einem komplexen Macht-
verteilungssystem mit Verhandlungs-
zwängen, hat es mit „vielen Varianten von
konkordant, korporatistisch oder föderal
verflochtenen Prozessen der Politikfor-
mulierung und Implementation“ (Scharpf
1989: 26) zu tun. Diese zudem durch wach-
sende internationale Verflechtungen
gekennzeichnete neue „Staatsarchitek-
tur“ stellt an alle Akteure hohe Anforde-
rungen. Dabei ist nicht nur eine gewisse
Virtuosität in der Erzeugung von Publi-
zität und Thematisierungskompetenz
gefragt, sondern bisweilen auch in der
Fähigkeit zu unterschiedlichen Graden
kommunikativer Dethematisierung und
Diskretion, wenn den veränderten Anfor-
derungen des politischen Entscheidungs-
systems Rechnung getragen werden soll.

Die repräsentative Demokratie als
kommunikative Demokratie

Demokratische Herrschaft ist repräsenta-
tive Herrschaft. „Auch in der Demokratie
mit gleichen sozialen Chancen“, so formu-
lierte es Hermann Heller in seiner Staats-
lehre, „kann das Volk nur herrschen
mittels einer Herrschaftsorganisation.
Jede Organisation bedarf aber einer
Autorität, und alle Machtausübung unter-
liegt dem Gesetz der kleinen Zahl…“ (Hel-
ler 1971: 247). Alle demokratischen Syste-
me sind so gesehen, in welcher konstitu-
tionellen Ausprägung auch immer, reprä-
sentative Systeme mit verfassungsmäßig
bestellen Organen zur „rechtlich autori-
sierte(n) Ausübung von Herrschaftsfunk-
tionen“, die „im Namen des Volkes,
jedoch ohne dessen bindenden Auftrag“
handeln (Fraenkel 1991: 153). So die m.E.
bisher kaum übertroffene Repräsenta-
tionsformel des Pluralismustheoretikers
Ernst Fraenkel.
Wenn Maßstäbe gewonnen werden sol-
len, um Veränderungen der Repräsenta-
tion im Medienzeitalter richtig einordnen
zu können, dann gilt es sich zu vergewis-
sern, was Repräsentieren heißt. Zum
Wesen politischer Repräsentation gehört
nämlich nicht nur, „dass etwas, was nicht
präsent ist, gegenwärtig gemacht wird“,
wie es in der viel zitierten Definition von
Repräsentation bei Gerhard Leibholz
(1966) heißt. Wesensmerkmal demokrati-
scher Repräsentation ist auch, dass das
Handeln der Wenigen auf das Volk selbst
zurückgeführt wird bzw. von ihm ausgeht
(vgl. Böckenförde 1991: 299 und 387).
Repräsentation zielt auf Vergegenwärti-
gung und demokratische Legitimation in
einem dynamischen und responsiven Pro-
zess, ist demnach mehr als die Schauseite
von Parlament und Regierung. 
Die neuere Repräsentationsforschung hat
inzwischen durchaus einen Blick für die
Bedeutungszunahme kommunikativer
Leistungen entwickelt. So hat Dietrich
Herzog den beiden repräsentations-
theoretischen Grundfiguren des trustee
(Repräsentant als treuhänderischer An-
walt) und des delegate (Repräsentant als
Delegierter seiner Wählergruppe, Partei
oder Organisation) einen dritten Reprä-
sentationstypus hinzugefügt. Der Parla-
mentssoziologe spricht vom Parlamenta-
rier als „Politik-Vermittler“ und „strategi-
scher Koordinator“ (Herzog 1993: 27; vgl.
ders. 1989: 329).
Hier geht es nicht nur um das Gespür
für die Fähigkeit zu situationsgerechten 
Rollenwechseln von parlamentarischen
Akteuren. Herzog hat die Veränderung
des Charakters von Politik im parlamenta-
rischen Regierungssystem insgesamt als
eine in hohem Maße kommunikationsab-
hängige Politik im Blick: In den Worten
von Heinrich Oberreuter (1989: 138f):
„Repräsentative Demokratie muss kom-
munikative Demokratie sein.“ Politische
Kommunikation und politische Repräsen-
tation sind die beiden Seiten ein und der-
selben Münze. Die Pflicht zur ständigen
Rückkoppelung mit den Repräsentierten
bezieht sich dabei nicht nur darauf, arti-
kulierte Interessen aufzunehmen. Sie
beinhaltet auch die Verpflichtung, nicht-

artikulierte Interessen zu erkennen sowie
den Auftrag zur Aggregation des Beson-
deren in das Allgemeine, d.h. zur Prü-
fung der Gemeinwohlverträglichkeit, zur
Abstimmung von „gemeinem Willen und
Gemeinwillen“ (Patzelt 1993: 33). Reprä-
sentation verlangt eine moralische Orien-
tierung öffentlichen Handelns von Reprä-
sentanten durch Wahrnehmung und Ver-
gegenwärtigung der realen Interessen
und Willen der Repräsentierten im
Medium des Allgemeinen. 
Gerade die neuere Repräsentationstheo-
rie fordert die ständige kommunikative
Rückkoppelung zur Legitimation poli-
tischen Handelns. Die repräsentative
Demokratie geht aber nicht in der „kom-
munikativen Demokratie“ auf. Sie bleibt
in gewisser Weise institutionenfixiert,
beharrt auf dem, was Wilhelm Hennis den
„Amtsgedanken“ (Hennis 1973) bezeich-
net hat. Damit die lautstarke Vertretung
von Partikularinteressen nicht im kompro-
misslosen Klientelismus endet, bedarf es
nicht nur der Artikulation und Kommuni-
kation, sondern auch der institutionell,
d.h. durch Repräsentativorgane gesi-
cherten „Konversion“ (Herzog 1993: 52)
gegensätzlicher Standpunkte in tragfähi-
ge politische Strategien und hinlänglich
gemeinwohlverträgliche Problemlösun-
gen. Regieren im umfassenden Sinne
heißt eben nicht nur Bereitstellung und
Nutzung notwendiger Macht, Kompetenz
und „Amtsgewalt“, sondern auch „Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben“ (Hennis
(1965) 1990: 54).
Als Zwischenfazit kann festgehalten wer-
den, dass es für Regieren heute weniger
denn je Autarkie und völlige Handlungs-
souveränität geben kann. Regieren heute
heißt mehr denn je „Interdependenzma-
nagement“ (Pfetsch 1998: 235; Gebauer
1998). Deshalb bedarf es eines handlungs-
und systemanalytischen Zugangs. Wenn
sich die folgenden Überlegungen vor
allem auf den ersten Aspekt konzentrie-
ren, so geschieht dies ausschließlich aus
forschungspragmatischen Gründen.

Doch die Grenzen zwischen 
Regieren und Wahlkampf können
sich verwischen

Die Wechselwirkungen zwischen Medien
und Regierungsstil beschäftigen schon
seit geraumer Zeit Wissenschaft und in-
teressierte Öffentlichkeit. Für westliche
Demokratien wird dabei vielfach eine
„Transformation demokratischer Füh-
rung“ (Plasser 1993) konstatiert, ein Wan-
del nach amerikanischem Muster: Die
Rede ist von Präsidialisierung, von präsidi-
alem Regieren. Fixiert auf die politische
Spitze, im deutschen System vor allem auf
die Person des Regierungschefs, wird ein
„telekratischer“ Führungsstil (Sarcinelli
1999a) und „scheinplebiszitärer Reprä-
sentationsstil“ (Jäger 1992) konstatiert.
Geschwächt werde das „kollektive Ele-
ment(es) zugunsten des individuellen“
(Poguntke 2000: 363), das institutionelle
zugunsten des personellen. Wesentlicher
Teil dieses neuen Stils sei das Prinzip des
Going public, ein Stil, bei dem sich die
Grenzen zwischen Wahlkampf und Regie-
ren verwischen. Mehr denn je sei Politik
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öffentlich erklärungsbedürftig gewor-
den, komme es auf Medienkompetenz
und Medienpräsenz an; avanciere strate-
gische Öffentlichkeitsarbeit zum Kernbe-
reich politischen Handelns. Man denke
nur an die viel bemühte Ausrede „Man
habe sich nicht vermitteln können“, wenn
es darum geht, eine politische Niederlage
zu erklären. Das neue Zauberwort heißt
denn auch nicht politische Planung, heißt
nicht Problemlösungs- oder Steuerungs-
kompetenz, sondern „Kampagnenfähig-
keit“. Kein Zweifel: Im Medienzeitalter ist
„Politikdarstellung“ zu einem elementa-
ren Bestandteil der „Politikherstellung“
geworden.

„System Schröder“ anstelle 
„System Kohl“

Eindrucksvolles Anschauungsbeispiel und
symbolträchtiges Kennzeichen für diese
Entwicklungen und Beobachtungen war
der Regierungswechsel nach der Bundes-
tagswahl 1998. Kommentiert wurde die-
ser nicht nur als demokratische Norma-
lität, sondern auch als eine Art Systemver-
änderung. Und tatsächlich war ja auch der
Wandel hin zu einem medienzentrier-
teren Regierungsstil zunächst evident,
wenn man das „System Schröder“ mit
dem „System Kohl“ vergleicht. Was war
bzw. ist aber die Funktionslogik beider
„Systeme“? Das „System Kohl“ hatte
seine Legitimationsbasis in den traditio-
nellen Institutionen, Mechanismen und
Verfahren und insbesondere auch über
Jahrzehnte gepflegten persönlichen Lo-
yalitäten, formellen und mehr noch infor-
mellen Netzwerke der alten Parteien-

demokratie. Die wichtigste Währung die-
ser parteiendemokratischen Regierungs-
weise war im Zweifelsfall der Stimmzettel
der Parteitagsdelegierten und die Loya-
lität der politischen Freunde in der weiten
Unionslandschaft. Das gab diesem System
eine gewisse Unabhängigkeit von der
öffentlichen bzw. veröffentlichten Mei-
nung.
Das „System Schröder“ hingegen legiti-
miere sich, so meinte man zunächst, nur
noch über wohl inszenierte Publizität,
also nicht über die Parteiendemokratie,
sondern über das Publikum der Fernseh-
gesellschaft. Seine Machtressource sei
demnach in erster Linie Medienpräsenz
und Medienkompetenz. Ähnlich wie in
der amerikanischen Präsidialdemokratie
stütze sich dieses System vor allem auf den
„plebiszitären Schulterschluss einerseits
und auf die quasi-präsidiale Moderation
konkurrierender Interessen und Machtan-
sprüche andererseits“ (Sarcinelli 1999a:
5f.). Mit dem italienischen Rechtsphiloso-
phen Danilo Zolo könnte man dieses Sys-
tem als eine neue Art „demokratischer
Fürstenherrschaft“ bezeichnen, dessen
Grundlage „das besondere Charisma der
teledemokratischen Führungspersönlich-
keit“ ist, ein System also auf der Basis von
„Fernsehlegitimität“ (Zolo 1997: 200). 

War es das „System Schröder“, was
sich Max Weber  unter plebiszitärer
Führerdemokratie vorstellte?

Hier lohnt ein kleiner Exkurs auf Max
Weber. Ohne schon die Dynamik der Ent-
wicklungen in der elektronischen Me-
dienlandschaft zu kennen, sind Webers

Charakterisierungen dessen, was er als
„plebiszitäre Führerdemokratie“ (Weber
1980: 156f.) bezeichnet hat, auch für das
Verständnis von Regieren im Medienzeit-
alter erhellend. „Plebiszitäre Führerde-
mokratie“ verstand Weber als eine Vari-
ante charismatischer Herrschaft. Danach
herrscht der politische Führer „kraft der
Anhänglichkeit und des Vertrauens seiner
Anhängerschaft und des Vertrauens sei-
ner politischen Gefolgschaft zu seiner Per-
son als solcher“ (ebenda: 156). Im Blick
hatte Weber bekanntlich den direkt
gewählten, starken und von Parteien und
Parlament weitgehend unabhängigen
Reichspräsidenten, als Hüter der Verfas-
sung wie als Hüter der Politik (vgl. Weber
1988: 498ff.). Vom Plädoyer für die plebis-
zitäre Führerauswahl versprach sich
Weber die Überwindung der „Einengung
des freien Zugangs zur Macht durch Par-
teibürokratie und Parlament einerseits“
und des Versorgungsdenkens andererseits
(Schluchter 1985: 101f.). Plebiszitäres Füh-
rertum also als Gegengewicht zu Berufs-
politik, Parteienklüngel, Verwaltungsdo-
minanz, als Therapie gegen die eigennüt-
zige Herrschaft einer abgehobenen Elite
oder eines Funktionärapparates? Statt
„ohnmächtige(r) Preisgabe an Klüngel“
die „Unterordnung unter selbstgewählte
Führer“ (Weber 1998: 501). Der Appell an
das Charisma des plebiszitären politischen
Führers erschien Weber der einzige Weg,
um die ‚offene Gesellschaft‘ angesichts
universaler Bürokratisierungstendenzen
auch weiterhin offen zu halten, um in
„modernen bürokratischen Gesellschaf-
ten eine dynamische politische Ordnung
und damit zugleich politische Freiheit …
aufrechtzuerhalten“ (Mommsen 1989:
527; vgl. ebenso Käßler 1991). Durch die
Stärkung des personellen, direkt demo-
kratisch legitimierten Elements versprach
sich Weber eine Gegengewichtsbildung
zum Institutionellen und Bürokratischen.
Übertragen auf das Regieren im Medien-
zeitalter heißt dies: Mediengerechte Per-
sonalisierung statt „Legitimation durch
Verfahren“ (Niklas Luhmann).
Zurück zum „System Schröder“: Schon zur
Halbzeit der Legislaturperiode veröffent-
lichte das Nachrichtenmagazin DER SPIE-
GEL (Leinemann 2000) unter dem Titel
„Der lernende Kanzler“ einen längeren
Bericht, in dem der Verwunderung über
die neuerliche Kanzlermetamorphose
Ausdruck gegeben wurde, frei nach dem
Motto „vom Salesman zum Statesman“.
Und Schröder wird mit den Worten zitiert:
„Du kannst nicht nur mit den Medien aus-
kommen. Die SPD ist wichtiger als eine
gute Story auf der Seite drei“ (Schröder,
in: Leinemann 2000: 30). Ein Jahr später
schrieb die Süddeutsche Zeitung unter der
Überschrift „Demut und Führung“: „Der
Gremienverächter Schröder wurde zum
Dauergast in den Fraktionssitzungen der
Koalition, flötete im Parteivorstand und
empfing die Parlamentarische Linke in
Kompaniestärke im Kanzleramt“ (SZ,
13.11.01). Man solle daraus allerdings
nicht, so die Süddeutsche weiter, den
Schluss ziehen, der Regierungschef habe
in einer Art Crash-Kurs Demut und Ach-
tung vor Partei und Fraktion gelernt. Es sei
die nackte Not gewesen, die entglittenen
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Medienpräsenz
spielt in der gegenwärtigen Politik eine zentrale Rolle: Einerseits müssen zumindest die
Spitzenpolitiker mit den Medien umgehen können, nicht zuletzt im Fernsehen präsent
sein. Zum andern sind auch die Medien selbst in unmittelbarer Nähe von Bundestag und
Bundeskanzleramt präsent, wie hier das ARD-Hauptstadtstudio in Berlin.
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Zügel wieder in den Griff zu bekommen,
und die Erkenntnis zu scheitern, wenn er
weiter so herrisch auftrete. Ein SPD-Kanz-
ler könne auch einmal ohne die Unterstüt-
zung seines kleinen Koalitionspartners
regieren. Ohne die vollständige Zustim-
mung seiner Fraktion aber könne er nicht
weiterregieren – und schon gar nicht
Bundeswehrsoldaten für einen Einsatz
außerhalb Europas bereitstellen. 

Ohne institutionelle 
Absicherung geht es auch 
nicht im Medienzeitalter

Was als neue Ernsthaftigkeit, als Stilwech-
sel, als das Einschwenken des Medien-
kanzlers und Spezialisten für „Darstel-
lungspolitik“ in das harte Geschäft der
„Entscheidungspolitik“ (vgl. Sarcinelli
1987: 66; 1994) erscheinen mag, hat mit
der mehr oder weniger klugen Handha-
bung des verfassungsrechtlichen und
machtpolitischen Instrumentariums im
Rahmen eines immer noch stark von Par-
teien und Fraktionen bestimmten parla-
mentarischen Regierungssystems zu tun. 
Auf der Darstellungsebene ist der Kanzler
zwar einer der wenigen sichtbaren Akteu-
re aus der komplexen Netzwerkdemokra-
tie. Auf der Entscheidungsebene hat er
eine verfassungsrechtliche Vorrangstel-
lung (Richtlinienkompetenz). Politisch ist
er in partei- und fraktionsspezifische, viel-
fach in korporatistische, mehr auf Konkor-
danz denn auf Konfrontation angelegte
Willensbildungs- und Aushandlungsme-
chanismen eingebunden. Hier kann er sich
nicht selten medienwirksam als Modera-
tor im Kreise prominenter Akteure insze-
nieren. Prinzipiell verfügt er auch über das
spektakuläre Instrument der Chefsachen-
entscheidung und notfalls kann er mal
„den gordischen Knoten der Politikver-
flechtung durchtrennen und Hierarchie
gegen Konkordanz ersetzen“ (Korte
2000: 37). Doch dieses Instrument nutzt
sich schnell ab. Es funktioniert nur bei fein
dosierter Anwendung. Ein Kanzler, der
sich fortwährend auf die verfassungs-
rechtliche Richtlinienkompetenz beruft –
vom Stellen der Vertrauensfrage ganz zu
schweigen –, offenbart seine Kommunika-
tions- und Durchsetzungsschwäche.
Zu lernen ist daraus zweierlei: Auch unter
den Bedingungen einer modernen Me-
dienöffentlichkeit kommt erfolgreiches
Regieren nicht ohne institutionelle Absi-
cherung, ohne formelles und informelles
Komplexitätsmanagement unter Beteili-
gung vieler Akteure in einem bundes-
staatlichen und europäischen Mehrebe-
nensystem aus. Auch im Medienzeitalter
wird die Funktionslogik des parlamenta-
rischen Regierungssystems mit seiner
engen politischen Bindung von Regierung
und Koalitionsmehrheit, mit seiner kom-
plizierten Politikverflechtung auf der
Bund-Länder-Ebene und mit seinen zahl-
reichen Vetospielern nicht grundsätzlich
außer Kraft gesetzt. Andererseits dürfte
eine differenzierte Analyse von öffent-
lichen und nicht-öffentlichen Willens-
bildungs- und Entscheidungsprozessen
Gewichtsverschiebungen und Friktionen
zu Tage fördern. So stellt sich die Frage
nach der Rolle von Gremien und Verfah-

ren, die Akteure der zweiten und dritten
Reihe in den Institutionen von Regierung,
Parlament und Parteien spielen. Welche
Bedeutung hatte Publizität, hatten die
Medien bzw. hatte das Spiel mit den
Medien bei der Entscheidung zum Maze-
donien- oder Afganistaneinsatz oder
beim Taktieren im Zusammenhang mit
den beiden Antiterrorpaketen der
Bundesregierung? Welcher Spielraum
bleibt für Gremien, für interne Kommuni-
kation und Beteiligung, wenn zu einem
frühen Zeitpunkt medienöffentlich Signa-
le gesetzt werden wie etwa das Bekennt-
nis zu „uneingeschränkter Solidarität“
mit dem amerikanischen Verbündeten? Es
ist ja schon bemerkenswert, wie es der
Regierung Schröder/Fischer in wenigen
Jahren gelungen ist, vor allem außen- und
sicherheitspolitische Entscheidungen zu
treffen, die in den Regierungsparteien
selbst und vor allem bei der Basis nicht von
vorne herein als konsensfähig galten und
die vor kurzem auch in der allgemeinen
Öffentlichkeit noch für unmöglich gehal-
ten wurden. Professionelle Kommunika-
tionskompetenz ist nicht alles, aber ohne
die Fähigkeit zu mediengerechten Politik-
präsentation und Initiierung von Über-
zeugungskommunikation wären die au-
ßen- und sicherheitspolitischen Weichen-
stellungen wohl kaum durchzusetzen
gewesen. – Ob man das gut findet oder
nicht: Man kann nur staunen, welche
Lernfähigkeit Politik und Gesellschaft
unter dem Druck der Ereignisse entwi-
ckeln und wie dann durchaus auch Institu-
tionen und Entscheidungsverfahren wie-
der eine Rolle spielen. Mit geschickter
Inszenierung allein lässt sich das nicht
erklären. Politische Führung ist eben mehr
als Darstellungskompetenz.

Letztlich geht es um die Balance
zwischen Politikherstellung und
Politikdarstellung

Wer sich mit den Bedingungen des Regie-
rens im Medienzeitalter beschäftigt, steht
in der Gefahr, sich auf das Medien-Bild von
Politik zu verlegen, sich exklusiv mit der
„Darstellungspolitik“ zu beschäftigen,
mehr oder weniger abgekoppelt von der
„Entscheidungspolitik“ (Sarcinelli1987: 66;
1994: 40). Auf diese Weise wird Regieren
auf ihr medienöffentliches Erscheinungs-
bild reduziert, eine demokratietheoretisch
wichtige, keineswegs aber hinreichende
Perspektive. Dies gilt nicht für alle Arbei-
ten, bestimmt u.E. aber doch den Gesamt-
tenor der Forschung ebenso wie der politi-
schen Publizistik. Damit aber begibt man
sich in die Gefahr von Fehleinschätzungen,
indem man einen wesentlichen Teil politi-
scher Macht aus dem Blick verliert. Unter-
schätzt wird dabei das Beharrungsvermö-
gen und die Macht von Institutionen und
Bürokratien im Bereich der Interessensver-
mittlung ebenso wie im Bereich der Regie-
rung selbst. Und aus dem Blick kommt da-
bei auch, dass Regieren in der Demokratie
immer auch treuhänderische Wahrneh-
mung der Verantwortung für das Ganze
bedeutet, also mit dem „Amtsgedanken“
(Hennis 1973) verbunden ist. 
Inzwischen interessiert sich die neuere
sozialwissenschaftlich orientierte Politik-

forschung verstärkt für Fragen des institu-
tionellen Kontextes als Erklärungsrahmen
für das Verhalten politischer Akteure. So
geht der von Renate Mayntz und Fritz
Scharpf entwickelte Ansatz des „akteurs-
zentrierten Institutionalismus“ von der
Annahme aus, „dass soziale Phänomene
als das Produkt von Interaktionen zwi-
schen intentional handelnden – indivi-
duellen, kollektiven oder korporativen –
Akteuren erklärt werden müssen. Diese
Interaktionen werden jedoch durch den
institutionellen Kontext, in dem sie statt-
finden, strukturiert und ihre Ergebnisse
dadurch beeinflusst“ (Scharpf 2000: 17).
Institutionen sind nicht starr, beeinflussen
zwar das Handeln von Akteuren, lassen
jedoch dem jeweiligen Amtsinhaber ei-
nen „Handlungskorridor“ (Korte 2001: 4).
Institutionen reduzieren, so Fritz Scharpf,
empirische Vielfalt. Sie bestimmen „die
Präferenzen der Akteure im Hinblick 
auf die möglichen Optionen“ (Scharpf
2000: 79).
Diese Perspektive scheint geeignet, über-
triebene medieninduzierte Systemverän-
derungsthesen, wie sie eingangs vorge-
stellt wurden, zu relativieren. Gleichwohl
lassen sich einige Trends ausmachen, die
Veränderungen des Regierens im Medien-
zeitalter anzeigen:
• Regieren im Medienzeitalter ist mehr

denn je auf Legitimation durch Kom-
munikation angewiesen. Zentrale
Kommunikationsplattform sind die
allgemeinen Massenmedien, über die
viele Akteure und Angebote um das
knappe Gut Aufmerksamkeit konkur-
rieren.

• Regieren im Medienzeitalter heißt
deshalb einerseits Orientierung am
tendenziell (un)politischen Medien-
und Meinungsmarkt. Andererseits gilt
es, Themen und Meinungen (Agenda-
Kompetenz) dieses Marktes zu beein-
flussen.

• Für Regieren im Medienzeitalter ist
Öffentlichkeitsarbeit, Kampagnen-
fähigkeit, professionelle Kommuni-
kationskompetenz zu einer strate-
gischen Ressource geworden. Denn 
der Loyalitätspuffer politisch-weltan-
schaulich gebundener Milieus ist brü-
chig und die Demokratie damit stim-
mungsabhängiger.

• Regieren im Medienzeitalter steht in
der Gefahr, die rechte Balance zu ver-
lieren zwischen „Politikherstellung“
und „Politikdarstellung“, zwischen
Politikentscheidung und Politikver-
mittlung.

• Regieren im Medienzeitalter verstärkt
den Personalisierungstrend in der Poli-
tik und dürfte langfristig die Muster
der Rekrutierung von Führungsperso-
nal verändern.

• Regieren im Medienzeitalter heißt in
Deutschland auch Regieren unter den
Bedingungen eines Dauerwahlkamp-
fes und begünstigt Regieren im Wahl-
kampfstil.

• Regieren im Medienzeitalter fördert
Plebiszitarisierung und Präsidialisie-
rung des parlamentarischen Regie-
rungssystems. Auch dadurch ver-
schieben sich die Gewichte zwi-
schen dem Institutionell-Prozedura-
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len und dem Medialen zugunsten des
Letzteren.

• Regieren im Medienzeitalter führt
andererseits aber auch zu Fehlein-
schätzungen in der politischen Kom-
munikation. Die medienöffentliche
Außenkommunikation wird über-, die
Binnenkommunikation in den Institu-
tionen und Verfahren wird tendenziell
unterschätzt.

• Auch im Medienzeitalter strukturiert
der institutionelle Kontext des von
Parteien dominierten parlamentari-
schen Regierungssystems in Deutsch-
land (Politikverflechtung, Vetospieler,
Juridifizierung, Mehrebenendemo-
kratie etc.) das Verhalten von Regie-
rungsakteuren.

• Regieren im Medienzeitalter ist nicht
nur am Maßstab einer geschickten
Handhabung von Machtinstrumen-
ten, sondern auch am Maßstab der
Verantwortung für das Ganze und an
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben
zu beurteilen. 

Insgesamt lässt sich prognostizieren: Das
deutsche Regierungssystem entwickelt sich
langfristig zu einem demokratischen Wett-
bewerbssystem, das sich im Zuge gesell-
schaftlicher Modernisierung mehr und
mehr an der Marktlogik als an politisch-
weltanschaulichen Grundsätzen orientiert.
Damit verwandelt sich das parlamentari-
sche Regierungssystem der deutschen Par-
teiendemokratie nicht einfach in eine re-
lativ parteiferne Mediendemokratie nach 
Art des amerikanischen Präsidialsystems.
Das deutsche Regierungssystem wird des-
halb auch nicht „amerikanisch“, aber à
la longue wird es „amerikanischer“. Insge-
samt erweist sich der politische Transforma-
tionsprozess im Medienzeitalter als lang-
fristiger und voraussetzungsvoller (vgl.
Sarcinelli/Schatz2002). Das heißt aber nicht,
dass er nicht stattfindet. 
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Sieger beim Wettkampf um die Zuschauergunst ist der
Kölner Privatsender RTL mit einem Marktanteil von 
14,7 Prozent. Auf den nächsten Plätzen folgen die
öffentlich-rechtlichen Sender ARD (13,9 Prozent) und
das ZDF, das sich mit den Dritten Programmen den drit-
ten Platz (13,2 Prozent Marktanteil) teilen muss.
Während bei RTL die Unterhaltung groß geschrieben
wird und Quiz-Sendungen wie „Wer wird Millionär?“
für den Quotenerfolg sorgten, fanden bei den öffent-
lich-rechtlichen Sendern auch Dokumentationen wie
der Dreiteiler „Die Manns“ über das Leben des deut-
schen Schriftstellers und Nobelpreisträgers großen
Zuspruch bei den Zuschauern. Globus
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Wahlkämpfe sind eine aufwändige und
teure Angelegenheit, gerechtfertigt letzt-
lich dadurch, dass Wahlen das Fundament
der Demokratie sind. Von welchen Überle-
gungen sich Parteien bei der Planung von
Wahlkämpfen leiten lassen, wie zudem
konkret die Strategien für den Bundes-
tagswahlkampf 2002 aussehen können,
erörtern hier zwei politische „Profis“: der
Staatsminister im Staatsministerium Ba-
den-Württemberg und CDU-Kreisvorsit-
zende von Stuttgart, Dr. Christoph-E. Pal-
mer MdL, ein promovierter Politologe, und
der Landesvorsitzende der SPD in Bayern,
Wolfgang Hoderlein, MdL, ist gelernter
Journalist und gelernter Lehrer (Deutsch,
Sozialkunde, kath. Religion). Red.

Substanz, Kompetenz
und Glaubwürdigkeit
Von Christoph-E. Palmer

Wahlkämpfe sind „demokratische
Feldzüge“1

Wahlkämpfe gehören zur Demokratie.
Auch wenn die feuilletonistische Parteien-
kritik es immer wieder glauben mag, sind
Wahlkämpfe weder illegitim noch unmo-
ralisch.2 Sie sind das berechtigte Instru-
ment, mit dem politische Interessengrup-
pen eine Mehrheit von der Plausibilität
ihrer Ziele zu überzeugen versuchen. Ihre
Legitimation beziehen Wahlkämpfe aus
der Bedeutung der Wahlen selbst.3

Denn Wahlen sind das Fundament der frei-
heitlichen Demokratie. Sie sind in einer auf
rechtlichen Verfahrensprozessen basier-
ten Gesellschaft das Instrument der Wil-
lensbildung. In Wahlen bringt die Mehr-
heit ihren politischen Willen zum Ausdruck

und macht ihn zum Entscheidungskrite-
rium für das politische Handeln des Staa-
tes.4 Das gilt insbesondere für Wahlen, aus
denen Regierungen hervorgehen. Denn
der Unterschied zwischen einer Demokra-
tie und jeder anderen Regierungsform be-
steht darin, dass das Volk in der Demokra-
tie eine Regierung, die ihm nicht passt, auf
unblutige Weise wieder los werden kann,
wie es der Freiburger Politikwissenschaft-
ler Wilhelm Hennis einmal pointiert for-
muliert hat. Diese militärische Meta-
pher fortgedacht bedeutet, dass Wahlen 
„Kriege“ sind. Doch
glücklicherweise sind
ihre „Schlachten“ in
der Demokratie bloß
ein Kampf mit Worten
um Inhalte, bisweilen
auch um Richtungen.
Die Entscheidung über
Sieg oder Niederlage
fällt am Wahltag. Ent-
scheidend aber für ih-
ren Ausgang sind auch
bereits die Strategie
und die Durchführung
der Wahlkämpfe. Sie
sind also „demokratische Feldzüge“. Wahl-
entscheidungen ohne vorausgegangene
Wahlkämpfe wären weder sinnvoll noch
wirklich praktikabel. Wahlkämpfe sind
also in der Demokratie nicht nur legitime
Mittel der Auseinandersetzung, sondern
gehören zu den konstitutiven Elementen
der freiheitlichen Demokratie.

Die Wahl 2002: 
Ausgangssituation und Szenarien

Ohne Übertreibung lässt sich sicher fest-
stellen, dass die Bundesrepublik Deutsch-
land zu Beginn des Jahres 2002 vor einem
ebenso spannenden wie harten Wahl-

kampf steht.Zwei Szenarien sind denkbar:
Entweder entwickelt sich die Wahl zum
15. Deutschen Bundestag am 22. Septem-
ber 2002 zur Richtungswahl zwischen dem
rot-grünen auf der einen und dem bürger-
lichen Lager auf der anderen Seite,5 oder
die FDP hält ihre Äquidistanz zu den bei-
den großen Volksparteien durch. Dann
wird zwangsläufig jede Partei auf eigene
Rechnung kämpfen, auch die Grünen.
Das wird für die FDP nicht einfach, denn je
näher es zur Wahl geht, umso stärker
wird sie gefragt, mit wem die Liberalen 
gehen werden. Nach repräsentativen Um-
fragen der führenden demoskopischen
Forschungsinstitute zu Jahresbeginn 2002
wünscht sich eine Mehrheit der Deutschen
als künftige Regierung eine Koalition von
CDU/CSU und FDP. Eine Fortsetzung der
gegenwärtigen Regierungskoalition von
SPD und Bündnis 90/Die Grünen ist eine be-
sonders ungeliebte Konstellation. 
Auch wenn zu Jahresbeginn der amtieren-
de Bundeskanzler Gerhard Schröder in
einer hypothetischen Direktwahl noch vor
seinem Herausforderer Edmund Stoiber
läge, so ist dieser Abstand doch von Mitte
des Jahres 2001 bis Anfang 2002 deut-
lich geschrumpft. Auf den wesentlichen
Politikfeldern wird darüber hinaus dem
Kanzlerkandidaten der Union eine hö-
here Sachkompetenz zugemessen als 
dem Bundeskanzler. In den persönlichen
Sympathiewerten und in der Frage nach
dem Auftreten in den Medien liegt 
Schröder allerdings zu Jahresbeginn wei-
ter vor Stoiber.6

Angesichts dieser Ausgangssituation stel-
len sich für die Wahlstrategie der Union
folgende Fragen:
– Wodurch werden Wahlen zu Beginn

des 21. Jahrhunderts entschieden?
– Welche Wahlstrategien muss eine Par-

tei in der Mediengesellschaft verfol-
gen?

– Wie gelingt es der Union, eine Mehr-
heit von ihrer höheren Sachkompe-
tenz zu überzeugen?

Diese Fragen sollen im Folgenden in drei
Stationen beantwortet werden:
1. Durch einen Rückblick auf die Bundes-

tagswahl 1998.

Der schöne Schein kann Wahlen noch nicht entscheiden

Wahlkampf und Wahlkampfstrategien

Von Christoph-E. Palmer und Wolfgang Hoderlein

Staatsminister Dr. Christoph-E. Palmer (links) und der Vorsitzende der SPD in Bayern
Wolfgang Hoderlein (rechts) im Gespräch auf der Tagung zur Bundestagswahl in Bad
Urach im Dezember 2001.



2. Durch einen Rückblick auf die baden-
württembergische Landtagswahl 2001.

3. Durch einen Vorausblick auf den kom-
menden Wahlkampf der Union.

Bundestagswahl 1998: der
Kompetenzverlust der Union in
entscheidenden Politikfeldern

In der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland wurde bisher nur einmal eine
Bundesregierung durch eine Bundestags-
wahl abgewählt; die anderen Regierungs-
wechsel 1969 und 1982 fanden durch 
Koalitionswechsel statt. Bei der Wahl zum
14. Deutschen Bundestag am 27. Septem-
ber 1998 erhielt die Koalition von CDU/
CSU und FDP keine ausreichende Mehr-
heit mehr. 7

Alle Analysen dieser Bundestagswahl
1998 zeigen, dass dabei der Kompetenz-
verlust der Bundesregierung wahlent-
scheidend war. Die Wählerinnen und
Wähler waren nicht mehr davon zu über-
zeugen, dass Union und FDP eine höhere
Problemlösungskompetenz auf denjeni-
gen Feldern besaß, die die Mehrheit für
wichtig hielt. Das Unzufriedenheitspoten-
zial war so groß geworden, dass sogar
eine Mehrheit der Anhänger der Union
keine Fortsetzung dieser Regierung
wünschte. Allerdings wollte die Mehrheit
der Wählerinnen und Wähler auch keine
rot-grüne Bundesregierung, wie sie als
Ergebnis dann zu Stande kam. Sowohl vor
wie nach der Wahl 1998 haben sich
demoskopische Mehrheiten jeweils für
eine Große Koalition beziehungsweise für
eine sozialliberale Koalition entschieden,
nicht aber für Rot-Grün.

Die SPD führte 1998 einen
Medienwahlkampf, keine
Auseinandersetzung um Inhalte

Ursächlich für den Wahlausgang war der
Kompetenzverlust der CDU auf den zent-
ralen Politikfeldern Wirtschaft, Arbeits-
markt und Beseitigung des „Reform-
staus“. Dazu kam die Unzufriedenheit mit
einer in der Demokratie beispiellosen lan-
gen Amtszeit Helmut Kohl von 16 Jahren.
Schließlich war aber auch der den Bedürf-
nissen der Mediengesellschaft perfekt
angepasste Wahlkampf der SPD mitent-
scheidend. Sowohl der Kandidat Gerhard
Schröder als auch das Führungspersonal
von SPD und Grünen haben dabei ihr ge-
samtes Auftreten den Bedürfnissen der
Medien untergeordnet.
Die SPD vermied die konkrete inhaltliche
Auseinandersetzung mit dem Gegner.
Den Wählerinnen und Wählern wurde
suggeriert, Schröder wolle möglichst
wenig anders, „aber vieles besser“ ma-
chen. Obwohl die SPD, so oft es ging, vom
„Politikwechsel“ sprach, blieb dieser doch
bloßes Etikett; wirkliche Alternativen auf-
zuzeigen, wurde, soweit es ging, vermie-
den. Die SPD unterließ im Wahlkampf
alles, was zu Irritationen bei der Wahlbe-
völkerung hätte führen können.
Seit der Bundestagswahl 1998 hat sich
Deutschland verändert. Nicht nur poli-
tisch, wobei Rot-Grün neben den wirt-
schafts- und arbeitsmarktpolitischen Ver-
änderungen, mit denen sie das Land kon-

frontierte, ihr Hauptengagement vor
allem auf gesellschaftspolitische „Refor-
men“ gerichtet hat. 
Auch im Hinblick auf die politische Kom-
munikation, auf Parteiarbeit und insbe-
sondere auf das Führen von Wahlkämpfen
hat die Bundestagswahl 1998 in Deutsch-
land zu deutlichen Veränderungen bzw.
zu einem Beschleunigungsschub beste-
hender Tendenzen geführt. Eine wirksa-
me politische Kommunikationsfähigkeit
hat an Bedeutung noch einmal kräftig
gewonnen.

Die mediale Nähe erhöht zugleich
die Entfernung

Im Jahr 1980 schrieb die Nestorin der deut-
schen Demoskopie, Elisabeth Noelle-Neu-
mann, ein Buch mit dem Titel: „Wahlent-
scheidung in der Fernsehdemokratie“.
Darin analysierte sie den Bundestagswahl-
kampf 1972. Neben vielen anderen grund-
legenden Einsichten definierte Noelle-
Neumann Wahlkampf als Kampf um die
öffentliche Meinung. Durch die Vermitt-
lung über die Medien versuchten Politiker
Begriffe zu besetzen, die Mehrheiten
ansprechen und öffentliche Meinung her-
stellen.8

Was damals als Tendenz der Zukunft
angenommen wurde, ist heute längst zur
Wirklichkeit geworden. Der Dortmunder
Politikwissenschaftler Thomas Meyer, Mit-
glied der SPD-Grundwertekommission,
hat vor kurzem ein ähnliches Standard-
werk veröffentlich wie Noelle-Neumann
vor mehr als 20 Jahren. Es trägt den Titel:
„Mediokratie – Die Kolonisierung der
Politik durch das Mediensystem“.9

Meyer sieht heute eine „kopernikanische
Wende der Politik“ vollzogen. Früher hät-
ten die Medien Politik beobachtet, um
Bürger zu informieren. Heute beobachte-
ten Politiker die Medien, um sich deren
Gesetzen nach gerecht darzustellen und
den Bürgern zu vermitteln. So seien Talk-
Shows inzwischen fast zum Ersatz für
Wahlversammlungen geworden.
Politikvermittlung in der Mediengesell-
schaft leidet aber unter einem gravieren-
den Problem. Wie Noelle-Neumann
beschreibt auch Meyer das Dilemma, dass
die zunehmende mediale Nähe gleichzei-
tig die Entfernung zwischen Politik und
Wähler erhöht. Obwohl Politiker also täg-
lich durch das Fernsehen ins Wohnzimmer
kommen, entfremden sie sich damit doch
immer weiter von den Bürgerinnen und
Bürgern. Durch die Ästhetisierung der
Öffentlichkeit wird das Gefühl der Macht-
losigkeit intensiviert. Meyer lässt die
Frage offen, ob die Medieninszenierung
zu weniger oder zu mehr Demokratie
führe. Denn dass sie zu einem Mehr (oder
besser: Meer) an Kommunikation führt,
lässt sich nicht bestreiten. Ob sie aber zu
mehr Information und damit Entschei-
dungsqualität führt, bleibt zweifelhaft.
In seiner volksnahen Sprache hat Gerhard
Schröder im Bundestagswahlkampf 1998
formuliert, um Wahlen zu gewinnen,
brauche man heute „Bild, BamS und die
Glotze“. Gemäß dieser Erkenntnis hat er
die letzten dreieinhalb Jahre regiert.
Trotzdem gibt es Zweifel, ob Schröder
nach dem 22. September 2002 weiterre-

gieren kann. Es gibt Hinweise darauf, dass
die mediale Inszenierung von Politik allei-
ne eben nicht zwangsläufig dauerhaften
Erfolg verheißt.

Medienwirksamkeit ist nicht alles,
wie die Landtagswahl in Baden-
Württemberg 2001 gezeigt hat

Unter den Gesetzen der „Mediokratie“
hätten nur wenige prognostiziert, dass
der baden-württembergische Minister-
präsident Erwin Teufel und die CDU bei
der Landtagswahl am 25. März 2001 – in
schwierigster Zeit für die Union – mit
einem satten Zugewinn von fast 4% na-
hezu 45 % der Stimmen erringen würde,
so dass der CDU nur zwei Sitze im 
neuen Landtag zur absoluten Mehrheit
fehlten.
Denn noch wenige Wochen – ja bis in die
letzten Tage – vor der Wahl gingen fast
alle Meinungsforschungsinstitute, vor
allem aber die Medien in Baden-Württem-
berg, davon aus, dass die mediale Attrak-
tivität der SPD-Spitzenkandidatin Ute
Vogt und ihre politische Inszenierung
zwar die amtierende baden-württember-
gische Landesregierung nicht stürzen,
aber mit Sicherheit ausreichen würde,
Erwin Teufel ein schlechtes Wahlergebnis
zu bescheren. Die vermeintliche „Medien-
schwäche“ Teufels wurde indes zur Stärke
von Erwin Teufel und der CDU in Baden-
Württemberg. Wahlentscheidend war,
das zeigen alle Analysen der Landtags-
wahl 2001, was den Bedürfnissen der
Medien eigentlich zuwider zu laufen
scheint: Die Baden-Württemberger woll-
ten und wählten 2001: Substanz, Kompe-
tenz, Kontinuität und Glaubwürdigkeit.
Eigentlich konnte das gar nicht aufgehen.
Denn Substanz scheint zu komplex, Kom-
petenz zu ausführlich, Kontinuität zu
langweilig und Glaubwürdigkeit schon
per definitionem mit dem Inszenierungs-
charakter der Medien unvereinbar. Alle
vier Kriterien scheinen also nicht „quoten-
tauglich“ – und doch waren sie in Baden-
Württemberg äußerst erfolgreich. Die
Bevölkerung wählte – geradezu trotzig –
gegen ein dominantes öffentliches Mei-
nungsklima an. 
Medientheoretiker könnten entgegnen,
dass dieses Wahlergebnis dann eben eine
Ausnahme, vielleicht ein Zufall war. Dem
widerspreche ich. Im Gegenteil: Meine 
Überzeugung ist, dass der schöne Schein
alleine – zumindest in Deutschland –
(noch) nicht Wahlen entscheiden kann.
Das kollektive Gedächtnis der an Politik
interessierten Bürgerschaft reicht weiter
als eine gute Inszenierung, eine perfekte
Performance. Erfolgreiche Politik kann
nicht durch kurzfristige Effekte vergessen
gemacht werden. Eine Mischung aus pro-
fessioneller Präsentation und inhaltlicher
Qualität ist weiterhin das beste Mittel, um
erfolgreich Wahlkämpfe zu führen.

Personalisierter Wahlkampf bei 
der SPD, Kompetenzwahlkampf bei
der Union10

Die Wahlforschung kann bisher keinen
exakten Aufschluss darüber geben, wie
sehr sich Wahlkämpfe quantitativ in
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Wahlergebnissen niederschlagen. Den-
noch ist man einig darüber, dass es gewis-
se Grundkonstanten gibt. Danach werden
die tatsächlichen Wahlergebnisse zu
erheblichen Anteilen vom Basisklima der
Wahl (incl. längerfristiger Wert- und Ein-
stellungsentscheidungen), sodann von
der Personen- und schließlich von der The-
menkonstellation bestimmt. 
Wenn dem so ist: Wozu treibt man dann
eigentlich Wahlkämpfe? Primär sind 
sie „Erweckungs-Exerzitien“ für die ei-
gene Anhängerschaft. Stammwähler und
potenzielle Anhänger werden durch
Wahlkämpfe mobilisiert, die eigene Partei
wird geschlossener formiert und Wechsel-
wähler für politische Inhalte sensibilisiert.
Mit Sicherheit dienen Wahlkämpfe der
unverzichtbaren „Komplexitätsreduktion
im massenmedialen Zeitalter“, wie Niklas
Luhmann es formuliert hat.
Aller Voraussicht nach wird die SPD 2002
einen gouvernementalen, auf die Person
von Bundeskanzler Gerhard Schröder
zugeschnittenen Wahlkampf machen. Sie
wird, wie ihr Arbeitskonzept „Sicherheit
im Wandel“ nahe legt, eine stabilitäts-
orientierte Kampagne führen. Die
„Erblast“-Thematik der Ära Kohl und die
Parteispendenaffäre werden Randthe-
men sein (müssen), weil sie keinen allge-
meinen Instrumentalisierungscharakter
mehr haben. Natürlich wird die SPD versu-
chen, eine Emotionalisierung gegen die
Person Edmund Stoiber zu betreiben, um
ihn auf dem politischen Koordinatensys-
tem nach rechts zu verschieben.11

Demgegenüber ist die Union richtig bera-
ten, einen sach- und themenorientierten,
mithin einen Kompetenzwahlkampf zu
führen. Denn die Bürgerinnen und Bürger
wollen primär, dass Politiker Probleme
lösen und dabei genau die Themen, die
„auf der Straße liegen“ und „unter den
Nägeln brennen“.
Das sind in Deutschland zu Jahresbeginn
2002:
– die wirtschaftliche und soziale Ent-

wicklung (insbesondere Arbeitsmarkt),
– die innere Sicherheit,
– das Thema Zuwanderung.

Diese Themen decken sich mit den Kern-
kompetenzen der Union. Aktuelle Umfra-
gen zeigen, dass CDU und CSU auf diesen
Feldern wesentlich höhere Problemlö-
sungskompetenz zugemessen wird als
Rot-Grün. Gleichzeitig können diese The-
men vom Kanzlerkandidaten Edmund
Stoiber durch die eindrucksvolle Erfolgsbi-
lanz Bayerns überzeugend repräsentiert
werden. Die Wirtschaftsentwicklung wird
dabei – wie stets – mitsamt ihrer Zukunfts-
projektion auf das eigene Leben das wich-
tigste Thema sein.
So wichtig in der Mediengesellschaft die
personelle Verkörperung von Politik ist, so
wichtig sind doch auch, das zeigen die
Erfahrungen aus der baden-württember-
gischen Landtagswahl 2001, inhaltliche
Substanz, Kompetenz und Glaubwürdig-
keit. Deshalb ist Edmund Stoiber auch gut
beraten, sich durch Medien-Berater nicht
„verbiegen“ zu lassen und ein Höchstmaß
an Authentizität zu behalten. Stoiber
könnte gerade wegen seines engagierten,
sachlichen Stils gewinnen. Die FAZ berich-

tete unlängst eine aufschlussreiche Sen-
tenz:
„,Er ist immer mit Akten gekommen, ich
ohne‘, erinnerte sich der Kanzler an
Arbeitstreffen mit Stoiber, als beide noch
Ministerpräsidenten waren. Noch vor
Monaten hätte Schröder damit erreicht,
was er beabsichtigte: den Kontrahenten
lächerlich zu machen, ihn als pedanti-
schen und biederen Bürokraten abzuqua-
lifizieren, der in der großen Politik nichts
verloren hat. Heute aber, nachdem sich
die Vorzeichen dramatisch verändert
haben, fällt Schröders Bemerkung auf ihn
selbst zurück.“12

Während des Jahres 2002 müssen CDU/
CSU und ihr Kanzlerkandidat Stoiber also
ihre eigenen „Stärken stärken“, sich auf
ihre zentralen Kompetenzfelder konzent-
rieren: Wirtschaft, Zukunftsfragen, innere
Sicherheit (Kriminalität), Zuwanderung.
Auch dies zeigt der Erfolg der CDU bei der
Landtagswahl in Baden-Württemberg.
Denn genau damit präsentierte sich die
CDU auch hier als Volkspartei der Mitte. So
hatte sie Erfolg bei Jungwählern (knapp
39 %) wie Senioren (über 55 %), mit 49 %
bei den Arbeitern (16 % mehr als SPD) wie
Angestellten und Selbstständigen, bei
Frauen wie Männern. Diese ausgewogene
Zustimmung war schließlich wahlent-
scheidend.

Die Nähe zur FDP suchen

Wenn die Union eine Chance haben möch-
te, den Kanzler zu stellen, dann muss sie
die FDP als möglichen Koalitionspartner
im Spiel halten. Was dieser Regierungs-
mehrheits-Präferenz dient, ist aus Sicht
der Wahlkampfstrategie zu befördern.
Deshalb muss man sich mit den Liberalen
um möglichst hohe personelle und inhalt-
liche Berührungspunkte bemühen.
Die Wahlkampfstrategie der Union wird
begünstigt durch die ernüchternde Bilanz
der amtierenden Bundesregierung. Wenn
bereits die Süddeutsche Zeitung, nicht der
Bayernkurier, von „Schröders Desaster“
und vom „hilflosen Kanzler“ spricht,
wenn Deutschland 2001 in Europa an letz-
ter Stelle beim Wirtschaftswachstum und
dem Beschäftigungszuwachs liegt, von
Brüssel ein „blauer Brief“ drohte, wenn es
die schlechteste Entwicklung der Staatsfi-
nanzen in Europa hat, wenn für das Wahl-
jahr im Schnitt über 4 Millionen Arbeitslo-
se erwartet werden und damit mehr als
bei Gerhard Schröders Regierungsüber-
nahme, dann ist diese Entwicklung nicht
nur für das Land negativ, sondern auch für
den Wahlkampf der SPD eine schwierige
Ausgangssituation. Schließlich war es Ger-
hard Schröder, der im Wahlkampf 1998
gesagt hat: „Wenn wir es nicht schaffen,
die Arbeitslosenquote signifikant zu sen-
ken, dann haben wir es weder verdient,
wiedergewählt zu werden, noch werden
wir wiedergewählt.“
Daran wird er gemessen werden.

Die schlechte Regierungsbilanz 
als Chance für die Union

Angesichts dieser Bilanz ist die eigene
Stammklientel SPD verunsichert und
selbst Gewerkschaftsvertreter monieren

inzwischen lautstark, dass der versproche-
ne Politikwechsel nicht stattgefunden
habe. Es könnte sein, dass Gerhard Schrö-
der in eine Zangenbewegung zwischen
vormaligen Anhängern der „Neuen
Mitte“, die nach Regierungs-Dividende
rufen, und den Traditionskompanien der
Sozialdemokratie gerät, denen schon
jetzt viel zu viel eigene Identität preisge-
geben wurde. Das klägliche Scheitern des
„Bündnisses für Arbeit“ und die überbor-
denden Tarifforderungen der Gewerk-
schaften deuten darauf hin.
Weitere gravierende Schwachstellen
ergeben sich für die SPD aus der rot-roten
Koalition in Berlin. Trotz aller gegenteili-
gen Beteuerungen hält sie sich die Post-
Kommunisten als Koalitionsoption offen.
Das lädt die Union zum Angriff ein. 
Gleichzeitig bewegen sich die Grünen als
möglicher Koalitionspartner am Rande
einer Identitätskrise.
Es bleibt zweifellos als wichtiges strategi-
sches Plus der SPD gegenüber der Union
die größere Anzahl ihrer Koalitionsoptio-
nen, denn sie wäre im Augenblick schlech-
terdings mit jeder im Bundestag vertrete-
nen Partei koalitionsfähig. Dies mag viel-
leicht am Ende ein Regieren ohne SPD
erschweren, ist aber für einen selbstbe-
wussten, erfolgsorientierten Wahlkampf
der Partei alles andere als günstig.
Die Medien werden im Wahljahr 2002 na-
türlich eine gewichtige Rolle spielen. Sie
können Trends verstärken oder abschwä-
chen. Sie können indes keine Grund-
stimmung erzeugen. Wahlen werden von
Regierungen verloren, nicht von der Op-
position gewonnen. Die Lage der gegen-
wärtigen Regierung ist nicht bequem. Das
ist die Chance der Union. Die Bundestags-
wahl 1998 hat bewiesen, dass auch in
Deutschland eine Bundesregierung abge-
wählt werden kann. Warum sollten die
Deutschen dieses Jahr den Regierungsauf-
trag an Rot-Grün verlängern?

Anmerkungen

1 Der Text dieser Studie beruht auf Ausführungen, die
der Autor vor einem Seminar der baden-württember-
gischen und der bayerischen Landeszentralen für politi-
sche Bildung am 17.12.2001 in Bad Urach gemacht hat.
2 Vgl. z.B. bereits die Klage des englischen Schrift-
stellers William Godwin angesichts der englischen Par-
lamentswahl 1788: Die „Jagd nach Wählerstimmen (ist)
ein so abscheulich erniedrigendes, mit Moral und Wür-
de völlig unvereinbares Geschäft…, dass ich einen wahr-
haft großen Geist kaum für fähig halte, die schmutzige
Plackerei dieses Unwesens auf sich zu nehmen.“
3 Vgl. Dieter Nohlen: Wahlrecht und Parteiensystem.
Opladen, 21990, S. 25 f.
4 Vgl. Theodor Eschenburg in „DIE ZEIT“ vom 12.1.1968.
5 Vgl. Günter Bannas: „Immer weniger Verlass auf das
Stammpublikum. Die Parteien vor dem Bundestags-
wahljahr“, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
29.12.2001.
6 So beispielsweise: Süddeutsche Zeitung vom
12.1.2002 und DIE WELT vom 17.1.2002
7 In der Folge der 98er-Wahl wurden dann allerdings
gleich drei Landesregierungen abgewählt: 1999 in Hes-
sen und im Saarland und 2001 in Hamburg.
8 Vgl. dazu auch Peter Radunski: Wahlkämpfe.
Moderne Wahlkampfführung als politische Kommuni-
kation. München 1980.
9 Frankfurt/M., 2001.
10 Da der Autor weder Mitglied in einer Wahlkampf-
kommission für die Bundestagswahl ist noch auf
Bundesebene ein Parteiamt bekleidet, sind diese Aus-
führungen „nur“ persönliche Einsichten und geben
nicht den Katalog der tatsächlichen Strategieentschei-
dungen wider.
11 Dass dies nur eingeschränkt gelingen kann hat un-
längst Peter Glotz aufgezeigt. Vgl. Essay Der Wirtschafts-
wahlkampf, in: Der Spiegel 7/2002, 11.2.2002, S. 40–41.
12 Vgl. Jörg Thomann, FAZ vom 22.2.2002, S. 46.
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Programm, Person,
Parteimodernisierung

Von Wolfgang Hoderlein

Veränderte Rahmenbedingungen

Christoph Palmer hat schon viel von dem
gesagt, was ich auch hätte vortragen müs-
sen. Das ist nicht verwunderlich. Schließ-
lich sprechen wir von dem selben Staat,
den die CDU schon wieder regieren will,
was wir verhindern wollen.
Wir sprechen von der selben Gesellschaft
und weitgehend von den selben Wähle-
rinnen und Wählern. Nur noch je ca. 12
Prozent von ihnen unterscheiden sich
wirklich trennscharf voneinander und
vom restlichen Dreiviertel der Wähler-
schaft durch feste Parteibindungen.
Trotzdem: Jenseits und nach der Beschrei-
bung der Ausgangslage und nach der Ana-
lyse, in der Unterschiede schon deutlich
hervortreten, bleiben noch ein paar Diffe-
renzen zwischen der Union und den Sozi-
aldemokraten, über die zu sprechen lohnt.
Die Ausgangslage ist charakterisiert durch
einen Wandel der Rahmenbedingungen,
der die Planer dazu zwingt, ihr strategi-
sches Arsenal zu reexaminieren. 
Sie haben dazu heute Nachmittag die Be-
schreibungen der Wahl- und Parteienfor-
scher Hilmer, Walter und Jesse gehört. Mir
sind die Daten aber auch die Auslegun-
gen, die von Walter und Jesse daran ge-
knüpft werden, im wesentlichen bekannt.

Die Stammwählerpotenziale
reichen nicht mehr aus

Ich brauche die Befunde nicht zu wieder-
holen, sondern fasse nur zusammen. Über
die zentralen Trends und Tendenzen im
Beziehungsgeflecht zwischen Bürgerin-
nen und Bürgern, Politik und Parteien,
besteht weder diagnostisch noch prog-
nostisch ernsthafter Disput:
– Der Souverän betrachtet den in sei-

nem Namen und Auftrag repräsenta-
tiv vollzogenen Prozess der Lenkung
und Verwaltung der res publica mit
größerer Distanz und geringerer An-
teilnahme, zunächst ausgedrückt in
sinkender Wahlbeteiligung. Der bis
1990 konstatierte Abwärtstrend
scheint zwar gebrochen – bei den
Wahlen 1994 und 1998 stieg die Wahl-
beteiligung wieder leicht an. Das
Niveau liegt auf jeden Fall deutlich
unter dem der 70er-Jahre. Ich spreche
hier nur von Bundestagswahlen. Bei
Europa-, Landtags- und Kommunal-
wahlen liegt die Wahlbeteiligung
noch weit darunter.

– Das Ansehen und die Bindungswir-
kung der vermittelnden Agenten in
diesem Prozess – der Parteien – lässt
nach. Das drückt sich sowohl im Mit-
gliederrückgang als auch im Rückgang
der Stammwähler aus.

Franz Walter schrieb dazu vor einem Jahr
in seiner Halbzeitbilanz der SPD-geführ-
ten Bundesregierung:
„Die Parteien haben ihre Milieus verloren.
Das ist kein neuer Befund, jedoch ganz ent-
scheidend. Die Milieus, das katholische-

kirchliche oder auch das gewerkschaftli-
che Arbeitermilieu, waren die Kraftquel-
len der Parteien. … Das alles hat zu einem
Abstand der Parteien von der Gesellschaft
geführt. Das eben ist die Substanz der Krise
des Parteienwesens schon heute.“

Der Wettbewerb ist härter geworden

Dazu einige Zahlen: 
Die Stammwählerpotenziale der Parteien
schmelzen immer weiter ab. Nur noch 12
Prozent der SPD-Wähler sind „Kernwäh-
ler“ – für sie kommt keine andere Partei in
Frage. Weitere 14 Prozent sind Randwäh-
ler, also SPD-nahe, aber nicht verlässlich.
Bei der Union sehen die Zahlen fast genau
so aus. 14 Prozent rechnen die Wahlfor-
scher zu den Unsicheren und 11 Prozent
zu den Nichtwählern, zusammen also ein
Viertel der Wählerschaft. Die strategische
Folgerung daraus kann nur lauten: Um
erfolgreich zu sein, muss die SPD Wähle-
rinnen und Wähler aus allen Bereichen
der Gesellschaft ansprechen und gewin-
nen.
Auch das Parteiensystem in der Bundesre-
publik ist pluralistischer geworden. Die in
den 80er-Jahren noch verbreitete Erwar-
tung in das Verschwinden der Grünen hat
sich nicht erfüllt, ebenso wenig die Erwar-
tung in den 90er-Jahren in das Verschwin-
den der PDS. Der Wettbewerb ist härter
geworden. Mehr als 10 Prozent der früher
unter Umständen erreichbaren Stimmen
sind fest an neue Gruppierungen verge-
ben.
Die SPD hat 1998 gewonnen, weil sie viele
Stimmen aus dem CDU-Lager (1,35 Mil-
lionen) und dem Lager der Nichtwähler
(1,13 Millionen) geholt hat. Ebenfalls
einen erheblichen Stimmenzuwachs
erzielte die SPD in Ostdeutschland (plus
637.000 Stimmen).
Insgesamt haben 1998 über 20 Millionen
Menschen der SPD und Gerhard Schröder
ihr Vertrauen ausgesprochen. 1998 hat die
SPD im Vergleich mit der Union eine enor-
me Mobilisierungsleistung erbracht. 
Alle anderen Parteien – bis auf die PDS –
haben 1998 Stimmen eingebüßt, die
Union sogar in dramatischem Umfang.
Auf dem Hügel all dieser Daten stehen
nun die Wahlkampffeldherrn, die einen
etwas höher, die anderen etwas tiefer,
und denken über Strategien nach, um die
nächste Anhöhe zu besetzen. Wer jetzt
oben ist, will’s auch dort wieder sein. Wer’s
nicht ist, will’s werden. So weit, so einfach
– jedenfalls was die Zielbestimmung
betrifft. 
Vor dem Ziel aber stehen die Gefechte, 
um für einen Moment bei der martia-
lischen Terminologie von Clausewitz zu
bleiben – der Strategie bekanntlich als
den Gebrauch der Gefechte zum Zweck
des Kriegsziels definierte – im Unterschied
zur Taktik, die den Gebrauch der Streit-
kräfte zum Zweck des Sieges im Gefecht
lehrt.

Strategisches Hauptziel ist 
die Mobilisierung

Ein erstes strategisches Postulat aus den
skizzierten Erkenntnissen lautet: Die
Mobilisierung von 1998 muss auch 2002

wieder erreicht werden. Der Stimmenvor-
sprung der Koalitionsparteien vor der
Opposition ist nämlich geringer, als es die
Verteilung der Mandate vermuten lässt. Er
beträgt nur rund 550.000 Stimmen. Das
heißt, wenn sich am 22. September 2002
bei ansonsten gleichen Verhältnissen
etwa 275.000 Wählerinnen und Wähler
statt für die Koalitionsparteien für die der
Opposition entscheiden, ist der Vorsprung
weg. 275.000 – das sind gerade einmal
0,56 Prozent des Elektorats.

Wahlprogramme bleiben zwar
unverzichtbar

Im Mittelpunkt des Wahlkampfes, damit
verrate ich kein Geheimnis, stehen der
Bundeskanzler – und das Wahlprogramm. 
Programme bleiben unverzichtbar, weil
nur sie die thematische Vielfalt politischer
Aufgaben in komplexen modernen Ge-
sellschaften zusammenfassen können.
Nur Programme können – ausgerichtet an
Grundwerten und normativen Leitbildern
– aufeinander bezogene Handlungsziele
widerspruchsfrei formulieren. Im Wahl-
kampf stehen Programme im Hinter-
grund, auf Anfrage vorzeig- und vertret-
bar, aber im argumentativen Tagesge-
schäft nicht in der Auslage. Mit Program-
men gewinnen Kandidaten eben wegen
deren Komplexität kein Gesicht, sondern
nur mit einer an den zentralen Bedürfnis-
sen der Wählerinnen und Wähler orien-
tierten begrenzten Auswahl. Dafür muss
zusätzlich eine verständliche Sprache
gefunden, müssen markante Zeichen
gesetzt werden, deren Symbolcharakter
keine Zweifel zulässt.

Doch sie müssen verkörpert werden

Die Nominierung des niedersächsischen
Landtagswahlsiegers Gerhard Schröder
im Frühjahr 1998 zum Bundestagsspitzen-
kandidaten war zum Beispiel ein solches
Zeichen: Unmissverständlich wurde zum
Ausdruck gebracht, dass ein Kandidat es
ernst meinte mit dem ansonsten „nur“
programmatisch deklamierten Ziel „Inno-
vation durch Regierungswechsel“. Weil 
zugrunde liegende Wertorientierung,
Programm und symbolisch akzentuiertes
Image geeignet in der politischen Kom-
munikation vermittelt wurden und sich
glaubhaft leitmotivisch in der Person ver-
dichteten, wurde dem gesellschaftlich 
geforderten Bild am Ende erfolgreich ent-
sprochen.
Auf die Übereinstimmung von Wertorien-
tierung, Programm und Image kommt es
an. Auch professionell perfektes Image-
Management kann Defizite der Pro-
gramminhalte oder gar der Wertgrundla-
gen nicht ersetzen. Jedenfalls nicht auf
Dauer. Der „Kaiser-Kandidat“ würde
rasch als nackt entdeckt. Die zeitweiligen
Erfolge rechtsextremer oder rechtspopu-
listischer Kandidaten in demokratischen
europäischen Staaten bestätigen diese
These, machen aber auch deutlich, dass
die basalen Wertorientierungen sowohl
der Wählerinnen und der Wähler als auch
der Kandidaten in einem Spektrum streu-
en, an dessen Rändern antidemokratische
Elemente siedeln.
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Nur langfristige Bemühungen
zahlen sich aus

Stabile Images von Personen und Organi-
sationen in der öffentlichen Wahrneh-
mung zu verankern, gelingt nicht mit eini-
gen wenigen spektakulären Äußerungen
oder Aktionen, sondern erfordert lang-
fristig angelegte, kontinuierliche An-
strengungen, möglichst ohne Ausreißer,
die den Betrachter verunsichern, weil sie
sich nicht in das sich konturierende Bild
fügen. Dazu gehören Konzentration auf
wenige (Gewinner-)Themen, die De-
monstration von Kompetenz (weder zu
verwechseln mit bloßem Faktenwissen
noch mit analytisch elaborierter Wissen-
schaftlichkeit). Dazu gehört die Bereit-
schaft, die eigenen Leitmotive und Pro-
grammpunkte immer wieder durchzu-
buchstabieren. Eine der gut bestätigten
Erkenntnisse der politischen Kommunika-
tionsforschung lehrt, dass Aussagen erst
dann breitenwirksam beim Publikum
„ankommen“, wenn der Kandidat selbst
sie schon lange nicht mehr hören mag.
Wer sich der dramaturgischen Strategie
eines Wahlkampf unterwirft, beteiligt sich
bewusst und entschieden an der Inszenie-
rung von Ereignissen mit dem Ziel, Men-
schen zugunsten der eigenen An- und
Absichten zu beeinflussen. Das ist weder
illegitim noch unmoralisch, sondern Ele-
ment jeder Kommunikation, die über die
Wissensvermittlung hinaus Meinungen
formen und Handlungen anleiten will.
Erfolge stellen sich dabei um so eher ein,
wenn der Kandidat über Möglichkeiten
verfügt, mit den angesprochenen Men-
schen gemeinsam praktisch etwas zu erar-
beiten.

„Innovation und Gerechtigkeit“:
das zog 1998

Eine deutliche und in diesem Ausmaß
nicht erwartete Mehrheit wählte am
27.9.1998 ein Projekt: Innovation und
Gerechtigkeit.
Die Vorsitzende der CDU, Angela Merkel,
bemerkte dazu:
„Ferner war sehr belastend, dass die
Union das Thema Gerechtigkeit verlor. Es
wurde ihr abgesprochen, die notwendi-
gen Schritte in der Wirtschaftspolitik mit
sozialer Symmetrie in Einklang bringen zu 
können.“
Betrachten wir die Entscheidung für Inno-
vation und Gerechtigkeit etwas näher:
Innovation bedeutet nichts anderes als
Erneuerung, also in jedem Fall auch Ver-
änderungen, und Gerechtigkeit, worun-
ter landläufig soziale Gerechtigkeit ver-
standen wird, wie es auch in der zitierten 
Bewertung Angela Merkels zum Ausdruck
kommt. Angesprochen und für das Resul-
tat in Anspruch genommen wurde eine
seinerzeit nicht näher beschriebene
„NEUE MITTE“, die eigentlich die gesamte
Gesellschaft umfasst, sehen wir von den
Nabobs am einen und den Underdogs am
anderen Ende der Skala ab.
Wurde ein solches Projekt wirklich ge-
wählt? Aus den Reaktionen der Öffent-
lichkeit auf die von der rot-grünen
Bundesregierung und Bundestagsmehr-
heit getroffenen politischen Entscheidun-

gen haben wir gelernt, was gewählt – und
was nicht gewählt wurde:
• Innovation ja, soweit Innovation mehr

Investitionen in Forschung und Bil-
dung, die Förderung von Solartechnik
oder die Verbesserung der Lage der
Familie bedeutet. Innovation nein,
soweit sie wirkliche persönliche Verän-
derung oder gar persönlichen Verzicht
bedeutet.

• Gerechtigkeit ja, soweit sie mit einem
grundsätzlichen „weiter so“ einher
geht. Gerechtigkeit nein, wenn auch
erweiterte Pflichten für die je eigene
Person beinhaltet sind. 

• Reformen ja, aber nur wenn sie kon-
fliktfrei zu erreichen sind. 

Einige der Schwierigkeiten der Bundesre-
gierung rühren daher, dass nicht wirklich
grundlegenden Veränderungen und
Reformen gewählt wurden.

Eine Rückkehr zur Politik?

Eine der Aporien der parlamentarischen
Demokratie besteht darin, dass sie Stim-
mungen, die in unserer medienhörigen
Gesellschaft noch verstärkt werden, und
seien sie noch so kontraproduktiv, aufneh-
men muss, weil Politiker und Politikerin-
nen sonst mit Abwahl bestraft werden.
Eine SPD, die ihre Politik aber nur nach 
momentanen Umfrageergebnissen und
Medienberichterstattungen ausrichten
würde, könnte weder Innovation noch
Gerechtigkeit – im umfassenden Sinne –
fördern.
Es war unumgänglich und erfolgreich, die
nach 16 Jahren konservativer Regierung
eingetretene Starre aufzubrechen. Un-
verzichtbar ist aber ebenso Rücksicht auf
die Stabilitäts- und Sicherheitsbedürfnisse
der Menschen. Das galt schon vor dem 
11. September 2001. Der 1989 eingeleite-
te weltpolitische Umbruch, als Beginn der
beschleunigten Globalisierung nur un-
zureichend auf den Begriff gebracht,
erzeugte auch Orientierungsunsicherheit.
Die Signale von Seattle und Genua waren
mehr als nur der Protest der Verlierer, die
beim Siegeszug des globalen Kapitalismus
unter die Räder kamen. 
Ich zitiere noch einmal Franz Walter, des-
sen Arbeit ich schätze, auch wenn er der
SPD alles andere als nur freundliche Dinge
sagt. Er stellte in der schon erwähnten
Halbzeitbilanz aus dem Herbst 2000 fest:
Jüngere Eliten „haben sich von Politik 
abgewandt. Für sie ist das nicht mehr das
entscheidende Instrument, nicht mehr
Hebel, Agens oder Motor für gesellschaft-
lichen Einfluss und Veränderung … Sie
gehen in die Wirtschaft, aber nicht in die
Politik.“
Ich ergänze im Herbst 2001: Viele kommen
jetzt zurück, auch in die Politik. Niemand
spricht mehr von der Entbehrlichkeit der
Politik. Selbst große Verbände und Unter-
nehmen sehen auf den Staat wie auf
einen Schutzheiligen. Erwartungen an die
Politik, die tiefgreifenden Veränderungen
der Zeit vielleicht doch gestalten zu kön-
nen, bringt sie wieder mehr in den Mittel-
punkt des konkreten Handelns und der
perspektivischen Vorausschau, auch näher
an die Sorgen und Hoffnungen der Men-
schen. Politik nicht als Garantie, aber als

die Chance – und wahrscheinlich die einzi-
ge –, die Fragen dieser und der kommen-
den Zeit angemessen zu beantworten.

Das neue Motto heißt:
„Sicherheit im Wandel“

Diese Rückkehr zur Politik wundert uns
nicht und zwingt die SPD nicht, sich zu
ändern. Wir haben die Bedürfnisse, die
jetzt wieder massiv und prominent arti-
kuliert werden, frühzeitig erkannt, als
berechtigt anerkannt und sie aufgegrif-
fen: Nicht erst seit drei Monaten, sondern
seit fast zwei Jahren steht die strategische
Ausrichtung auf den Wahlkampf 2002
unter dem Motto: Sicherheit im Wandel. 
Ich halte hier keine Wahlkampfrede, aber
ich muss auf einige politische Entschei-
dungen hinweisen, weil es auch strategi-
sche Entscheidungen sind. Sie müssten
genau so getroffen werden, auch wenn im
September 2002 kein neuer Bundestag
gewählt würde. Aber – ein Schelm, wer
Böses dabei denkt – die Partei wäre
schlecht beraten, würde sie nicht beden-
ken, dass sie sich auch um die Verlänge-
rung des Mandats zu bemühen hat.
In dieser Perspektive hat der Parteitag der
SPD im November einige komplexe
Beschlüsse verabschiedet, die sich sämt-
lich unter der Überschrift „Sicherheit im 
Wandel“ zusammenfassen lassen. Diese
Beschlüsse betreffen die wichtigsten Poli-
tikfelder. Sie beschreiben kurz-, mittel-
und langfristige Aufgaben für das Regie-
rungshandeln und formulieren damit
auch Maßstäbe für das konkrete Wahlpro-
gramm.
Mit den Nürnberger Beschlüssen zur Au-
ßenpolitik, zur inneren und äußeren
Sicherheit, zu „Sicherheit im Wandel“, zur
Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, zur
Sozial- und Gesundheitspolitik, zur Fami-
lien- und Jugendpolitik, zur Bildungspoli-
tik, zur Europapolitik, zur Zuwanderung
und zur Bioethik verfügt die SPD über eine
gute Grundlage für die Kampagne und
das „Wahlprogramm 2002–2006“.
Zur Zeit läuft eine umfangreiche Umfrage
unter allen 750.000 Mitgliedern, deren
Auswertung bei der Festlegung der zent-
ralen Programmthemen und -aussagen
erhebliches Gewicht besitzen wird.

Parteireform in Richtung
„Netzwerkpartei“

Ich will das Thema jetzt nicht vertiefen,
aber wenigstens erwähnen: Die von Gene-
ralsekretär Franz Müntefering eingeleite-
ten Reformen der Parteiorganisation ste-
hen natürlich auch in der strategischen
Perspektive der Sicherung und Verbesse-
rung von Wahlergebnissen. Die Organisa-
tion und die Arbeitsweisen, die der Indust-
riegesellschaft angemessen waren, sind es
in der Wissens- und Informationsgesell-
schaft nicht mehr. Ich weiß, dass man sich
mit derart abstrakten, monothematisch
zugespitzten Charakterisierungen auf
dünnem Eis bewegt. Auch im Jahr 2020
wird die deutsche Erwerbsbevölkerung
nicht ausschließlich mit Computern, Han-
dies und anderem elektronischen Gerät
hantieren, sondern auch mit Schrauben-
schlüsseln und Bohrern, an Werkbänken
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und Laufbändern, dort mehr und mehr
neben dem Kollegen Roboter. 
Gleichwohl: Die gesellschaftlichen Um-
wälzungen in unserer und den uns umge-
benden Gesellschaften sind und bleiben
signifikant und verlangen nach Anpas-
sung. Wir diskutieren und betreiben diese
Anpassung unter dem Leitbegriff der
Netzwerkpartei – analog zur Netzwerkge-
sellschaft.
Die SPD hat es lange versäumt, sich in ihrer
Mitgliedschaft entlang des ökonomischen
und gesellschaftlichen Wandels zu ver-
breitern. Die gegenwärtigen Traditionen
und Strukturen, das Programm und die
Parteiorganisation, brauchen eine umfas-
sende Modernisierung. Denn am Beginn
des 21. Jahrhunderts ist offensichtlich,
dass neue politische Arbeitsformen und
ein neuer Politikstil notwendig sind.
„Netzwerke bilden“ lautet eine wichtige
Antwort auf die wachsende Distanz 
der unterschiedlichen gesellschaftlichen
Milieus und die Zersplitterung des politi-
schen Publikums.

Die Konsequenzen daraus

Die Chiffre Netzwerkgesellschaft verweist
auf Entwicklungen, die grob skizziert
gekennzeichnet sind durch
– Verflüssigung statischer Strukturen
– Abbau von Hierarchien
– Beschleunigung von Prozessen
– Demokratisierung von Wissen
– Dynamisierung des sozialen Wandels.
Um in einer so bewegten Umwelt hand-
lungsfähig zu bleiben, müssen Kompeten-
zen gefördert werden, die sich von denen
unterscheiden, die zum Erfolg der alten 
Arbeiterpartei SPD beigetragen haben.
Wir haben damit begonnen. Das fängt mit
der professionell betriebenen Aus- und
Weiterbildung der haupt- und ehrenamt-
lichen Mitarbeiter der Partei an und hört
mit dem Intra-Net für alle Mitglieder der
Partei noch lange nicht auf. Ich brauche
nicht zu erläutern, was es auch wahl-
kampfstrategisch bedeutet, 12.500 Orts-
vereine, 100.000 und mehr aktive Mitglie-
der verzugslos, simultan und umfassend
zu erreichen, mit Argumenten und Mate-
rial versorgen, koordiniertes Handeln
anleiten zu können.

Beteiligung von Zeit zu Zeit, 
doch ohne feste Bindung

Netzwerke ersetzen nicht die bestehen-
den Strukturen der SPD, aber sie sind 
entscheidende Elemente für die notwen-
dige Erneuerung der Partei. Sie sind die
Voraussetzung dafür, dass die SPD das
Lebensgefühl, die Werte und Themen der
Mehrheit der Gesellschaft verkörpern
kann, um als Partei in der Mitte der Gesell-
schaft im dauerhaften Diskurs mit all den
Menschen zu stehen, die sich selbst nicht
fest an eine Organisation binden wollen,
aber zu gesellschaftlichem und politi-
schem Engagement bereit sind. Sie sind es
nicht immer, wahrscheinlich auch nicht
immer öfter, aber gewiss immer einmal
wieder.
Ich will damit sagen: Überstrapazieren wir
den Begriff nicht, überschätzen wir die
Tragfähigkeit des Netzes nicht. Landauf,
landab wurde mit der Verleihung von Aus-
zeichnungen und Preisen, mit Reden in
hohem Ton das „Jahr des Ehrenamtes“,
des „bürgerschaftlichen Engagements“
beendet. Von civic society, „Bürgergesell-
schaft“, „Bürgerarbeit“ (Ulrich Beck) ist
schon seit Jahren die Rede – vornehmlich
wenn es darum geht, staatliche Leistun-
gen durch private zu substituieren. Ich
beteilige mich daran mit Eifer und Interes-
se, aber ohne Illusionen. Delegation und
Repräsentation wurden von den Men-
schen erfunden, um sich von kontinuier-
licher Beteiligung zu entlasten. Es ist nicht
anzunehmen, dass die damit erzielten
individuellen Gewinne einfach wieder
aufgegeben werden. 
Wer dem zustimmt, muss eine weitere
strategische Konsequenz ziehen: Das
Netz, dessen Knoten thematisch akzen-
tuierte Aktivitätszentren bilden, ist so 
zu knüpfen, dass diese Zentren sowohl
jederzeit beteiligungsoffen, aber nie für
den Zusammenhalt und die Funktions-
fähigkeit des Netzes alleine verantwort-
lich sind. Das Internet gibt ein gutes 
Beispiel ab; es verkraftet den zeitweisen
Ausfall ganzer Sektoren, weil in seiner
nicht hierarchischen Struktur jederzeit
Ausweichpfade offen stehen, auf de-
nen inaktive Bereiche umgangen werden
können.

„Renaissance des Staates“?

In einem klugen Artikel, nachzulesen in der
Zeitschrift„Berliner Republik“ (für Internet-
Kunden: www.b-republik.de), abgedruckt
auch in der Frankfurter Rundschau vom 
7. Dezember beschreibt der in London le-
bende Journalist Jürgen Krönig die Renais-
sance des Staates als Ausdruck des Sicher-
heitsbedürfnisses der Bürger unter dem
Eindruck manifester und latenter Bedro-
hungen. „Wenn etwas nicht klappt, wie es
soll“, so sein Resümee, „wenn es gar zu grö-
ßeren Unfällen oder Katastrophen kommt,
dann scheren sich die Wähler nicht um Be-
sitzverhältnisse. Stets und überall ziehen sie
die Regierenden zur Verantwortung.“
Und Krönigs Münchner Kollege Riehl-Hey-
se konstatiert nach einem Deutschland
weiten Rundgang durch die Parteien-
landschaft (in der Wochenendausgabe der 
Süddeutschen Zeitung vom 17. November)
„ein immer geringeres Interesse des Staats-
volks an der Demokratie: Der Staat soll für
Arbeitsplätze sorgen, irgendwie, und da-
für, dass in die deutschen Hochhäuser keine
Flugzeuge von Selbstmördern rasen. Wie
er das hin bekommt, ist seine Sache.“

Welche Folgerungen für den
Wahlkampf?

Diese Beobachtungen ergänzen einander.
Und intelligente Wahlkampfstrategie tut
gut daran, den Befund ernst zu nehmen
und neben das Leitbild der aktiven Bür-
gergesellschaft zu stellen. Weil sich sonst
die gute Idee vor der weniger guten Wirk-
lichkeit blamiert, wovor schon der Trierer
Philosoph Karl Marx gewarnt hat.
Ich habe einleitend Clausewitz zitiert, wie
es sich gehört, wenn von Strategie die
Rede ist. Ich schließe mit einem anderen
preußischen Militär, dem Generalstabs-
chef des preußischen Heeres, Feldmar-
schall Moltke, genannt „der Schweiger“.
Der befand kurz und bündig: „Strategie
ist ein System von Aushilfen.“

Anmerkungen
Angela Merkel, Strategische Wahlkampf-Planung; in:
Altendorfer u.a., Der moderne Medienwahlkampf, Eich-
stätt: MEDIA PLUS Verlag, 2000, S. 663–670, Zit. S. 664

Für jede Wählerstimme bekommen die Parteien Geld
vom Staat – als Wahlkampfkosten-Rückerstattung. Die
großen Parteien bekommen das Gros ihrer Einnahmen
jedoch von ihren Mitgliedern. Die 734 693 Genossen
der SPD zahlten 77,6 Millionen Euro. Die CDU-Mitglie-
der, 616 722 an der Zahl, kamen für 55,5 Millionen
Euro auf. Spenden von Unternehmen und Privatperso-
nen sind eine weitere feste Größe in den Haushalten
der Parteien. Die SPD erhielt im Jahr 2000 rund 12,6
Millionen Euro, die CDU 28,5 Millionen Euro. Bei der
FDP stehen die Einnahmen in einem etwas anderen
Verhältnis zueinander: der größte Posten sind die
Spenden (8,5 Millionen Euro), gefolgt von staatlichen
Mitteln (7,4 Millionen Euro) und zuletzt den Mit-
gliedsbeiträgen (5,6 Millionen Euro). Globus
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Eine europapolitische Öffentlichkeit fehlt
in Deutschland weitgehend.  Zwar wird
die europäische Ebene immer wichtiger
für alle Politikfelder und damit für das
Leben der Menschen, kaum ein Problem
ist mehr im nationalen Alleingang zu
lösen. Dennoch bleibt in Wahlkämpfen
Europa durchweg ausgeblendet. Dabei
stehen zudem gegenwärtig wichtige
europäische Entscheidungen an, und die
Parteien verfügen auch über unterschied-
liche Konzepte, sei es für die europäische
Verfassungsfrage oder die Osterweite-
rung und wie sie zu finanzieren sei. Red.

Uninformierte Deutsche oder warum
spielen europäische Themen im
Bundestagswahlkampf keine Rolle?

Bundestagswahlen sind politische Gefech-
te um erheblich weniger als sie vorgeben.
Unbestreitbar geht es bei Bundestags-
wahlen um den Wahlsieg und die Aus-
übung der Macht nach der Wahl. Doch
diese Macht, politische Entscheidungen
zu treffen, ist im nationalen Rahmen der
EU-Staaten inzwischen weitgehend be-
grenzt. Eine Reihe von wichtigen Politik-
feldern, wie die Währungspolitik oder die
Agrarpolitik, sind bereits fast vollständig
„europäisiert“, das heißt der national-
staatlichen Kontrolle entzogen. Die meis-
ten anderen Politikfelder haben eine star-
ke europäische Komponente.1 Selbst
lange als schwer zu integrierend angese-
hene Politikfelder, wie die Justiz- und Ein-
wanderungspolitik oder die Politiken der
äußeren und inneren Sicherheit, wachsen
europäisch als Reaktion auf internationa-
len Terrorismus und Bürgerkriege vor der
Haustür der EU in jüngster Zeit immer
rascher zusammen.

Die Zukunft der Europäischen Union spielt
dennoch in Wahlkämpfen, ja selbst in
Europawahlkämpfen, eine geringe Rolle.
Das Interesse der deutschen Öffentlichkeit
an konkreten Problemen der europäi-
schen Integration bleibt marginal. Mei-
nungsforscher konstatieren einen im Ver-
gleich zu anderen europäischen Ländern
ausgesprochen schlechten Informations-
stand der Deutschen über die EU, nur noch
übertroffen von den Wissenslücken der
Briten.2 „Unkenntnis“ und ein „Gefühl
der Ferne“ prägen die Einstellung des
Wahlbürgers zu Europathemen.3 Die
Wahlbeteiligung bei Europawahlen liegt
– allerdings nicht nur in Deutschland –
deutlich unter derjenigen bei nationalen
Wahlen.
Bei Bundestagswahlen sucht man die Aus-
einandersetzung um die ja durchaus vor-
handenen unterschiedlichen Konzepte
der Parteien zur Gestaltung der europäi-
schen Integration meist vergebens. Wir
sind also mit einer merkwürdigen Unstim-
migkeit des demokratischen Prozesses
konfrontiert: Parteien und Politiker sehen
ihr wichtigstes Betätigungsfeld im natio-
nalen politischen Rahmen, weshalb für sie
nach wie vor die Bundestagswahlen der
entscheidende politische Wettbewerb
sind. Das tägliche Leben der Bürger wird
aber zunehmend durch Weichenstellun-
gen geprägt, die sich aus der Zusammen-
arbeit von Nationalstaaten, Regionen und
Interessengruppen in der EU ergeben. Für
die demokratische Willensbildung über
diese immer wichtiger werdenden Ent-
scheidungsprozesse bieten Bundestags-
wahlen keinen Ort.
Brüssel dient im Wahlkampf und in der
Regierungspraxis nicht selten als Chiffre
zur Politikentlastung im nationalen Rah-
men, die leider am besten funktioniert,
solange die Annahme der jeweiligen poli-
tischen Taktierer zutrifft, dass die Bürge-
rinnen und Bürger den Entscheidungspro-
zess der EU nicht durchschauen.4 Findet
eine Reform den Beifall der deutschen
Öffentlichkeit, so lässt sich die Bundes-
regierung gerne einen solchen Erfolg
zuschreiben, auch wenn sie nur auf EU-
Vorgaben reagiert hat. Ein Beispiel ist die
Aufhebung des Rabattgesetzes und der
Zugabeverordnung, die die Regierung in
ihrem Jahreswirtschaftsbericht zurückhal-
tend so kommentierte: 
„Diese Liberalisierung soll nach dem In-
krafttreten der EU-Richtlinie über den
elektronischen Geschäftsverkehr für den
Handel im Internet gleiche Wettbewerbs-
bedingungen für in- und ausländische
Anbieter sicherstellen. Andernfalls wür-
den künftig ausländische, auf dem deut-
schen Markt agierende Anbieter nur die –
durchweg vergleichsweise großzügigen –
rabattrechtlichen Regelungen ihres Hei-

matstaates beachten müssen, während
deutsche Unternehmen an das Rabattge-
setz gebunden blieben, das im internatio-
nalen und insbesondere europäischen Ver-
gleich sehr restriktiv ausgestaltet ist.“5

Keine Wort also von der in der Presse
durchaus zum Wohlgefallen der Regie-
rung gefeierten Bereicherung der Spaß-
gesellschaft durch die Jagd nach Schnäpp-
chen beim Einkauf oder – wie auch zu
hören war – vom Abschneiden alter Zöpfe
durch die Reform einer Gesetzgebung, die
aus den Jahren 1932 bzw. 1934 stammt.

Dem festen Glauben an die
umfassende Kompetenz des
Nationalstaats tragen die Politiker
Rechnung

Die geringe Bereitschaft der deutschen
Politiker, im Bundestagswahlkampf über
die EU zu sprechen, ist aus der Sicht eines
unideologischen, generell integrations-
freundlichen vor allem rational kalkulie-
renden „politischen Unternehmers“, zu
dem unsere Abgeordneten immer stärker
geworden sind,6 durchaus plausibel. Wa-
rum sollte ein Politiker darüber reden, was
er nach seiner Wahl in das deutsche Parla-
ment nicht tun kann bzw. was die deut-
sche Politik nicht mehr alleine entschei-
den kann. Der Wähler hat ohnehin Proble-
me, auch schon im deutschen Födera-
lismus, Kompetenzen zutreffend einer
politischen Ebene zuzuordnen. Aus Eigen-
interesse müssen sich die Politiker fragen,
ob es ihren Wahlchancen tatsächlich
nützt, wenn sie diese Verwirrung durch
zusätzliches Relativieren nationaler Poli-
tikkompetenz eventuell vergrößern und
nicht den bequemeren Weg gehen, ein-
fach umfassende Kompetenz für sich zu
reklamieren. „Das Publikum“, so die Par-
teienforscher Walter und Dürr7, „erwartet
von ihnen die kraftvolle Pose, den starken
Führungswillen. Also inszenieren sie die-
ses Stück.“
Dass immer noch ein fester Glaube an die
umfassende Kompetenz nationaler Politik
in den nationalen Bevölkerungen der EU
verankert ist, hat nicht nur damit zu tun,
dass insbesondere im nationalen Rahmen
für viele Bürger die Politik einem Gesicht
zugeordnet werden kann bzw. durch
Medienpräsenz zugeordnet wird, in der
EU jedoch nicht. Die verzerrte Wahrneh-
mung der Tragweite politischen Entschei-
dens bei der Bundestagswahl ist auch Aus-
druck eines demokratischen Defizits und
des weitgehenden Fehlens einer europäi-
schen Öffentlichkeit in der EU, zumindest
dann, wenn der Kern der europäischen
Integration nicht nur im möglichst rei-
bungslosen Zusammenspiel der Vertreter
der nationalen Regierungen gesehen
wird, sondern auch, wie es in Artikel 1 des
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EU-Vertrages heißt, in „einer immer enge-
ren Union der Völker Europas…, in der die
Entscheidungen möglichst offen und bür-
gernah getroffen werden“. Anders als die
Interessen der Verbände ist die Willensbil-
dung der Bürger und auch die politische
Kommunikation nur schwach, das heißt
meist indirekt über die nationalen Regie-
rungen bzw. die Mitwirkungsbefugnisse
des Europäischen Parlaments mit dem
europäischen Entscheidungsprozess ver-
netzt.

Eine europäische Öffentlichkeit fehlt
weitgehend

Für den europäischen Kontext der Bun-
destagswahl bedeutet dies, dass die Euro-
päische Union zwar eine Reihe von The-
men von höchster Wichtigkeit für die Uni-
onsbürger definiert, dass aber deren The-
matisierung in einem ersten Schritt dem
Diskurs der politischen Eliten und hier
wieder in erster Linie der politischen Exe-
kutive vorbehalten bleibt. Es bedarf ent-
sprechend förderlicher innenpolitischer
Konstellationen, um den Kommunika-
tionsraum über EU-Themen auf den na-
tionalen Parteienwettbewerb und im
Sonderfall sogar auf die Wahlentschei-
dung bei Bundestagswahlen zu erwei-
tern. Anfang des Jahres 2001 schienen sich
für die Union bestimmte Themen als
Wahlkampfmunition für das Jahr 2002
anzubieten. Im Februar spielte in den
Debattenbeiträgen von Unionspolitikern
der Befund des ifo-Instituts, München,
eine Rolle, dass in den ersten 15 Jahren der
EU-Osterweiterung vier bis fünf Millionen
Zuwanderer nach Deutschland zu erwar-
ten seien.8 Von März bis Mai 2001 entwi-
ckelte sich eine zaghafte Debatte zwi-
schen den beiden großen Volksparteien
über die Zukunft Europas, die ihren Höhe-
punkt, aber auch Endpunkt, in dem Ver-
fassungsvorschlag von Bundeskanzler
Schröder fand, der in der Bundesrepublik
überparteilichen Beifall fand. Der Spiegel
zitierte den bayerischen Staatsminister für
Bundes- und Europaangelegenheiten
Reinhold Bocklet hierzu: „Damit versucht
er (Schröder, R. S.), die Europapolitik für
die Bundestagswahl außer Streit zu stel-
len.“ Und schlussfolgerte: „Als Wahl-
kampfthema 2002 ist Europa erledigt –
zum Verdruss der Union.“9

Statt eines Diskurses über europapoliti-
sche Grenzen von Regierungshandeln fin-
det sich häufig das einseitige Vorpreschen
der Bundesregierung ohne Rücksicht auf
Realitäten der europäischen Integration,
wie die Debatte um die Entscheidungspa-
kete zur Inneren Sicherheit nach dem New
Yorker Terroranschlag zeigte. Der Bundes-
innenminister verkündet weitgehende
Eingriffe in geltendes Recht, ohne sich
selbst und damit auch die Bürgerinnen
und Bürger über die Reichweite der beste-
henden nationalen Verantwortung zu
informieren. In einem Europa ohne Bin-
nengrenzkontrollen („Schengenland“) ist
es beispielsweise wenig sinnvoll, zur Ter-
rorismusbekämpfung ohne Absprache
mit den anderen Schengenländern zu-
sätzliche Informationen (Fingerabdrücke
in Personalausweisen etc.) bei der Einreise
zu fordern.

Selbst die Euro-Einführung kein
Wahlkampfthema

Eine Konsequenz früherer europapoliti-
scher Entscheidungen, die Einführung von
Euro-Scheinen und -Münzen Anfang
2002, kann unter Umständen die Wahl-
entscheidung mit beeinflussen. Eine sol-
che Aussage ist selbstverständlich reich-
lich spekulativ, denn sie setzt voraus, dass
Fehlentwicklungen eintreten, die zudem
noch der Regierung angelastet werden
können. Auch wenn die Kritik am Euro vor
allem in Kreisen der Wissenschaft noch
nicht vollständig verstummt10 ist und auch
wenn in der Bevölkerung keine Euro-
Euphorie entstanden ist, hat sich nach den
Erhebungen der Demoskopie die Bevöl-
kerung in das Unvermeidliche gefügt.
„Trotz allen Unbehagens“, so Allensbach,
„scheint die Währungsunion für die
Bevölkerung eine Frage für Experten
geblieben zu sein. Darum sind vermutlich
auch alle Versuche gescheitert, den Euro
zum Wahlkampfthema zu machen.“11

Gelingt die Euro-Einführung reibungslos,
wird davon wohl keine der Parteien profi-
tieren. Selbst wenn es Probleme gibt, ist
nicht von vorne herein klar, dass in den
Augen der Wähler hier ein Regierungsver-
sagen zu konstatieren sein wird.

Immerhin stehen vier
Entscheidungen über die Zukunft
der EU an

Eines der großen europapolitischen The-
men, in das die Entscheidung bei der
Bundestagswahl 2002 eingebettet ist, ist
die Post-Nizza Agenda, d.h. die Entschei-
dung über mindestens vier Zukunftsfra-

gen der Europäischen Union: die Integra-
tion der Europäischen Grundrechtscharta
in die Verträge, eine Vereinfachung und
damit wohl auch Neusystematisierung der
Vertragslage, die Stärkung der institutio-
nellen Rolle der nationalen Parlamente im
europäischen Entscheidungsprozess und
die Gestaltung der Kompetenzabgren-
zung von europäischer und nationaler
Ebene. Entrückt werden diese dem Bun-
destagswahlkampf dadurch, dass sich die
EU-Mitgliedstaaten während der belgi-
schen Ratspräsidentschaft in der zweiten
Jahreshälfte des Jahres 2001 darauf einig-
ten, die Vorarbeiten für diese Fragen
einem beratenden Konvent anzuvertrau-
en, an dem Vertreter der nationalen
Regierungen und Parlamente, der EU-
Kommission und des Europaparlaments
mitarbeiten sollen.
Die neu gewählte Bundesregierung wird
aber spätestens Ende 2003 sich intensiv
mit diesen Themen auch öffentlich befas-
sen müssen, denn im Jahre 2004 soll eine
Regierungskonferenz über sie entschei-
den. Im Kern geht es bei den Themen des
Post-Nizza-Prozesses um die europäische
Verfassungsfrage.12 Soll Deutschland sich
dafür einsetzen, mit entsprechenden re-
daktionellen Vorgaben, den bereits er-
reichten europäischen Verfassungskern
auch in einem Verfassungsdokument her-
vorzuheben? Welches Institutionensys-
tem und welche Kompetenzordnung ist
konsensfähig? Geht Deutschland von
föderalistischen Vorstellungen im Hin-
blick auf die EU aus? Oder ist dem frühe-
ren Bundeskanzler Helmut Schmidt zuzu-
stimmen, der meint: „Die EU ist nicht reif
für eine Verfassung, die heute auch nicht
erforderlich ist; möglicherweise wird die
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In ihrer Bedeutung verkannt
ist ganz offensichtlich die Politik, die im Rahmen der EU gemacht wird. So mag es durch-
aus verwundern, dass die politischen Streitfragen innerhalb der Europäischen Union im
deutschen Bundestagswahlkampf so gut wie keine Rolle spielen, obwohl doch die künf-
tige Bundesregierung über den EU-Ministerrat eine entscheidende Rolle bei den
europäischen Weichenstellungen der nächsten Jahre spielen wird. Das Bild zeigt das
Gebäude des Europaparlaments in Brüssel. Foto: dpa-Fotoreport
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EU auch in einigen Jahrzehnten keine Ver-
fassung benötigen.“13

Welches Europa sollen wir wollen?

Die SPD erregte mit ihrem Leitantrag Ver-
antwortung für Europa für den Bundes-
parteitag in Nürnberg 2001 große öffent-
liche Aufmerksamkeit. Dieser forderte
„den Ausbau der Kommission zu einer
starken europäischen Exekutive“, „die
weitere Stärkung der Rechte des Europäi-
schen Parlaments mittels Ausweitung der
Mitentscheidung und volle Budget-
hoheit“ , sowie „den Ausbau des Rates zu
einer europäischen Staatenkammer“. Un-
schwer ist hier ein europäischer Föderal-
staat zu erkennen, mit einem Zweikam-
merparlament bzw. einem Parlament und
einem Bundesrat nach deutschem Vorbild. 
Außenminister Joschka Fischer sieht dem-
gegenüber in einem Staat Europa besten-
falls ein Fernziel und tritt pragmatisch für
eine Effektivierung der Rolle der National-
staaten im europäischen Einigungspro-
zess ein. „Die bisherige Vorstellung eines
europäischen Bundesstaates“, so Fischer
in seiner Rede an der Berliner Humboldt-
Universität,14 „der als neuer Souverän die
alten Nationalstaaten und ihre Demokra-
tien ablöst, erweist sich als ein syntheti-
sches Konstrukt jenseits der gewachsenen
europäischen Realitäten. Die Vollendung
der europäischen Integration lässt sich
erfolgreich nur denken, wenn dies auf der
Grundlage einer Souveränitätsteilung von
Europa und Nationalstaat geschieht.“
Entsprechend ist für ihn die im Post-Nizza

Prozess vorgesehene Entscheidung über
eine zukünftige Rolle der nationalen Par-
lamente im europäischen Entscheidungs-
prozess die logische Folge des fortwäh-
renden Gewichtes der Nationalstaaten.
Die christdemokratische Opposition be-
tonte immer wieder ihre Vorbehalte
gegen einen europäischen Superstaat, die
CSU wendet sich auch gegen den Automa-
tismus der immer enger werdenden Union
ohne klare Kompetenzabgrenzungen der
politischen Ebenen. Die CDU möchte auf
die Bindekraft des Nationalstaates nicht
verzichten. Wolfgang Schäubles Position,
beispielsweise, ist hier ähnlich der des
Außenministers, auch wenn beide zu
unterschiedlichen Schlussfolgerungen
hinsichtlich der institutionellen Ausgestal-
tung der EU kommen.15 Für Schäuble
bleibt das Nationale „eine wichtige Iden-
tifikation für die Menschen, und deshalb
bleibt der Nationalstaat für absehbare
Zeit politisch die wichtigste Integrations-
ebene. Auf die daraus entstehenden Bin-
dekräfte ist eine Europäische Union ange-
wiesen, wenn sie gelingen soll.“
Weniger die institutionellen Details der
EU-Reformagenda als vielmehr die Posi-
tionierung der Bundesrepublik in der Ver-
fassungsfrage, also in der Frage, welches
Europa wollen die Deutschen, wäre ange-
sichts der bevorstehenden Entscheidun-
gen im Jahre 2004 am Ende des Post-
Nizza-Prozesses sicherlich Wert, zu einem
Merk- und Markenzeichen von Parteien
im Bundestagswahlkampf gemacht zu
werden. Es steht aber zu befürchten, dass
trotz aller Klagen über die Bürgerferne

der EU und Hinweisen darauf, dass den
Bürgern eine europäische Vision nahege-
bracht werden müsste,16 der Bundestags-
wahlkampf 2002 sich mit der Zukunft
Deutschlands in der EU nicht adäquat aus-
einander setzen wird.

Auch die EU-Osterweiterung 
steht ja vor der Tür

Politisch vor der Tür steht die Osterweite-
rung der Union. Es ist schon bedenklich,
dass der Deutsche Bundestag sich bei der
Entscheidung über die Ratifizierung des
Vertrages von Nizza keine Zeit zu einer
europapolitischen Grundsatzdebatte
nahm. Die Annahme, der Vertrag hätte
die EU institutionell erweiterungsfähig
gemacht, ist mehr eine Hoffnung als der
Konsens von Wissenschaft und Europapo-
litikern. Repräsentativ für erstere steht
Werner Weidenfelds Beobachtung, der
Vertrag von Nizza „sendet zwar einerseits
das eindeutige Signal an die mittel- und
osteuropäischen Staaten, dass ihrem Bei-
tritt von Seiten der Union formal nichts
mehr entgegensteht, hat aber anderer-
seits nicht die nötigen Vorkehrungen
getroffen, um die Union tatsächlich auf
ihre Erweiterung vorzubereiten“.17 Die
Position engagierter Europapolitiker
drückt sich in der gemeinsamen Stellung-
nahme der Berichterstatter des Europäi-
schen Parlaments Elmar Brok (Europäische
Volkspartei) und Dimitrios Tsatsos (Sozial-
demokraten) aus. Sie konstatierten, dass
durch den Vertrag von Nizza die Hand-
lungsfähigkeit der EU nur marginal ver-
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bessert wurde, das demokratische Defizit
der EU gewachsen sei und die Entschei-
dungsprozesse der EU sehr viel komplexer
und weniger transparent wurden.18

Strittig bleiben auch Details der EU-Ost-
erweiterung, nicht nur auf einzelne Staa-
ten bezogen, wie im Falle Tschechiens
wegen des Atomkraftwerks in Temelin
bzw. der CSU-Forderung nach Rücknahme
der Benes-Dekrete. Die Furcht der grenz-
nahen Bevölkerung und der dortigen
Unternehmen vor der Billigkonkurrenz
ausländischer Arbeitskräfte nach der
Osterweiterung soll mit einer Übergangs-
frist von sieben Jahren für deren volle Frei-
zügigkeit entgegen gesteuert werden.19

Dies beantwortet allerdings nicht die
Grundsatzfrage, wem die Osterweiterung
in erster Linie nützt. Die Position, dass die
Osterweiterung im deutschen Interesse
sei, ist unter den politischen Entschei-
dungsträgern rasch konsensfähig, aber in
der Bevölkerung insgesamt schwächer
verankert. Die Frage, ob die Osterweite-
rung aus dem Parteienstreit herausgehal-
ten wird, hängt vom Prozessverlauf der
Osterweiterung ab. 
Kompliziert wird die Lage durch die
Zypern-Frage, insbesondere wenn Grie-
chenland seine Zustimmung zur Osterwei-
terung von der vorherigen Aufnahme
Zyperns in die EU abhängig macht, und
damit zusammenhängend der Haltung
der Türkei. Wie reagiert die Türkei auf
einen Beitritt Zyperns zur EU, was
geschieht mit Nordzypern und wie gestal-
tet sich das Verhältnis Türkei-EU auch
angesichts der engen Bündnispartner-
schaft der größeren EU-Staaten und der
USA, sowie Zyperns in der NATO, die sich
gerade wieder im Kampf gegen den inter-
nationalen Terrorismus bewährt hat? Das
Einräumen eines Kandidatenstatus der
Türkei für den EU-Beitritt in gleicher
Weise wie den Staaten Mittel- und Osteu-
ropas könnte den europapolitischen Kon-
sens der deutschen Parteien in der Euro-
papolitik aufbrechen. 

Wie soll die EU-Erweiterung
finanziert werden?

Umstritten bleibt auch, wie die Osterwei-
terung finanziert werden soll. Für die jet-
zige Bundestagswahl ist dieses Thema im
Unterschied zur vollen Freizügigkeit der
Arbeitnehmer unmittelbar relevant. Die
nächste Regierungskoalition wird sich im
Jahre 2005/ 2006, also gerade in der Vor-
bereitung der Bundestagswahl 2006, mit
der Frage auseinander setzen müssen, ob
sie die Nettozahlerposition der Bundesre-
publik Deutschland in der EU relativieren
will. Bundeskanzler Gerhard Schröder
hatte sein Amt mit der deutlichen Aussage
angetreten: „In der Vergangenheit sind
die notwendigen Kompromisse häufig
zustande gekommen, weil die Deutschen
sie bezahlt haben. Diese Politik ist an ihr
Ende gekommen.“20

Inzwischen ist aber deutlich, dass die
Finanzierungsprobleme der EU zu harten
Entscheidungen führen müssen, die eng
mit Entscheidungen über die nationale
Haushaltspolitik verbunden sind. Entwe-
der kommt es zu einer grundlegenden
Reform der europäischen Agrar- und

Strukturpolitik und damit auch zur Kos-
tenreduktion auf diesen beiden Politikfel-
dern, die bislang mehr als zwei Drittel des
EU-Haushaltes ausmachen, oder die EU
muss sich neue Finanzquellen erschließen.
Die belgische Präsidentschaft 2001 hat
bereits eine EU-Steuer ins Gespräch
gebracht.21 Der mit diesem Vorstoß ver-
bundene Vorschlag, um „Belastungsneu-
tralität“ für die Steuerzahler zu erreichen,
im Ausgleich nationale Steuern zu senken,
trüge der bereits bestehenden Steuerbe-
lastung der Deutschen Rechnung. Die
Erfahrung lehrt allerdings, es wird immer
gute Gründe geben, ein einmal gewährtes
steuerpolitisches Instrument weiter aus-
zubauen. Es gibt aber auch eine Reihe
praktischer Probleme mit einer EU-Steuer,
z.B. die Frage, angesichts der Vielfalt der
Steuersysteme der Mitgliedsländer, sollen
jeweils unterschiedliche Steuerarten mit
entsprechend unterschiedlichen Konse-
quenzen für die nationale Wirtschafts-
entwicklung für Rabatte herangezogen
werden?

Beschäftigungspolitik und
Innovationsförderung

Beherrschendes Thema bei Bundestags-
wahlen ist aus gutem Grund mit bedau-
ernswerter Regelmäßigkeit die „Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit“. Auch wenn in
politischen Auseinandersetzungen immer
wieder die Bedeutung der Internationali-
sierung der Wirtschaft und der internatio-
nalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit
betont wird, bleibt es in deutschen Wahl-
kämpfen merkwürdig stumm, wenn es um
die Rolle Europas bei der Beschäftigungs-
sicherung geht. Der Amsterdamer Vertrag
sah durch seinen Artikel 127 erstmals vor,
dass die Gemeinschaft Anreizmaßnahmen
zur Förderung der Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitgliedstaaten und zur Unter-
stützung ihrer Beschäftigungsmaßnah-
men beschließen kann. Dies bedeutete
keine Harmonisierung der Beschäfti-
gungspolitik. Die EU-Länder einigten sich
auf dem Kölner Gipfel von 1999 auf einen
Europäischen Beschäftigungspakt, der vor
allem die Funktion der Politikkoordinie-
rung haben soll. Als Schwerpunkte des
Paktes wurden genannt:
– die Koordinierung der Wirtschafts-

politik in der EU und die Verbesserung
des wechselseitigen Zusammenwir-
kens von Lohnentwicklung sowie der
Geld-, Haushalts- und Finanzpolitik
durch einen makroökonomischen Dia-
log der Entscheidungsträger auf diesen
Politikfeldern (der so genannte Köln
Prozess),

– die Weiterentwicklung und bessere
Umsetzung der koordinierten Beschäf-
tigungsstrategie zur Verbesserung von
Beschäftigungsfähigkeit, Unterneh-
mergeist, Anpassungsfähigkeit der
Unternehmen und ihrer Arbeitnehmer
und gleichberechtigter Teilhabe von
Frauen an der Erwerbsarbeit (der so
genannte Luxemburg Prozess) und

– umfassende strukturelle Reform und
Modernisierung zur Verbesserung der
Innovationsfähigkeit und der Effizienz
der Güter-, Dienstleistungs- und Kapital-
märkte (der so genannte Cardiff Prozess).

Diese ambitionierte Strategieerklärung
blieb in Einzelheiten wenig konkret. Viele
der bekannten europäischen Politiken,
wie die Strukturpolitik oder der Ausbau
der Transeuropäischen Netze werden nun
in den Beschäftigungskontext gestellt. In
der Zukunft liegt die Hoffnung der EU auf
Innovationen, die man sich vor allem im
Kontext des Entstehens einer europäi-
schen Informationsgesellschaft erwartet.
Ein Aktionsplan eEurope 2002 wurde im
Juni 2000 von der Tagung des Europäi-
schen Rates in Feira22 verabschiedet. Das
Hauptinstrument zur Modernisierung der
Wirtschaft in der EU in den nächsten Jah-
ren ist die Schaffung eines europäischen
Forschungsraums23, für dessen Verwirkli-
chung sich die Staats-und Regierungschefs
der EU auf dem Gipfel von Lissabon im
März 2000 eingesetzt haben. Die Situation
der Forschung in Europa wurde als besorg-
niserregend beschrieben, Europa drohe
ein Verlust an Wachstum und Wettbe-
werbsfähigkeit. Nur eine verbesserte Or-
ganisation der Forschungsanstrengungen
und die Mobilisierung gesellschaftlicher
Unterstützung biete einen Ausweg. Ne-
ben dem Forschungsrahmenprogramm
der EU sollen hierzu die anderen Politikbe-
reiche und Instrumente der EU beitragen,
ebenso wie die Koordination der nationa-
len Forschungspolitiken. Im Jahre 2000 hat
der Rat erstmals nach Artikel 128, Absatz 4,
EG-Vertrag Empfehlungen zur Durchfüh-
rung der nationalen Beschäftigungspoliti-
ken an die Mitgliedstaaten vorgelegt. Dies
darf man sich allerdings nicht so vorstellen,
dass die beschäftigungspolitischen Leitli-
nien der EU ein Eingriffsinstrument in die
nationale Politik geben. 
Die Gründe, weshalb die deutschen Par-
teien sich im Kontext nationaler Wahlen
nicht mit Themen der europäischen Be-
schäftigungsförderung auseinander set-
zen, die ja von Europa mit ihrer Unterstüt-
zung im Rat bzw. im Europäischen Parla-
ment vorgegeben werden, sind schwer
verständlich. An den Zielen kann es nicht
liegen, eher wohl daran, dass die Umset-
zung dieser Ziele auf die Schwierigkeit
stößt, wie Eingriffe in das Wirtschaftsge-
schehen zur Verbesserung der Konkur-
renzfähigkeit der Unternehmen und 
zur Beschäftigungsförderung organisiert
werden sollen.

Die Suche nach einem europäischen
Sozialmodell

Im Kern geht es bei dieser Frage um das
Verhältnis von Staat und Wirtschaft, das in
der EU ungeklärt bleibt. Die Bundesregie-
rung beruft sich in diesem Zusammen-
hang auf ein „deutsches Gesellschaftsmo-
dell“.24 Die EU-Kommission spricht von
einem europäischen Sozialmodell und der
französische Premierminister Jospin hat in
einer Rede am 28. Mai 2001 das Gesell-
schaftsprojekt skizziert, für das Europa
steht.25 Gemeint ist zumindest in der Ten-
denz immer das Gleiche. In Europa gebe es
ein Verhältnis von Staat und Wirtschaft,
das sich von demjenigen in anderen Welt-
gegenden unterscheide. Das „neoliberale
Weltmodell“, so Habermas,26 passt „nicht
gut zum bislang vorwaltenden normati-
ven Selbstverständnis der Europäer“.
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Aus den europäischen Verträgen ist sol-
ches Selbstverständnis der EU-Mitglied-
staaten nicht so klar abzuleiten. Gerade
die unlängst begonnene und noch im-
mer anhaltende Debatte über die Zu-
kunft der öffentlichen Daseinsvorsorge
und damit auch ganz konkret über die
Zukunft von Institutionen, wie Spar-
kassen, öffentlich-rechtlicher Rundfunk
oder Stadtwerke, machte entsprechende
Unschärfen klar. Der EG-Vertrag ist von
der Grundentscheidung für den Wettbe-
werb geprägt. Allerdings trägt er auch
Kompromisscharakter. Hinsichtlich der
Daseinsvorsorge wurde beispielsweise
auf Artikel 86(2) bzw. Artikel 16 EG-Ver-
trag hingewiesen, die nationale Sonder-
wege möglich machen.27

Solche Sonderwege sind in der EU an der
Tagesordnung. Der Versuch der britischen
Regierung, ihre Interpretation der Markt-
wirtschaft in Europa verbindlich werden
zu lassen, sind gescheitert. Die europäi-
sche Sozialdemokratie hat sich nicht auf
einen Dritten Weg28 verpflichten lassen,
der die Politik alleine in die Rolle des Wirt-
schaftsförders drängt. Das deutsche Bünd-
nis für Arbeit ist eine Veranstaltung, die
aus britischer Sicht „korporatistische“
Züge trägt, also deutlich nichtwettbe-
werblich ausgestaltet ist. Die französische
Ablehnung einer „Marktgesellschaft“
richtet sich explizit gegen die Ökonomi-
sierung aller gesellschaftlichen Bezüge.29

Die von den französischen Sozialisten
durchgesetzte Einführung der 35-Stun-
den-Woche wäre aus britischer Sicht gar
eine unverantwortliche Maßnahme der
Kostensteigerung für die Industrie, die
deren Wettbewerbsfähigkeit beschränkt.
Bei konkreten wirtschaftspolitischen Ent-
scheidungen wird das Dilemma der Suche
nach einem europäischen Sozialmodell
und letztendlich auch der Entscheidung
für eine bestimmte europaweit einheitli-
che arbeitsmarktpolitische Strategie deut-
lich. In den EU-Mitgliedstaaten besteht
selbst in Parteifamilien, wie hier am Bei-
spiel der Sozialdemokratie gezeigt, keine
Einigkeit darüber, wie viel Markt möglich
und wie viel Staat nötig ist, um Fortschritte
bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
zu erzielen. Die Unsicherheit hinsicht-
lich dieser Grundsatzentscheidung führt
dazu, dass auf der EU-Ebene eher Über-
einstimmung über die Politikziele als über
die Politikinstrumente zur Schaffung von
mehr Beschäftigung gefunden werden
kann. Hinzu kommen nationale Problem-
lagen, wie beispielsweise die Arbeits-
marktlage in Ostdeutschland, die es der
deutschen Politik nicht geraten erschei-
nen lässt, im Namen der Entregulierung
der Arbeitsmärkte in Europa wichtige
Instrumente der Arbeitsmarktpolitik aus
der Hand zu geben. So bleibt trotz aller
europäischer Gipfelbekundungen das
Problem der Arbeitslosigkeit ein natio-
nales Thema. Die Bundesregierung
bemüht sich im Zweifelsfall daher auch
zur Sicherung von Arbeitsplätzen eher um
die Attraktivität des Standorts Deutsch-
land für Investoren als um den Standort
Europa.

Ein europapolitischer Konsens?

Bezogen auf das Thema „Europäische
Integration“ wird die Bundestagswahl
2002 verlaufen wie die Wahl 1998. Die EU
ist schlicht kein Thema, das die Wahlent-
scheidung beeinflusst. Weder in den
Medien noch in der Wählerschaft erregte
das Thema EU bzw. Europa im Wahlkampf
1998 Aufmerksamkeit,30 und 2002 wird es
genauso sein. Ist dies gerechtfertigt? Von
der Sache her sicher nicht. Die Europäisie-
rung aller Politikfelder ist inzwischen so
weit fortgeschritten, dass es dringend des
Nachdenkens über politische Effizienz,
nationale Interessenwahrnehmung und
europäische Verantwortung in der Welt
bedarf. Dies sollte in einer Demokratie
nicht einem kleinen Experten- bzw. Ent-
scheiderkreis überlassen bleiben.
Die Osterweiterung steht vor der Tür,
durch die Einführung des Euros wächst
der Druck, die wirtschaftliche Integration
Europas auch im politischen Entschei-
dungsprozess voranzutreiben. Die Bun-
desregierung räumt in ihrem Jahreswirt-
schaftsbericht 2001 ein: „Dort wo es für
die Funktionsfähigkeit des Binnenmark-
tes sowie für die Stabilität der gemeinsa-
men Währung notwendig ist, werden
Grenzen für die nationalen Politiken fest-
gelegt.“31 Grundsätzliche Weichenstellun-
gen, wie beispielsweise die Verpflichtung
zu einem ausgeglichenen Haushalt, oder
zur Reform von Sozialsystemen, haben
heute Konsequenzen, die nur europäisch
adäquat einzuordnen sind. Die EU hat
deshalb auch jährliche Bewertungen der
wirtschaftlichen Strukturreformen der
Mitgliedstaaten beschlossen, die auf Früh-
jahrsgipfeln zu Wirtschafts- und Beschäf-
tigungsfragen neben anderen Themen
debattiert werden sollen.
Bisher verhalten sich die deutschen Par-
teien noch so, als ob es keine ausgepräg-
ten parteipolitischen Kontroversen über
Grundsatzfragen der europäischen Integ-
ration geben dürfe.32 Selbst so ein hoch-
problematisches Vertragswerk wie der
Vertrag von Nizza wurde der deutschen
Öffentlichkeit im parlamentarischen Rati-
fizierungsverfahren hinsichtlich der mit
ihm verbundenen politischen Perspekti-
ven bestenfalls oberflächlich nahege-
bracht. Es ist zweifelhaft, ob der von den
Parteien offensichtlich als Wert an sich
betrachtete europapolitische Konsens
selbst in Detailfragen tatsächlich der
Sache der europäischen Integration
mittel- und langfristig dient. Die Integra-
tion Europas in den deutschen Parteien-
streit anlässlich von Bundestagswahlen
wäre nicht nur eine längst überfällige
Anerkennung des Gewichts Europas für
politische Realitäten in Deutschland, sie
wäre auch ein wirkungsvoller Beitrag zur
vielbeschworenen Bürgernähe der EU.
Denn wohin sonst als in den Kontext der
Bundestagswahlen, die in den Augen der
Politiker und Bürger bisher noch die ent-
scheidenden Wahlen sind, gehört die
europäische politische Dimension, die die
Politik den Bürgern mit guten Gründen
nahe bringen möchte?
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Das Land in drei Schritten entstanden

Drei Ereignisse zwischen dem 9. Dezem-
ber 1951 und dem 25. April 1952 markie-
ren wichtige Stationen der Entstehung
des Landes: 
Das erste Ereignis – der 9. Dezember 1951
– markiert die Volksabstimmung. In vier
Bezirken wurde abgestimmt, drei ent-
schieden sich mehrheitlich für die Vereini-
gung der beiden Länder, nur Südbaden
machte die Ausnahme. Die Voraussetzung
für die Neukonstitution aber war erfüllt.
Gewiss, einen „Geburtsfehler“ hatte das
Ganze: im alten Land Baden zusammen-
genommen hatte eine Mehrheit von
59,2 % gegen das neue Land votiert. Die
Voraussetzung für den Zusammenschluss
hatte das zwar nicht tangiert – psycholo-
gisch aber hatten die Altbadener damit
Munition für Jahrzehnte erhalten. 
Das zweite Ereignis war die Wahl zur Ver-
fassunggebenden Landesversammlung
am 9. März 1952, auch dies folgenschwer,
denn die CDU wurde zwar – erwartungs-
gemäß – stärkste Partei, ein geschickter
Schachzug des Liberalen Reinhold Maier
aber drängte sie in die Opposition. Dies
stand aber bei der Konstitution der Verfas-
sunggebenden Landesversammlung am
25. März 1952 noch nicht so deutlich fest,
sondern trat mit dem dritten Ereignis ein,
als der neue, der erste Ministerpräsident
am 25. April 1952 – einen Monat danach
also – das Ergebnis der Regierungsbildung
bekanntgab und fast überraschend mit
den Worten „Gott schütze das neue Land“

dessen Konstituierung vollzog. Damit wa-
ren die Würfel gefallen, war das vierte,
letzte Ereignis geschehen auf dem Weg
zum Land Baden-Württemberg, dessen
Name damals übrigens noch heftig um-
stritten war.
Wie wurde und wird gewählt, wie sah der
rechtliche Rahmen dieser Wahlen aus,
worum ging es bei den einzelnen Wahlen,
was also waren die Themen der Wahl-
kämpfe, wie sahen diese aus und was 
haben sie bewirkt, wie lauteten die
Resultate? – Das sind die Fragen, die im
Zusammenhang mit der historisch orien-
tierten Wahluntersuchung zu stellen sind.

Das Wahlsystem – ein baden-
württembergisches Spezifikum

Das Verfahren der Landtagswahlen hat
sich seit der Wahl zur Verfassunggeben-
den Landesversammlung zwar einige
Male geändert, im Kern aber blieb es ver-
gleichbar. Seit 1952 werden mindestens
120 Abgeordnete gewählt, davon 70
(1952: 74) mit relativer Mehrheit im Wahl-
kreis. Die Ermittlung der übrigen stellt ein
baden-württembergisches Spezifikum
dar, denn diese Abgeordneten werden
aus dem Kreis der bei der Wahl im Wahl-
kreis nicht erfolgreichen Bewerber bzw.
sogar der Ersatzbewerber gemäß dem
Stimmanteil der Partei bis 1975 im Regie-
rungsbezirk, seither im Lande, nach den
d´Hondtschen Höchstzahlverfahren er-
mittelt. Hervorgehoben muss dabei noch
werden, dass man erst nach 1952 von den
Parteilisten in den Regierungsbezirken
abging. Das war fraglos eine politische
Entscheidung; denn die Parteiliste sorgte
dafür, dass Spezialisten zum Zuge kamen,
brachte auch Kontinuitäten zuwege. Vor
allen aber sicherte sie den Einfluss der 
Parteileitungen
Die „Zweitauszählung“ dagegen sugge-
riert „Bürgernähe“, bevorzugt (hoffent-
lich) auch Politiker-Persönlichkeiten. Wal-
ter Krause hob dies bei der Diskussion 1955
ausdrücklich hervor, indem er an die Politik
die Hauptforderung stellte, „aus der poli-
tischen Gesamtschau heraus“ urteilen zu
können. Auf der anderen Seite sind bei die-
sem Verfahren die größeren Wahlkreise im
Vorteil, da die Stimmenzahl entscheidet.
1975, im Zuge der Verwaltungsreform,
trat die erste bedeutende organisatori-
sche Änderung bei Landtagswahlen ein:
Der Wahlkreis wurde neu, gemäß der ver-
änderten Bevölkerungszahlen, zuge-
schnitten. Der Verhältnisausgleich findet
seither auf Landesebene statt. Zum einen
drückte sich darin die Anpassung an ver-
änderte Verhältnisse aus, zum anderen

war dies auch ein bewusstes Betonen des
Abschlusses eines historischen Prozesses:
der Landesintegration; denn hinter der
Einteilung der Regierungsbezirke hatten
bis dato die alten Ländergrenzen gestan-
den. Nordwürttemberg hatte seit 1955 46
(27 direkt), Nordbaden 27 (16), Südbaden
25 (14) und Südwürttemberg/Hohenzol-
lern 22 Abgeordnete (13) ins Parlament
entsandt. Seit der Änderung 1975 wird
der Verhältnisausgleich auf Landesebene
vorgenommen. Die danach den Parteien
zustehenden Mandate werden gemäß
ihren in den Regierungsbezirken erreich-
ten Stimmenzahlen nach d’Hondt verteilt.
Hier wie dort – bei der Bezirkseinteilung
wie bei der Verrechnung – ist das starre
alte System des Länderproporzes, sind die
alten Ländergrenzen verschwunden. 
Die nächste wesentliche Änderung erfolgte
1990 nach dem Urteil des Staatsgerichts-
hofes vom 23. Februar dieses Jahres. Per 
Gesetz vom 17. Oktober wurden mit Rück-
sicht auf die veränderte Bevölkerungszahl
17 Wahlkreise neu abgegrenzt.
Vier weitere Merkmale des Wahlgesetzes
bedürfen noch der Erwähnung, denn sie
tragen politische Bedeutung: Die 5%-
Sperrklausel wie bei Bundestagswahlen;
denn darin liegt eine deutliche Abkehr
vom Prinzip der Verhältniswahl (direkt
gewählte Abgeordnete sind ausgenom-
men). Eng mit der Betonung der „Persön-
lichkeit“ verbunden kennt das baden-
württembergische Wahlrecht Einzelbe-
werber, die antreten können, wenn sie
150 Wahlberechtigte hinter sich haben,
die diese Kandidatur schriftlich unter-
stützt haben. Schließlich sind Überhangs-
und Ausgleichsmandate zu erwähnen.
Überhangmandate entstehen, wenn eine
Partei mehr Direktmandate als ihr nach
d’Hondt zustünden erreicht hat. Dieser
„Überhang“ wird ausgeglichen, indem
die benachteiligten Parteien sogenannte
Ausgleichsmandate nach einer neuerli-
chen Verteilung gemäß d’Hondt erhalten.

Die Badenfrage –
bis Anfang der 1960er-Jahre
Hintergrund für die Wahlen

Dass die Wahlkämpfe von 1952 bis heute
einem beachtlichen Wandlungsprozess
unterworfen waren, nimmt nicht wunder.
Ihr Rahmen blieb vergleichbar, ihr Stellen-
wert – bundespolitisch gesehen – verän-
derte sich. Bis 1972 war die Landtagswahl
in diesem Lande der letzte große Test vor
der nächsten, etwa 18 Monate später
stattfindenden Bundestagswahl. Dann
wurde der Rhythmus verändert; der
Abstand zur nächsten Bundestagswahl
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beträgt seither mehr als zwei Jahre. Das ist
der bundespolitische Aspekt. Die andere
zentrale Frage ist die jeweilige Zusam-
mensetzung der Landesregierung gewe-
sen: von 1953 bis 1960 war Baden-Würt-
temberg von einer Allparteienkoalition
regiert gewesen, danach bis 1966 regierte
die Kleine Koalition, gefolgt von der Gro-
ßen bis 1972. Anschließend regierte die
CDU für zwanzig Jahre alleine im Lande.
Die politische Polarisierung gewann gera-
de angesichts der fundamentalen Gegen-
sätze zur Bonner sozial-liberalen Koali-
tion neue Dimensionen. Der Verlust der
absoluten Mehrheit zwang 1992 erstmals
wieder zum Koalitionskompromiss: da-
mals in der Neuauflage der Großen und
1996 wieder in einer Kleinen CDU-FDP
Koalition gelöst.
Die Wahlkampfthemen waren auch im
Südwesten zu einem großen Teil genuin
landespolitisch geprägt, zumindest in der
frühen Phase. Problemkreise wie Schul-
und Unterrichtspolitik sind immer wieder
Gegenstand der Auseinandersetzung

gewesen; es gab aber auch Spezifica: eine
Art Leitthema war und blieb bis zum Ende
der 1960er-Jahre – das umschließt immer-
hin fünf Wahlen – die Badenfrage.
1956 ließ das Bundesverfassungsgericht
aufgrund Art. 29 Grundgesetz ein Volks-
begehren zu, das auch das nötige Stim-
menquorum erhielt. Ein Bundesgesetz
und eine Verfassungsänderung wurden
nötig. Denn die Länderneugliederung
war als Aufgabe nach der Wiedervereini-
gung definiert. Zumindest verbaliter hat
sich die Regierung Kiesinger immer dafür
eingesetzt, der Ministerpräsident gab
sogar 1960 das Versprechen, die Abstim-
mung könne in Kürze stattfinden und
geriet, weil die gesetzliche Grundlage
noch immer fehlte, bei der Wahl 1964
prompt deswegen in Bedrängnis. Erst als
er Kanzler war, wurden die Weichen
gestellt, und 1970 fand – diesmal nur in
Baden – die erneute Abstimmung statt.
Die Macht des Faktischen freilich, die he-
rangewachsene neue Wählergeneration,
die die fraglosen Erfolge des wirtschaft-
lich ungleich stärkeren Südweststaates
schätzen gelernt hatte, wirkte eindeutig
gegen „Alt“-Baden: 81,9 % votierten für
Baden-Württemberg, ein persönlicher
Erfolg auch für den ersten – und auch seit-
her einzigen – Badener als Ministerpräsi-
denten: für Hans Filbinger. Jetzt endlich
konnte er auch daran gehen, die noch
immer bestehenden vier Landesverbände
in einen zusammenzufassen und CDU-
Landesvorsitzender werden. Denn seine
Partei hatte ungleich mehr Kontroversen
als die anderen in diesem Kampf auszu-
tragen gehabt, war in Alt-Badener und
„Baden-Württemberger“ gespalten ge-
wesen. FDP und SPD hatten ihre Landes-
verbände schon 1952 gebildet. 

Sehr unterschiedliche
Wahlkampfthemen

Deutliche Entwicklung zeigen auch die
übrigen Wahlkampfthemen seit 1952.
Beim ersten Wahlkampf hatten die alten
Länderparlamente noch kräftig einge-
wirkt. In Freiburg wurde die Regierung
Wohleb angegriffen, sie habe sich Spen-
den aus der Wirtschaft für ihre Propagan-
da gegen den Südweststaat verschafft.
Der Misstrauensantrag der Opposition
aber war erfolglos. In Tübingen griff die
FDP die CDU an: neu-katholische Macht-
politik war der Vorwurf. Auch die Bundes-
politik wirkte herein. Adenauer selbst
hatte das Thema Wiederbewaffnung
hochgespielt – und sich damit vom partei-
internen Kontroversthema der Badenfra-
ge ferngehalten. Der SPD-Bundesvorsit-
zende Erich Ollenhauer ging darauf ein. Er
forderte den Volksentscheid gegen Ade-
nauers Kurs und wollte nach der CDU-
Niederlage im Land in Bonn ein Misstrau-
ensvotum beantragen.
Ganz anders der Wahlkampf 1956. Die
Harmonie der Allparteienkoalition schlug
sich nieder, nachdem auch das eigentliche
Kontroversthema, die konfessionelle Leh-
rerbildung, durch einen Kompromiss ent-
schärft war. 1960, mehr noch 1964 stand er
im Zeichen der Konfrontation zwischen
CDU und SPD. „Testwahl für den Bund“
hieß es allenthalben und erstmals strebte

die SPD unter Alex Möller offen nach der
absoluten Mehrheit in Baden-Württem-
berg; Willy Brandt trat gegen Ludwig
Erhard als Herausforderer an. Und die Alt-
badener, die 1960 – obwohl im Bund mit
Deutscher Partei und Württembergischer
Bauernpartei – die 5-%-Klausel wieder
nicht genommen hatten, forderten offen
zum Wahlboykott auf.
Zum großen Thema der Wahl von 1964
wurde der „Bildungsnotstand“, dessen
Debatte gleichsam der Startschuss zur
„Reformära“ war. 1968 dann markierte
eine weitere geraduelle Verstärkung des
Gegensatzes der beiden großen Parteien,
verschärft durch die aufkommende APO,
die Außerparlamentarische Opposition.
Die Landes-CDU präsentierte sich als
Garant der Mitte – Kiesinger als Kanzler
und der rasch aus dessen Schatten getre-

tene Hans Filbinger als Ministerpräsident
waren die Zugpferde. Das eigentliche
politische Thema Verwaltungsreform hiel-
ten beide großen Parteien dagegen aus
den Wahlkampf heraus: sie sollte als
gemeinsames Werk der Großen Koali-
tion erscheinen. Neu an diesem Wahl-
kampf war der zum Teil rüde gewordene
Stil. Sogar Saalschlachten wurden gelie-
fert, was die NPD wie die allgemeine
Angst vor der neuen Linken eifrig nutzte
und schürte, genauso wie das Thema Wirt-
schaftskrise. Wieder war es die Bonner
Konstellation, die Wahlvoraussetzungen
schuf.

Einwirkungen der Bundespolitik

Die Wahlen von 1972 und 1976 sind die
wohl deutlichsten Beispiele dafür, wie die
Bundespolitik in die Landespolitik und das
Klima der Wahlkämpfe einzuwirken ver-
mag. 1972, das war die Kontrastwahl zu
Bonn im Zeichen neuen Landesbewusst-
seins. „Liebe Baden-Württemberger“ mit
dieser Anrede wandte sich Filbinger erst-
mals an die Bürger. Im übrigen ging die
CDU zum Angriff auf die Sozialliberalen
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Dr. Reinhold Maier (FDP/DVP), Minister-
präsident der Vorläufigen Regierung aus
SPD, FDP/DVP und BHE 1952 bis 1953.

Dr. Gebhard Müller (CDU), Ministerpräsi-
dent einer Allparteienregierung aus CDU,
SPD, FDP/DVP und BHE von 1953 bis 1958.



über, artikulierte Unzufriedenheit mit
dem Bonner Kurs und präsentierte sich als
die bessere, eben „die“ Landespartei, die
Partei der Mitte, die die alten liberalen
Traditionen des Südwestens besser verkör-
pere als die linksgewandte FDP. 1976
schließlich stellte den Generalangriff auf
Bonns Konzeption dar, zusammengefasst
im griffigen, bewusst polarisierenden Slo-
gan „Freiheit oder Sozialismus“. Das Fünf-
punkteprogramm der SPD, in dem sie auf
Defizite in der Sozial- und Bildungspolitik
verwies, mangelnden Einsatz für die
Umwelt anprangerte und auch die Wende
in der Atompolitik – ihr Eintreten gegen
Wyhl: das verblasste als Gegeninitiative
der Landesopposition, die sich hinter die
Bonner Politik stellen musste. Wie scharf
der Wahlkampf geführt wurde, mögen
zwei Zitate belegen: Lothar Späth sprach
vom „ausgesprochenen Hang zur Unsoli-
dität“ bei den Sozialliberalen, Kanzler
Schmidt verunglimpfte Filbinger als „den
scheinheiligen Christen von Sindelfingen“
(nach dem Ort des Parteitags, der den Slo-
gan „Freiheit oder Sozialismus“ geboren
hatte).
Der Wahlkampf 1980 offenbarte dann
deutlich die Risse im Bonner sozial-libera-
len Bündnis. Die FDP wollte lieber mit
Späth regieren als mit Eppler opponieren.
Für sie ging es im Südweststaat erstmals
ums Überleben. Als Alternative prä-
sentierten sich jetzt auch die Grünen. Die
SPD unter Eppler setzte erneut auf das
Umweltthema – „Mit Schmidt und Eppler
für und gegen Atomkraft“, höhnte die
Presse. Anders als Filbinger 1976 übrigens
rückte Späth 1980 deutlich vom damali-
gen CDU-Kanzlerkandidaten Strauß ab –
Integration der linken Mitte?

„Filbinger-Wahlen“
und „Späth-Wahlen“

Vollends die Wahlen 1984 und 1988 wa-
ren, wie 1972 und 1976 „Filbinger“-Wah-
len, nun „Späth“-Wahlen: der populisti-
sche „Macher“, das „Cleverle“, gegen die
viel blasseren Herausforderer Ulrich Lang

(1984) und Dieter Spöri (1988). Aufbruch
in neue Techniken signalisierte Späth,
immer ideenreich vorgetragen. Landes-
politische Fehler – etwa die staatliche För-
derung eines Daimler-Benz-Werkes in
Rastatt oder Späths Eintreten für die Box-
berg-Teststrecke dieses Unternehmens –
solche Themen, wie sie die Opposition
aufgriff, wirkten kaum gegen die erfolg-
begleitete Regierung, bewegten wenig.
Dies hatte sich zwar auch 1992 nicht
grundlegend geändert, die Blessuren von
20 Jahren Alleinregierung, was für sich
schon fast Argument zum Wechsel in einer
Demokratie scheint, ein schwäbisch-soli-
der neuer Ministerpräsident, dem aber
gerade das Quirlige seines Vorgängers
abgeht, auch Bonner Erosionen, die er
nicht wie Späth es im Zweifelsfall getan
hatte, anprangerte, auf der anderen Seite
aber eine wiederum keineswegs brillante
Opposition – das kennzeichnete die Situa-
tion im Wahlkampf 1992. Anders dagegen
nahm sich 1996 aus, als nach vier Jahren
Großer Koalition die bisherigen Regie-
rungspartner einander gegenübertraten
und die bisherige FDP-Opposition eindeu-
tig der CDU Avancen machte und sich als
der bessere Koalitionspartner empfahl.
Personell lautete die wichtigste Alternati-

ve wie 1992 Teufel oder Spöri, der Minis-
terpräsident, getragen von hoher Akzep-
tanz in der Bevölkerung, als kompetent
und tatkräftig eingeschätzt, gegen seinen
Stellvertreter, den bisherigen Wirtschafts-
minister, der sich als der wirtschaftlich
Kompetentere präsentierte und der 
bei Umfragen sogar für sympathischer als
der Amtsinhaber gewertet war. Einen
nicht unbeachtlichen Teil des Wahlkamp-
fes der SPD übernahm 1996 der SPD-
Bundesvorsitzende und Ministerpräsident
des Saarlandes, Oskar Lafontaine. Auf ihn
ging auch zurück, dass die SPD in der End-
phase verstärkt auf die Aussiedlerproble-
matik einging und massive Zuzugsbe-
schränkungen forderte, ein Thema, das
prompt von den Republikanern aufgegrif-
fen wurde.

Wie sich der Stil der Wahlkämpfe
verändert hat

In den fast 50 Jahren Wahlen hat sich der
Stil des Wahlkampfes deutlich verändert.
Bis 1964 lassen sich als Wahlkampfzeiten
kaum zwei Monate, meist nur einer, aus-
machen. Erst in der verstärkten Konfron-
tation des Jahres 1968 wurde der Wahl-
kampf auf fast ein Jahr ausgedehnt mit
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einer noch einmal deutlich abgehobenen
heißen Phase von fast sechs Wochen.
Wichtigste Wahlveranstaltungen und
Maßnahmen waren immer das Plakatie-
ren, Zeitungswerbung, vor allem aber
Wahlveranstaltungen, die vom breiten
Publikum besucht waren. Interesse an der
noch neuen Demokratie? Seit den 1970er-
Jahren besitzen die Wahlversammlungen
bei weitem nicht mehr diesen Stellenwert.
Sie dienen seither viel eher der Mobilisie-
rung der jeweils eigenen Anhängerschaft
und sind in hohem Maße auf die Presse-
wirkung hin konzipiert.
Die inzwischen wohl wichtigste Rolle
kommt dem Fernsehen zu, und dies hat
deutliche Wirkungen gezeitigt, vor allem
die noch stärkere Fixierung auf die Spit-
zenkandidaten bewirkt. Kurze, suggesti-
ve Formulierungen, Slogans, die einpräg-
sam sind, kennzeichnen das Geschehen
seit 1960 bereits, werbepsychologische
Aufbereitung seit 1964, genauso der
anschließende – aber nur vorübergehen-
de – verstärkte Einsatz von Kleinmaterial.
Längst hat auch bei Landtagswahlen die
Meinungsforschung eine entscheidende
Position erreicht: selbst politische Schwer-
punkte, vor allem aber die Akzente des
Wahlkampfs, das generelle Werbekon-
zept, werden an Umfrageergebnissen
orientiert. Mindestens genauso wichtig ist
die vorausgehende Wählerbefragung zur
Erschließung der Potentiale. Vor allem bei
den Wahlen der 1970er-Jahre kam – aus
den Bundestagswahlkämpfen übernom-
men – als weiteres Element die „Wäh-
lerinitiative“ dazu. Anfangs vielleicht
spontan, waren solche Initiativen bald
wohl eingeplante, meist sogar parteige-
lenkte und -finanzierte Wahlkampfbe-
standteile.
Unsere Parteien sind längst alle „gestylt“,
von der Silberdistel (Eppler – SPD) zu den
„3-Staufer-Löwen“ (SPD) über die Son-
nenblume (Grüne), zum einen „Staufer“-
Löwen, wie ihn die CDU in der Filbinger-
Ära erfolgreich einsetzte, schließlich zur
Smily-CDU-Sonne des Wahlkampfes 1996.

Parteien haben längst die Bedeutung des
Signetsymbols, das zum Slogan hinzutritt,
erkannt, obgleich im Verhältnis zu ande-
ren beworbenen Artikeln noch relativ
wenig Konstanz festzustellen ist. Manches
„Gütesiegel“ („garantiert liberal“ – FDP
1976) wurde rasch in seiner bescheidenen
Aussagekraft erkannt und der Vergessen-
heit anheimgegeben.

Veränderungen im Wählerverhalten

Die Wahlentscheidung ist ein komplexer
Prozess, dem keineswegs allein mit den
Kriterien der Logik beizukommen ist. Bei
weitem nicht alle Wähler identifizieren
sich mit einer Partei, dem Wechselwähler-
potential kommt wahlentscheidende
Bedeutung zu. Traditionelle Entschei-
dungshintergründe, Konfession und sozi-
aler Stand, verloren an Bedeutung.
Erstaunlich erscheint der Mangel an histo-
rischer Perspektive nicht. Selbst die Wahl-
forschungsinstitute, die Beachtliches leis-
ten, scheuen die Langzeitanalyse, bleiben
allein aktualitätsorientiert und verglei-
chen, wenn es hochkommt, nur mit der
vorausgegangenen Wahl und interpretie-
ren die Veränderung. Längerfristige Pro-
zesse werden so kaum erfasst.

Traditionell niedrige Wahlbeteiligung

Die Wahlbeteiligung ist „traditionell“
niedrig in Baden-Württemberg, bei allen
Wahlen. Sie liegt bei Landtagswahlen zum
Teil mit einem Abstand von mehr als 10
Prozentpunkten hinter den Bundestags-
wahlen. 1960 wählten nur 59 %, das war
die bisher niedrigste Marke. Dabei ist auf
die Zunahme der Zahl der Wahlbeteilig-
ten hinzuweisen, was z.B. 1984 dazu führ-
te, dass bei absolut über 150000 Wählern
mehr die Wahlbeteiligung anteilig gerin-
ger ausfiel als 1980. Nur die Wahl von 1972
fällt hier heraus. Mit 82,8 % Wahlbeteili-
gung lag Baden-Württemberg unter den
Flächenstaaten hinter Bayern an zweiter
Stelle. Offenbar war es damals gelungen,

der verglichen mit Bundestagswahlen als
wenig bedeutend eingestuften Wahl zum
Landesparlament mehr Zugkraft zu verlei-
hen. Dabei ist der Wahlvorgang mit nur
einer Stimme einfach, sodass „Fehler“
kaum gemacht werden können. Ungülti-
gen Stimmen kommt dagegen eine ande-
re Dimension zu: der Gedanke an politi-
schen Protest liegt hier immer nahe.
Desinteresse am landespolitischen Ge-
schehen, eine gewisse Geringschätzung
seiner Bedeutung, dies mag eine Grund-
haltung widerspiegeln. Gewiss aber
kommt hier anfangs mehr zum Ausdruck:
Hatte altbadischer Protest die Wahlbeteili-
gung schon 1952 bei nur 63,7% im gesam-
ten Lande gehalten, wobei übrigens Nord-
baden mit 63% nur unwesentlich unter
dem Landesdurchschnitt wählte, Südba-
den dagegen mit 61% Wahlbeteiligung
deutlichere Protestabstinenz erkennen
ließ? Auch am allmählich verschwinden-
den Unterschied in der Wahlbeteiligung
beider Landesteile seit 1964 mag dieses
„Abstinenzmotiv“ zu erkennen sein.
Die höhere Wahlbeteiligung zwischen
1972 und 1980 verweist auf einen höheren
Mobilisierungsgrad, was zum einen mit
dem bundespolitischen Aspekt (Streit um
die Ostverträge) zusammenhängt, fraglos
auch Gesamtergebnis der Gegenoffensive
Filbingers war: 90,2% bei der Bundestags-
wahl 1972 und zuvor bei der Landtagswahl
80,0% Wahlbeteiligung, das signalisiert
höchste jemals erreichte Wahlaktivität
und Einschätzung des Wahlakts. Die reprä-
sentative Landtagswahlstatistik gibt wei-
tere Aufschlüsse: sie zeigt, dass der Frau-
enanteil an Nichtwählern größer ist als der
der Männer. So wird das Übergewicht der
Frauen bei den Wahlberechtigten im Wah-
lergebnis vermindert.
Nach Altersgruppen unterteilt lässt sich
feststellen, dass die 60- bis 69-Jährigen
meist die eifrigsten Wähler sind, ausge-
sprochen wahlfaul waren dagegen in den
1980er-Jahren die jüngsten Wähler, mit
Tendenz zum Besseren übrigens seit 1988.
Wenn die Wahlbeteiligung in der jüngs-
ten Vergangenheit aber tendenziell wie-
der rückläufig war, so mag sich darin viel-
leicht auch eine Art Gewöhnungsprozess
ausdrücken, durchaus vergleichbar ande-
ren westlichen Ländern.
Für die frühen Wahlen gilt, dass steigende
Wahlbeteiligung immer mit Zuwachs für
die CDU verbunden war und umgekehrt.
1968, 1980 und seit 1992 dagegen galt
dies nicht. Damals verlor die CDU dort am
stärksten, wo durchschnittliche bis über-
durchschnittliche Wahlbeteiligung vor-
herrschte. Wie sah dies bei den anderen
seit Anfang wählbaren Parteien aus? 1952
und übrigens wieder 1992 profitierten
SPD und FDP am meisten von niederer
Wahlbeteiligung. Dieses Merkmal war
schon 1956 bei der FDP rückläufig, so dass
am ehesten die Aussage zutrifft, dass
durchschnittliche Wahlbeteiligung die
besten FDP-Ergebnisse nach sich zieht. Bei
der SPD dagegen blieben diese Verhält-
nisse bis 1984 wie zu Beginn; ausgenom-
men 1980 – sodass damals die beiden 
Großen die „Rollen“ tauschten. Dies ist
freilich nur eine Grobrasteranalyse, 
die Grundtendenzen zusammenzufassen
sucht.
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Stets stärkste Partei: die CDU

Die CDU schnitt stets als die stärkste Partei
ab, nur dreimal (1952 – Badenfrage; 1960,
1992 und 1996) mit Ergebnissen um die
40-%-Marke. 1972 bis 1984 erzielte sie die
absolute Mehrheit im Lande, die sie 1988
mit 49% nur knapp verfehlte. Dann zeig-
ten ihre Ergebnisse bis 1992 rückläufige
Tendenz. Geringe Veränderung gab es bei
den Anteilen der SPD. 1952 setzte sie mit
28% ein und verbesserte dann recht kon-
tinuierlich ihre Ergebnisse bis auf 37,3 %
(1964). 1968 erfolgte der Einbruch. Anhal-
tend seit den Wahlen der 1970er-Jahre
stagnierten die SPD-Anteile unterhalb
von einem Drittel der Stimmen mit deut-
lich fallender Tendenz:1992 bei 29,4 %,
1996 nur noch 25,1%.
Wichtig in diesem Zusammenhang der
Blick auf die Bundestagswahlen. Anfangs
nämlich wurde die Bundes-CDU besser
beurteilt, war ihr Zweitstimmenanteil
größer. Der massive Einsatz Adenauers,
sein „Test für Bonn“ zahlten sich aus. 1972
trat hier die Wende ein. Seither wurde die
Landes-CDU besser beurteilt: 1988 z.B. bei
der Forschungsgruppe Wahlen mit 6,6 von
10 möglichen Punkten bewertet, die Bun-
des-CDU nur mit 5. Seit es Umfragen die-
ser Art gibt (seit den 1970er-Jahren),
wurde die CDU des Landes auch besser
bewertet als ihr Herausforderer.
Bei der SPD fällt auf, dass sie anfangs im
Lande eher besser bewertet war als im
Bund. Hier verkehrte sich das Bild wäh-
rend der sozialliberalen Koalition: 38,9%
(1972) waren sichtbarer Ausdruck und
bestes Ergebnis, ein Votum für Brandt und
für das Bündnis mit Scheels FDP. Aber –
nicht zu vergessen – die SPD lag damit um
bald 20 Prozentpunkte hinter der CDU,
deren Landesspitzen immer positiver
beurteilt wurden als die SPD-Herausforde-
rer Eppler, Lang und Spöri.
Die FDP-Ergebnisse lassen bei Landtags-
wahlen seit Anfang – unterbrochen nur
1968, 1980 und 1996 – einen Abwärtstrend

erkennen. Geringer fiel der Verlust bei
Bundestagswahlen aus. „Zwischenhochs“
sind dabei sichtbar, der Verlust von der ers-
ten zur letzten Wahl aber ist beachtlich.
Die Sonstigen: Gerade der Vergleich zwi-
schen CDU und SPD einerseits und den
„Sonstigen“ (natürlich ohne FDP) zeigt
die bis in die 1970er-Jahre wachsende In-
tegrationskraft der beiden Großen. Sie ist
seither von etwa 90% deutlich zurückge-
gangen. Die zu Beginn stärksten Gruppen
unter den Sonstigen waren Heimatver-
triebene (2 Parteien, zusammen 9,3 %),
die als GDP 1960 noch immer 6,6 % der
Wähler hinter sich hatten, und die KPD
(1952: 4,4 %; 1956: 3,2 %). Beide sind
längst verschwunden. Die Vertriebenen-
parteien sind mehrheitlich von der CDU
aufgesogen worden, die KPD ging nach
dem Verbot unter, die DKP vermochte
kaum anzuknüpfen. Der beachtliche NPD
Anteil 1968 (9,8 %) ist als einmaliger Pro-
test zu werten; während die Grünen es seit
Ausgang der 1970er-Jahre konstant ver-
mochten, sich zur vierten politischen Kraft
zu etablieren, was bei den Republikanern
zwei Wahlperioden lang offen schien.

Hochburgen der Parteien

Das Gesamtergebnis der Wahlen im Lande
ist sicherlich die wichtigste Größenord-
nung, ihm gilt daher stets das Hauptinte-
resse. Die Untersuchung der regionalen
Entwicklungszüge sichert die Gesamtaus-
sagen ab, offenbart und erklärt den Wan-
del und beachtliche Traditionsstränge.
Schon 1952 bestätigte sich die altbekann-
te Tatsache vom starken Zusammenhang
zwischen Katholikenanteil und Wahlver-
halten: wie schon bei den ersten Wahlen
seit dem Kriege zu beobachten, wählten
Katholiken nun CDU; Wiedergründungs-
bestrebungen der Zentrumspartei blieben
weitgehend erfolglos. 
Der katholische Süden des Landes, Mittel-
baden (Landkreise Rastatt und Ortenau),
das badische Hinterland (Main-Tauber

und Neckar-Odenwald-Kreis), der Ostalb-
kreis – überall dort hatte schon der politi-
sche Vorläufer der CDU seine Hochburgen
gehabt. Umgekehrt, wo Katholiken be-
sonders schwach vertreten sind, schneidet
auch die CDU von Anfang an unterdurch-
schnittlich ab. Eine Ausnahme bildete
schon früh Schwäbisch Hall.
Die SPD hingegen war 1952 – auch das tra-
ditions- und damit erwartungsgemäß – in
den städtischen Zentren am stärksten. Auf
heutige Grenzen bezogen 1952 im Stadt-
kreis Mannheim mit 42,8 % und in Heil-
bronn mit 42,7%. Diese Ergebnisse lagen
immerhin fast 15 Prozentpunkte über
dem Landesdurchschnitt! Überdurch-
schnittlich waren auch noch die Resultate
in den Stadtkreisen Stuttgart, Karlsruhe,
Heidelberg und Freiburg. Anfangs war
also die SPD Partei der Ballungszentren.
Wo Bevölkerungsdichte am höchsten war,
allein dort, lag die SPD vorne. Andere
Hochburgen der SPD verdeutlichten den
Zusammenhang mit dem Industrialisie-
rungsgrad. So bestand ein besonders
hoher Anteil von Beschäftigten im Produ-
zierenden Gewerbe 1952 z.B. in den heuti-
gen Landkreisen Göppingen, Zollernalb
und Esslingen mit überall überdurch-
schnittlichen SPD-Resultaten. Ausnahme
war hier Heidenheim mit nur 20% SPD. 
Weit uneinheitlicher dagegen die FDP-An-
teile. Hochburgen mit immerhin mehr als
30% waren zu Anfang der Stadtkreis
Pforzheim sowie die Landkreise Freuden-
stadt und Ludwigsburg. Auffallend der
dort überall geringe Katholikenanteil!
Von hoher Bedeutung war bei dieser Partei
anfangs auch der „Persönlichkeitsfaktor“:
Johann Philipp Brandenburg in Pforzheim,
Reinhold Maier im Rems-Murr-Bereich und
Finanzminister Hermann Müller in Schwä-
bisch-Hall waren gleichsam „politische In-
stitutionen“, ungleich stärker noch als der
heutige Spitzenkandidat Walter Döring,
der bei den vergangenen beiden Wahlen
die besten FDP-Ergebnisse erzielte. An-
sätze ausgeprägter räumlicher Schwer-
punkte vermochte die FDP später im
Gegensatz zu SPD und CDU kaum zu hal-
ten. Die alte Größe des südwestdeutschen
Liberalismus konnte nicht mehr erreicht
werden, auch der über lange Zeit die Aus-
nahme bildende Landkreis Schwäbisch
Hall, wo die FDP von 1960 bis 1968 auf ih-
rem Höhepunkt mit knapp 40% stärkste
Partei war, wurde als Hochburg dieser Grö-
ßenordnung in der Zeit der sozialliberalen
Koalition „geschleift“. 1972 stürzte die
Partei von 33,8% auf 15,2% ab. Ein ähn-
licher Vorgang ist in den anderen oben ge-
nannten Gebieten zu beobachten, wobei
die Steigerungsraten, die die CDU dort er-
reichte, die Vermutung nahelegen, dass
die Filbinger-Rechnung aufging und altli-
berales Potential in seine Richtung umge-
lenkt wurde. 

Die Einbrüche der SPD

Bei der SPD war anfangs auffällig, dass sie
die Mehrheit in 17 von 44 heutigen Stadt-
und Landkreisen hatte; besonders in den
städtisch-industrialisierten des mittleren
Neckarraums und in der nord- bis mittel-
badischen Rheinebene. Die bis 1960 gehal-
tenen und ausgebauten Positionen stell-
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ten ihr Hoffnungspotential dar. Dann aber
geschah 1964 der Einbruch in den Gebie-
ten mit mittelmäßig bis schwachen SPD-
Anteilen und 1968 in den Hochburgen, vor
allem in Mannheim und Stuttgart, mit Ver-
lusten um jeweils 10 Prozentpunkte, in
Pforzheim und Umgebung sogar in größe-
rem Ausmaß. Dennoch war und blieb
Mannheim bis zu einem gewissen Grad die
Ausnahme, bestätigt 1972, als die SPD dort
noch einmal hinzugewann. Knappe Mehr-
heiten hatte sie sonst nur noch in Freiburg
und Heilbronn gehalten. Im übrigen er-
brachte der CDU-Generalangriff 1972 mit
der deutlich verschärften Konfrontation
auch der SPD Zulauf durch stärkere Mo-
bilisierung, ein Effekt, der 1976 mit der 
verminderten Wahlbeteiligung wieder
neutralisiert wurde. Die drei Wahlen der
1980er-Jahre lassen bei der SPD regional
deutlich Stagnationstendenzen erkennen;
besonders dort, wo sie bisher am stärksten
war, verlor sie. Umgekehrt hielt bzw. ver-
besserte sie sich in Gebieten, wo sie unter-
durchschnittlich vertreten war, besonders
in CDU-Hochburgen.
Was geschah mit der „proletarischen
Tradition“, mit der „Partei der Arbeiter“?
Seit den Landtagswahlen der 1970er-Jahre
steht fest, dass diese Vergangenheit abge-
schlossen war. Wo die Arbeiteranteile
nämlich am höchsten lagen, resultierte die
SPD schlechter als im Landesdurchschnitt.
Andererseits stellt man ihr gutes Abschnei-
den dort fest, wo der Anteil der Angestell-
ten höher war. Dort lagen ihre Anteile über
dem Landesdurchschnitt. Am schwächsten
aber blieb die SPD nach wie vor in katho-
lisch-ländlichen Bereichen. Dort lagen ihre
Anteile inzwischen deutlich besser, be-
sonders seit den Wahlen der 1980er-Jahre
waren sie annähernd verdoppelt, ver-
glichen mit der Ausgangsposition. Sie blie-
ben aber noch immer deutlich unter ihrem
Landesdurchschnitt und weit hinter der
CDU zurück.
Die Dominanz der CDU im katholischen Sü-
den des Landes wurde bereits herausge-
stellt.„Schwachstellen“ waren bis zum An-
fang der 1960er-Jahre allein die heutigen
Landkreise Lörrach, Ulm und Reutlingen,
wo es zeitweise SPD Mehrheiten gab. Im
evangelisch und industriell geprägten Rest
des Landes dagegen mit den großstädti-
schen SPD-Hochburgen schnitt die CDU bis
in die 1960er-Jahre schlechter ab als die
SPD oder es gab wie in Böblingen und Göp-
pingen wechselnde Mehrheiten. Der Um-
schwung trug sich hier 1972 und 1976 zu:
1972 im eher evangelisch-agrarischen
Nordosten, wo 1968 die NPD stark gewe-
sen war – 1976 auch in den stärker indust-
rialisierten Landkreisen. Die CDU wurde 
so erstmals im gesamten Süden stärkste
Partei. Der CDU-Erfolg war 1976 nahezu
vollkommen, wie der Zuwachs selbst in
Hochburgen verdeutlicht. Einzige Aus-
nahme stellte der Landkreis Emmendin-
gen dar, wo die CDU zwar auch mehr als
50 % der Stimmen erhielt, gegenüber 1972
aber entgegen den Landestrend verlor,
übrigens zugunsten der FDP. Den Hinter-
grund bildete der Streit um das geplante
Kernkraftwerk Wyhl, dessen entschiede-
ner Befürworter Filbinger in der Freibur-
ger Nachbarschaft kandidierte, was zu-
sätzlich polarisierte. 

Die Wahl von 1976 –
ein Wendepunkt

Sowohl in der CDU-Wahlgeschichte wie
allgemein in der Wahlgeschichte des
Landtages stellt 1976 gleichermaßen
einen Höhe- und Wendepunkt dar.
Obgleich der neue Spitzenkandidat
Lothar Späth 1980 sich großer Akzeptanz
erfreute und auf Anhieb der Partei das
zweitbeste Ergebnis seit 1952 einbrachte,
gingen die CDU-Anteile landesweit fortan
zurück. Interessant auch hier die räumli-
che Differenzierung: in den städtischen
Kreisen Nordwürttembergs hielt sich
Späth deutlich besser als z.B. in Mann-
heim, Karlsruhe, Freiburg und Emmendin-
gen. Die CDU-Verluste im Süden (Breis-
gau-Hochschwarzwald) liefen indessen
einem beachtlichen Anfangserfolg der
Grünen parallel, genauso wie auch in
Tübingen. Dies zeigt das CDU-Ergebnis
1984, als die Position insgesamt bei
geringfügigen Verlusten, was freilich
angesichts der langen Alleinregierung
niemanden sehr verwunderte, verteidigt
wurde. Hervorzuheben bliebe auch hier
ein weiterer, überdurchschnittlicher Ver-
lust in den Hochburgen und – wie 1984 –
deutlich der anhaltende Rückgang im
ländlichen Gebiet; er fiel dort stärker aus
als in städtischen Ballungsräumen (Verlus-
te: Landesdurchschnitt –2,9 Prozentpunk-
te, ländliche Kreise – 5 Prozentpunkte,
städtische – 1,5 Prozentpunkte). Außer-
dem ist ein erhebliches Anwachsen von
Stimmen für Sonstige Parteien zu be-
obachten, was auf verminderte Integra-
tionskraft schließen lässt. Schließlich zeigt
die Untersuchung von Gebieten mit
hohem Beschäftigtenanteil im Sekundä-
ren Sektor, dass dort die CDU seit 1972
unverändert vor der SPD rangierte. 
Die Grünen – 1980 noch eher Bewegung,
die aus dem 1968er Protest resultierte, als
Partei – errangen damals einen beacht-
lichen Anfangserfolg mit 5,3%, wobei der
gesamte badische Südwesten (Zentrum
der Stadtkreis Freiburg und die Landkreise
Breisgau-Hochschwarzwald und Emmen-
dingen), dann Tübingen und deutlich

dahinter die anderen Universitätsstädte
die meisten Grünen-Stimmen aufwiesen.
Einen weiteren Schwerpunkt stellte die
Hochrhein-Bodensee-Region dar. Da diese
Situation bis 1988 anhielt, kann von
„Hochburgen“ etwa im FDP-Niveau ge-
sprochen werden. Wählerwanderungs-
Analysen sind sehr problematisch. Man
kann aber wohl davon ausgehen, dass die
Grünen-Gewinne hauptsächlich zu Lasten
der SPD gingen, nicht aber in allen Gebie-
ten: Mannheim stellt die Ausnahme dar.
Ausgesprochen schwach „Grün“ wählen
der Nordosten des Landes und der Nord-
schwarzwald sowie Rottweil. Hinsichtlich
der Bevölkerungsdichte fällt auf, dass
Grüne in den Zentren am besten abschnei-
den. Bauern und Arbeiter, so lässt sich
sagen, bevorzugten anfangs kaum die
Grünen, in höherem Maße dagegen
Angestellte des Tertiären Sektors, jüngere
Wähler im Alter bis 35, besonders Frauen,
mehr als ältere. Die günstigsten Voraus-
setzungen, dabei blieb es, bieten Universi-
tätsstädte, zumal auch das formale, d.h.
an den Abschlüssen gemessene, Bildungs-
niveau bei dieser Wählerschicht eher 
hoch ist.
Von den sonstigen Partien waren drei 
zeitweise im Landtag vertreten: die KPD
1952, der BHE 1952 bis 1960 und die NPD
1968. Alle drei gehören der Vergangen-
heit an; die KPD erlag dem Wähler-
schwund eher als dem Verbot; denn ihre
Hochburgen (1952: Lörrach, Heilbronn
und Esslingen) lassen zwar Traditions-
stränge in die Weimarer Zeit erkennen,
1956 aber hatte sie auch dort verloren und
lag meist unter 5% der abgegebenen gül-
tigen Stimmen. – Die Heimatvertriebenen
waren anfangs organisatorisch auf zwei
Parteien aufgeteilt, die Deutsche Partei
und den BHE, Bund der Heimatvertriebe-
nen und Entrechteten (worunter nicht
wenige mit ausgesprochen brauner Ver-
gangenheit sich einreihten). Beide waren
reine Interessenparteien. Der anfänglich
deutliche Zusammenhang zwischen Stim-
men für diese beiden Parteien und dem
Vorhandensein von mehr Heimatvertre-
tern und Flüchtlingen unter den Wählern
ging allmählich zurück. 1964 schaffte 
die jetzt in der GDP (Gesamtdeutsche Par-
tei) geeinte Vertriebenenbewegung die 
5 % nicht mehr. In der Regel wurde die
CDU zur neuen politischen Heimat dieser
Wähler.
Sensationell schien das NPD-Ergebnis
1968: 9,8%. Das waren vor allem Protest-
wähler gegen die Große Koalition und
deren Reformbestrebungen. Die NPD war
besonders bei evangelisch-agrarischer
Wählerschaft erfolgreich. Im Nordosten
des Landes (Hohenlohe- und Main-Tau-
ber-Kreis sowie Schwäbisch Hall), aber
auch in Ballungszentren wie Heidelberg,
Karlsruhe, im Rhein-Neckar-Raum, in
Mannheim sowie Ludwigsburg. Dort
hatte die NPD jeweils mehr als 10 % der
Stimmen erhalten. Deutlich unterdurch-
schnittlich dagegen hatte sie im katholi-
schen Süden des Landes abgeschnitten.
Die repräsentative Landtagswahlstatistik
zeigt, dass Männer mehr als Frauen und
dass die mittlere Altersgruppe zwischen
45 bis 59 Jahren am häufigsten NPD
gewählt hatte.
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1992: der Einzug der „Republikaner“
in den Landtag

Fraglos einen neuerlichen Einschnitt leite-
te die Wahl von 1992 ein. Wohl wichtigs-
tes Faktum war, dass nur die CDU mit
neuer Spitze angetreten war. Späth war
im Januar 1991 zurückgetreten; sein
Nachfolger wurde Erwin Teufel. Dennoch
war die Zufriedenheit mit der Landes-CDU
und mit dem neuen Ministerpräsidenten
beachtlich. Zustimmung gab es nach der
Forschungsgruppe Wahlen bei 62 % der
Befragten; bei 88% der CDU und sogar bei
52% der SPD-Anhänger. Die übrigen Par-
teien zogen mit den gleichen Spitzenkan-
didaten wie 1988 in die Wahl. Vor allem
mit wirtschaftlichem Erfolg blieb die Lan-
desregierung identifiziert und so schien
bis kurz vor der Wahl die absolute Mehr-
heit (zumindest die Sitze) greifbar. Dann
jedoch zeigte sich ein deutlicher Wandel
in der Einschätzung der Chancen der
Republikaner, die über das für sehr
bedeutsam gehaltene Thema Asyl- und
Ausländerpolitik an Boden gewonnen
hatten. Dieses Faktum prägte schließlich
das Wahlresultat.
Die tendenziell seit 1972 sinkende Wahl-
beteiligung bestätigte 1992 (70,1 %) und
1996 (67,5 %) wiederum, dass die Schwa-
ben fleißigere Wähler als die Badener
waren. Vorne lag der Regierungsbezirk
Stuttgart mit 72,8 % (1992) bzw. 69,9 %
(1996); die erneut niedrigsten Wahlbetei-
ligungen wies Freiburg mit 66,6 % bzw.
64,8 % auf. Hinsichtlich der Auswirkun-
gen, die die Wahlbeteiligung 1992 nach
sich zog, fällt auf, dass die CDU nun –
anders als bis zum Beginn der 1980er-Wah-
len – dann schlechter abschnitt, wenn die
Wähleraktivität hoch war, ganz im Gegen-
satz übrigens zu den kleineren Parteien.
Durchschnittlich schnitt die CDU dort ab,
wo hohe Wahlbeteiligung vorlag, bei
niedriger Wahlbeteiligung dagegen bes-
ser als im Landesdurchschnitt. Leicht indif-
ferent fielen in diesem Zusammenhang
die sozialdemokratischen Resultate aus. In
Gebieten hoher Wahlbeteiligung lagen

sie nur knapp (1996 um 0,4 Prozentpunk-
te) besser als im Landesergebnis, dort
aber, wo unterdurchschnittliche Wahlbe-
teiligung feststellbar war, deutlich besser
als im ganzen Land (+ 2,7 Prozentpunkte).
Das Wahlergebnis 1992 zeigte ein weite-
res Abrutschen der CDU um 9,4 Prozent-
punkte auf 39,6 %, aber auch einen Ver-
lust der SPD, die erstmals wieder unter die
30-Prozent-Marke fiel. Geringen Zuge-
winn gab es bei den Grünen (+ 1,6 Pro-
zentpunkte), die FDP-Anteile stagnierten.
Die Sensation stellte jedoch das Abschnei-
den der Republikaner dar, die mit 10,9 %
auf Anhieb als drittstärkste Partei in den
Landtag einzogen.

1996: der Tiefpunkt bei den
Sozialdemokraten

Das Gesamtergebnis von 1996 zeigte
Gewinne bei drei und Verluste bei zwei
Parteien. Erstmals seit 1976 war es der
CDU wieder gelungen, ihr vorausgegan-
genes Wahlergebnis um 1,7 Prozentpunk-
te zu verbessern. Sie überwand damit
ihren Tiefpunkt und kam wieder über die
40-Prozent-Marke. Deutlicher noch auf
der Gewinnerseite waren, was die Stimm-
anteile angeht, die FDP/DVP (+ 3,7 Pro-
zentpunkte) und auch die Grünen (+ 2,6
Prozentpunkte), wohingegen die Repub-
likaner mit 9,1 % (– 1,8 Prozentpunkte)
nunmehr schlechter abschnitten als die
beiden anderen kleineren Parteien. Auch
der bisherige Partner in der Großen Koali-
tion, die SPD, blieb weiter im seit 1972
anhaltenden Negativtrend und erreichte
mit 25,1 % kaum mehr als ein Viertel der
Wähler. Ihre Regierungsbeteiligung war
also vom Wähler eher negativ beurteilt
worden.
Auf die Frage, wer bei diesen beiden
Landtagswahlen wen wählte, lassen sich
tendenziell die gleichen Feststellungen
treffen wie bereits früher. Die demogra-
fisch beste Voraussetzung fand die CDU
als größte Landespartei unverändert im
katholisch-ländlichen Raum. Gegenüber
1992 vermochte sie 1996 ihre Hochburgen
wieder auszubauen. Die SPD-Hochburgen
blieben weitgehend unverändert. Die Par-
tei blieb in den am dichtesten besiedelten,
urbanen Gebieten am stärksten, vom tra-
ditionellen Zusammenhang zwischen
Arbeitermilieu und SPD-Präferenz aber ist
nichts mehr feststellbar. Die FDP hielt sich
unverändert gut vor allem in der Region
Stuttgart sowie in Schwäbisch-Hall. Nach
wie vor galt auch, dass in evangelischen
Gebieten weit eher liberal gewählt wird
als in katholischen. Die bereits früher
erkennbaren Hochburgen der Grünen
blieben unverändert die Hochschulstädte,
wo übrigens CDU und Republikaner
besonders schwach abschnitten. Umge-
kehrt erreichten die Grünen in den CDU-
Hochburgen ihre geringsten Stimmantei-
le. Die Republikaner hatten 1992 eindeu-
tig – vor allem zum Verlust der beiden gro-
ßen Parteien – aus dem Asyldilemma pro-
fitiert. Es war ihnen aber auch gelungen,
bisherige Nichtwähler – besonders Män-
ner – zu mobilisieren, für die im übrigen
die Merkmale jugendlich und arbeitslos
kennzeichnend waren. Die REP-Wähler
ließen deutliche Züge des Protests erken-

nen, ähnlich wie die der NPD 1968. Den-
noch vermochten die Republikaner 1996
ihre 1992 feststellbaren Hochburgen, vor
allem im Nordschwarzwald und im Raum
Heilbronn, zu verteidigen. Republikaner
wurden generell in protestantischen
Gebieten weit mehr als in katholischen
gewählt, ebenso dort, wo der Ausländer-
anteil hoch ist. Leicht überdurchschnitt-
lich waren REP-Ergebnisse auch in Bezir-
ken mit hohem Anteil von Beschäftigen
im Produzierenden Gewerbe, unterdurch-
schnittlich dagegen dort, wo der Dienst-
leistungsbereich einen hohen Anteil der
Beschäftigten aufweist. 

Die Wahl vom 25. März 2001 
unter veränderter bundespolitischer
Konstellation

Am 25. März 2001 fand die 13. Landtags-
wahl statt, die erste nach einer fünfjähri-
gen Legislaturperiode. Der rechtliche Rah-
men war weitgehend unverändert. 16
Parteien mit 530 Bewerbern, 466 Ersatz-
bewerbern und 7 Einzelbewerbern waren
angetreten, bewarben sich um die Zustim-
mung von 7,3 Mio. Wahlberechtigten. 
Politisch schien die Ausgangsposition ein-
deutig. Die beiden Koalitionspartner, die
seit 1996 die Landesregierung stellten,
CDU und FDP/DVP, warben um die Verlän-
gerung ihres Mandats. Unverändert auch
ihre Spitzenkandidaten: Ministerpräsi-
dent Erwin Teufel und Wirtschaftsminister
Walter Döring. Beide Parteien wollten ihr
letztes Landtagswahlergebnis verbessern.
Personell unverändert, was die Spitze
angeht, präsentierten sich unter den übri-
gen drei Landtagsparteien nur die Repub-
likaner mit Rolf Schlierer. SPD und Grüne
traten mit neuen Spitzenkandidaten an:
Ute Vogt und Dieter Salomon. Ihre Ziele:
die einen wollten aus dem absoluten Tief
von 25,1% heraus, die anderen ihre Posi-
tion als dritte Kraft im Lande halten bzw.
ausbauen.
Zwei weiteren Aspekten kam Wahlrele-
vanz zu: der seit 1996 veränderten bun-
despolitischen Konstellation und der
Frage nach der weiteren Entwicklung der
seit 1976 rückläufigen Wahlbeteiligung.

Die Wahlkampfstrategien 
der Parteien

Die CDU präsentierte sich im jüngsten
Landtagswahlkampf wieder nachdrück-
lich als die führende Kraft im Lande. Ihr
Wahlkampf war kurz und setzte erst nach
der Fasnachtszeit so recht ein. Dabei trat
als Leitbotschaft die positive Leistungsbi-
lanz in den Vordergrund: „Wir im Süden“
war der – innerhalb der Partei durchaus
nicht unumstrittene – Slogan, mit dem das
Unwort Baden-Württemberger umgan-
gen und auch auf die vielen Gemeinsam-
keiten mit Bayern abgehoben war, wie
zuletzt bei Hans Filbinger 1976. Die Bot-
schaft war simpel: Baden-Württemberg ist
führend in Deutschland, dank CDU.
Selbstbewusstsein wurde demonstriert,
und Berlin blieb bewusst ausgeklammert,
eine deutliche Reaktion auf die anhalten-
de Misere der Bundes-CDU. Gleichzeitig
wurde die Auseinandersetzung mit dem
weiten Feld der Bundespolitik angesichts
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der Woge der Kanzlerpopularität umgan-
gen, so dass auch die SPD-Spitzenkandida-
tin und Bundestagsabgeordnete von
vornherein weniger thematischen Hand-
lungsspielraum hatte. Nur drei themati-
sche Ausnahmen von dieser Selbstbe-
schränkung lassen sich im CDU-Wahl-
kampf ausmachen: Straßenbau, Ökosteu-
er und Rentenreform. Teils erst gegen
Ende der Kampagne wurde „Unsere
Nr. 1“, Ministerpräsident Teufel, auf den
Großflächenplaketen massiv herausge-
stellt. Nach eigener Bekundung wollte die
CDU einen „positiven Wahlkampf“ füh-
ren, vor allem auf landespolitische The-
men konzentriert, ohne Aggressivität.
Auch dies geschah gerade eingedenk der
Tatsache, dass eine junge Frau an der Spit-
ze des wichtigsten Gegners stand. 
Lapidar, aber einprägsam die Botschaft
der Liberalen: „mehr davon“. Auch hier
kam dem Spitzenkandidaten viel Plakat-
fläche zu, Anteil an der Gestaltung im
Lande wurde reklamiert. Zweigeteilt die
Präsentation der Grünen: In Sachaussagen
zum Parteileitthema Ökopolitik, zur
„neuen Landwirtschaftspolitik“ und mit
Randgruppenwerbung suchte die Partei
ihre Kompetenzen und Leistungen zu ver-
deutlichen. Der immer wiederkehrende
Kontrapunkt zu den Plakataussagen, der
Vorwurf „Das begreift Herr Teufel nicht“
offenbart die Stoßrichtung.
Relativ matt, auch optisch, die REP-Präsen-
tation der „Löwenkraft“ für das Land (in
Anlehnung an das Landeswappen). Bei
dieser Wahl fehlte offensichtlich das zün-
dende Thema wie Asyl und Ausländer-
problematik, das Aktivität ins rechte Wäh-
lerspektrum gebracht hätte.
Mit großem Geschick und Einfühlungsver-
mögen inszenierte die SPD ihren Wahl-
kampf, wobei der Rückenwind aus Berlin
genauso aufhalf wie die CDU eher „trotz
der Bundespartei“ agierte. Der SPD-Wahl-
kampf erschien wesentlich intensiver,
wobei die Urwahl der Spitzenkandidatin
am 27. Mai 2000, an der sich rund 60% der
etwa 50 000 Mitglieder im Lande beteilig-
ten, wie ein Paukenschlag in die anbre-
chende Sommerpause 2000 hinein wirkte.
Großes Medieninteresse war dergestalt
gesichert und dauerte fort. Erstmals seit
vielen Landtagswahlen kam auch partei-
intern Schwung auf, und die positive
Grundstimmung wurde wiederum publi-
zistisch kolportiert. Sympathisch lächelnd
gelang es, die anfangs eher unbekannte
Spitzenkandidatin rasch zum Begriff wer-
den zu lassen; sie erschien präsent, tat-
kräftig, zupackend, suchte nachdrücklich
den Dialog mit dem Bürger. Ihre
Gesprächstour durch das Land, meist zwei
Veranstaltungen pro Tag, hatte großen
Zulauf, wesentlich mehr als vergleichbare
Aktionen bei den Wahlen zuvor. Ausge-
hend von einer vor der Wahl in Auftrag
gegebenen Studie waren die Themen-
schwerpunkte festgelegt: Wirtschaftsfra-
gen blieben außen vor; hier war der CDU
einfach nicht beizukommen. Anders das
weite Feld der landespolitischen Urdomä-
ne Bildungspolitik. Hieraus wurden die
Themen Unterrichtsausfall und die Frage
nach Bildungskosten herausgegriffen und
sogar auf Großplakaten thematisiert. Bil-
dung muss kostenlos sein, lautete die

populistische Forderung. Zum weiteren
Angriffspunkt wurden die Betreuungsein-
richtungen. Baden-Württemberg böte
auf diesem Gebiet weniger als andere
Länder, Berufs- und Familienleben hätten
darunter zu leiden. Bewusst wurde stets
die Jugendlichkeit der Kandidatin heraus-
gestellt. Unterdessen tauchten Pressespe-
kulationen auf, wer in der CDU Teufel
beerben möchte. Der Name des Landtags-
fraktionsvorsitzenden Günther Oettinger
wurde genannt. Uneinigkeit in der Regie-
rungspartei? Die Sympathie der Medien
aber begleitete indessen wie kaum zuvor
den SPD-Wahlkampf und vor allem Ute
Vogt.
Wenige Wochen vor der Wahl entstand
dann eine seit den 1960er-Jahren nicht
mehr beobachtete Situation: das Rennen
schien mit einem Male offen. Umfrageer-
gebnisse verhießen (leichte) Verluste der
CDU, aber deutliche Gewinne der Sozial-
demokraten, leichten Zuwachs auch bei
der FDP, Verluste indessen bei den Grü-
nen. Hinsichtlich der Republikaner rückte
immer deutlicher die Frage in den Mittel-
punkt, ob sie die 5-%-Hürde erneut neh-
men würden. Prompten Spekulationen
über eine „Ampelkoalition“ oder eine
schwarz-grüne Regierung nach der Wahl
traten die Spitzenkandidaten beider
Regierungsparteien sogleich entgegen. 

Wie die Parteien und ihre Spitzen-
kandidaten wahrgenommen wurden

Interessante Information über die Wir-
kung des Wahlkampfes vermag die empi-
rische Wahlbeobachtung beizusteuern. So
stellte die Forschungsgruppe Wahlen in
Mannheim fest, dass eine Woche vor der
Wahl (wie 1996) 65 % der Befragten in
Erwin Teufel den Spitzenkandidaten der
CDU kannten; 52 % konnten bereits Ute
Vogt nennen, kaum weniger als 1996 Die-
ter Spöri, der, damals stellvertretender
Ministerpräsident und Wirtschaftsminis-
ter, zum wiederholten Male an der Spitze
des Landes SPD-Aufgebots stand. Es war
also gelungen, in kaum neun Monaten
Bekanntheit der Spitzenkandidatin her-
zustellen. Auch deren „Profil“ wurde per
repräsentativer Umfrage untersucht. Teu-
fel wurde zwar von 44 % der Befragten
der weitaus größere Sachverstand beige-
messen als Ute Vogt (6 %) und auch sein
Verantwortungsbewusstsein wurde deut-
lich höher eingeschätzt (Vogt: 8%, Teufel
29 %). Was Glaubwürdigkeit (21 : 15) und
Tatkraft (26 : 25) anging, waren die Unter-
schiede bereits gering, in ihrer „Wirkung“
aber übertraf die junge Herausforderin
den altgedienten Amtsinhaber in erstaun-
lichem Maße. Sie wurde nicht nur eher als
Siegertyp eingestuft (31 : 26), ihr gehörte
vor allem die Sympathie (40 : 19). Fazit
also: Sympathie gegen Sachverstand?
46 % aller Befragten wollten Teufel
wieder als Ministerpräsidenten, 34 % Ute
Vogt. Wie nah liegen diese beiden Werte
doch am Endergebnis dieser Wahl!
Der andere Aspekt gilt der Einschätzung
von Sachthemen. Hier lag mit 31 % das
Thema Arbeitslosigkeit weit vorne. Schule
und Bildung von 20% genannt, nahm die
zweite Stelle ein, und mit Abstand weiter
hinten die durch die Tierseuchen evident

gewordenen Probleme und die Lebens-
mittelproblematik (11%). Verkehrsfragen
nannten 8%, Renten, Alterssicherung und
Umweltschutz je 6%. Nur ein Blick zurück
auf Vergleichswerte von 1996: damals hat-
ten noch 78 % im Lande Arbeitslosigkeit
als eines der beiden größten Probleme
genannt, Alter und Versorgung sowie
Umweltschutz je 18 %, Asyl- und Auslän-
derprobleme 14% (2001: 5%), Schule und
Bildung aber nur 2%.
Verglichen mit entsprechenden Einschät-
zungen im Bund und in anderen Bundes-
ländern ist außerdem festzuhalten, dass
ökonomische Themen im Südwesten
offenbar weit weniger galten als anders-
wo. 60 % zeigten sich rundum zufrieden
mit der wirtschaftlichen Lage des Landes
(1996: 55%). Diese Zufriedenheit war also
gewachsen. 83 % der Befragten hielten
die wirtschaftliche Lage Baden-Württem-
bergs für besser als irgendwo sonst in
Westdeutschland (1996: 72%). 
Wem dies parteipolitisch zugeordnet
wurde, zeigen die Antworten auf die
Kompetenzeinschätzung. Bei allen öko-
nomischen Themen wurde der CDU grö-
ßere Kompetenz beigemessen als der SPD:
bei Wirtschaftsfragen (41 : 21), bei der
Arbeitsplatzproblematik (36 : 27) und bei
Verkehrsfragen (32 : 20). Nur in der bil-
dungspolitischen Kompetenz lag die SPD
mit 36 : 29 klar vorne, während Umwelt-
kompetenz sowie MKS- und BSE-Proble-
matik am ehesten als Domänen der Grü-
nen gewertet waren. Generell Zufrieden-
heit kennzeichnete auch den Blick in die
Zukunft: 72 % hielten das Land für gut
gerüstet für zukünftige Herausforderun-
gen. Die mit Abstand größte Lösungskom-
petenz wurde erwartungsgemäß auch
hier der größeren Regierungspartei zuge-
sprochen: 39 % trauten der CDU die grö-
ßere Kompetenz zu, nur 23% der SPD. 
Schließlich gilt es noch, nach der Einschät-
zung von Bundes- und Landesparteiorga-
nisationen zu fragen. Hier wurden auf der
Skala von +5 bis –5 Bundes- und Landes-
CDU und -SPD folgendermaßen eingestuft:

Die Landes-CDU hatte also auch in der Ein-
schätzung den spendenskandalbedingten
Sympathieverlust der Bundespartei unbe-
schadet überstanden – eine weitere wich-
tige Voraussetzung für den Wahlausgang. 

Das Gesamtergebnis: CDU 
und SPD konnten gleichermaßen
zufrieden sein

Am Wahlabend war die Spannung bereits
bei der Veröffentlichung der Prognose
unmittelbar mit der Schließung der Wahl-
lokale um 18 Uhr gewichen. Erneut stand
die seit 1953 regierende CDU als klarer Sie-
ger fest. 45% der Stimmen wurden für sie
prognostiziert, 33 % für die SPD, 8 % für
die Grünen, 7,5 % für die FDP und 4,8 %
für die Republikaner. Bis zum Endergebnis
sollten sich nur geringfügige Verschiebun-
gen ergeben, bis am Ende feststand, dass
die CDU 55 187 Stimmen, also 3,5 Pro-

SPD CDU

Bund Land Bund Land
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zentpunkte hinzugewonnen hatte und
bei insgesamt 44,8% um nur zwei Manda-
te die absolute Mehrheit der Landtagssit-
ze verfehlte. Mit 309 235 Stimmen oder
8,2 Prozentpunkten war der SPD-Zuwachs
deutlich größer. Ihr Anteil war von einem
Viertel (1996) auf ein Drittel der abgege-
benen gültigen Stimmen gewachsen; sie
lag damit um 53 881 Stimmen besser als
vor ihrem Absturz 1996. Absolut wie rela-
tiv entspricht dieses Ergebnis wieder dem
Niveau von 1976 bis 1988. Der große
Durchbruch war nicht erfolgt, ungeachtet
auch der Steigerung von einem (1996) auf
6 Direktmandate. Alle übrigen Parteien
des Landtags hatten Anteile verloren: am
stärksten die Republikaner mit – 238 694
Stimmen oder – 4,7 Prozentpunkten,
kaum weniger die Grünen mit – 230 418
Stimmen oder –4,4 Prozentpunkten, aber
auch die FDP verlor mit –90898 Stimmen –
1,5 Prozentpunkte. Dennoch: eindeutiger
Wahlsieger war die Regierungskoalition,
denn die FDP war trotz Stimmenverlusts
mit 8,1% vor den Grünen (7,7%) nun wie-
der dritte Kraft im Lande. Das Aus für die
nächsten fünf Jahre traf die Republikaner.
Sie scheiterten am Mindestquorum und
verloren ihre bisherigen 14 Landtagssitze. 

Der größte Block – die Nichtwähler

Ein anderer wichtiger Vorgang war die
Entwicklung der Wahlbeteiligung. Ob-
wohl mit 7,3 Mio. (2001) 123938 Wahlbe-
rechtigte mehr registriert waren als 1996,
sank die Wählerzahl absolut um 282 362
auf 62,6 %. Das waren genau 5 Prozent-
punkte weniger als fünf Jahre zuvor. Die
Wahlbeteiligung sank damit unter das
Ausgangsniveau von 1952 (63,7 %). Nur
1960 war sie mit 59 % noch geringer
gewesen. Auf alle Wahlberechtigten
bezogen war die Gruppe der Nichtwähler,
die schon 1996 die Mehrheit dargestellt
hatte, also noch einmal deutlich größer
geworden und betrug nun 37,4 %. Wäh-
rend CDU und SPD um 0,2 bzw. 3,9 Pro-
zentpunkte ihre „Ausschöpfungsquoten“
verbessert hatten, waren FDP und Grüne
an bzw. unter die 5-%-Marke geraten. Nur
die beiden großen Parteien zusammen
stellen mit 48,5 % einen größeren Block
dar als der der Nichtwähler. In den 1970er-

Jahren hatte dieser Wert z. T. über 70 %
gelegen. 2001 von der „Rückkehr der
Volksparteien“ zu sprechen, ist also nicht
ganz zutreffend, da der Grad der Zustim-
mung zu den beiden Großen doch noch
immer deutlich geringer ist als früher. 
Regional differenziert blieb das Bild relativ
konstant, insgesamt lag die Wahlbeteili-
gung in protestantischen Gebieten höher
als in katholischen, neigten Badener er-
neut stärker zur Wahlabstinenz als Würt-
temberger. Typisch dabei die größten
Städte: Stuttgart unter den Gebieten mit
höchster Wahlbeteiligung, Mannheim,
Karlsruhe und Freiburg am anderen Ende.

Wer wählte wen?

Wichtige Zusatzinformation bieten er-
neut Ergebnisse von Umfragen. So wird
deutlich, dass die geschlechterspezifi-
schen Einflüsse bei der CDU ausgeglichen
sind, bei der SPD und wieder besonders
den Grünen aber Frauen (aller Altersgrup-
pen) stärker unter den Wählern vertreten
sind. Umgekehrt wählten wieder deutlich
mehr Männer Republikaner. Nach Alter
differenziert blieben die über 60-Jährigen
bei überdurchschnittlicher CDU-Präfe-
renz, während die SPD von den 25- bis 
44-Jährigen stärker als im Landesdurch-
schnitt gewählt wurde. Tendenziell blie-
ben die Grünen auch 2001 eher Partei der
Jüngeren, sie mussten aber gerade bei 

der Altersgruppe von 18–24 Jahren, wo sie
1996 noch vor der SPD gelegen hatten, mit
10 und darüber, in der Gruppe der bis 34-
Jährigen, sogar mit 11 Prozentpunkten
Verluste hinnehmen, die eine Schwer-
punktverschiebung in Richtung der mitt-
leren Jahrgänge vermuten lässt.
Nach Berufsgruppen differenziert ergibt
sich den Ergebnissen der Forschungsgrup-
pe Wahlen zufolge dieses Bild: Überdurch-
schnittlich wählten Landwirte (67%) Selbst-
ständige (49%) und Arbeiter (47%) CDU,
wesentlich weniger Angestellte (42%), in
sehr geringem Maße Beamte (34 %). Die
SPD war erfolgreich bei Beamten (41 %),
Arbeitern (37 % – wobei die gewerk-
schaftlich Organisierten den Ausschlag
gaben) und Angestellte (35%). Bei Selbst-
ständigen (20 %) und Landwirten (6 %)
schnitt die SPD stark unterdurchschnittlich
ab. Grüne wurden überdurchschnittlich
von Selbstständigen (11 %), Beamten
(10 %) und Angestellten (9 %) gewählt,
dagegen in geringem Maße von Landwir-
ten (5%) und Arbeitern (4%). Ihre besten
Ergebnisse erzielte die FDP bei Selbststän-
digen (16 %) und Landwirten (12 %); nur
die Arbeiter wählten mit 5 % in deutlich
geringerem Maße FDP. REP-Wähler
schließlich fanden sich vor allem unter
Landwirten (8%) und Arbeitern (7%).
Lassen sich hier also schon Kontinuitätsli-
nien aufzeigen, so überwog das traditio-
nell im Land zu beobachtende Wähler-
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Das Wahlergebnis 2001 bezogen auf die Wahlberechtigung

CDU (44,8) SPD (33,3) FDP (8,1) Grüne (7,7) Rep. (4,4)

Biberach 57,2 Mannheim I 47,7 Schwäbisch Hall 23,1 Freiburg II 21,0 Heilbronn 7,7

Sigmaringen 55,4 Lörrach 41,6 Hechingen- 14,8 Stuttgart I 18,0 Bietigheim- 7,0
Münsingen Bissingen

Kehl 54,7 Mannheim II 40,1 Schorndorf 13,7 Freiburg I 17,3 Kirchheim 6,7

Wangen 54,7 Karlsruhe II 39,4 Freudenstadt 12,8 Konstanz 16,0 Schwäbisch Hall 6,5

Villingen- 54,7 Heidenheim 39,4 Waiblingen 11,5 Heidelberg 15,1 Neckarsulm 6,4
Schwenningen

Neckar 54,2 Schwetzingen 38,6 Calw 11,2 Tübingen 15,1 Backnang 6,3
Odenwald

Ehingen 53,5 Karlsruhe I 38,1 Stuttgart II 10,6 Karlsruhe I 11,0 Ludwigsburg 6,3

Tuttlingen- 53,3 Göppingen 38,0 Eppingen 10,4 Stuttgart II 10,7 Göppingen 6,3
Donaueschingen

Ravensburg 52,9 Esslingen 38,0 Backnang 10,4 Stuttgart IV 10,4 Eppingen 6,2

Bruchsal 52,8 Weinheim 37,9 Reutlingen 9,9 Breisgau 10,3 Stuttgart III 6,1

Die 10 Wahlkreise mit den jeweils höchsten Stimmanteilen der bisher im Landtag vertretenen Parteien
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verhalten wieder in konfessioneller Hin-
sicht. CDU-Hochburgen sind unverändert
durchweg katholische Gebiete. Allgemein
bestätigte sich auch wieder, dass Kirchen-
bindung und CDU-Präferenz eng zusam-
menhängen. Schließlich galt erneut als 
Tatsache, dass Protestanten überdurch-
schnittlich FDP (10%) wählen, während
bei SPD (45%) und Grünen (12%) die Kon-
fessionslosen die jeweils stärkste Gruppe
waren.

Hochburgen oder wo 
wählt man wen?

Auch die Untersuchung der Hochburgen
lässt große Konstanz erkennen. Das gilt in
höchstem Maße für die CDU, die zwar
überall, in ihren stärksten Gebieten aber
am meisten zulegte. Auch bei der SPD fällt
auf, dass sie 2001 ihre zuvor stark abge-
flachten Hochburgen wieder zu festigen
vermochte. Das beste Beispiel stellt hier
der Wahlkreis Mannheim I dar, wo die Par-
tei einst klare absolute Mehrheiten, 1996
aber „nur“ noch 40 % erzielt hatte. Hier
stieg der Anteil 2001 wieder auf 47,7 %,
lag also deutlich über dem SPD-Landes-
durchschnitt.
Die 2001 stark ausgeprägte Konfronta-
tion der beiden großen Parteien zeigt
sich gerade auch an den Resultaten in
den Hochburgen: Die SPD war wieder
dort am schwächsten, wo die CDU am
stärksten war – in den katholisch-länd-
lichen Gebieten im Süden, umgekehrt
blieben die dichtbesiedelten urbanen Be-
reiche, besonders im nordbadischen und
nordwürttembergischen Raum, SPD-
Hochburgen. Anders als bei früheren
Wahlen beobachtet verloren 2001 aber
die übrigen Parteien, wobei auffällt, dass
dort, wo Grüne-Verluste stärker waren,
die SPD gewann. Auch die FDP-Verluste

gingen überdurchschnittlich zugunsten
der CDU. 

Wer gewinnt und wer verliert –
warum?

Der landesweite neuerliche Zugewinn der
CDU geht sicherlich in höchstem Maße
auf die hohe Einschätzung der sachpo-
litischen Kompetenz der Landespartei 
zurück, besonders in wirtschaftlicher Hin-
sicht. Sie konnte sich so vom bundespoliti-
schem Negativtrend freihalten. Letztlich
positiv für die CDU haben sich gewiss auch
die Meldungen ausgewirkt, die in den letz-
ten Wochen Verluste bis hin zum Mehr-
heitsverlust für diese Partei prognostizier-
ten. Die konservative Grundstimmung im
Lande wurde aktiviert. Die SPD konnte mit
der Landtagswahl 2001 den seit 1972 an-
haltenden Negativtrend stoppen und erst-
mals wieder das zuletzt 1976 erreichte Ni-
veau erreichen. Dem liegt (abgesehen von
der Ausgangslage, dem schlechtesten Er-
gebnis seit 1952) gewiss ein Gutteil per-
sönlicher Erfolg der Spitzenkandidatin zu-
grunde, die wenigstens zeitweise im
Wahlgeschehen und erstmals seit den Ta-
gen Alex Möllers als Alternative ernstge-
nommen war, aber auch ein sehr effektiver
Wahlkampf, dem die Partei vielleicht 
den bildungspolitischen Kompetenzvor-
sprung in der Wählereinschätzung ver-
dankte. Mit Sicherheit aber wirkte 2001 die
bundespolitische Komponente zugunsten
der Sozialdemokraten. Hier unterscheidet
sich die größere Regierungspartei in Berlin
gerade von der kleineren, den Grünen, de-
ren Profil als Landespartei sich von dem der
Bundespartei nicht positiv abhob, so dass
Berliner Affären voll durchschlugen. Er-
schwerend kam sicher hinzu, dass der neue
Spitzenkandidat Dieter Salomon bei der
Wahl noch keine allzu große Bekanntheit

erreichen konnte. Hinzu trat der Bedeu-
tungsverlust des Themas Umweltschutz,
das gegenüber 1996 unter den landespoli-
tisch wichtigen Themen von Platz 2 auf
Platz 6 abgerutscht war. Auch die anderen
Themen, wie BSE, MKS, bei denen Kompe-
tenz der Grünen hoch eingeschätzt war, er-
reichten bei dieser Wahl nur relativ ge-
ringe Bedeutung. Schließlich schlug die
strukturelle Krise der Partei voll durch, was
sich im Abwandern jüngerer Wähler
niederschlug. Wirkte sich bei den Grünen
bereits die Polarisierung auf die beiden
großen Parteien aus, so war dies bei der
FDP noch deutlicher der Fall. Sicher kam
hier dazu, dass es ihr nicht gelungen war,
neben der CDU ausreichend eigenständi-
ges Profil zu entwickeln, ungeachtet der
positiven Rollengestaltung ihres Spitzen-
kandidaten, der auch das beste Wahlkreis-
ergebnis erzielt hat. Ausgesprochen
schädlich hat sich wohl die Diskussion um
eine Ampelkoalition relativ kurz vor dem
Wahltag im FDP-Ergebnis niedergeschla-
gen, wurden hierdurch doch potentielle
„taktische FDP-Wähler“ mit CDU-Grund-
präferenz abgeschreckt.
Schließlich brachte die Wahl das Aus für
die Republikaner im Landtag, die nur
noch in 24 der 70 Wahlkreise 5% der Stim-
men und mehr erreicht hatten. Mehr noch
als bei den Grünen war ein Bedeutungs-
verlust der republikanischen Kernthemen
Ausländer- und Asylpolitik der Wahl vo-
rausgegangen. Deren Fehlen, auf der
anderen Seite aber die ökonomische
Zufriedenheit führte zum Abwandern der
Wähler dieser Partei. Letztlich aber wirkte
wohl auch hier die stärkere Polarisierung
auf die beiden Großen, die nicht nur die
Entscheidung auf eine dieser Parteien
konzentrierte, sondern angesichts der
Alternative vielleicht sogar den allgemei-
nen Politikverdruss verminderte. 

Grundgesetz im Alltagstest
Wenn es um die Glaubensfreiheit geht,
sind sich Ost und West im Wesentlichen
einig: Jeweils über 90 Prozent aller Be-
fragten sind der Überzeugung, dass die-
ses Grundrecht in der Bundesrepublik
Deutschland verwirklicht ist. Eine annä-
hernd gleiche, wenn auch nicht so hohe,
Einschätzung äußern die Bürger bei der
Frage nach dem Umweltschutz (West: 
71 Prozent, Ost: 68 Prozent). Bei den
anderen Fragen sind die Bürger in den
neuen Ländern durchweg skeptischer,
wenn es um die Verwirklichung der Ver-
fassungsideale geht. So beispielsweise
beim Thema Chancengleichheit: Wäh-
rend im Westen immerhin jeder Zweite
die Chancengleichheit verwirklicht sieht,
stimmt in den neuen Ländern nur jeder
Vierte einer solchen Aussage zu.

Globus

Saupe
urheberrecht
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Das Kuratorium 
der Landeszentrale

Die Amtszeit des Kuratoriums ist an die
Legislaturperiode des Landtags gebun-
den. Deshalb hat die Landeszentrale für
politische Bildung jetzt wieder ein neues
Kuratorium. Die konstituierende Sitzung,
die von Staatssekretär Rudolf Böhmler
geleitet wurde, fand am 16. November
2001 statt. Dabei wurden Klaus Herrmann
(CDU) zum Vorsitzenden und Frau Carla
Bregenzer (SPD) zur stellv. Vorsitzenden
gewählt. Weiter gehören dem Kurato-
rium an: Elke Brunnemer, Friedlinde Gurr-
Hirsch, Winfried Mack, Günther-Martin
Pauli, Klaus Dieter Reichardt, Karl-Wil-
helm Röhm, Helmut Walter Rüeck, Volker
Schebesta (alle CDU-Fraktion), Christoph
Bayer, Klaus Käppeler, Christine Rudolf,
Gerd Teßmer, Norbert Zeller (alle SPD-
Fraktion), Heiderose Berroth (FDP/DVP-
Fraktion) und Renate Rastätter (Bündnis
90/Die Grünen-Fraktion).

Hinzu kommen sieben Sachverständige:
Berthold Frieß (Landesjugendring), Dr.
Hermann Huba (Volkshochschulverband
Baden-Württemberg), Paul Schobel (Kirch-
liche Arbeitsgemeinschaft für Erwachse-
nenbildung), Christa Ohligmacher (Bil-
dungswerk für Kommunalpolitik), Ernst
Mutscheller (Landesverband der baden-
württembergischen Arbeitgeber), Werner
Göbel (ver.di), Rainer Dahlem (DGB, Lan-
desbezirk Baden-Württemberg).
Ohne Stimmrecht sind im Kuratorium aus
dem Staatsministerium vertreten: Staats-
sekretär Rudolf Böhmler, Ministerialdiri-
gent Hermann Strampfer, Ltd. Ministerial-
rat Reinhard Klee und Frau Betz-Conrad.
Das Kultusministerium wird durch Minis-
terialrat Dr. Eckart Woischnik vertreten.
Eine Vertretung des Landeskuratoriums
für Erwachsenenbildung muss noch be-
nannt werden.
Nicht mehr Mitglied im Kuratorium sind
die Damen und Herren: Dietrich Birk, In-
grid Blank, Stephan Braun, Dr. Inge Gräßle,
Lothar König, Ursula Kuri, Ursula Lazarus,
Heribert Rech, Sabine Schlager und Rolf

Seltenreich, die als Vertreter des Landtags
im letzten Kuratorium waren. Von den
Sachverständigen gehören Prof. Dr. Gün-
ther Dohmen, Prof. Dr. Xaver Fiederle, Oli-
ver Moses, Dietmar Parchem und Michael
Raatz nicht mehr dem Kuratorium an.
Die Landeszentrale dankt allen, die jetzt
im Kuratorium mitwirken, und denen, die
in der Vergangenheit im Kuratorium die
Belange politischer Bildung vertreten ha-
ben. Besonders dankt sie dem bisherigen
Vorsitzenden des Kuratoriums, Herrn
Staatssekretär Heribert Rech, der wegen
seiner Berufung in die Landesregierung
nicht mehr dem Kuratorium angehören
kann. Herr Rech hat sich engagiert um die
Landeszentrale gekümmert und die Not-
wendigkeit politischer Bildung herausge-
stellt.
Es sei auch noch darauf hingewiesen, dass
Prof. Dr. Xaver Fiederle dem Kuratorium
seit der Gründung der Landeszentrale im
Jahr 1972 ununterbrochen bis 2001 an-
gehört hat. Auch ihm sei für das außer-
gewöhnliche langjährige Engagement
besonders gedankt.

Aus unserer Arbeit

Das neue Kuratorium der Landeszentrale
Der Vorsitzende des Kuratoriums Klaus Herrmann (vordere Reihe, 3. von links), die stellv. Vorsitzende Carla Bregenzer (4. von links),
Staatssekretär Rudolf Böhmler (vordere Reihe, 5. von rechts).

Saupe
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Hans-Werner Wehling/Birgit Sattler
Der Fischer Atlas Deutschland
Umwelt Politik Wirtschaft Kultur
Fischer Taschenbuchverlag, 
Frankfurt 2000, 219 Seiten
15,90 Euro

Der Atlas zeichnet ein Porträt des wieder-
vereinigten Deutschlands und arbeitet die
auch immer noch bestehenden strukturel-
len Unterschiede zwischen Ost und West
heraus. Jeder der 94 thematischen Dop-
pelseiten ist in einen Text und mindestens
eine Karte gegliedert. Die Texte vermit-
teln Fakten und Trends, die zahlreichen
Grafiken erläutern das statistische Mate-
rial. Die Karten veranschaulichen die
räumlichen Dimensionen des Landes, vi-
sualisieren die einzelnen Sachthemen und
ermöglichen eine lokale Einordnung. 
Das Buch ist in sieben Großkapitel unter-
teilt: Natur und Umwelt, Staat und Politik,
Bevölkerung und Gesellschaft, Wirtschaft
und Verkehr, Lebenshaltung und Kon-
sum, Medien, Kultur und Freizeit sowie
Deutschland und die Welt. Eine Darstel-
lung der verwendeten Literatur und Quel-
len sowie eine Vorstellung der Autoren
und Kartografen runden das Werk ab.
Natur und Umwelt: Die Unterkapitel be-
schäftigen sich mit der räumlichen Aus-
dehnung, Topologie, Bevölkerungszahlen
und den großen Naturräumen Deutsch-
lands. Grafisch dargestellt werden Durch-
schnittstemperaturen, Niederschlagsmen-
gen und Sonnenscheindauer im Jahres-
durchschnitt. Breiten Raum nehmen
Umweltschäden ein: von der Ausrottung
bedrohter Tierarten, Schadstoffemissio-
nen in der Luft sowie ihre Verursacher und
das Ausmaß der Baumschäden.
Staat und Politik: Ein den politischen Par-
teien gewidmeter Abschnitt informiert
über Parteienfinanzierung und -vermö-
gen. „Bundestagswahlen“ unterrichtet
über Sitzverteilung, Wahlkreise, Direkt-
und Überhangsmandate sowie die Zu-
sammensetzung der Abgeordneten nach
Altersgruppen und Bildungsabschluss. In
„Die Länder“ werden die verfassungsmä-
ßige Festschreibung des Föderalismus, die
Aufgaben der Länder und des Bundesra-
tes beschrieben und die Sitzverteilung in
den Landesparlamenten grafisch darge-
stellt. Das Unterkapitel „Bund und Län-
der“ informiert über Länderfinanzaus-
gleich und Bundesergänzungszuweisun-
gen. Steuereinnahmen werden nach Steu-
erart und Verteilung auf Bund, Länder
und Gemeinden dargestellt. Der aktuells-
te Unterabschnitt behandelt die verän-
derte Sicherheitslage Deutschlands nach
Ende des Kalten Krieges.
Bevölkerung Gesellschaft: Die unter-
schiedliche Bevölkerungsdichte und die
damit einhergehenden städtischen, bzw.
ländlichen Strukturen verschiedener Re-
gionen werden erläutert. Steigende Le-
benserwartung, Altersaufbau der Bevöl-
kerung und Migration werden hinsichtlich

Ursachen und Auswirkungen behandelt.
Zwei Unterkapitel beschäftigen sich mit
den großen Kirchen, drei weitere mit Bil-
dungswesen und Arbeitswelt. Weitere
Gegenstände der Darstellung sind die am-
bulante und stationäre medizinische Ver-
sorgung der Bevölkerung, eine Kriminali-
tätsstatistik und je eine Untersuchung zu
links- und rechtsextremistischer Gewalt.
Wirtschaft und Verkehr: Dargestellt wer-
den Energie-, Land- und Forstwirtschaft
sowie Bankenwesen und Industrie. Eine
Darstellung des Bruttosozialprodukts
unter Ausweisung der Bruttowertschöp-
fung in den Bundesländern je Einwohner
in DM macht die geteilten Konjunkturen
in Ost und West deutlich. Die Bedeutung
des Automobils wird unter den Aspekten
Mobilität, Wirtschaft und Unfallgefähr-
dung beleuchtet. Ein Abschnitt befasst
sich mit der Umstellung der Deutschen
Bundespost zur Deutschen Post AG.
Lebenshaltung und Konsum: Nach einem
Vergleich des Lohnniveaus in West und
Ost folgt eine Darstellung des Spar-, 
Konsum- und Investitionsverhalten. Die
Gefährdung der Bevölkerung durch
Suchterkrankungen sowie die Verteilung
von Fachkliniken für Suchtkranke auf das
Bundesgebiet sind eine weitere Thematik
dieses Kapitels.
Medien, Kultur, Freizeit: Alle Massenme-
dien werden im Hinblick auf ihre Inhalte,
Herstellungsbedingungen, Nutzung, Ver-
breitung und wirtschaftlichen Grundla-
gen werden dargestellt. Der Ausweisung
der öffentlichen und privaten Ausgaben
für Kultur folgt eine Auflistung der
beliebtesten Freizeitaktivitäten und Rei-
seziele, sowie eine Übersicht über die Ent-
wicklung der Übernachtungszahlen aus-
ländischer Touristen.
Deutschland und die Welt: Hier finden sich
Informationen über die internationalen
Institutionen, in die Deutschland einge-
bunden ist und über die Einrichtungen,
durch welche es im Ausland repräsentiert
wird (Konsulate, Botschaften, Goethe-
institute). Ferner werden die Wirtschafts-
beziehungen Deutschlands mit europäi-
schen und außereuropäischen Ländern
erläutert.
Das Buch bietet dem Leser eine zahlreiche
Fakten und Aspekte umfassende, konzent-
rierte und dennoch leicht verständliche
Darstellung, die zudem auf ansprechende
Weise sichtbar gemacht ist. Das Buch kann
sowohl als Nachschlagewerk als auch zur
anregenden Lektüre ingesamt oder ein-
zelner, aktuelle interessierender Kapitel
empfohlen werden. Informative Texte, in
Grafiken ansprechend aufbereitetes
Datenmaterial und übersichtliche, gut
erläuterte Karten machen es zu einem
umfassenden und dennoch handlichen
Informationsmedium. Das gute Preis-Leis-
tungs-Verhältnis dürften die Anschaffung
insbesondere für Schüler, Auszubildende
und Studenten attraktiv machen. 

Dorothee Kallenberg-Laade

Peter März
An der Spitze der Macht
Kanzlerschaften und Wettbewerber
in Deutschland
Olzog Verlag, München 2002
296 Seiten
29,90 Euro

„An der Spitze der Macht“ beinhaltet eine
umfassende Darstellung der Kanzler-
schaften in Deutschland, der Persönlich-
keiten der Amtsinhaber und ihrer jeweili-
gen Konkurrenten und der zeitgeschicht-
lichen und sozialen Rahmenbedingungen
ihres Wirkens. März geht – geordnet nach
Chronologie und Systematik zwei Frage-
stellungen nach:
– Wie haben sich Stellung und Profil der

deutschen Kanzler in den drei zentralen
Etappen – Kaiserreich, Weimarer Repub-
lik und Bundesrepublik – verändert?

– Welcher Herkunft waren die Akteure,
die entweder Kanzler wurden oder zu-
mindest den Status eines (in der Verfas-
sung nicht vorgesehenen) Kanzlerkan-
didaten erreichten und wie verlief ihre
politische Sozialisation?

Seiner Untersuchung stellt der Autor eine
grundsätzliche Darlegung spezifisch deut-
scher Verhältnisse voran: Im Unterschied
zu anderen Nationen fehlt in der deut-
schen Geschichte eine dauerhafte Haupt-
stadt als politisches und kulturelles 
Zentrum. Zentralistische Perioden sind
untypisch für unsere Geschichte, Deutsch-
land war stets ein föderales Gebilde. Das
Parteiensystem nach 1949, in dem Bund,
Länder und Gemeinden zu wichtigen und
einander ergänzenden Aktionsfeld der
Parteien wurden, stabilisierte die föderale
Ordnung. März wendet den für das Insti-
tutionsgefüge von Nationalstaaten und
europäische Integration geprägten Be-
griff des „Mehrebenensystems“ auf die
Bundesrepublik an und umschreibt damit
sowohl die zweifache Staatlichkeit in
Bund und Ländern als auch eine Vielzahl
verbindender Einrichtungen wie Spitzen-
verbände und die Selbstkoordination der 
Länder in Ministerkonferenzen. Die He-
raushebung des Mehrebensystems liegt in
der Bedeutung begründet, die dieses als
eine Art Trainingsfeld für eine spätere
Tätigkeit als Kanzler bietet. 
Auf das Heilige Römische Reich geht März
ein, weil bereits in dieser Epoche das Amt
des Reichskanzlers, bzw. Reichserzkanz-
lers eine herausgehobene Führungsposi-
tion bedeutete. Die im deutschen Teil des
Heiligen Römischen Reiches traditionell
vom Erzbischof von Mainz als erstem Kir-
chenfürsten ausgeübte Funktion beinhal-
tete allerdings eine grundsätzlich andere
Rolle und ein anderes Amtsverständnis
des Kanzlers als in der Neuzeit: Im alten
Reich existierte eine durchgängige Gewal-
tenteilung (konsequenter ausgestaltet als
in der sich auf Montesquieu berufenden
Verfassungsordnung des Grundgesetzes
nach 1949) mit dem Kaiser als protokolla-

Das politische Buch



rischer Spitze. Entscheidungsfindungen
unter Beachtung föderaler Elemente
bedurften einer komplexen Koordina-
tion, zumal eine Abgrenzung nach zu-
stimmungspflichtigen und nicht zustim-
mungspflichtigen Materien der Gesetzge-
bung damals noch nicht bestand. Neben
dieser Koordinationsfunktion oblag dem
Kanzler die Organisation des Interessen-
ausgleiches zwischen dem Kaiserhof und
außerdeutschen Mächten. In vorkonstitu-
tioneller Zeit verfügte der Kanzler zwar
nicht über eine Legitimation durch Wah-
len, Volk und Parlament, jedoch über eine
exponierte Stellung, die ihm zumindest
eine Bestimmung der „Richtlinien der
Politik“ ermöglichte.
Ein ungleich geringeres politisches Ge-
wicht besaßen der Bundeskanzler des

Norddeutschen Bundes ab 1867, bzw. ab
1871 der Reichskanzler: statt unabhängi-
ger Selbstkoordination gegenüber einem
monarchischen Oberhaupt oblag ihm die
Gesamtleitung einer deutlich monokrati-
scher angelegten Politik. Im Kaiserreich
verfügte der Reichskanzler, dessen Ernen-
nung und Entlassung dem Kaiser oblag,
nach der Verfassung zwar über eine Art
Richtlinienkompetenz, jedoch nicht über
Kollegen mit eigenen Ressorts und Res-
sortverantwortung. Hierin unterscheidet
sich seine Position entscheidend von der
der Kanzler der Weimarer und der
Bundesrepublik. Seine Stellung war durch
die Autonomie des militärischen Sektors
geschwächt, denn das Militär stand – ein
Erbe des Absolutismus – im Kern außer-
halb der geschriebenen Verfassung; die

Kommandogewalt über Heer und Kriegs-
marine lag beim Kaiser. Andererseits
unterlag der Reichskanzler keiner Verfas-
sungsgerichtsbarkeit.
In der Weimarer Zeit befand sich der Kanz-
ler in der doppelten Abhängigkeit von
Reichspräsident und Reichstag, denn
beide Verfassungsorgane konnten ihn
stürzen. Der wesentliche Unterschied zwi-
schen einem Kanzlern der Weimarer
Republik und einem Bundeskanzler nach
1949 liegt in seiner Beziehung zum Staats-
oberhaupt: Der durch unmittelbare Volks-
wahl für sieben Jahre legitimierte Reichs-
präsident verfügte über Kompetenzen,
die weit über die eines heutigen Bundes-
präsidenten hinaus gingen. Zwar gaben
die Residuen monarchischer Macht auch
dem Kanzler außerparlamentarische
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Am 30.11.2001 verstarb Else Berkmann im Alter von gut 97 Jahren in Stuttgart.
Wer Else Berkmann persönlich erlebt hat und ihren Lebensweg kennt, dem hat sie
Respekt, ja Bewunderung abverlangt. Sie war eine konsequente Demokratin in ihrem
Handeln und eine großartige politische Erzieherin nicht nur durch ihr Reden, sondern
mehr noch durch ihr Vorbild.
In ihrem Lebensweg spiegeln sich ihre Grundüberzeugungen beeindruckend wieder,
nämlich

– dass Demokratie nicht nur ein Prinzip staatlicher Ordnung ist, sondern
vielmehr eine Geistes- und Lebenshaltung,

– dass deshalb in der Demokratie die Grundwerte in allen Lebensbereichen
kämpferisch eingefordert werden müssen und

– dass Demokratie bedeutet, die gleichberechtigte gesellschaftliche und
politische Stellung der Frauen durchzusetzen.

Bereits mit 19 Jahren trat Else Berkmann 1923 in Hamburg in die SPD ein. In Itzehoe
geboren, wuchs sie in einem sozialdemokratischen Elternhaus auf, das sie in ihren
Überzeugungen prägte. Noch im Januar 1933 wurde sie als jüngstes Mitglied in die
Hamburger Bürgerschaft gewählt. Als die Nazis auch in Hamburg die Macht übernom-
men hatten, ging sie mit ihrem Mann Kurt in die Illegalität für die verbotene SPD.
Arbeitsplatzverlust, Hausdurchsuchungen, Gestapo-Verhöre und Verhaftungen trieb
sie in die innerdeutsche Emigration über Leipzig nach Tübingen.

Dort gründete Else Berkmann zusammen mit Männern wie Carlo Schmid, Fritz Erler, Viktor Renner, Oskar Kalbfell 1946 in
Südwürttemberg-Hohenzollern die SPD wieder.
Sie wirkte aber weit über ihre eigene Partei hinaus in der sich allmählich wieder organisierenden Nachkriegsgesellschaft. 1952
führte sie Frauen aller politischen Richtungen zur Arbeitsgemeinschaft Tübinger Staatsbürgerinnen zusammen, die mit ein
Vorbild für den bis heute existierenden Staatsbürgerinnen Verband Baden-Württemberg war. 
Im ganzen Land war Else Berkmann als Referentin und Seminarleiterin gefragt, nicht nur bei Frauenseminaren. Aber viele
Frauen ermutigte sie und gab ihnen das Handwerkszeug, sich selbst in das politische Geschäft einzumischen. Ihre Seminare
für Gemeinderätinnen und solche, die es werden wollten, waren im ganzen Land legendär. Manchem Mann, der glaubte,
einen Erbhof zu haben, trat sie damit auf die Füße. Sie war quasi die Mutter der Frauenlisten für Gemeinderatswahlen, die es
vor allem seit den 80er-Jahre in größerer Zahl gibt. Sie selbst plädierte zwar dafür, dass sich die Frauen in den politischen Par-
teien durchboxen sollten, aber besser über Frauenlisten als gar nicht.
Else Berkmann konnte diese Aktivitäten vor allem über die Volkshochschulen und in staatsbürgerlichen Vereinigungen durch-
führen. Aktiv betrieb sie die Arbeit der Vorgängerorganisation der Landeszentrale in Tübingen, unter Vorsitz von Theodor
Eschenburg.
Von 1957 bis 1972 gehörte Else Berkmann dem Vorstand der Arbeitsgemeinschaft Der Bürger im Staat an, die die früheren
Organisationen für politische Bildungsarbeit in den drei Landesteilen zusammenfasste. 1972 wurde als Nachfolgeorganisati-
on von Der Bürger im Staat die Landeszentrale für politische Bildung gegründet, die mit ihrer Politikwissenschaftlichen Zeit-
schrift den Namen als Programm fortführt. Else Berkmann bestand darauf, dass die Arbeitsgemeinschaft Der Bürger im Staat
neben der Landeszentrale als Verein erhalten blieb, nicht zuletzt deshalb, weil sie kontrollieren wollte, ob die neue staatliche
Organisation Landeszentrale ihre Verpflichtung zur Überparteilichkeit auch erfüllen würde.
Von 1960 bis 1968 war sie als direkt gewählte Abgeordnete des Wahlkreises Stuttgart I im Landtag. Im kulturpolitischen 
Ausschuss, im Rechts- und Büchereiausschuss als Mitglied und in mehreren anderen Ausschüssen als stellvertretendes Mitglied
fiel Else Berkmann durch ihre kritische, belebende und manchmal auch ungeduldige Art auf. Im persönlichen Umgang war sie
herb-herzlich, ganz Hanseatin.
Trotz ihrer vielen Verdienste um das Land, die Partizipation der Frauen und die politische Bildung hat Else Berkmann in ihrem
langen politischen Leben nur eine öffentliche Auszeichnung angenommen, die der Ehrenvorsitzenden der Arbeitsgemein-
schaft Sozialdemokratischer Frauen (ASF).
Der 1. Stellvertretende Landtagspräsident Frieder Birzele hat anlässlich der Trauerfeier für Else Berkmann am 4. 12. 2001 
Folgendes gesagt: „Niemand wird alt, weil er eine bestimmte Anzahl von Jahren gelebt hat – Menschen werden alt, wenn sie
ihre Ideale verraten. Else Berkmann hat ihre Überzeugungen nie verraten.“

Hans-Joachim Mann

Else Berkmann, MdL a.D.
31.3.1904 – 30.11.2001



Durchgriffsmöglichkeiten, doch war er in
ihrer Ausübung vom Konsens mit dem
Reichspräsidenten abhängig. Wie sich das
monarchische Erbe der neuen Ordnung in
der Konstellation der Jahre 1930–1933
auswirkte, ist allgemein bekannt und
erinnerlich. Ein besonderes Verdienst der
Arbeit von März liegt darin, dass er im Ver-
gleich des Bundeskanzler nach 1945 und
dem Kanzler der Weimarer Republik
Aspekte herausstellt, die in geschichtlich-
politischen Betrachtungen bislang zu-
meist nicht angemessen berücksichtigt
wurden: Weimarer Reichsrat und Bundes-
rat sind wegen der unterschiedlichen
Bedeutung und Stärke der Länderebene
nicht vergleichbar. Die Möglichkeit der
Verhinderung zustimmungspflichtiger
Gesetzes durch die Länderkammer sowie
die Länderkompetenzen in der Bundesre-
publik weisen dem Bundeskanzler eine
vergleichsweise schwächere Stellung zu.
Andererseits eröffnet sich hierdurch ein
weiteres Aktionsfeld der Selbstdarstel-
lung und vor allem der Exkulpierung (vgl.
das Scheitern einer Steuerreform an
widerstreitenden Bundesratsmehrheiten
in der letzten Regierungsperiode von Hel-
mut Kohl). Auch unter dem Aspekt der
Kanzlerschaft erlangt der Prozess der
europäischen Integration besondere Be-
deutung: durch sie wurden der national-
staatlichen Ebene viele Souveränitätsbe-
reiche entzogen (vor allem durch die
Europäische Währungs- und Wirtschafts-
union mit der Euroeinführung!), anderer-
seits bietet sie dem Regierungschef eine
dem Oppositionsführer verschlossene
medienwirksame Bühne der Selbstdarstel-
lung. Von zentraler Bedeutung für die
starke Position des Bundeskanzlers und
auch für die Stabilität parlamentarischen
Regierens ist die Einführung des konstruk-
tiven Misstrauensvotums. Ferner lässt das
Grundgesetz bislang im Unterschied zur
Weimarer Reichsverfassung keine gegen
die Regierungspolitik gerichtete Volksbe-
gehren und Volksentscheide zu. 
Aus der vergleichenden Betrachtung zieht
März folgendes Fazit: Unter dem Aspekt
der Kanzlerschaft steht das alte Reich der
Bundesrepublik zwar näher als Kaiser-
reich und Weimarer Republik. Doch
besteht zwischen beiden ein gravierender
Unterschied: Im Alten Reich war Kanzler-
schaft ein Element des Machtausgleichs,
das Grundgesetz jedoch weist ihr die
stärkste Bündelung der Macht zu. Zumin-
dest zu Beginn seiner Regierungszeit ver-
fügt der Bundeskanzler über eine parla-
mentarisch abgesicherte Legitimation. Er
legt Zahl und Zuständigkeitsbereiche der
Minister fest, die- im Unterschied zur Wei-
mar – nicht durch Parlamentsbeschluss aus
der Regierung „herauskatapultiert“ wer-
den können. Diese formale Verfassungs-
position wird allerdings erfahrungsge-
mäß immer wieder von der politischen
Praxis überwölbt, wonach die Machtkon-
stellationen innerhalb der Regierungspar-
tei und durch Koalitionsbildungen
bedingter Druck die Besetzung von Minis-
terposten (mit-)bestimmen. Das Grundge-
setz bietet dem Bundeskanzler einen
Handlungsrahmen, den es durch persönli-
che Autorität im Kabinett, Sachkompe-
tenz, Stärke als Parteipolitiker und Koor-

dinator einer Koalition und – verstärkt im
Medienzeitalter – als Kommunikator aus-
zufüllen gilt. Dies alles hängt von der Per-
son und Lage ab und unterliegt im Laufe
der Zeit auch Veränderungen.
Ein Kapitel ist deshalb Porträts der Kanzler
im Kaiserreich und in der Weimarer Repub-
lik gewidmet. Nach Bismarck, vor seiner
Kanzlerschaft neun Jahre preußischer
Ministerpräsident, verfügten mit Fürst
Chlodwig Hohenlohe-Schillingsfürst und
Graf Hertling zumindest zwei seiner Nach-
folger über Erfahrungen als Regierungs-
chefs auf Länderebene. Mit ihnen avan-
cierten zwei frühere bayrische Minister-
präsidenten zum Reichskanzler und
gelangten damit in eine Funktion, die seit
1918 kein bayrischer Regierungschef bzw.
früherer Minister mehr erreichte. Den Bio-
grafien der Weimarer Kanzler ist gemein-
sam, dass keiner vor dem Kanzleramt Re-
gierungserfahrung gesammelt hatte. 
Den Porträts der Bundeskanzler nach 1949
stellt März ein Kapitel über die Kanzler-
demokratie voran. Er stellt klar, dass im
Unterschied zur Weimarer Republik dem
Parlament in der Bundesrepublik in der
Regel Legislaturperioden von vier Jahren
zur Verfügung standen und die beiden
Abweichungen durch die konstruktiven
Misstrauensvoten in den Jahren 1972 und
1982 aufgrund der stabilen Etablierung
der Bonner Republik allenfalls Regie-
rungs-, jedoch keine Staatskrisen bedeu-
teten. Als weiteren die Amtsdauer bestim-
menden Faktor macht der Autor die Posi-
tion des Kanzlers in der Partei- und Frak-
tionsstruktur aus: Alle, von Adenauer bis
Schröder, waren Zentralfiguren in ihren
Parteien und – mit Ausnahme von Schmidt
– wurden sie als Parteivorsitzende Bundes-
kanzler bzw. lösten während ihrer Kanz-
lerschaft andere Parteivorsitzende ab. Der
Autor stellt heraus, dass die Bundeskanz-
ler aufgrund der gewandelten parteipoli-
tischen Konstellation (mit Ausnahme der
1. Legislaturperiode Adenauers kamen
bislang alle Kanzler aus Fraktionen mit
Wahlergebnissen über 40%) Machtposi-
tionen in Parteien und Fraktionen besa-
ßen und besitzen, die ihnen ein Regieren
ohne ständige Neuwahlen, Hilfestellun-
gen des Staatsoberhauptes und fernab
von Notstandsambitionen erlauben. Fer-
ner entsprachen die jeweiligen Regie-
rungsbildungen und die verfolgten strate-
gischen Intentionen nach der Beobach-
tung des Autors jeweils dem mainstream
der westlichen Politik und verhinderten so
eine deutsche Vereinsamung, wie sie das
Kaiserreich und vor allem die Weimarer
Republik kennzeichneten. März beleuch-
tet die Macht von Amt und Person des
Kanzlers und kommt zu der Schlussfolge-
rung , dass sich heute einerseits das hierar-
chische Moment des Kanzlers, anderer-
seits jedoch breit angelegte, relativ hierar-
chiefreie Konsultations- und Abstim-
mungsprozesse mit schwierigen Wegen
hin zu einer Entscheidungsfindung
gegenüberstehen. März erkennt ferner
eine Duellsituation zwischen Kanzler und
Kanzlerkandidaten als eine tatsächliche
Konstante der bundesdeutschen Politik.
Ein Kanzler müsse zwar stetig die Mühe
der Ebenen durchstehen, habe dafür
jedoch die Chance, das politische Unterbe-

wusstsein der Wähler als nachgerade
selbstverständliche Institutionen zu beset-
zen. Dem hingegen seien Kandidaten
flüchtigere Erscheinungen, für die für den
„Tag X“ eine Inszenierung gestaltet wer-
den müsse. Beim Vergleich des beruf-
lichen und des sozialen Status´ der
Bundeskanzler und der Reichskanzler der
Weimarer Republik ergeben sich für die
Nachkriegszeit wesentlich ausgeglichene-
re Verhältnisse; die für Weimar gültige
Differenzierung nach akademischem
Werdegang bei den bürgerlichen Kanz-
lern und einfacher beruflicher Qualifika-
tion und Aufstieg über Funktionärsfunk-
tionen bei den sozialdemokratischen
greift kaum mehr. 
Adenauerblickte zu Beginn seiner Amtzeit
im Alter von 73 Jahren auf jahrzehnte-
lange Erfahrungen in der Kommunal- und
Landespolitik zurück. Der „alte Fuchs aus
Rhöndorf“ war bereits ein Stimmungs-
und Medienkanzler und verfügte mit
Bundespresse- und Informationsamt über
einen schlagkräftigen Vermarktungsap-
parat. Schon seit etwa 1950 bediente sich
das Kanzleramt der Daten des Instituts für
Demoskopie in Allensbach. Der aus Fürth
stammende frühere bayrische Wirtschaft-
minister Ludwig Erhard zählte im öffent-
lichen Bewusstsein nie als Bayer. Seine 
politische Heimat wurde der Wahlkreis
Ulm-Heidenheim, für den er in der Bundes-
tagswahl 1949 das Direktmandat erwor-
ben hatte. Mit Helmut Schmidt sollte ihn
verbinden, dass gerade jene beiden Kanz-
ler, die vom Image des Wirtschaftsexperten
zehrten, auch und gerade über ökonomi-
sche und fiskalische Probleme stürzten.
Das Bild Kurt Georg Kiesinger ist bis heu-
te ein gespaltenes geblieben. Theodor
Eschenburg attestierte ihm „zeremoniel-
les Gehabe“ und bezeichnete ihn als „par-
fümierten Schwaben“. Willy Brandt war
der einzige Emigrant und Widerständler
unter den Bundeskanzlern. Obwohl nicht
akademisch gebildet, war er in besonderer
Weise weltgewandt und sprachkundig.
Mit ihm, der auch Phasen der Schwermut
kannte, hielt ein Genussmensch in umfas-
senderem Sinn als der reichhaltigem Essen
und Zigarren zusprechendes Erhard Ein-
zug ins Palais Schaumburg. Mit Helmut
Kohl verbanden Brandt eine außerordent-
liche historische Sensibilisierung und das
gemeinsame Erlebnis der deutschen
Wiedervereinigung, getragen von dem
übereinstimmenden Bewusstsein, dass mit
der zweiten gesamtdeutschen Demokra-
tie im Ergebnis fortgeführt wurde, was
1848 und 1918 vergeblich begonnen wor-
den war. Helmut Schmidt, der Brandt nach
dessen Rücktritt wegen der Guillaume-Af-
färe ins Kanzleramt folgte, definierte sich
lakonisch als „Leitender Angestellter der
Republik“. Er verband hanseatische As-
kese und Understatement mit einer Fokus-
sierung auf attraktive Vertreter der gesell-
schaftlichen Spitze. Zunächst Mitglied des
Bundestages erwarb er als Hamburger
Innensenator bei der Sturmkatastrophe
1962 – nicht zuletzt auch durch publicity-
trächtiges Auftreten – jenes Macherimage,
das ihn bei seiner Rückkehr nach Bonn be-
gleiten sollte. In seine Kanzlerschaft nach
mehreren Ministerämtern fiel mit der Kul-
mination des Terrorismus der RAF im
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Herbst 1977 die bislang elementarste 
Bewährungsprobe der deutschen Demo-
kratie nach 1945. März lässt in seinem
Rückblick der vor allem durch Schmidt ver-
tretenen harten Haltung des Staates Ge-
rechtigkeit widerfahren. Schmidts Urteil
über seinen Nachfolger Helmut Kohl
wurde dessen spezifischen Qualitäten und
Fähigkeiten – Stehvermögen, Machtbün-
delung, historisches Bewusstsein und einer
aus der Breite der politischen Topografie
im deutschen Bundesstaat entstammen-
den Provinzialität– nicht gerecht. Kohl, zu-
vor Ministerpräsident in Rheinland-Pfalz,
verfolgte seine politische Karriere von 
Anfang an zielstrebig und ertrug mit im-
mensem Stehvermögen Misserfolge und
Rückschläge. Mehr als jeder seiner Vorgän-
ger im Kanzleramt war er ein Mann seiner
Partei, der Abstimmung und Koordination
statt des hierarchischen Durchgriffs. Sein
Modell der Parteiführung entsprach nicht
technokratischen Führungsstrukturen,
sondern der Manier mittelalterlichen Le-
hensherrn: in wechselseitigem Treuever-
hältnis vergalt Kohl ihm erbrachte Dienste
mit einem breiten Spektrum an Belohnun-
gen. Kohl gewann und sicherte seine
Macht durch das frühzeitiges Knüpfen
stützender persönlicher Beziehungen und
Netzwerke. Auf dieser Grundlage gelang
es ihm, sowohl die CSU als auch innerpar-
teiliche Rivalen auszumanövrieren. Nach-
dem seine Kanzlerschaft 1989/90 ausge-
zehrt erschien, sicherte letztlich ab 1989
die Entwicklung der Weltpolitik seine
Macht bis zur Bundestagswahl im Septem-
ber 1998. Nach seiner Abwahl erreichte
Kohl eine neue Popularität, die ihren Gip-
fel bei der Feier des 10. Jahrestag des Mau-
erfalls erreichte, um unmittelbar danach
mit dem Bekanntwerden des Spenden-
skandals völlig in sich zusammen zu bre-
chen. Es wird der Zeit überlassen bleiben,
ihm im historischen Gedächtnis den ange-
messenen Platz zwischen den Bewertungs-
extremen einer Art gerissenen Vereins-
funktionärs mit schwarzer Kasse und einem
genialen Staatsmann, zuzuweisen.
Die Bundestagswahl vom September 1998
führte zum ersten vollständigen Macht-
wechsel in der Bundesrepublik überhaupt
und begründete nach einem überaus pro-
fessionellen und medienwirksam gestal-
teten Wahlkampf die Kanzlerschaft Ger-
hard Schröders. Seine Strategie der Umar-
mung der Wähler des Gegenlagers, die
zwar einen Wechsel – vor allem des ihnen
überdrüssig gewordenen Spitzenmannes
– und dennoch Kontinuität wünschten,
war aufgegangen: Schröder gelang es, in
die Mitte vorzudringen und per Saldo der
Union 1,35 Mio. Wähler abzuringen und
ferner 1,13 Mio. Nichtwähler aus dem Jahr
1994 zu gewinnen. Schröder hatte sich
über Funktionen als Bundestagsabgeord-
neter und Parteiämter im Bund und in
Niedersachsen hinaus ein Parteigrenzen
übergreifendes Renommé als Modernisie-
rer und Mann der Mitte erworben, das
ihm wiederum Kritik aus der Partei ein-
brachte („Genosse der Bosse“). Dass
Schröder eine populistische Grundhal-
tung zumindest nicht fremd ist, stellte er
1997 mit den Forderungen nach soforti-
ger Ausweisung krimineller Ausländer
und Verschiebung der Euroeinführung

unter Beweis. März zeigt die undogmati-
sche Anlage der bisherigen Politik der
Regierung Schröder auf, die unerwartete
Themen besetzt, außerparlamentarische
Gremien installiert, die gesellschaftlich
integrieren sollen (z.B. Süßmuth-Kommis-
sion, für deren Vorsitz sogar eine Figur aus
der Opposition gewonnen wurde) und
strategisch geschickt auf dem Feld des
intellektuellen Diskurses operiert. Der Au-
tor attestiert Schröder, sich als erfolgrei-
cher „Macher“ zu inszenieren, dem es ge-
linge, auch in alles andere als sozialdemo-
kratisch geprägte Milieus vorzudringen. 
In einem Ausblick auf die Zeit nach der
Bundestagswahl 2002 beschäftigt sich
März mit dem Koalitionspartner der
Regierung Schröder und den Möglichkei-
ten anderer Verbindungen. Mit der Ver-
trauensfrage vom November 2001 hat der
Kanzler die Grünen einer ihre Identität
bedrohenden Belastungsprobe ausge-
setzt. Bislang sei noch offen, ob die Grü-
nen ihr Abstimmungsverhalten mit einem
Abdriften ihrer der Friedensbewegung
entstammenden Wählerschaft zur PDS
bezahlen werden. Nachdem sich die FDP
unter Guido Westerwelle den Bindungen
an die CDU gelöst habe, steht in ihr ein
Ersatzpartner parat. Eine dritte Koali-
tionsoption biete die PDS, die zwischen-
zeitlich salonfähig geworden zu sein
schien. Ob dies nach Weigerung, den
deutschen Militäreinsatz in Afghanistan
nach den Ereignissen des 11. September
2001 mitzutragen, nochgelte, sieht der
Autor als fraglich an. März sieht Schröder
im Wahljahr 2002 vor das Problem der 
Diskrepanz zwischen „Schein und Sein
gestellt. Der Kanzler könne nicht auf
Dauer der Frage ausweichen, was denn
entsprechend seines Wahlkampfslogans
alles besser geworden sei. 
Während die Konfessionszugehörigkeit
ihre Bedeutung für die Chancen in einer
Bundestagswahl weitgehend ihre Bedeu-
tung verloren hat, gilt dies nicht für die
landsmannschaftliche Herkunft eines
Bewerbers um das Amt des Regierungs-
chefs. Erschien Franz Josef Strauß als
nördlich der Mainlinie mental nicht ver-
mittelbar, so kann dies nicht auf Edmund
Stoiber übertragen werden. Schon das
äußere Erscheinungsbild – Strauß athle-
tisch-pyknisch, Stoiber leptosom – wirkt
konträr. Dieser Eindruck wird durch die
eher asketische Haltung des jüngeren Bay-
ern verstärkt, der Exzessen beim Essen und
Maßstemmen nichts abgewinnen kann –
zwischenzeitlich hat sich ja herumgespro-
chen, dass sein Humpen bei Volksfesten
nichtalkoholische Getränke enthält. Auch
in Auftreten und Äußerungen gibt sich
Stoiber ungleich gemäßigter als der zu
verbalem Poltern neigende Strauß. So
braucht die bayrische Abkunft sich nicht
als Hindernis für eine Kanzlerschaft Stoi-
bers auszuwirken. Ob er – demonstrativ
harmonisch in erster Ehe verheiratet, drei-
facher Vater und zweifacher stolzer Groß-
vater, gegenüber dem Amtsinhaber mit
seinen „geordneteren“ Familienverhält-
nissen punkten kann, erscheint ungewiss.
Zwar ist der kinderlose Amtsinhaber
bereits zum vierten Mal und zwar mit der
Mutter einer nichtehelichen Tochter ver-
heiratet, doch ist das Verständnis in der

Bevölkerung, in der die Ziffern von Schei-
dungen und unehelichen Geburten
unaufhaltsam steigen, für Familienver-
hältnisse wie die des Kanzlers sicherlich
höher als noch vor Jahrzehnten. Nach der
Wahl Schröders wurde über seine Ehe-
und Familiengeschichte (n) zwar viel in
den Medien berichtet, im Wesentlichen
aber ohne negative Bewertungen. Ande-
res dürfte für die wirtschaftliche Entwick-
lung gelten: Mögen die Wirtschaftsdaten
in Bayern sich derzeit auch nicht unbe-
dingt positiv entwickeln, im Verhältnis
zum Bund und vor allem zum Herkunfts-
land des derzeitigen Kanzlers muten die
Zustände unter weiß-blauem Himmel
geradezu traumhaft an. Zudem haben
sich in der Wirtschafts- und Finanzpolitik
sowie am Arbeitsmarkt die Daten nach
den Terroranschlägen in New York noch
deutlich verschlechtert. Die Versprechun-
gen des Kanzlers sind wohl kaum noch ein-
haltbar. Das Rennen, das sich Union und
SPD im Wahljahr 2002 liefern werden, ist
offen und verspricht spannend zu werden. 
Die Beispiele von Franz Josef Strauß und
Johannes Rau zeigen, dass das Amt als Mi-
nisterpräsident noch keine Garantie für
die Kanzlerschaft darstellt. Trotz der indi-
viduellen Ausgestaltungen der dargestell-
ten Biografien und Abläufe kommt der Au-
tor zu dem Schluss, dass sich hieraus
generelle Regeln ableiten ließen:
– Außenseiter hatten nie eine realistische

Chance, Kanzler zu werden;
– Der Bewerber muss sich in der Partei ge-

nügend in Szene gesetzt haben; Erfolg
als Minister reicht allein ebenso wenig
wie Fürsprache aus dem Hintergrund;

– Der Bewerber muss in der ersten Reihe
positioniert sein;

– Kanzler müssen nicht aus der program-
matischen Mitte ihrer Partei hervor-
gehen;

– Vielmehr spielt bei der Nominierung
zum Kanzlerkandidaten die Vermittel-
barkeit gegenüber den (Wechsel-)Wäh-
lern die erste Rolle; eine Ausnahme von
dieser Regel greift dann Platz, wenn an-
dernfalls Zerreißproben drohen: dann
erfolgt eher eine Entscheidung für Op-
tionen, die dauerhaften Zusammen-
hang als solchen, als die Möglichkeit ei-
nes kurzfristigen Erfolges verbürgen.

Im letzte Kapitel untersucht Peter März
die Gründe dafür, dass – mit Ausnahme
Schmidts – alle Kanzler nach Erhard Erfah-
rungen als Ministerpräsident eines Landes
hatten. Die Länderverfassungen haben im
Laufe der Zeit die Stellung der Minister-
präsidenten zunehmend gestärkt. In den
meisten Verfassungen ist das konstruktive
Misstrauensvotum aufgenommen und in
fast allen Ländern haben die Regierungs-
chefs die Richtlinienkompetenz inne.
März sieht generelle Analogien zwischen
dem Kanzlerprinzip auf Bundes- und dem
politischen Gestaltungsraum der Regie-
rungschefs auf Länderebene. Als Beleg für
die Attraktivität des Ministerpräsidenten-
amtes verweist er auf zahlreiche Bundes-
politiker, die im Laufe von Jahrzehnten
aus Bonn bzw. Berlin in die Landeshaupt-
städte wechselten oder dies zumindest
versuchen. Erstes Beispiel hierfür ist Kie-
singer, der 1958 Ministerpräsident in
Stuttgart wurde. Strauß war im Bund

93



Verteidigungs- und Finanzminister gewe-
sen, bevor er 1978 bayrischer Ministerprä-
sident wurde. Für die dem Ministerpräsi-
dentenamt innewohnenden Perspektiven
sind nach dem Urteil des Autors der Unter-
schied zwischen Größe und ökonomischer
Potenz der Bundesländer wesentlich
weniger bedeutsam als die individuelle
politische Statur und das damit verbunde-
ne Gewicht in der eigenen Partei. Gegen
einen Erfolg nach objektivierbaren Daten
als Patentrezept spricht nach der Einschät-
zung des Autors die Kandidatschaft Schrö-
ders, da Niedersachsen im Vergleich der
Bundesländer nicht gerade positiv
abschneide. Jenseits der jeweiligen Ver-
fassungsbestimmungen bedeute das Amt
folgendes:
– Ministerpräsidenten sind weitgehend

auch Staatsoberhäupter ihrer Länder.
– Das hiermit verbundenen Repräsentie-

ren nach innen und außen lässt sich me-
dial gut verkaufen.

– Die repräsentative Funktion wirkt sich
auch im Rahmen bestimmter kultureller
und gesellschaftlicher Ereignisse von
überregionaler Bedeutung aus.

– Der Ministerpräsident ist der oberste
Vertreter seines Landes im Bundesrat.

– Er hat das Recht, im Bundestag das Wort
zu ergreifen.

– Die Teilnahme an Ministerpräsidenten-
konferenzen und damit an der Selbstko-
ordination der Länder in der sog. dritten
Ebene.

– Alle Länder unterhalten Vertretungen
bei der Europäischen Union in Brüssel.

– Zumindest die größeren Flächenländer
beanspruchen, als Partner der benach-
barten Nationalstaaten betrachtet zu
werden.

– Als Chefvertreter der heimischen Wirt-
schaft reisen Ministerpräsidenten oft
auch zu Zielen über das unmittelbare
Umfeld hinaus.

– Die Medienpolitik liegt in der Länderzu-
ständigkeit und wurde von den meisten
Ministerpräsidenten zur Chefsache er-
klärt.

– Das Amt ermöglicht das Ausprobieren
von Koalitionen und der Balance regio-
naler Gewichte.

Aus dieser, keinen Anspruch auf Vollkom-
menheit erhebenden Auflistung ergebe
sich ein weites Feld für Selbstdarstellung,
aber auch zum Trainieren von für eine
Kanzlerschaft erforderlichen Fähigkeiten.
Schließlich leisteten Ministerpräsidenten
eine dem Kanzler vergleichbare Koordi-
nationsaufgabe: Auch sie führen Regie-
rungen, haben entscheidenden Einfluss
auf die Zusammensetzung ihrer Regierun-
gen, müssen vielerlei Rücksichten neh-
men, z. B. auf Parteiflügel, Frauenanteil,
Ausgeglichenheit unter den Generatio-
nen und müssen führen ohne zu gängeln
und ggf. auch Minister austauschen.
Die Polyzentralität des deutschen Bundes-
staates bilde die Grundlage für das heuti-
ge breite Rekrutierungsfeld des politi-
schen Spitzenpersonals und wirke der Ten-
denz einer sich nur aus sich selbst rekrutie-
renden schmalen hauptstädtischen Füh-
rungsschicht entgegen. Abschließend
kommt März zu einer grundsätzlich positi-
ven Bewertung der Rekrutierung der
Bundeskanzler aus der Riege der Minister-

präsidenten, allerdings schließt er mit
einer im Medienzeitalten wesentlichen
Einschränkung: „Wichtig wäre freilich,
dass auch die konkreten Ergebnisse ihrer
Arbeit im jeweiligen Bereich und nicht nur
deren mediale und insbesondere überre-
gionale Selbstdarstellung in die politische
Bewertung einfließen.“
Das Buch von März bietet neben der Dar-
stellung deutscher Kanzlerschaften und
ihrer Inhaber einen Abriss der deutschen
Geschichte von der Wende vom 18. zum 
19. Jahrhundert bis in die Gegenwart. Der
Autor arbeitet in seiner Untersuchung
Parallelen der verschiedenen Epochen
und Persönlichkeiten heraus und leitet
hieraus allgemeingültige Regeln und
Abläufe ab. Diese bietet März dem Leser
als Grundlage zur eigenen Beurteilung
und Bewertung sowohl der Entwicklung
der deutschen Kanzlerdemokratie als
auch der Chancen und Risiken der jeweili-
gen Amtsinhaber und ihrer Herausforde-
rer an. Hierbei vergisst März es jedoch
nicht, auf Unwägbarkeiten hinzuweisen,
die sich durch die Veränderungen der po-
litischen Rahmenbedingungen ergeben
können, insbesondere im europäischen
Kontext. „An der Spitze der Macht“ ist
nicht nur ein kenntnisreich geschriebenes
informatives Buch, sondern auch eine
anregende Lektüre, nicht nur, aber insbe-
sondere im Wahljahr 2002.

Dorothee Kallenberg-Laade

Machterhalt und Regierungswechsel
Gerhard Hirscher/Karlheinz Korte (Hrsg.)
Aufstieg und Fall von Regierungen
Machterwerb und Machterosion in 
westlichen Demokratien
Olzog Verlag München 2001
456 Seiten
14,90 Euro

Dem Wesen der Demokratie ist die zeitlich
begrenzte Herrschaft immanent. Politik
läuft nach Verfassungen und Gesetzen ab,
doch offenbar gibt es bei der Herbei-
führung, Durchsetzung und Umsetzung
von Machtwechseln in Demokratien eige-
ne Gesetzmäßigkeiten. Diesen Gesetzmä-
ßigkeiten spüren im vorliegenden Buch 17
politikwissenschaftliche Experten nach.
Sie stellen sich u.a. die Frage, ob eher poli-
tikwissenschaftliche oder psychologische
Phänomene wirken, wenn sich manche
Regierungen lange – vielleicht zu lange –
im Amt halten können und andere bald
scheitern. Sie untersuchen, ob die Ausfor-
mung der politischen Kultur primär län-
derspezifischen Besonderheiten unter-
liegt oder sie von anderen Rahmenbedin-
gungen entscheidend beeinflusst wird,
die man in historischen, systematischen
oder geografischen Vergleich analysieren
kann. Das Buch ist in drei Abschnitte
gegliedert: I. Regieren auf Zeit: Konjunk-
turen der Macht, II. Landesregierungen
und Landesparteien – ausgewählte Fall-
beispiele und III. Ausgewählte internatio-
nale System- und Ländervergleiche. Die
Beiträge des ersten Abschnitts beschäfti-
gen sich mit der Politik der Bundesregie-
rungen in Deutschland. Abschnitt zwei
enthält Fallbeispiele von Landesregierun-
gen und -parteien in Bayern, Baden-Würt-
temberg, Nordrhein-Westfalen, Hessen

und Bremen. Abschnitt drei ist dem Ver-
gleich bundesdeutscher Verhältnisse mit
Großbritannien, den USA, Frankreich und
Österreich gewidmet. 
I. Regieren auf Zeit: 
Konjunkturen der Macht. 
Karl Rudolf Kortes Analyse arbeitet vier
Typen von Regierungswechseln heraus,
die er als Machtwechsel ansieht: Sys-
temimmanente, dosierte, selbsterneuern-
de und komplette Machtwechsel. Der
systemimmanenten Machtwechsel erfolgt
ohne vorausgehende Bundestagswahl,
der dosierte Machtwechsel durch Koali-
tionsauflösung und Koalitionsneubil-
dung, sodass sich in der neuen Regierung
ein Koalitionspartner der alten Regierung
wiederfindet. Der selbsterneuernde
Machtwechsel ist im Kern nur ein Regie-
rungswechsel: die Regierungspartei
tauscht den Kanzler aus, die parteipoliti-
sche Zusammensetzung der Regierung
bleibt unverändert. Beim kompletten
Machtwechsel wird die Regierung durch
die vormaligen Oppositionsparteien
gebildet. Da sich die Strukturtypen teil-
weise überlappen, kommt der Autor zu
dem Ergebnis, dass ein Regierungswech-
sel mehr als einen Typus zugerechnet wer-
den kann. Korte erkennt anhand der
Untersuchung der Machtwechsel in der
Bundesrepublik vier Vorboten des Macht-
wechsels: Machterosion, Steuerungsver-
luste, Kommunikationsdefizite und Reali-
tätseinbußen. Michael Mertes untersucht,
ob das Kommen und Gehen von Regierun-
gen mit Pendel- oder mit Verschleißtheo-
rien begründet werden kann. Den Erklä-
rungswert dieser Theorien sieht er als
begrenzt an, da sie zwar zum Verständnis
der Ursachen eines Machtwechsels beitra-
gen könnten, nicht jedoch die Frage
beantworteten, wie ein Regierungswech-
sel zustande kommt. Anhand einer empi-
rischen Untersuchung arbeitet Mertes
zehn Gründe für einen Machtverlust he-
raus. Karlheinz Niclauss untersucht die
Rolle der Parteien beim Aufstieg und
Scheitern von Regierungen in den unter-
schiedlichen Phasen der Regierungsbil-
dung und während der Regierungsarbeit.
Er konstatiert einen Einflussverlust der
Parteien gegenüber etablierten Parteien,
den er im wesentlichen in der Macht der
Medien, insbesondere des Fernsehens,
begründet sieht. Mit den Einflussmöglich-
keiten der Medien auf den politischen
Prozess beschäftigt sich explizit der Bei-
trag Norbert Himmlers. Er stellt fest, dass
die in den Medien widergespiegelte poli-
tische Realität in erheblichem Maße an
den Medien orientiert und durch sie
geschaffen sei. Zwar inthronisierten die
Medien allein keine Regierungen, doch
könne keine Partei ohne die Medien
regieren. Sein Fazit lautet, dass die Ver-
zahnung zwischen Medien und Politik
größer und die Halbwertszeiten politi-
scher Berichterstattung immer geringer
würden. Martin Sebaldt stellt eine verglei-
chende Untersuchung des Anteils der
Opposition am Machtwechsel in Großbri-
tannien und Deutschland an. Er kommt zu
dem Ergebnis, dass sich in beiden Ländern
für die Opposition eine kooperative Stra-
tegie unter machtpolitischen Gesichts-
punkten nicht auszahle. Seine Kernaussa-
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ge lautet, dass für den Machtwechsel eine
generalstabsmäßig geplante, aggressiv
durchgeführte und inhaltlich wie perso-
nell zugespitzte Politikmarketing-Kam-
pagne entscheidend sei. Sebaldt belegt
seine These mit der Schilderung der Wahl-
kampfstrategien Bill Clintons und Tony
Blairs und der Organisation des Bundes-
tagswahlkampfes der SPD 1998. Er stellt
fest, dass der Bundestagswahlkampf zwar
dem britischen Vorbild nachgefolgt sei,
aber von vorneherein erhebliche struktu-
relle Unterschiede aufgewiesen habe.
Sebaldt beurteilt den deutschen Stil des
Politikmarketings als funktionaler, weil
hieran ein größerer Führungskreis von
Parteifunktionären beteiligt sei, welche
die innerparteiliche Pluralität repräsen-
tierten. Hierdurch werde die Abkopplung
des Spitzenkandidaten und der Wahl-
kampforganisation von der Restpartei
zuverlässig verhindert. Manuel Fröhlich
untersucht die Haushaltsdebatten in den
Wahlkämpfen von 1979 bis 1998 auf
Sprachstrategien im Kontext von Macht-
eroberung und Machterhalt. Er stellt bei
Amtsinhabern und Oppositionen stereo-
type Sprach- und Argumentationsmuster
fest, die in der jeweiligen Rolle und die in
einer Rede zu erfüllenden Aufgaben
begründet seien. Anhand zahlreicher Bei-
spiele belegt er, dass sich die von Korte als
Vorboten des Machtwechsels interpretier-
ten Erscheinungen allesamt in sprach-
lichen Manifestationen belegen lassen.
II. Landesregierungen und Landes-
parteien – ausgewählte Fallbeispiele
Die Beiträge von Gerhard Hirscher und
Andreas Kießling haben die politisch-kul-
turellen Sonderbedingungen im Freistaat
Bayern und die Situation der CSU zum
Gegenstand. Beide Autoren zeichnen die
Erfolgsgeschichte dieser Partei heraus und
beschäftigen sich mit den immensen He-
rausforderungen, welche die CSU bewälti-
gen muss, wenn sie ihre Bedeutung
bewahren will. Sie attestieren der bayri-
schen Schwesterpartei der CDU, dass ihr
Erfolg nicht nur auf günstigen Vorausset-
zungen beruhe, sondern auch auf einer
virtuos beherrschten Klaviatur des Macht-
erhalts. In Bayern erscheine die Stellung
der CSU unantastbar. Ihr bundespoliti-
scher Erfolg werde jedoch davon abhän-
gen, ob es der CSU gelinge, die Balance
zwischen Einigkeit mit der CDU und
eigenständigem Profil zu halten. Ulrich
Eith stellt fest, dass die politische Situation
Baden-Württembergs seit der Gründung
des Landes im Jahr 1952 durch die domi-
nante Stellung der CDU bestimmt ist. Er
geht der Frage nach, wie die CDU ihre
Mehrheitsfähigkeit trotz sozialer Wand-
lungsprozesse und mehrfacher Wechsel
des Führungspersonals immer wieder aufs
neue aktualisieren und entsprechende
Wählerstimmen erringen konnte. Eith
untersucht die Strategien der Machtsiche-
rung und innerparteilichen Entschei-
dungsstrukturen in der Union. Weiterer
Gegenstand seiner Untersuchung ist die
Frage, ob es in Baden-Württemberg eine
langfristig stabile Zuordnung von sozialen
Gruppen und Parteien gebe oder sich aus
der Abfolge verschiedener CDU-Regierun-
gen Hinweise auf die Existenz von Regie-
rungszyklen ableiten lassen. Eith kommt

zu dem Ergebnis, dass sich die Entwick-
lung der CDU Baden-Württembergs zur
beherrschenden Landespartei in mehre-
ren Etappen vollzogen habe, wobei die
entscheidenden Akteure der Union durch
entschlossenes Handeln die sich ihnen bie-
tenden strukturellen Vorteile erfolgreich
zu nutzen verstanden hätten. Der Autor
sieht die CDU derzeit in einem Zweifron-
tenkampf um ihren Fortbestand als Lan-
despartei: In ihren südlichen, vorwiegend
katholisch-ländlich geprägten Hochbur-
gen sei die Gefahr des Verlusts der absolu-
ten Mehrheitsposition zu befürchten.
Zugleich konkurriere sie in den protestan-
tischen Wahlkreisen des Nordschwarz-
walds und der Region Mittlerer Neckar
gleichermaßen mit der FDP und den Repub-
likanern. Nach dem Urteil Eiths kann die
CDU diesen teilweise entgegengesetzten
Anforderungen am ehesten durch einen
moderaten, konsensorientierten Reform-
kurs zur Sicherung ihrer traditionellen
Wirtschaftskompetenz und der demonst-
rativen Akzentuierung ihrer Bedeutung
als baden-württembergischen Landespar-
tei gerecht werden. Nachdem der Wahl-
sieg Erwin Teufels 2001 zunächst auch
seine innerparteilichen Kritiker habe ver-
stummen lassen, werde es für die Partei
darauf ankommen, den künftigen Amts-
und Generationenwechsel ohne ernsthaf-
te innerparteiliche Zerwürfnisse zu voll-
ziehen. Wenn eine einvernehmliche
Lösung nicht gelingen sollte, sieht Eith
unter Verweis auf Rheinland-Pfalz die
Möglichkeit eines schnellen Machtwech-
sels unter Regierungsübernahme durch
die SPD. Bernd Coumanns und Holger Kre-
mer beschäftigen sich mit der Regierungs-
kontinuität der SPD in Nordrhein-Westfa-
len. Sie arbeiten heraus, dass die Land-
tagswahlen in NRW immer in besonderer
Weise als Testfall für die Bundespolitik
gegolten hätten und sich das künstlich
geschaffene Land mangels einer gemein-
samen Identität hiergegen nur schwer
durch eine spezifische Themensetzung
habe wehren können. Die Vereinnah-
mung der Landes- durch die Bundespoli-
tik, die zumeist auch die Koalitionsbil-
dung auf Landesebene bestimme, habe
sich drei mal zum Vorteil und einmal zum
Nachteil der SPD ausgewirkt. Die Autoren
kommen zu dem abschließenden Urteil,
dass die Dominanz der SPD in diesem
Bundesland wegen der schwindenden
Gleichsetzung von NRW und Sozialdemo-
kratie nicht auf sicherem Boden stehe.
Den Abschluss des zweiten Abschnitts bil-
det die vergleichende Untersuchung der
Startphasen der Landesregierungen in
Bremen und Hessen durch Johannes Beer-
mann.
III. Ausgewählte internationale 
System- und Ländervergleiche
Sowohl der Beitrag von Charlie Jefferey
als auch von Reinhard C. Meier-Walser
beschäftigen sich – allerdings aus unter-
schiedlicher Perspektive – mit dem Macht-
wechsel von den Torries zu New Labour in
Großbritannien. Jeffrey beleuchtet den
Ablauf aus der Sicht des Wahlsiegers und
bezieht in seinen Beitrag einen Vergleich
der Machtübernahmen von Tony Blair und
Gerhard Schröder ein. In beiden Ländern
sieht einen Beleg für die These, dass nicht

Oppositionen Wahlen gewinnen, son-
dern Regierungen Wahlen verlieren. Der
Schwerpunkt des Artikels von Meier-Wal-
ser liegt in der Aufarbeitung der Gründe
für das Wahldebakel der Torries bei den
Unterhauswahlen 1977. Den Hauptgrund
für die Niederlage sieht der Autor in der
Unterlegenheit der Torries im persona-
lisierten und professionalisierten Medien-
wahlkampf. Adolf Kimmel tritt unter 
Verweis auf den doppelten Legitimations-
strang von Staatschef und Abgeordneten-
mandat der Vorstellung entgegen, ein
Staatspräsident der V. Französischen
Republik könne innerhalb eines Zeitraums
von sieben Jahren ähnlich uneinge-
schränkt handeln wie ein absoluter Mo-
narch. Clay Clemens untersucht Aufstieg,
Lebenszyklus und Fall von Regierungen in
den USA und vergleicht diese mit den Ver-
hältnissen in Deutschland. Hubert Sickin-
ger erläutert die Besonderheiten, die in
Österreich zu einer Konkordanzdemokra-
tie mit der Bildung „übergroßer“ Koalitio-
nen geführt haben. Die spektakuläre
Regierungsbildung von ÖVP und FPÖ im
Februar 2000 markiere eine Wende zur
Mehrheits- und Konfliktdemokratie in
Österreich. Wenngleich die Entwicklung
in der Alpenrepublik auch als dramatisch
empfunden werde, so bedeute sie im
internationalen Vergleich nur eine
Angleichung an gängige Muster und
damit eine Normalisierung.
Das Buch bietet einen weitgespannten
Rahmen der Untersuchung von Macht-
strukturen sowohl auf bundesdeutscher
als auch internationaler Ebene. Die syste-
mischen und akteursbedingten Gemein-
samkeiten, aber auch die Unterschiede
der Strukturen werden klar und nachvoll-
ziehbar herausgestellt. Darüber hinaus
bieten die Darstellungen auch eine
aktuelle Übersicht der Entwicklung west-
licher Demokratien.

Dorothee Kallenberg-Laade

Föderalismus im deutschen, 
europäischen und außereuropäischen
Kontext
Jahrbuch des Föderalismus 2000 und
Jahrbuch des Föderalismus 2001 heraus-
gegeben vom Vorstand des Europäischen
Zentrums für Föderalismus-Forschung
Nomos Verlagsgesellschaft Baden-Baden,
1. Auflage 2000/2001
Band 1: 597 Seiten, 85,– Euro
Band 2: 543 Seiten, 76,– Euro

In einem vereinigten Europa gewinnen
Fragen der Territorialgliederung und 
-organisation eine zunehmend größere
Bedeutung.
Nicht nur in herkömmlich föderal organi-
sierten Staaten wie der Bundesrepublik
Deutschland, sondern auch in eher zentra-
listisch ausgerichteten Staaten wird leb-
haft über die Zukunft des Föderalismus
diskutiert. Sowohl Mitgliedsstaaten der
EU als auch bei die Beitrittskandidaten
sind in Bewegung geraten und entwickeln
eine dynamische Tendenz zur Föderalisie-
rung und Dezentralisierung. Auf diese
Situation reagieren die Jahrbücher zum
Föderalismus.
Herausgegeben vom Vorstand des Euro-
päischen Zentrums für Föderalismus-For-
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schung Tübingen, liegen Jahrbücher des
Föderalismus für die Jahre 2000 und 2001
vor.
Die Beiträge zeichnen aktuelle Tendenzen
der Föderalismus- und Regionalismusfor-
schung nach und greifen zentrale Fragen
der bundesdeutschen Diskussion auf. In
Länderberichten werden aktuelle Ent-
wicklungen in den Mitgliedstaaten der
EU, der Schweiz, Polen, der Tschechischen
Republik, Ungarn sowie den USA und Süd-
afrika behandelt. Weitere Gegenstände
der Betrachtungen sind Grundlagen und
Formen regionaler Kooperationen sowie
die Rolle der Regionen in der EU. Für die
beiden Bände konnten jeweils über
30 Experten aus Politik, Verwaltung und
Wissenschaft gewonnen werden.
Beide Bände sind übereinstimmend in ein
Vorwort und acht Kapitel untergliedert:
Beiträge aus der Politik, Themen der For-
schung, Themen zum deutschen Föde-
ralismus, europäische Länderberichte,
außereuropäischer Länderbericht, regio-
nale und kommunale Kooperationen in
Europa, Europäische Union/Europäische
Integration. Die letzten Kapitel umfassen
jeweils eine Auswahlbibliografie zu den
behandelten Themen und Internetadres-
sen. In einem Anhang werden die Autoren
unter Angabe ihrer Berufsbezeichnungen
und derzeitigen Arbeitsfelder vorgestellt.
Das Werk zeichnet sich durch hohen Infor-
mations- und Aktualitätswert aus. Diese
liegen zunächst in der vielfältige Aspekte
umfassenden Behandlung des Themas
Föderalismus begründet. In der Gesamt-
schau verbindet das Werk die Darstellung
historischer Hintergründe mit der Schilde-
rung der aktuellen Verhältnisse unter
Beachtung der jeweiligen politischen,
rechtlichen und sozio- ökonomischen
Aspekte. Hinzu kommt eine gute Ausge-
wogenheit der Beiträge, in denen Auto-
ren aus verschiedenen Ländern, Fachrich-
tungen und sowie politischer Ausrichtung
zu Wort kommen. Sämtliche Autoren
haben sich durch Ausbildung, beruflichen
Werdegang und derzeit ausgeübte Funk-
tionen als Fachleute auf den von ihnen
behandelten Themenfeldern ausgewie-
sen. Die Jahrbücher des Föderalismus bie-
ten sowohl die Möglichkeit zu einem
generellen Überblick über die Thematik
als auch die gezielte Beschäftigung mit
einzelnen Teilaspekten. Die ausführliche
Auswahlbibliothek sowie die Angabe der
Internetadressen bieten eine weiterge-
hende Handreichung zur vertieften
Beschäftigung mit den in den einzelnen
Beiträgen behandelten Themen.
Das Jahrbuch 2000, Band 1, umfasst 34
Beiträge von 34 Autoren.
Erwin Teufel beleuchtet die mögliche
Bedeutung des deutschen Föderalismus in
einer erweiterten europäischen Union.
Ausgehend von der Einschätzung, dass die
Europäische Union nicht umfassend an die
Stelle der Nationalstaaten treten könne,
entwickelt der Verfasser die Vision eines
europäischen Föderalismus. Roland Sturm
stellt die aktuellen Entwicklungen und
Schwerpunkte der internationalen Föde-
ralismus- und Regionalismusforschung
vor. Nach seinem Fazit ist die Zukunftsfä-
higkeit des Föderalismus ungeachtet bis-
lang nicht geklärter Fragen in Hinblick auf

die Entwicklung einer endgültigen euro-
päischen Ordnung unzweifelhaft. Wolf-
gang Renzsch vergleicht die föderalen
Finanzverfassungen Australiens, Deutsch-
lands, Kanadas, der Schweiz und der USA.
Der Autor stellt insbesondere beim Grad
der Dezentralisierung erhebliche Unter-
schiede fest: die am stärksten dezentrali-
sierte Finanzordnung fand er in den USA,
während Deutschland sowohl den höchs-
ten Zentralisierungsgrad als auch die
höchste Regelungsdichte aufweise. Ursula
Münch untersucht die Folgen der Vereini-
gung für den deutschen Bundesstaat.
Nach ihrer Einschätzung war die Bundes-
republik vor der Vereinigung durch eine
weitgehende Homogenität der Verhält-
nisse geprägt, während der Anschluss der
neuen Länder zu einem bislang unbe-
kannten Grad an wirtschaftlicher, politi-
scher und gesellschaftlicher Heteroge-
nität geführt habe. Als Folge sieht Münch
eine Dezentralisierung, wie sie unmittel-
bar nach der Wiedervereinigung kaum
vorstellbar gewesen sei. Gerhard Lehm-
bruch bewertet kritisch die Reformfähig-
keit des bundesstaatlichen Gefüges. Er
urteilt, dass 1990 mit dem Vollzug der
Wiedervereinigung nach Art. 23 statt Art.
146 GG die Chance zu einer durchgreifen-
den Systemänderung vergeben worden
sei. In 17 Länderberichten wird über die
aktuelle Entwicklung des Föderalismus in
folgenden europäischer Ländern refe-
riert: Belgien, Dänemark, Finnland, Frank-
reich, Griechenland, Irland, Italien, Lu-
xemburg, Niederlande Österreich, Schwe-
den, Schweiz, Spanien, Vereinigtes König-
reich, Polen, Tschechische Republik und
Ungarn. Nico Styler geht der Frage nach,
ob in Südafrika eine föderale Verfas-
sungsordnung im Entstehen begriffen sei.
Michele Knodt untersucht die Effektivität
mit der 1988 auf Initiative des damaligen
baden-württembergischen Ministerpräsi-
denten Späth gegründete Arbeitsgemein-
schaft der Regionen Baden-Württemberg,
Rhône-Alpes, Lombardei und Katalonien.
Sie verteidigt diese Initiative gegen immer
wieder erhobene Kritik einer rein symboli-
schen Politik. Die „vier Motoren für Euro-
pa“ erfüllten wesentliche Funktionen: als
horizontale Kooperation in der externen
Repräsentation der Interessen der betei-
ligten Regionen, als Instrument zur Profi-
lierung des Entwicklungsmodells einer
Region, als Rahmen für die Initiierung von
interregionalen Lernprozessen und als
Kontrapunkt zu dominierenden Paradig-
men der EG (Wettbewerbsföderalismus vs.
Verbundföderalismus). Stephan Kux stellt
die Entwicklung der Oberrhein-Koopera-
tion dar. In der Vielfalt der grenzüber-
schreitenden Projekte und Kooperations-
formen im Dreiländereck sieht er positive
Effekte für die Mikro- und Makrointegra-
tion. Bezüglich der Makrointegration
hebt er hervor, dass die Länder, Kantone
„und Departements im Dreiländereck als
Keimzellen der europäischen Integra-
tion“ wirkten. Als Wirkung der Mikro-
integration sieht er die Möglichkeit zum
Brückenschlag für die Schweiz als Nicht-
mitgliedsstaat der EU. 
Gregor Halmes, Thomas Student und Rai-
mund Krämer behandeln mit dem Karls-
ruher Übereinkommen, der Neuen Hanse

Interregio und der regionalen Koopera-
tion ostdeutscher Länder mit den Staaten
Mittel- und Osteuropas weitere Beispiele
grenzüberschreitender Kooperationen.
Rudolf Hrbek gibt eine Zwischenbilanz
zur Entwicklung des 1992 gegründeten
Ausschusses der Regionen und der Arbeit
dieser jüngsten EU- Institution. Bart Kerre-
mans erläutert am Beispiel der Mitwir-
kung der subnationalen Ebene Belgiens
im Rat der EU und an der Regierungskon-
ferenz 1996/97 die Vereinbarkeit von
Regieren im Mehrebenensystem und Bun-
desstaatlichkeit. Rudolf Hrbek weist nach,
dass weder die Aufnahme des Subsidiari-
tätsprinzips in den Vertrag von Maas-
tricht, noch das Subsidiaritäts- Protokoll im
Vertrag von Amsterdam die politische und
wissenschaftliche Debatte über die Beach-
tung und Anwendung dieses Prinzips in
der Praxis beendet habe. So bleibe,
schließt Hrbek, die Frage eines Kompe-
tenzkataloges auf der Tagesordnung.
Heinz-Jürgen Ast stellt eine vergleichende
Betrachtung der Strukturpolitik der Euro-
päischen Union vor und nach der „Agenda
2000“-Reform an. Oliver Mietsch unter-
sucht das Verhältnis des Europarates und
der Regionen exemplarisch unter den
Aspekten interregionaler Kooperation
und Regional- sowie Raumplanung. Peter
Schmitt-Egner stellt heraus, dass die Ver-
sammlung der Regionen Europas durch
später gegründete Institutionen und
Organisationen ihre Bedeutung als Regio-
nalinteressen unmittelbar vertretende
Regionalbewegung nicht verloren habe.
Das Jahrbuch 2001, Bd.2, vereinigt 36 Bei-
träge von 37 Autoren.
Bernhard Vogel sieht in der Wiederverei-
nigung einen Sieg des föderalen Prinzips
und begründet dies u.a. mit Verfassungs-
änderungen, die nach dem Beitritt der
früheren DDR erfolgten. Die Föderalis-
muskommission habe mit ihren Entschei-
dungen – z. B. zur Umsiedelung des
Bundesarbeitsgerichts nach Erfurt und des
Bundesverwaltungsgerichts nach Leipzig
– wichtige Ansätze für eine gerechte Ver-
teilung von Bundeseinrichtungen zwi-
schen alten und neuen Ländern erbracht.
Roland Sturm erläutert den Forschungs-
stand zur Compounded Representation.
Dieser Ansatz fasst Föderalismus als Teil
eines aus einer Reihe von Elementen
bestehenden Repräsentationsbegriffes
auf und beschreibt einen möglichen Weg
zur Bewertung von Repräsentationsleis-
tungen des Föderalismus. Roland Lhotta
untersucht, wie föderale Elemente in der
„postnationalen Konstellation“ ausge-
staltet werden könnten. Wolfgang
Renzsch vergleicht Föderalismus und Par-
teiensysteme in Kanada und Deutschland.
Renzsch kommt zu dem Ergebnis, dass die
unterschiedliche Ausgestaltung des Föde-
ralismus unterschiedliche Parteiensyste-
me und divergierende Methoden der
Konfliktbewältigung hervorgebracht
habe. Insgesamt fällt der Vergleich
zugunsten der „verflochteneren“ Bundes-
republik aus: die meisten Bund-Länder-
Konflikte könnten innerhalb der beste-
henden Strukturen gelöst werden, weil
die politischen Parteien die verflochtene
Struktur des Bundesstaates übernommen
hätten. Gisela Riescher stellt einen inter-
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nationalen Vergleich bikameraler Syste-
me an. Sie stellt ihre Forschungsergeb-
nisse der in der politikwissenschaftlichen
Untersuchung üblichen Betrachtung ent-
gegen: In ersterer werde eine Funktions-
differenzierung des Zweikammersystems
in bundesstaatlich und einheitsstaatlich
organisierten Gemeinwesen als besonders
bedeutsame Unterscheidung betrachtet
und daraus resultierend der zweiten Kam-
mer die Ländervertretung (bundesstaatli-
ches Modell) oder die Gewaltenteilung
oder -kontrolle (einheitsstaatliches Mo-
dell) als wichtigste Funktion zugewiesen.
Demgegenüber ergibt Rieschers Analyse
ein durchgängiges Funktionsmuster, wo-
nach zweite Kammern grundsätzlich als
Institutionen zur Milderung mehrheitsde-
mokratischer Politik wirken. Norbert
Grube untersucht den Stellenwert des
Föderalismus in der öffentlichen Meinung
von 1949 bis 1997. Ursula Münch geht
unter dem Stichwort des Konkurrenzfö-
deralismus der Frage nach, ob hierin eine
Alternative zu dem seit der Wiederverei-
nigung in die Kritik geratenen und als Ver-
bundföderalismus bezeichneten bundes-
deutschen Systems gefunden werden
kann. Thomas Fischer und Martin Große
Hüttmann halten theoretische und prakti-
sche Zweifel gegenüber Realisierungs-
chancen eines echten Wettbewerbsföde-
ralismus für angebracht. Die Autoren ver-
weisen die deutsche Debatte über
Reformoptionen für die Finanzverwal-
tung auf praxisrelevante Beispiele aus
benachbarten Staaten. Ferdinand Kirch-
hof referiert und bewertet die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts
zum Finanzausgleich zwischen Bund und
Ländern. Wolfram Hertel unterzieht die
durch den Bund praktizierte Kulturförde-
rung einer kritischen Überprüfung
anhand der Kompetenzverteilung des
Grundgesetzes. Ulla Kalbfleisch-Kottsie-
per merkt in ihrer Betrachtung der euro-
papolitischen Mitwirkung der deutschen
Länder an, dass sich der Bundesrat seiner
möglichen Funktion als Organ des euro-
päischen Austausches noch relativ wenig
stelle. Roland Johne beschäftigt sich mit
der Rolle der deutschen Landtage in der
Europapolitik und stellt dar, unter wel-
chen Rahmenbedingungen sich diese in
vielfältiger Weise um Mitwirkungsrechte
am europäischen Entscheidungsprozess
bemühen. Kapitel vier enthält Länderbe-
richte zu Belgien, Frankreich, Italien, den
Niederlanden, Österreich, Portugal, Spa-
nien, dem Vereinigten Königreich, der
Schweiz, Polen, der Tschechischen Repub-
lik und Ungarn. Der außereuropäische
Länderbericht von Franz Greß schildert
die aktuellen Entwicklungen im amerika-
nischen Föderalismus. Peter Schmitt-
Egner beschreibt die Entwicklung der
„Grenzübergreifenden Region“ Saar–Lor-
Lux zur europäischen „Großregion“ Saar–
Lor-Lux – Rheinland-Pfalz–Wallonien. Der
Beitrag von Thomas Pfannkuch ist mit der
Ostseekooperation einer weiteren grenz-
überschreitenden regionalen Koopera-
tion gewidmet. Claus Schultze schildert
die Europäische Städtepolitik unter
besonderer Berücksichtigung der Euro-
cities. Heinrich Schneider und Hartmut
Marhold beschäftigen sich mit den Vor-

stellungen Joschka Fischers zur Ausgestal-
tung der EU als Föderation. Während
Schneider der Frage nach dem Födera-
lismus als Leitidee für die europäische
Einigung nachgeht, hat der Beitrag Mar-
holds die Reaktionen Frankreichs auf
Fischers Föderation im Blick. Wolfram Hilz
kommt in seinem Bericht zu dem Ergebnis,
dass das Subsidiaritätsprinzip im Jahre
2000 in die europäischen Diskussionspro-
zesse beherrscht habe und in komplexer
Weise als Maßstab für das Handelns der
EG-Institutionen diene. Uwe Leonardy
sieht die deutschen Länder bei der Forde-
rung nach einer klaren Kompetenzab-
grenzung zwischen der EU und ihren Mit-
gliedsstaaten in einer Vorreiterrolle. Zur
Schaffung eines „Staates der Nationen“
mahnt er die Ersetzung des derzeitigen
Zielsystems der EU durch ein Kompetenz-
system spätestens bis vor der Osterweite-
rung an. Gyula Varga beleuchtet die
Zukunft der Gemeinsamen Agrarpolitik in
einer erweiterten EU aus der Sicht
Ungarns. Rudolf Hrbek berichtet über die
1998 begonnene zweite Amtsperiode des
Ausschusses der Regionen. Christian
Engels’ kritische Würdigung der Verfah-
ren regionaler Mitwirkung in EU-Angele-
genheiten beschließt den Jahresbericht
Föderalismus 2001.
Die Europäischen Jahrbücher vermitteln
Lesern in Politik und Verwaltung, in For-
schung und Lehre sowie an der Europapo-
litik Interessierten einen umfassenden
Überblick über die Entwicklungen in der
Wissenschaft und der politischen Praxis.

Dorothee Kallenberg-Laade

Aspekte, Möglichkeiten und Grenzen
direkter Demokratie
Otmar Jung und Franz-Ludwig Knemeyer
unter Mitarbeit von Christian Gebhardt
Im Blickpunkt: Direkte Demokratie
Olzog Verlag, München 2001
125 Seiten, 7,90 Euro

Seit den Neunzigerjahren wird in der
öffentlichen Diskussion zunehmend eine
breitere Beteiligung des Bürgers an politi-
schen Entscheidungen gefordert. In den
Kommunalverfassungen der Bundeslän-
der wurden in diesem Zeitraum zwar ver-
mehrt plebiszitäre Elemente eingeführt,
doch ist hierdurch die Diskussion keines-
wegs zum Erliegen gekommen: Die Befür-
worter direkter Demokratie fordern unter
dem Hinweis auf die Verfassungen ande-
rer westlicher Länder einen weiteren Aus-
bau der Bürgerbeteiligung. Hierin sehen
sie ein probates Mittel, um der immer wie-
der beschworenen Politikverdrossenheit
zu begegnen. Ihre Gegner verteidigen das
repräsentative System. Sie befürchten
durch weiteren Ausbau plebiszitärer Ele-
mente negative Auswirkungen auf die
Effizienz von Gesetzgebung und Verwal-
tung bis hin zur Schreckensvision der
Unregierbarkeit. Die zum Teil recht emo-
tional und auch unsachlich geführte Dis-
kussion macht zweierlei deutlich: zum
einen, wie sehr die Thematik sowohl
Berufspolitiker als auch Bürger beschäf-
tigt. Zum anderen wird oft „aus dem
Bauch“ heraus argumentiert, weil grund-
legende Kenntnisse zum historischen und
rechtlichen Hintergrund fehlen. Ohne die-

sen Hintergrund ist jedoch weder die
Besetzung einer eigenen Position, noch
eine fruchtbare Sachdiskussion möglich.
Die kenntnisreichen und in allgemein ver-
ständlicher Sprache gehaltenen Aus-
führungen des Politikwissenschaftlers
OttmarJung und des Verfassungsrechtlers
Knemeyer vermögen die öffentliche Dis-
kussion zu bereichern: das Buch zeigt
Aspekte, Möglichkeiten, Widersprüche
und Grenzen direkter Demokratie auf und 
stellt sie auf den Prüfstand.
Jung stellt die Entwicklung direkter Demo-
kratie in anderen westlichen Ländern vor
und erläutert vor diesem Hintergrund die
abweichende geschichtliche Entwicklung
in Deutschland. Er legt die Hintergründe
offen, die zu einer strikt repräsentativ aus-
gestalteten Verfassung in der Bundesrepub-
lik geführt haben und tritt der Formel von
Theodor Heuss entgegen, dass wegen der
negativen „Weimarer Erfahrungen“ von
der Aufnahme plebiszitärer Elemente in
das Grundgesetz abgesehen worden sei. Er
setzt sich mit den Gründen für das Erstar-
ken des direktdemokratischen Gedankens
auf Landes- und Kommunalebene in den
90er-Jahren auseinander. Der Autor tritt
für eine generelle Erweiterung direkter
Demokratie und ihre Ausdehnung auf die
bislang ausgenommene Bundesebene ein.
Jung wendet sich gegen die Auffassung,
dass das Budgetrecht prinzipiell von Di-
rektentscheidungen auszunehmen sei und
entwickelt Vorstellungen für eine Verfah-
rensreform. Er zeigt ebenso die Grenzen
direkter Bürgerbeteiligung auf, wie er
überzogenen Befürchtungen entgegen-
tritt. Ausgiebig diskutiert er die Argu-
mente, die gegen direkte Bürgerbeteili-
gungen angeführt werden und findet
Gegengründe zu ihrer Entkräftung. Kern-
aussage seines Beitrages ist, dass eine Stär-
kung direkter Demokratie „einfach bes-
sere Politik“ bedeute.
Knemeyer stellt die bestehenden ver-
fassungs- und einfachgesetzlichen Rege-
lungen dar, ordnet sie rechtlich ein und 
bewertet sie. Er stellt fest, dass das Grund-
gesetz von einen repräsentativen System
ausgeht und tritt der verbreiteten Ansicht
entgegen, dass Demokratie in ihrem Kern
Autonomie im Sinne der Selbstregierung,
bzw. Selbstentscheidung bedeute. Er tritt
der Vorstellung zu einer Referendumsde-
mokratie ebenso entschieden entgegen
wie der Einführung plebiszitärer Elemente
auf Bundes- und Europaebene. Der Verfas-
ser beschränkt seine Untersuchung auf die
kommunale Ebene und fokussiert sie auf
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid.
Nach einer umfassenden Darstellung der
konkreten Ausgestaltung dieser Rechtsin-
stitute in den verschiedenen Kommunal-
verfassungen durch Christian Gebhardt
entwickelt Knemeyer seine Vorstellungen
darüber, wie Bürgerbegehren und Bürger-
bescheid in einer neuen Bürgerverfassung
geregelt werden sollten. Hier finden sich
im Detail durchaus Übereinstimmungen
mit den ansonsten kontroversen Vorstel-
lungen Jungs.
Das Buch ist allen am Thema interessierten
Bürgern zur Lektüre zu empfehlen: die z. T.
kontroversen Positionen des Politologen
Jung und des Kommunal- und Verfas-
sungsrechtlers Knemeyer zeigen durchaus
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unterschiedliche Bewertungen der direk-
ten Demokratie. Die bewusste Gegenüber-
stellung unterschiedlicher Beurteilungen
bietet dem Leser eine fundierte Grundlage
zur Bestimmung seines eigenen Stand-
punktes. Dorothee Kallenberg-Laade

Eine europäische Leitkultur 
als Richtlinie für die Integration?
Bassam Tibi
Europa ohne Identität?
Leitkultur oder Wertebeliebigkeit
Siedler Verlag
Aktualisierte Taschenbuchausgabe
2. Auflage, München 2001, 395 Seiten
10,00 Euro

Als der CDU-Politiker Friedrich Merz den
Begriff der deutschen Leitkultur in die po-
litische Debatte einbrachte, rief er hiermit
höchst kontroverse Reaktionen hervor.
Nur wenigen war bekannt, dass dieser 
Begriff auf den in Damaskus geborenen
Göttinger Professor für Internationale Be-
ziehungen Bassam Tibi zurückging. Aller-
dings hatte Tibi nicht von einer deutschen,
sondern einer europäischen Leitkultur ge-
sprochen. In „Europa ohne Identität?“ er-
läutert Tibi den von ihm geprägten Begriff
als Grundlage für die Integration von Zu-
wanderern aus anderen Kulturen. Unter
europäischer Leitkultur versteht Tibi den
Primat der Vernunft vor der Geltung abso-
luter religiöser Wahrheiten, individuelle
Menschenrechte, säkulare Demokratie,
allseitig anerkannten Pluralismus sowie
ebenso gegenseitig geltende säkulare To-
leranz. Er führt aus, dass der innere Friede
Europas die Integration der Migranten er-
fordere, während Europa derzeit durch die
Parallelität von nicht an den Aufnahmeka-
pazitäten der europäischen Gesellschaf-
ten ausgerichteter Zuwanderung und der
Verbreitung der Multi-Kulti-Ideologie in
Gefahr sei, seine Identität und seinen inne-
ren Frieden einzubüßen.
Als Einstieg in die Problematik nennt Tibi
seine Zielvorstellungen: einerseits müsse
es Europa und seinen angestammten Bür-
gern möglich bleiben, ihre Werte und
damit ihre Identität zu bewahren. Ande-
rerseits müssten für Zuwanderer aus
anderen Kulturen und anderen Konfessio-
nen die Voraussetzungen geschaffen wer-
den, europäische Bürger zu werden. Tibi ,
Muslim und deutscher Staatsbürger arabi-
scher Abkunft, attestiert den Europäern,
vom einem Extrem ins andere gefallen zu
sein. An die Stelle der Haltung herrsch-
süchtiger Kolonialherren und intoleranter
christlicher Missionare sei heute eine
duckmäuserische Selbstverleugnung und
Demut gegenüber fremden Kulturen
getreten. Ersteres errege bei Nichteuro-
päern Angst, letztere Geringschätzung.
Die von ihm kritisierte Haltung berge
zudem die Gefahr einer Zensur oder
Selbstzensur und damit in der Praxis eine
geistigen Diktatur in sich. Der Verfasser
wendet sich vehement gegen eine Unter-
schiede ausblendende, permissive Multi-
Kulti-Einstellung, der er das Postulat einer
Leitkultur verbindlicher Werte gegen-
überstellt. Toleranz deutet Tibi als Kultur
eines weltanschaulichen Pluralismus, der
unter der Bedingung der Gegenseitigkeit
stehe. So könne es nicht angehen, dass

Türken Europa mit Moscheen übersäten
und zugleich den Christen in ihrem Land
den Kirchenbau und bestehenden Kirchen
das Glockenläuten verböten. Eine weitere
These Tibis lautet, dass linke Klassen-
kampf-Ideologen, die sich durch den wirt-
schaftlichen und sozialen Fortschritt in
Europa um ihre Klientel gebracht sähen,
Ausländer als ihr Proletariat neuer Prä-
gung für die von ihnen ersehnte Weltver-
änderung missbrauchten. Gegner einer
multikulturellen Gesellschaft würden mit
dem instrumentell eingesetzten Vorwurf
des Rassismus diffamiert. Zugleich werde
ein Denkverbot über den Zusammenhang
zwischen Migration, Ethnizität und dem
Import von Fundamentalismus erlassen.
Tibi fordert die Deutschen auf, zwischen
den Ausländern allgemein und den
Anhängern fundamentalistischer und
nationalistischer Ideologien zu unter-
scheiden; letztere bedrohten Freiheit und
Demokratie in gleicher Weise wie deut-
sche Rechtsradikale. Kulturelle Vielfalt
könne nicht bedeuten, dass Gemeinschaf-
ten ausschließlich ihre partikuären Werte
behielten, sondern sie erfordere gemein-
same Grundwerte. Diese seien durch
einen Dialog auf der Grundlage westlich-
europäischer Werte zu ermitteln. Tibi
stellt heraus, dass die deutsche Idee der
Nation als exklusiver Kulturnation nicht
europäischen Werten entspreche, weil sie
ethnisch oder exklusiv-kulturell bestimmt
sei. Dieser Vorstellung stellt Tibi die Forde-
rung nach einen Verfassungspatriotismus
i.S. von Citizenship/ Citoyennité gegen-
über. So erteilt der Verfasser einem an der
Abstammung orientierten Staatsbürger-
schaftsrecht und der Forderung nach Assi-
milierung von Migranten ebenso eine
Absage wie einer unverbindlichen dop-
pelten Staatsangehörigkeit. Gegen die
Vorstellung des Multikulturalismus führt
er an, dass diese die Legitimation für eine
Gettobildung, nicht jedoch ein kulturell
vielfältiges Gemeinwesen mit einem ver-
bindlichen Werte-Konsens schaffe. 
Tibi beklagt in Hinblick auf die massen-
weise Einwanderung von Muslimen nach
Europa das geringe Wissen im Westen
über diese Religion. Der Verfasser stellt
klar, dass der Islam nicht nur eine Religion
im Sinne des Glaubens an Gott und der
damit verbundenen religiösen Pflichten
und Rituale sei. Vielmehr hätten sich im
Islam historisch-religiös bedingte Ord-
nungsvorstellungen entfaltet, die zum
Konfliktstoff würden, wenn Migranten
ihre Geltung auch in Europa beanspruch-
ten und sich nicht damit begnügten, dass
die Zugehörigkeit zum Islam sich auf den
religiösen Rahmen beschränkt. Eine
Lösungsmöglichkeit sieht Tibi in der Ent-
wicklung eines diese Beschränkung
akzeptierenden Euro-Islam und hebt her-
vor, dass die Verbindung von Religion und
Politik nicht auf den Koran zurückgehe.
Andererseits stellt Tibi klar, dass ein Mus-
lim nicht Europäer werden könne, ohne
Grundsätzliches an seiner Weltanschau-
ung aufzugeben oder zu revidieren: z. B.
die Einordnung in eine universelle Umma
oder die Verpflichtung zu islamischer Mis-
sion, der Da’wa. Der Bau von Moscheen
habe sich an dem jeweiligen Bedarf zu
orientieren und dürfe nicht zur Demonst-

ration islamischer Präsenz in Europa
benutzt werden. Der Gewährung kollekti-
ver Minderheitenrechte, wie der Anwen-
dung der Scharia, für muslimische Migran-
ten tritt er entschieden entgegen, da er
hierin eine Gefahr für den inneren Frieden
in Westeuropa sieht.
Nach den Ereignissen des 11. September in
New York erhalten die Warnungen Tibis
eine hellseherisch anmutende Aktualität:
Fast jede fundamentalistische Organisa-
tion von Belang – Tibi nennt explizit das
terroristische Bin-Laden-Netz in Europa –
sei in europäischen Hauptstädten präsent
und verfolge das Ziel, die islamische Dia-
spora zum Aufbau ihrer Logistik zu miss-
brauchen.
Tibi stellt klar, dass bei der Beurteilung von
Individuen und Kulturen zu differenzie-
ren ist: Menschen als Individuen sind
gleichberechtigt, nicht aber demokrati-
sche Kulturen der Moderne und patriar-
chalisch-autoritäre Kulturen der Vormo-
derne. Eine solche Gleichstellung der Kul-
turen sei besonders in Gesellschaften, in
die Migranten aus vormodernen Kulturen
einströmten, zurückzuweisen, fordert Tibi
mit dem Hinweis darauf, dass es sich bei
den Zuwanderer-Kulturen aus dem
Mittelmeerraum und Afrika um vormo-
derne Kulturen handele. Anderenfalls
sieht der Verfasser als Folge die Entste-
hung extraterritorialer Gettos mit eige-
nen Werten fernab jeder Wertegemein-
schaft. Das Aufeinandertreffen der
Anschauungen liberaler Demokratien
und des religiösen Fundamentalismus
bestimmter Migrantengruppen räume
mit der Illusion auf, dass eine Zivilgesell-
schaft einer Parallelgesellschaft entsprin-
gende nicht-liberale Segmente verkraften
könne. Als Reaktion fordert Tibi eine kom-
promisslose Verteidigung der Demokratie
gegen totalitäre Vorstellungen. Europäer
dürften ihre Wertvorstellungen nicht auf-
geben, in dem sie „im Namen der Demo-
kratie“ antidemokratische Kräfte als
„politisch Verfolgte“ tolerierten. An die
Stelle falsch verstandener Toleranz und
romantisierender Vorstellungen müsse
ein Brückenschlag auf der Basis gemeinsa-
mer Moralität und Vernunftorientierung
treten, fordert Tibi unter Verweis auf das
in Orient und Okzident traditionell gleich-
ermaßen geschätzte Vernunftdenken
Aristoteles’. Unter Verweis auf seine eige-
ne Person belegt Tibi die Vereinbarkeit
der Pflege islamischer Identität und der
Zugehörigkeit zu einer demokratischen
Zivilgesellschaft. Er erläutert seinen
Standpunkt am Beispiel des Islamunter-
richts, verbunden mit der Problematik der
Säkularisierung. Religiöse Toleranz erfor-
dere die Zulassung islamischer Unterwei-
sung, entscheidend sei jedoch, welcher
Islam gelehrt und inwieweit der Unter-
richt zur kulturellen Abschottung benutzt
werde. Tibi beklagt in Deutschland so-
wohl das Fehlen der rechtlichen Grundla-
ge als auch der Zivilcourage zur Eindäm-
mung des Fundamentalismus und sieht
sich in dieser Auffassung von vielen integ-
rationswilligen Ausländern bestätigt.
Integration könne nur gelingen, wenn sie
durch ein Einwanderungskonzept und
entsprechende Gesetze reguliert werde.
Ein solches Konzept müsse die Ausbildung
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der Migranten ebenso berücksichtigen
wie ihre Zahl, lautet seine Forderung,
denn „Migranten ohne Berufsausbildung
als Dauerempfänger von Sozialhilfe sind
nicht integrierbar und können nur die
Basis einer ethnischen Armutskultur bil-
den“. Tibi stellt klar, dass es ein Grund-
recht auf Asyl, nicht jedoch auf Migration
gebe. Das Asylrecht sei ein erhaltenswer-
tes Grundrecht, das gerade aufgrund sei-
ner Bedeutung vor Missbrauch zu schüt-
zen sei. Er kritisiert, dass in Europa auch
politisch verfolgte Gegner von Demokra-
tie und Menschenrechten Asyl fänden.
Scharfe Kritik äußert Tibi an der Gewäh-
rung von Kirchenasyl für abgelehnte Asyl-
bewerber: Die Kirche dürfe weder eine
eigene Justiz ausüben, noch sei sie gar ein
rechtsfreier Raum. Der Autor verweist
unter Vergleich mit anderen europäischen
Staaten darauf, dass die großzügige
finanzielle Unterstützung von Asylbewer-
bern in Deutschland einen Anreiz zur
Armutsmigration biete. Darüber hinaus
finanziere die europäische Diaspora
bekanntermaßen aus Sozialhilfemitteln
terroristische Gruppen, wie z. B. die
Hamasbewegung. Tibi sieht in illegaler
Migration unter Missbrauch des Asyl-
rechts eine doppelte Gefahr: die Untermi-
nierung jedes Fortschritts bei der Integra-
tion und eine Zunahme von Fremden-
feindlichkeit. Der Verfasser fordert zu
einer nüchternen Auseinandersetzung
mit dem Thema der Zuwanderung auf, die
sich weder an Kriterien der Abstammung,
noch an Aufnahmekriterien orientieren
dürfe, wie sie klassische Einwanderungs-
länder nicht kennen, z.B. der Familienzu-
sammenführung. Der Autor mahnt, dass
die Folgen zunehmender Fremdenfeind-
lichkeit gerade auch die integrierten Aus-
länder und die Menschen zu tragen hät-
ten, die auf den Schutz vor Verfolgung
angewiesen seien. Diese Migranten woll-
ten alles andere, als dass die Systeme der
europäischen Staaten zusammenbrächen
und wendeten sich gegen ihre Gleichset-
zung mit Illegalen und unter Missbrauch
des Asylrechts Eingewanderten. Unter
Rekurs auf den von Max Weber geprägten
Gegensatz von Gesinnungsethik und Ver-
antwortungsethik fordert Tibi eine strikte
Ausrichtung an der Verantwortungsethik.
Er schließt seine Betrachtung mit der 
Feststellung, dass sich die Formen des
Krieges geändert haben, sich der neue
Krieg als Terror darstelle. Krieg im über-
tragenen Sinne sei auch ein Krieg der
Weltanschauungen, führt er aus und
warnt, dass Multi-Kulti-Zuwanderungsge-
sellschaften Schauplätze solcher Kriege
würden.
Das Buch Tibis ist nicht erst durch die welt-
weite Bedrohung durch islamistischen Ter-
ror und die derzeit in Deutschland geführ-
te Diskussion über die gesetzliche Rege-
lung der Zuwanderung von Bedeutung, es
erhält hierdurch jedoch seine außeror-
dentliche Aktualität. Der Autor setzt sich
mit der Problematik der Zuwanderung
unter allen denkbaren Aspekten kennt-
nisreich und allgemeinverständlich aus-
einander und bezieht engagiert Stellung.
Hier kommt ein Autor zu Wort, der sowohl
die muslimische als auch die europäisch-
westliche Kultur durch eigenes Erleben

kennt. Die besondere Bedeutung des
Buches liegt jedoch darin, dass hier ein
bekennender Muslim arabischer Abkunft
die Thematik beleuchtet und seinen
Lesern einen sonst regelmäßig nicht
zugänglichen Blickwinkel ermöglicht.

Dorothee Kallenberg-Laade

Das katholische Arbeitermädchen
vom Lande
Ulla Hahn
Das verborgene Wort
Roman, 592 S.
Deutsche Verlags-Anstalt 
Stuttgart 2001
25 Euro

Romane lassen sich mit sozialwissenschaft-
lichem Blick lesen. So auch der Roman:
„Das verborgene Wort“ von Ulla Hahn. In
mehrfacher Hinsicht ist er da bemerkens-
wert: Er beschreibt das katholische Milieu;
das rheinische Milieu im Umfeld von Köln
(Monheim), markiert durch den gezielten
Einsatz des Dialekts; das Arbeitermilieu
mit seiner Bildungsdistanz, wenn nicht gar
Bildungsfeindlichkeit in der Zeit vor der
„Bildungsrevolution“ in Deutschland. Und
er stellt die romanhaft kaschierte Autobio-
grafie eines Mädchens vor und besonders
in der Pubertät dar, das in dieses rheinische,
katholische Arbeitermilieu der Fünfziger-
jahre hineingeboren ist. Das alles zusam-
men macht den Roman von Ulla Hahn ein-
malig.
Freilich: Es ist eine Welt von gestern, eine
Welt vor den Bildungsreformen von
Georg Picht, Ralf Dahrendorf bis Wilhelm
Hahn, um nur einige zu nennen. Ein
katholisches Milieu vor der fortschreiten-
den Säkularisierung, mit einer Geschlos-
senheit, Selbstverständlichkeit, einem
festen Weltbild, festen Verhaltensregeln;
eine Welt, in die vor allem die Geistlichen
die ersten Veränderungen hineinbringen,
mit ökumenischen Orientierungen, mit
dem Geist des 2. Vatikanischen Konzils.
Wir erleben ein Mädchen, das sich gegen
die Bildungsfeindlichkeit eines autoritä-

ren Vaters durchsetzen muss, der selbst
kein Buch anfasst. Eines Vaters, der Mäd-
chen jegliche höhere Schulbildung ver-
weigert mit dem damals üblichen Argu-
ment: Mädchen heiraten doch sowieso,
von daher ist höhere Bildung eine verlore-
ne Investition in einer Familie, in der das
Geld zudem äußerst knapp ist. Eines
Vaters, der seine Tochter körperlich züch-
tigt, wie es damals üblich war, unter
Zustimmung, ja Anfeuerung der Mutter,
die dem Vater die Funktion des Exekutors
für Strafen zuschiebt. Verständnis, ja
Geborgenheit findet das Mädchen beim
Großvater, Unterstützung bei Lehrern, der
Schwester des Kaplans, dem Pfarrer. Den
Weg zur Bildung, zur Dichtung findet das
Mädchen über die Pfarrbücherei, vorzugs-
weise jedoch über die Reclam-Heftchen,
die sie sich vom Taschengeld und vom
Lohn der Ferienarbeit leisten kann. Es ist
ein mühevoller Weg nach oben, der
immer auch zu scheitern droht, bis hin zur
Gefahr zum Abgleiten in den Alkohol, als
sie nach Abschluss der Mittelschule alle
weiteren Türen verschlossen sieht. Doch
immer wieder findet sie verständnisvolle
Menschen, die ihr helfen, im letzten Fall
werden frühere Lehrer, unterstützt vom
Pfarrer, beim Vater vorstellig – und sie
kann Abitur machen.
Vor allem gibt es da noch die anderen
Gefahren: frühe Schwangerschaft und
frühe Heirat mit einem Mann, der ihrer
sozialen Herkunft angemessen wäre, viel-
leicht sogar einen bescheidenen Aufstieg
bedeuten würde (so Hoffnung und auch
Strategie der Mütter), nicht aber ihren
Ansprüchen nach persönlicher Entfal-
tung. Die Negativ-Beispiele sind in diesem
Roman vorhanden. Das ist der Stellenwert
ihrer Erfahrungen in der Pubertät, die hier
breit, sehr anschaulich-konkret, gleichzei-
tig auch kühl-distanziert beschrieben wer-
den von einem Mädchen, das einge-
sponnen ist in die hehre Welt ihrer
Reclam-Klassiker-Liebesbeziehungen, wo
die Worte Hingabe und Verschmelzung
heißen, eine Welt, die sich an der harten
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Otto-Hirsch-Medaille
für Heinz Lauber
Heinz Lauber, von 1973 bis 1994 Stellvertre-
tender Leiter der Landeszentrale für poli-
tische Bildung Baden-Württemberg, hat 
die Otto-Hirsch-Medaille von Oberbürger-
meister Dr. Wolfgang Schuster verliehen be-
kommen. Sie erinnert an den schwäbischen
Ministerialrat Otto Hirsch, der an der Spitze
der Reichsvertretung der deutschen Juden
Zehntausenden die Flucht vor den Natio-
nalsozialisten ermöglicht hat. Otto Hirsch
selbst wurde 1941 im Konzentrationslager
Mauthausen ermordet. Die Medaille wird
seit 1985 jährlich verliehen, für herausra-
gendes Wirken für die christlich-jüdische
Verständigung. Die Landeszentrale für poli-
tische Bildung gratuliert Heinz Lauber, er
hat diese Anerkennung wahrlich verdient.

Das Foto zeigt Heinz Lauber neben dem
Stuttgarter Oberbürgermeister.Fo
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Realität stößt. Das Mädchen ist unaufge-
klärt und weiß nicht recht, wie es alles ver-
stehen soll. Denn Aufklärung durch die
Mutter gab es nicht, Zeitschriften wie
„Bravo“, später dann „Mädchen“, „Girl“
oder „Sugar“ waren noch nicht auf dem
Markt. Die Erwachsenen redeten davon,
eindeutig-zweideutig, ohne konkret zu
werden, es ging um „ES“, aber was und
wie ist das?
Gefangen nimmt dieser autobiografische
Roman durch die Perspektive des Mäd-
chens, die strikt durchgehalten wird. Auch
in dieser Hinsicht vergleichbar ist dieses
Buch mit dem autobiografischen Roman
von Martin Walser: „Ein springender Brun-
nen“ (414 S., Suhrkamp Verlag Frank-
furt/M. 1998). Der spielt ebenfalls im ka-
tholischen Milieu, am Bodensee, und hält
strikt die Perspektive des Jungen durch.
Doch dessen Vater ist Gastwirt und alles an-
dere als bildungsfeindlich; immer wieder
lobt und ermuntert er den Sohn: „Johann,
ich staune!“ Auch hier geht es um Puber-
tät, auch hier wird – z. B. beim „ersten Mal“
- nichts an Deutlichkeit vermisst. Doch es ist
die Pubertät eines Jungen, und deren
Probleme und Erfahrungen kennen wir
schon aus anderen Darstellungen, die ei-
nes Mädchens aber kaum.
In beiden Fällen eine Welt von gestern, die
in ihrer Anschaulichkeit und ihrer dichteri-
schen Präsentation zu faszinieren vermag.
Doch für viele Menschen heute ist das
noch immer ihre eigene Erfahrungswelt,
und von ihren Kindern und Enkeln wer-
den sie sich nach dem Roman besser ver-
standen sehen. Das gilt im Falle von Ulla
Hahn vor allem auch für Frauen.

Hans-Georg Wehling

Der politische Haffner
Uwe Soukup
Ich bin nun mal Deutscher –
Sebastian Haffner. Eine Biografie. 
Aufbau-Verlag, Berlin 2001
344 Seiten, 20,00 Euro

Wer Sebastian Haffners „Geschichte eines
Deutschen“ verschlungen hat, wird auch
Uwe Soukups Biografie „Ich bin nun 
mal Deutscher – Sebastian Haffner“ mit
Gewinn lesen. Und wer Haffners Buch
noch nicht kennt, bekommt nach Soukups
Lektüre garantiert Appetit darauf.
Was unterscheidet Haffners Autobiogra-
fie von seiner Biografie? Zum einen das
Erscheinungsjahr. Und das reicht, um den-
selben Stoff in ein völlig neues Licht zu
tauchen und eine ausufernde Debatte zu
versachlichen. Nachdem nun auch das
Bundeskriminalamt die Entstehung der
„Geschichte eines Deutschen“ auf 1939
datiert und die Authentizität des kopier-
ten Manuskriptes bestätigt hat, ist der
Vorwurf der nachträglichen Überarbei-
tung vom Tisch. Die u.a. von Prof. Köhler
vorgebrachte These, Haffners Fehlein-
schätzungen der politischen Lage seien
Beweise für eine spätere Korrektur, erwies
sich ihrerseits als Fehlschluss. Unausgewo-
gene Darstellungen waren im Gegenteil
ein Beweis dafür, dass Haffner sein Werk
1939 in einer Situation geschrieben hat, in
dem ihm kein wissenschaftlicher Apparat
zur Verfügung stand, der eine objektive
Analyse ermöglicht hätte. In der Podiums-

diskussion „Genial oder gelogen? Haff-
ners Geschichte eines Deutschen“ am 
23. Oktober 2001 in Stuttgart hat Prof.
Hirschfeld zu Recht auf die unterschied-
lichen Genre einer persönlichen Schil-
derung und einer wissenschaftlichen
Abhandlung hingewiesen.
Die wissenschaftliche Analyse wird von
Soukup vollständig nachgeholt. Sein Buch
basiert auf einer gründlichen Recherche
ergiebiger Quellen. Das von Jutta Krug am
19.2.1989 mit Haffner geführte Interview
über seine Londoner Exilszeit gehört dazu,
sämtliche Veröffentlichungen Haffners,
aber auch Dokumente seiner Zeitgenossen
und eine ausführliche Liste an Sekundärli-
teratur ermöglichen Soukup, mit wissen-
schaftlicher Präzision und distanziertem
Blick eine Menge an Fakten zusammenzu-
tragen und aus vielen Mosaiksteinchen ein
stimmiges Profil eines unangepassten, mu-
tigen Mannes zu zeichnen. Wo Haffner be-
wusst subjektiv ist, sucht Soukup die Ob-
jektivität; während Haffner Beteiligter ist,
wahrt Soukup wohltuende Distanz. Auch
der Fokus ist ein anderer. Haffners „Ge-
schichte eines Deutschen“ ist zwar persön-
lich, aber vor allem politisch. Als politischer
Kopf war er sich immer der Auswirkungen
der Politik auf das Wohl der Menschen be-
wusst. Soukups Biografie ist ebenfalls ein
Lehrbuch politischer Zeitgeschichte, im-
mer aber an der Person Haffnersorientiert.
Soukup schaut auf Haffner, und der in die
Welt. 
Doch noch ein weiterer Unterschied macht
Soukups Buch zu einer wertvollen Ergän-
zung der Haffnerschen Darstellung. Das ist
der Berichtszeitraum. Während Haffners
im Untertitel genannte „Erinnerungen
1914–1933“ im Jahr der Machtübertra-
gung enden, fängt Soukups Bericht dort
erst so richtig an. HaffnersZeit im Exil, seine
Rückkehr nach Deutschland, die Mitarbeit
beim Observer und der Welt, sein politi-
scher Richtungswechsel durch die Spiegel-
Affäre und die „Sternstunden“ beim Stern
sowie seine Beurteilung der Wiederverei-
nigung machen den Lebenslauf zu einer
kurzweiligen Reise durch die deutsche Ge-
schichte. Viele Unterschiede – eine Ge-
meinsamkeit: beide Bücher beweisen, wie
spannend politische Bildung sein kann! 

Sabine Keitel

Wozu noch Staatsphilosophie?
Siegfried Reusch u.a. (Hrsg)
der blaue reiter. Journal für Philosophie
Bd. 7: Mythos Staat
Omega Verlag, Stuttgart 1998
115 Seiten, 15,10 Euro

Was ist der Staat? Dieser Frage geht der
blaue reiter, ein Journal für Philosophie,
auf den Grund. Band 7 der zusammen mit
den Fachschaften Philosophie der Univer-
sitäten Stuttgart und Ulm vom Omega-
Verlag herausgegebenen Zeitschrift „My-
thos Staat“ geht jeder heißen Spur nach.
Der Politikwissenschaftler Iring Fetscher
befragt die politischen Denker von Aristo-
teles bis Marx, die freien Mitarbeiter des
Journals interviewen Stuttgarter Bür-
ger/innen, und immer wieder sind profes-
sorale Antworten ins Heft eingestreut. Die
Aufsatzsammlung bestätigt den Verdacht,
dass dem schillernden Mythos Staat nicht

mit einfachen Rezepten beizukommen ist.
Entsprechend breit ist die Themenspanne.
Die „Goldhagen-Debatte“ wird ebenso auf
ihre Staatsdefinition hin analysiert wie der
„Mythos DDR“, der „Zerfall Jugoslawiens“
oder die „Quellen staatlichen Rechts“.
Diese Themenfülle garantiert, dass man
sich an dem einen oder anderen, immer
verständlich geschriebenen und gründlich
recherchierten Artikel fest liest. Allen Bei-
trägen ist eine Zusammenfassung voran-
gestellt, und alle Autorinnen und Autoren
werden kurz vorgestellt. Ein Lexikon philo-
sophisch-politischer Grundbegriffe sichert
das Grundverständnis, und falls noch Fra-
gen offen bleiben, gibt es immer noch Dr.
Sommer – pardon, Reiter, an den man sich
vertrauensvoll wenden kann. Bücher und
Kreuzworträtsel runden das Unterhal-
tungsprogramm ab, Rezensionen und Le-
serbriefe sorgen für den aktuellen Aus-
tausch. Dieses Journal lässt keine Wünsche
offen und verleitet dazu, über die täg-
lichen Zeitungsmeldungen hinauszuden-
ken und Politik neu zu sehen und zu ver-
stehen. Der blaue reiter hat so verwirrend
viele Antworten zur Auswahl, dass wir uns
nach der Lektüre auf höherem Niveau neu
fragen: „Was ist der Staat?“ Und dann be-
ginnen, selbst zu denken.

Sabine Keitel

Kommunitarismus und 
politische Bildung
Anton Hauler/ Stephanie Schick/ 
Hartmut Wasser
Kommunitarismus und politische Bildung,
Handreichungen
Verlag Dr. Kovǎ, Hamburg 2001, 304 S.,
80,78 Euro

Die Klagen über Politikverdrossenheit
breiter Bevölkerungsschichten und über
eine weitgehende Krise des Gemeinsinns
waren in den letzten Jahren Ausdruck ei-
ner zunehmenden Sorge über die Zukunft
der Gesellschaft, die sich quer durch die po-
litischen Lager zog. Dies brachte gleichsam
vielfältige Fragen an die politische Bildung
mit sich. Seit geraumer Zeit erfährt nun die
deutsche Debatte um die Bürger- bzw. Zi-
vilgesellschaft durch die Rezeption des aus
den USA stammenden Kommunitarismus
neue Anstöße. Inzwischen erschienen da-
rüber zahlreiche Publikationen. Kongresse
und Internetauftritte sind Ausdruck des
starken Interesses auch diesseits des Oze-
ans. Die Kommunitarier verstehen ihre An-
regungen als Korrektiv innerhalb der libe-
ralen Gesellschaft, um so Individualität
und Gemeinsinn in ein angemessenes Ver-
hältnis zu bringen. Walter Reese-Schäfer
benennt diese Ambivalenz des Kommuni-
tarismus einen „Versuch der Wiederbele-
bung von Gemeinschaftsdenken unter den
Bedingungen der postmodernen Dienst-
leistungsgesellschaften“.
In diesem Zusammenhang ist auf eine
Neuerscheinung hinzuweisen, die sich
darum bemüht etablierten wie angehen-
den Politiklehrern einen fundierten Ver-
stehenshorizont zu eröffnen, der eine
angemessene Analyse und Beurteilung
der politisch-gesellschaftlichen Lage
erlaubt. Das Autorentrio Anton Hauler,
Stephanie Schick und Hartmut Wasser
untersucht in ihren „Handreichungen“
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die „kommunitaristische Politik und Sozi-
alphilosophie (...) auf ihre möglichen
Implikationen für eine zur ,Demokratieer-
ziehung verpflichtende Politikdidaktik‘,
um somit den in der politischen Bildung
Tätigen Hinweise auf den schul- und
unterrichtspraktischen Nutzen des unter-
suchten Gegenstandes (zu) vermitteln.“
Dies ist ihnen auf eine informierende
Weise gelungen.
Bereits der Aufbau des Bandes zeigt den
Umfang und die Zielrichtung der Autoren.
So wird einerseits der Kommunitarismus
als „sozialphilosophische Bewegung ganz
eigener Art“ aus verschiedenen Sichtwei-
sen erläutert; andererseits wird dem Leser
eine gut sortierte Auswahl kommunita-
ristischer Primärtexte geboten, die nach
Fragen der Anthropologie sowie Gesell-
schafts- und Ordnungsvorstellungen
geordnet sind. Diese spiegeln eine breiten
Überblick über das heterogene kommuni-
taristische Denken und stammen u. a. von
Robert Bellah, Benjamin Barber, Alasdair
MacIntyre, Amitai Etzioni, Michael Sandel
und Michael Walzer. Darüber hinaus
informiert eine kommentierte Bibliogra-
fie über weiterführende Literatur.
Der Blick wird zunächst auf die gegenwär-
tigen Herausfordungen der liberal-demo-
kratischen Herrschaftssysteme und ihrer
durch vielfältige Rationalisierungs- und 
Individualisierungsprozesse gekennzeich-
neten Gesellschaften gerichtet. Der Kom-
munitarismus kann, wie die Verfasser
anschaulich darstellen, nur über seine US-
amerikanische Entstehungsgeschichte
und die dortigen Traditionszusammen-
hänge verstanden werden. Besonders gilt
dies für die starke Hinwendung auf lokale
communities mit ihrem vertieftem nach-
barschaftlichen Bindungsgeflecht. Er ist
alles andere als eine einheitliche Bewe-
gung und wird folgerichtig auch in seiner
Pluralität dargestellt. Die Autoren fokus-
sieren ihr Interesse dabei auf das kommu-
nitaristische Menschenbild, die Merkmale
der Gesellschaftsvisionen sowie die politi-
schen Ordnungsvorstellungen der einzel-
nen Vertreter. Gerade für Pädagogen ist
interessant, dass in diesem Zusammen-
hang ein besonderes Augenmerk auf die
„klassischen“ Erziehungs- und Sozialisa-
tionsinstanzen Familie und Schule gelegt
wird. Zu Wort kommen u. a. Amitai Etzio-
ni, Benjamin Barber oder Michael Sandels.
Letzerer war es, der den Begriff
„Kommunitarismus“ im Rahmen eines
Disputs mit dem Philosophen John Rawls
um dessen Buch Theorie der Gerechtigkeit
als Erster prägte.
Breiten Raum nimmt die Rezeption des
Kommunitarismus in Deutschland ein.
Hauler, Schick und Wasser stellen heraus,
dass die Übernahme des Begriffes der
„Gemeinschaft“ aufgrund der totalitären
Erfahrungen im 20. Jahrhundert hierzu-
lande nicht unproblematisch ist, da dies
vormoderne und antidemokratische Asso-
ziationen weckt. Hier würde ein vertiefter
Exkurs über die wechselvolle deutsche
Auseinandersetzung um diesen Terminus,
der nicht zuletzt mit Ferdinand Tönnies
verknüpft ist, der Zielgruppe eine Hilfe
sein. Ab der zweiten Hälfte der Neunziger-
jahre fand die Debatte um den Kommuni-
tarismus ein vertieftes publizistisches Echo

auch in Deutschland. Die öffentliche
Debatte um die Funktion eines wiederbe-
lebten und erneuerten Ehrenamtes spielt
in diesem Zusammenhang eine große
Rolle, wie der Hinweis auf die in den letz-
ten Jahren bundesweit entstandenen bür-
gerschaftlichen Initiativen zeigt. Hervor-
gehoben wird die exponierte Stellung
Baden-Württembergs hinsichtlich Förde-
rung und Praxis des Ehrenamtes. Nicht
ausgespart werden von den Autoren die
gängigen Kritikpunkte, denen sich Kom-
munitarier ausgesetzt sehen; neben
anthropologischen Standpunkten u. a. die
Problematik um den Gemeinschaftsbe-
griff oder die Frage nach dem Verhältnis
zum Pluralismus.
Von besonderer Bedeutung für politische
Bildung sind die möglichen Verbindungs-
linien zwischen Kommunitarismus und
politischem Unterricht. Diese werden vor
dem Hintergrund aktueller Problemlagen
der deutschen politischen Kultur unter-
sucht, wie z. B. Rückzug ins Private, Poli-
tikverdrossenheit, Zukunftsängste oder
das Anwachsen fremdenfeindlichen
Gedankengutes. Hier zeigt sich die Stärke
des Buches, das eine Brücke über den vie-
lerorts postulierten Graben innerhalb der
professionellen politischen Bildung baut:
Hier die Gemeinschaftskundelehrer vor
Ort, mit ihren je nach Schulform und -ort
sehr unterschiedlichen Problemlagen,
dort die zumeist politikwissenschaftlich
geprägten Fachdidaktiker an den Hoch-
schulen. Die von Hauler, Schick und Was-
ser in einer verständlichen Sprache
geschilderten Anliegen der Kommunita-
rier werden zu Perspektiven im Sinne von
Reformansätzen und Dialogvorschlägen
für einzelne Felder der schulischen politi-
schen Bildung weiterentwickelt.
Die Nähe zur gegenwärtigen bildungspo-
litischen Auseinandersetzung ist frappie-
rend. Einerseits ist Schule für Kinder und
Jugendliche stets eine prägende Erfah-
rung von Staat und Gesellschaft, anderer-
seits werden vielerorts quantitative und
qualitative Defizite in der schulischen
politischen Bildung aufgezeigt. Die Ver-
fasser mahnen hier zu Recht an, dass die
Frage nach den „sozio-moralischen Vor-
aussetzungen der Demokratie an den
Rand gedrängt“ wird. Ist es nicht fahrläs-
sig, Schulleben und Unterricht gegenwär-
tig nicht aktiv als „demokratieförder-
lichen Erfahrungsraum“ zu begreifen und
zu gestalten? Was erreicht politische Bil-
dung gegenwärtig konkret für die Erzie-
hung und Bildung künftiger –  hoffentlich
–  mündiger Staatsbürger?
Die oft beschriebene Krise der Familie hat
die Schule vor neue erzieherische Aufga-
ben gestellt. Diese kann dabei die Familie
nicht ersetzen, sollte aber dennoch, so die
Autoren, in ihrer Funktion als „eigenstän-
dige soziale Gemeinschaft“ gestärkt wer-
den. Eine rein belehrende Schule kann
ihre vornehmste Aufgabe, die Erziehung
zur Demokratie, nur schwer erfüllen. Die
außerschulischen Miterzieher sind zu
mächtig. Positive Veränderungen könn-
ten beim Naheliegenden anfangen: Noch
immer gibt es „Wanderklassen“ (denen
ihr räumliches Identifikationsobjekt
„eigenes Klassenzimmer“ versagt bleibt),
auch die Einführung einer Klassenlehrer-

stunde ist längst überfällig. Das kommuni-
taristische Menschenbild bietet hier zwei
konstituierende Elemente, die es zu stär-
ken gilt: „Vernunft und (tätige) Gemein-
schaft“.
Wird die Schule als Erfahrungsraum
begriffen, so muss sie auch der Ort für
Charakterbildung und moralische Erzie-
hung sein. Für Kommunitarier fördert der
Kompetenzerwerb in „kleinen Gemein-
schaften“ (Familie, Kindergarten, Schule)
die aktive Teilnahme in den großen
Gemeinschaften des Erwachsenenlebens.
Hauler, Schick und Wasser greifen auch
die vieldiskutierte Metapher Hartmut von
Hentigs von der „Schule als Polis“ auf und
vergleichen sie mit kommunitaristischen
politischen Ordnungsvorstellungen. Als
problematisch benennen sie die Gleichset-
zung der Institution Schule („kleine
Polis“) mit den großen und komplexen
politischen Gemeinwesen. Mag die Vor-
stellung Hentigs auch romantisierende
Anklänge haben, so bietet die Schule doch
vielfältige Anknüpfungspunkte für die
„Demokratieerziehung“. Hier können
„Selbsttätigkeit, Toleranz, soziale Verant-
wortung und Gemeinsinn“ erprobt und
erlebt werden. Der vorpolitische Raum
der Schule öffnet ein weitgehend unbear-
beitetes fruchtbares Feld. Er sollte aus
kommunitaristischer Sicht, wie die Auto-
ren folgern, „nicht in erster Linie ein Ort
der Wissensvermittlung, sondern ein Ort
für soziale, demokratieförderliche Erfah-
rungen sein. 
Das Buch sei der avisierten Zielgruppe zur
Lektüre empfohlen. Für ein praktikables
„Studienbuch“ wäre jedoch ein Stich-
wortverzeichnis sinnvoll gewesen wie ein
abschließendes Literaturverzeichnis, wel-
ches die in den Fußnoten erwähnten Texte
auf einen Blick präsentiert. Dem Werk ist
eine große Leserschaft zu wünschen, denn
es setzt vielfältige Denkprozesse für die
wichtigste Aufgabe der politischen Bil-
dung, die Erziehung zur Demokratie, in
Gang. Schließlich ist die Demokratie, so
das dem Buch vorangestellte Wort von
John Dewey, nicht eine „Alternative zu
anderen Prinzipien des gemeinsamen
Lebens“, sondern „die Idee der Gemein-
schaft selbst“. Martin Mai

Regionale Traditionen und
föderative Ordnungen
Thomas Kühne/Cornelia Rauh-Kühne
(Hrsg.): Raum und Geschichte. 
Regionale Traditionen und föderative
Ordnungen von der Frühen Neuzeit 
bis zur Gegenwart. 
Bernhard Mann zum 65. Geburtstag. 
Schriften zur südwestdeutschen
Landeskunde Bd. 40, DRW-Verlag Lein-
felden-Echterdingen, 2001. 
XIV, 270 Seiten.” 42 (Subskriptionspreis 
bis 31.08.2002 ” 32.-).

Die Herausgeber haben zu Ehren des Tü-
binger Historikers Bernhard Mann eine
Aufsatzsammlung von Schülern und Kolle-
gen vorgelegt, die die Bandbreite der For-
schungsschwerpunkte des Jubilars wider-
spiegelt. Bernhard Mann ist als gebürtiger
Schwabe seiner Heimat auch wissenschaft-
lich treu geblieben. Als ausgewiesener
Kenner der südwestdeutschen Landesge-
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schichte, als moderner Verwaltungshisto-
riker, bei seiner Auseinandersetzung mit
der Frage nach der Stellung Preußens im
hegemonialen Föderalismus des Deut-
schen Reiches nach 1871 und nicht zuletzt
als Parlamentarismus-, Parteien- und
Wahlforscher des 19. und 20. Jahrhunderts
hat er sich eingehend mit dem Themen-
komplex beschäftigt, dem die Beiträge
verpflichtet sind: regionale Traditionen
und föderative Ordnungen.
Eine Auflistung der Publikationen Bern-
hard Manns und der von ihm an der Uni-
versität Tübingen betreuten Forschungs-
arbeiten hätte gezeigt, dass er gerade auf
letztgenanntem Gebiet eine eigene
„Tübinger Schule“ der kulturellen Wahl-
forschung begründet hat. Auch ein Auto-
renverzeichnis hätte dem Leser geholfen,
die vielfältigen Verbindungen der Beitra-
genden zum Jubilar zu dokumentieren.
Die Lektüre des Bandes lohnt sich. Denn
schon länger hat sich der Blick von der
„großen Politik“ und den großen Struktu-
ren ab und kleinräumigeren Einheiten
zugewandt. Hinzu kommt nach der „kul-
turalistischen Wende“ in der Geschichts-
wissenschaft eine Erweiterung der Fra-
gestellung. So interessieren bei der Unter-
suchung regionaler und föderalistischer
Traditionen die Auswirkungen sozial-
räumlicher Differenzierungen auf die
Mentalitäten und Lebensweisen der Be-
völkerung. Es interessieren historische
Regionalisierungsprozesse und dabei der
„gemachte“, „konstruierte“ Charakter
räumlicher Einheiten.
Eine erste Gruppe von Beiträgen hat spe-
zifisch südwestdeutschen Bezug: Horst
Carl vergleicht anhand des frühneuzeitli-
chen Schwäbischen Bundes schwäbisches
und fränkisches Regionalbewusstsein
sowie dessen stereotypen und gezielten
Einsatz im historischen Wandel. Am Bei-
spiel zweier Gemeinden und ihrer Wirt-
schaftsstruktur im 19. Jahrhundert thema-
tisiert Hans-Georg Wehling unter menta-
litätsgeschichtlichem Aspekt die aktuellen
Fragen nach Wirtschaftsgesinnung und
Innovationsbereitschaft sowie ihre regio-
nale Ausprägung als Folge von unter-
schiedlichen Sozialisationsprozessen und
als wesentlichen Bestandteil der politisch-
kulturellen Tradition einer Region. Rai-
mund Waibel zeigt demgegenüber die
obrigkeitsstaatlichen Einwirkungsversu-
che im Württemberg der Reaktionszeit
auf die so genannten „Elendsgemein-
den“. Einem verfassungsgeschichtlichen
Thema in historischer Perspektive widmet
sich Hans-Otto Binder: dem Prozess der
sukzessiven Ablösung des auf die Abstam-
mungsgemeinde bezogenen Heimatrech-
tes durch die völkerrechtlich geregelte
Staatsangehörigkeit. Dabei zeigt er am
württembergischen Beispiel, dass das
deutsche Staatsangehörigkeitsgesetz von
1913 nicht an völkische Strömungen unter
dem Prinzip des „ius sanguinis“ anknüpf-
te, sondern dass die Ursprünge des Geset-
zes in den deutschen Bundesstaaten in der
Umbruchzeit der Französischen Revoluti-
on liegen. Den Zusammenhang von indivi-
dueller Politikerbiografie und zeitge-
schichtlichem Hintergrund beleuchtet
Anselm Doering-Manteuffel am Beispiel
der zeittypischen Karriere des Reutlinger

SPD-Kommunalpolitikers Oskar Kalbfell in
der Phase des bundesrepublikanischen
Wieder- und Neuaufbaus nach 1945. 
Dem Thema Region und Föderalismus
sowie dem spannungsreichen Verhältnis
von nationalem Zentrum und regionaler
Peripherie widmen sich sechs weitere Auf-
sätze. Gabriele Haug-Moritz verfolgt die
Rolle von reichischer, territorialstaatlicher,
ständisch-dynastischer und regionaler
Perzeption im Reformationsprozess in
Sachsen. Am Beispiel der britischen „com-
posite monarchy“ untersucht Ronald Asch
die Konsequenzen der Glorious Revoluti-
on für die Ausbildung eines irisch-pro-
testantischen Patriotismus unter der Per-
spektive des Prozesses von Raum- und
Nationskonstrukten. Wolfram Siemann
betont die Bedeutung des Föderalismus
und seiner friedens-, rechts- und partizi-
pationssichernden Wirkungen im Prozess
des „nation-building“. Dabei unter-
streicht er den Modellcharakter des deut-
schen föderativen Verfassungsprinzips für
die Lösung gesellschaftlicher und politi-
scher Probleme auch anderer Staaten. Die
vielfältigen Wandlungsprozesse des bun-
desdeutschen föderativen Ordnungsmo-
dells zwischen Statik und Problemlösungs-
kapazität fokussiert Gabriele Metzler in
einem Spannungsbogen von der Grün-
dung der BRD bis zur Gegenwart. Der Bei-
trag von Dieter Langewiesche themati-
siert Geschichtsdeutung und Zukunfts-
erwartung der an die jeweiligen Groß-
milieus gebundenen weltanschaulichen
„Deutungskonzerne“ zur Jahrhundert-
wende 1900. Zwischen Geschichtssicher-
heit und Zukunftsblindheit oszillierend
glaubte jedes der politisch-konfessionel-
len Lager an die Siegesgewissheit seiner
weltanschaulichen Deutungsmuster, ob in
Berlin oder in der schwäbischen Provinz.
Zuversicht und Fortschrittsglaube domi-
nierten, nicht aber Kriegsgeheul und
Kriegsbereitschaft, bis der Erste Weltkrieg
als „Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts“
wenige Jahre später den Zukunftsoptimis-
mus jäh beenden sollte. Dass Staatsgren-
zen nicht nur administrativ gezogene
Trennlinien, sondern sowohl gedeutete
Konstrukte „imaginierter Gemeinschaf-
ten“ als auch kollektive Identitätsstifter
sind, belegt Cornelia Rauh-Kühne am Bei-
spiel des „Reichslandes Elsaß-Lothringen“
nach 1871. Unterhalb des Intellektuellen-
diskurses der „Erbfeindschaft“ und der
symbolischen Grenzpolitik zeigt sie, dass
die Grenze vor Ort „gelebt“ wurde und
Ort der Begegnung und des kulturellen
Austausches war.
Dem Bereich der Parlamentarismus-, Par-
teien- und Wahlforschung widmen sich
zwei Aufsätze des Bandes, die auf aktuel-
len Dissertationen bei Bernhard Mann
basieren. Jörg Krause untersucht auf loka-
ler Basis das Wirken, die soziale Träger-
schaft und den Milieuzusammenhang der
nur spärlich erforschten Christlich-Sozia-
len Partei Adolf Stoeckers im Wahlkreis
Hagen-Schwelm. Dabei zeigt er, dass die
reichsweit und an Wahlergebnissen
gemessen unbedeutende Partei gerade
auf lokal-regionaler Ebene und unter den
Bedingungen des Mehrheitswahlrechtes
Einfluss ausüben konnte. Der wahl- und
parteiengeschichtliche Beitrag von An-

dreas Gawatz behandelt ein vernachläs-
sigtes Gebiet der württembergischen Lan-
desgeschichte. In einer Langfristanalyse
untersucht er das Spannungsverhältnis
von nationalem Parteiensystem und
regionaler Eigenständigkeit von der
Reichsgründung bis zur „Machtergrei-
fung“. Wie stark sich die württembergi-
schen Parteien in der Phase des „Durch-
bruchs des politischen Massenmarktes“
regionale Spezifika „bewahren“ konnten
wird ebenfalls thematisiert wie die Frage
nach der Kontinuität der Parteien und 
der Persistenz ihrer Milieugebundenheit
über den Umbruch von 1918/19 hin-
weg bis zum in Württemberg vergleichs-
weise „verspätet“ erfolgten Wahlsieg der
NSDAP. Den abwechslungsreichen und
spannend zu lesenden Band rundet ein
Gespräch von Martin Doerry mit Heinrich
August Winkler, Historikerkollege und
wie Bernhard Mann einst Schüler von
Hans Rothfels, über „Geschichtswissen-
schaft und Öffentlichkeit“ ab.

Reinhold Weber

Ein Reichskanzler aus Mannheim
Andrea Hoffend
„Mut zur Verantwortung“
Hermann Müller – Parteivorsitzender und
Reichskanzler aus Mannheim
Kleine Schriften des Stadtarchivs 
Mannheim Nr. 17
Verlagsbüro v. Brandt, 95 S., 
Mannheim 2001, ISBN 3-926260-49-1
15 Euro

Zum 125. Geburtstag des ehemaligen
Reichskanzlers Hermann Müller hat das
Stadtarchiv Mannheim eine Publikation
herausgegeben, die die Person Müllers
würdigt. Hermann Müller, den man mit
dem Scheitern der letzten parlamentari-
schen Regierung der Weimarer Republik
in Verbindung bringt, wird hier nicht als
konturloser Politiker gesehen, sondern als
eine Schlüsselfigur der Demokratie von
Weimar, wie z. B. Friedrich Ebert und
Gustav Stresemann.
Der Bundeskanzler und SPD-Parteivorsit-
zende Gerhard Schröder sagt in einem Ge-
leitwort zu diesem Werk, die negative Dar-
stellung von Müllers Wirken sei einseitig
und falsch: „Denn zum einen bleibt ausge-
klammert, was … (Müller) in den letzten
Jahren zuvor für unser Land und für dessen
Kultur leistete. Zum anderen wird geflis-
sentlich unterschlagen, dass es nicht in der
Macht des Reichskanzlers stand, die Koali-
tion und damit die Demokratie zu retten.
Einflussreiche Kräfte arbeiteten auf den
Ausschluss der Sozialdemokratie aus der
Regierung und auf ein Ende der parlamen-
tarischen Demokratie hin.“
Hermann Müller wurde 1876 als ältester
Sohn von vier Kindern eines Schaumwein-
händlers in Mannheim geboren und
besuchte bis 1888 das humanistische Gym-
nasium, das heutige Karl-Friedrich-Gym-
nasium. Nach dem Umzug der Familie
nach Sachsen war Müller Schüler des Real-
gymnasiums in Dresden-Neustadt. Diese
Realschule musste Müller 1892 verlassen,
da sein Vater starb und die Familie kein
größeres Vermögen besaß, um dem ältes-
ten Sohn einen Schulbesuch zu ermög-
lichen. Müller war nie ein Musterschüler,
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er war ein guter Schüler in den Fächern,
die ihn interessierten. Nach dem Schulbe-
such absolvierte er eine kaufmännische
Lehre bei einer Niederlassung der Porzel-
lanfirma Villeroy & Boch in Frankfurt, weil
hier die Familie seiner Mutter lebte.
Der Verfasserin Andrea Hoffend gelingt es
immer wieder, Anknüpfungspunkte an
die alte Heimat Müllers zu finden. So
prägten den späteren Reichskanzler die
liberalen Traditionen der badischen Pfäl-
zer, z. B. die Bereitschaft zur Verständi-
gung mit dem politischen Gegner, die für
das spätere politische Leben Müllers von
großer Wichtigkeit waren.
Nach seiner kaufmännischen Tätigkeit
war Müller in Görlitz Parteiredakteur und
Lokalpolitiker der SPD von 1899 bis 1906,
ehe er 1906 auf dem Mannheimer SPD-
Reichsparteitag Vorstandsmitglied der
SPD wurde.
In Görlitz erkannte man das politische und
journalistische Talent Müllers, er war kein
Freund der Parteitheorie, sondern es ging
ihm um die Verbesserung der Lebens-
bedingungen von unterprivilegierten
Schichten. So wurde er politischer Führer in
der Umbruchphase 1918/19, Fraktionsvor-
sitzender der SPD in der Nationalversamm-
lung und Parteivorsitzender der SPD. 
Nach dem Ersten Weltkrieg setzte sich
Müller für einen demokratischen Wieder-
aufbau Deutschlands ein. Er unterschrieb
als Reichsaußenminister den Versailler
Vertrag und machte sich zum Angriffs-
punkt nationalistischer Hetze, die er
wegen notwendiger Vertragserfüllung
über sich ergehen lassen musste. Als
Reichskanzler bewältigte Hermann Mül-
ler Anfang 1920 die Folgen des Kapp-
Lüttwitz-Putsches.
In dem handlich mit wichtigen Dokumen-
ten versehenen Buch wird ein SPD-Politi-
ker in Erinnerung gebracht, der sich für
die Bedürftigen und die Demokratie in
Deutschland einsetzte.

Konrad Exner

Europäer der ersten Stunden
Frank Niess
Die europäische Idee – aus dem Geist des
Widerstandes.
Suhrkamp Verlag
Frankfurt am Main.
ISBN: 3-518-12160-X

Am 1. Januar 2002 wurde der Euro in
zwölf Mitgliedsstaaten der Europäischen
Union eingeführt. Ein weiterer Schritt in
der langen Geschichte der europäischen
Idee. Aber wo liegen ihre Wurzeln? 
Frank Niess kommt in seinem Buch „Die
europäische Idee – aus dem Geist des
Widerstandes“ der Beantwortung dieser
Frage aus Sicht eines Historikers nach. Er
beleuchtet die Ideen der Widerstands-
gruppen im Dritten Reich für ein zukünfti-
ges Europa und deren Bedeutungsverlust
durch die restaurative Politik der Natio-
nalstaaten und den kalten Krieg. Im
abschließenden Prolog zeigt Frank Niess
die Aktualität der Ideen der Europäer der
ersten Stunde auf, indem er einen Bogen
zur gegenwärtigen Situation der Europäi-
schen Union spannt.
Die Widerstandsgruppen im Dritten Reich
waren nicht die ersten, die sich mit der

Vereinigung Europas auseinander setz-
ten. Schon im 13. und 14. Jahrhundert las-
sen sich Europapläne großer Denker wie
Dante Alighieri oder Pierre Dubois ausfin-
dig machen. Aber erst mit den Gescheh-
nissen des Ersten Weltkrieges gewinnt das
Thema Europa an wirklicher Aktualität,
steht doch hier die Fähigkeit der europäi-
schen Nationalstaaten in Frage, für die
Stabilität ihrer inneren Ordnung zu sor-
gen. Zum ersten Mal seit 1815 ist die
Balance of Power, das internationale
Gleichgewichtssystem, ins Wanken gera-
ten und hat seine Labilität offenbart.
Hinzu kommt die neue Großmacht Ameri-
ka, die als außereuropäischer Staat Ein-
fluss auf europäische Angelegenheiten
auszuüben versucht. 
Das Scheitern des Völkerbundes durch die
Absage der USA und der Sowjetunion ver-
anlasst den österreichischen Grafen
Richard Coudenhove-Kalergi zu der Idee,
dass nur „ein föderativer Zusammen-
schluss des europäischen Kontinents west-
lich von Russlands einen zweiten Welt-
krieg verhindern könnte“ (S. 19). Couden-
hove-Kalergi muss als ein Pionier der euro-
päischen Bewegung angesehen werden.
Als die europäische Idee nach Ende des
Zweiten Weltkrieges in das politische
Interesse gerät, versetzt er sich aber durch
sein eigenes Handeln in die Rolle einer
„Randfigur des Geschehens“ (S. 22), denn
er verweigert seine Teilnahme an einer
europäischen Massenbewegung. 
Während des Zweiten Weltkrieges exis-
tiert die europäische Idee fort: auf dem
neutralen Boden der Schweiz. Die schwei-
zerische Europa-Union kämpft gegen 
Hitlers Pläne der „Neuordnung Europas“
und für ein „demokratisches, bundes-
staatlich verfasstes Europa“. Die vielfälti-
gen Bewegungen in den Widerstandgrup-
pen der von Deutschland besetzten Län-
der bringen, ohne hier schon einer
gemeinsamen Koordinierungsstelle zuzu-
gehören, überraschend ähnliche Vorstel-
lungen zur Gestaltung eines zukünftigen
Europas hervor. Die Résistance als „über-
nationales Phänomen in sich“ kann eine
„Internationale“ des Widerstandes erzeu-
gen. In verschiedensten Kreisen wird die
Idee Europa diskutiert, werden Deklara-
tionen und Manifeste unter dem Einfluss
der Prinzipien Demokratie, bürgerliche
Grundfreiheiten, Pluralismus, Dezentrali-
sierung, Föderalismus und Selbstverwal-
tung verhandelt. Jedoch mit Ende des
Zweiten Weltkrieges erleidet die europäi-
sche Idee eine erhebliche Flaute: es wird
offensichtlich, dass die Hoffnungen der
Widerständler ihren Möglichkeiten vor-
aus sind. Die Nationalstaaten verleihen
anderen Aufgabe Priorität und kon-
zentrieren sich stark auf ihre inneren
Probleme.
Ende 1946 entsteht eine Vielzahl euro-
päischer Bewegungen, die „alle Europa
[wollen], nur auf unterschiedlichen
Wegen“ (S. 159). Nach einer Zeit erfüllt
von Resignation und Enttäuschung wird
man sich der drohenden neuen Gefahr
bewusst: einem weiteren Weltkrieg
erwachsend aus der Konfrontation der
USA und der Sowjetunion. 
Die Konferenz von Hertenstein gilt als
Geburt der Europa-föderalistischen Bewe-

gung. 79 Föderalisten aus 14 europäi-
schen Ländern nehmen im September
1946 an dieser in der Schweiz teil. Zur 
gleichen Zeit beginnt die Initiative
Churchills in Großbritannien. Churchills
eher unpräzise Vorstellungen finden 
Ausdruck in der Idee des vereinigten 
Europas als eine der „Hauptsäulen
des Weltfriedenstempels“ (S. 62) neben
den USA, dem Britischen Empire und 
Commonwealth und der Sowjetunion.
Nach seiner Wahlniederlage beeinflusst
Churchill den Prozess weiterhin mit erheb-
lichen Nachdruck; jetzt aber als Privat-
mann. Bei den Teilnehmern der Konferenz
von Hertenstein stoßen seine Ideen auf
Unmut. Man unterstellt ihm, er würde
Kooperation der Integration, ebenso
Westeuropa einem Gesamteuropa vorzie-
hen und wolle Großbritannien als bloße
Schutzmacht einbinden, nicht aber als
einen wirklichen Mitgliedsstaat. 
Auf dem Haager Kongress, dem „größ-
te[n] internationale[n] Kongress in der
Geschichte der europäischen Integration“
(S. 148), treffen im Mai 1948 die ver-
schiedensten europäischen Bewegungen
zusammen. Neu ist hier, dass sich zum
ersten Mal private Organisationen in den
internationalen politischen Prozess einmi-
schen und Einfluss in einem Maße erlan-
gen, wie sie ihn später nicht mehr erlan-
gen sollen. Das Hauptergebnis des Haager
Kongresses, die Schaffung einer europäi-
schen Versammlung, verkörpert die Grün-
dung des Europa-Rates ein Jahr später.
Dessen schnelle Einrichtung ist Ergebnis
günstiger Umstände und politischen Zeit-
geistes.
Auf dem Haager Kongress zeichnet sich
die Beschwerlichkeit des „Weges nach
Europa“ ab. Der Idealismus der Föderalis-
ten wird durch den „tagespolitischen
Realismus der Unionisten verhindert“
(S. 235); ohne diesen Idealismus wäre der
Prozess der „Errichtung des Europäischen
Hauses“ (S. 235) aber vermutlich nie mit
einer solchen Zielstrebigkeit vorangetrie-
ben worden.
Und das Europa von heute? Die Aussage
„Ökonomisch ein Riese, politisch ein
Zwerg“ hält Frank Niess für zu stark. Den-
noch muss man im Hinterkopf behalten,
dass bei der Schaffung Europas der umge-
kehrte Weg gegangen wurde als der, den
die Europäer der ersten Stunde forderten:
man folgte dem Primat der Ökonomie;
nicht dem Primat der Politik.
Nun steht es an, den ökonomischen
Zusammenschluss zu nutzen und aktiv an
der Verwirklichung einer politischen
Union zu arbeiten, dem „institutionellen
Infarkt“ (S. 237) entgegenzuwirken. Frank
Niess bedient sich des Konzeptes von Willy
Brandt: Mehr Demokratie wagen, auch in
der EU. 
Die Zeichen stehen gut: mit der Erklärung
von Laeken, die die EU-Staaten auf ihrem
Gipfel im November 2001 verabschiede-
ten, ist eine Debatte über mehr Bür-
gernähe und weniger Bürokratie in der 
EU eingeleitet. Auf dem Reformpro-
gramm steht die Schaffung einer europäi-
schen Verfassung. Es bleibt abzuwarten,
wie sich die europäische Idee fortent-
wickeln wird.

Nadja Himpler
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Extremismus & Demokratie 
Uwe Backes/ Eckhard Jesse (Hrsg.)
Nomos Verlagsgesellschaft, 
Baden- Baden 2001
502 Seiten

Heutige demokratische Verfassungsstaa-
ten sehen sich im Weltmaßstab immer
noch einer Vielzahl diktatorischer Regime
gegenüber. Aber auch innerhalb „westli-
cher“ Demokratien wirkende extremisti-
sche Kräfte zeigen, dass Prinzipien wie
Menschenrechte, Toleranz und politischer
Pluralismus nicht unangefochten sind.
Auch in der Bundesrepublik Deutschland
(BRD) gab es in der Vergangenheit immer
wieder extremistische Strömungen, die im
Widerspruch zu den Grundprinzipien des
demokratischen Verfassungsstaates stan-
den und eine Veränderung der Gesell-
schaftsordnung anstrebten.
Mit diesem auch heute noch vorherr-
schenden politischen Extremismus in der
BRD beschäftigen sich die verschiedenen
Autoren, hauptsächlich deutsche Poli-
tikwissenschaftler, in dem vorliegenden
Jahrbuch 2001. Dabei bildet der Rechts-
extremismus, die von ihm ausgehende
Bedrohung und die Frage nach seiner Ein-
dämmung, wie auch schon in den Jahren
zuvor, den Themenschwerpunkt. Mehrere

Beiträge knüpfen an die Entwicklungen
des Berichtsjahres 2000 an, in dem die
Debatte hinsichtlich der Gefahren des
Rechtsextremismus wieder verstärkt ins
Zentrum der Öffentlichkeit gelangte, was
sich vor allem im Verbotsantrag gegen die
NPD widerspiegelte.
Hervorzuheben ist dabei die Analyse von
Armin Scherb, der die wichtigsten Positio-
nen der NPD-Verbotsdiskussion nach-
zeichnet und aus der Sicht der „streitba-
ren Demokratie“ beurteilt. Er äußert seine
Skepsis hinsichtlich Zweckmäßigkeit und
demokratische Zuträglichkeit eines mögli-
chen NPD-Verbots und macht im Gegen-
zug einen sinnvollen Reformvorschlag für
eine der jeweiligen Gefahrenlage ange-
messene „flexible response“ auf extremis-
tische Bedrohungen.
In einem biografischen Porträt widmet
sich Eckhard Jesse der Person des ehemali-
gen RAF-Terroristen Horst Mahler, der im
Zuge der Verbotsdiskussion der NPD beige-
treten ist und diese im Verbotsprozess vor
dem Bundesverfassungsgericht vertritt. Als
„ideeller Universalextremist“ wird dabei
sehr ausführlich sein Weg von einem partei-
politisch ungebundenen Linksextremisten
zu einem Linksterroristen und sein Weg
vom Mitglied einer linksextremistischen
(KPD) zum Mitglied einer rechtsextremisti-

schen Partei (NPD) dargestellt. Eine Er-
klärung für diese radikalen ideologischen
Wechsel bleibt dabei eher im Dunkeln.
Mit der sog. „Skinhead-Szene“, von de-
nen eine Vielzahl fremdenfeindlich moti-
vierter Gewalttaten ausgeht, beschäftigt
sich Armin Pfahl-Traughber in seinem 
Dossier. Anhand der Liedtexte der Skin-
band Landser versucht er, die Bestandteile
eines gewaltverherrlichenden Weltbildes
zu beschreiben. Zudem zeigt er, wie un-
terschiedliche Ideologiefragmente zu
einer gewaltanstachelnden Mischung ver-
mengt werden. Dabei wird deutlich, wel-
chen Einfluss Musik besonders auf
Jugendliche für einen Einstieg in die
rechtsradikale Szene haben kann.
Ein Rückblick auf die Landtagswahlen
2000 in Schleswig-Holstein und Nordrhein-
Westfalen, bei denen keine extremistische
Parteiüber die 5-%- Hürde gelangen konn-
te, zeigt, dass die anhaltenden Rechts-
extremismus-Debatten negative Auswir-
kungen auf diverse Formationen des
„nationalen Lagers“ hatten. Betroffen wa-
ren auch jene, die in keinem direkten 
Zusammenhang zur fremdenfeindlich mo-
tivierten Gewalt standen. Zu diesen gehö-
ren die Republikaner, mit deren Geschich-
te und derzeitigen Situation sich Steffen
Kailitz in seinem Dossier beschäftigt.

Die Festschrift zum 50-jährigen Landesjubiläum

Baden-Württemberg –
Vielfalt und Stärke der Regionen
Herausgegeben von der 
Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg
erfreut sich eines hohen und positiven Presseechos, mehr noch einer starken Nach-
frage. Die erste Auflage der Sonderausgabe für die Landeszentrale in Höhe von
10.000 Exemplaren war schnell vergriffen, sodass eine zweite Auflage notwendig
wurde. Sie ist inzwischen lieferbar, broschiert und zur Schutzgebühr von 15 Euro
(zuzüglich Versandkosten). Eine Bestellkarte liegt diesem Heft bei. Darüber hinaus
gibt es eine gebundene Verlagsausgabe im Buchhandel. Wie die Presse urteilt,
zeigt beispielhaft die Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 5. 4. 2002:

(…) Dieses Buch gilt als „offizielle Festschrift“ zur 50-Jahr-Feier des Landes: Ministerpräsident Teufel hat dem Buch im Geleitwort das Kom-
pliment gemacht, selbst einer, der das Land so gut kennt wie er, werde viel Neues und Interessantes entdecken. Und Siegfried Schiele von der
Landeszentrale für politische Bildung befand: „Das ist das schönste Buch, das wir bislang herausgegeben haben.“ Auf jeden Fall ist das Buch
origineller als der Titel. Es beschreibt ausführlich und gut lesbar so reizvolle Landstriche wie die Kurpfalz zwischen Rhein und Tauber, die
badische Ortenau, das württembergische Hohenlohe, Oberschwaben mit seinen prächtigen Barockbauten oder das dynastische Gebilde
Hohenzollern, ein Stück Preußen im Schwabenland. Es beginnt mit der Geburtsstunde, die Baden-Württemberg am 25. April 1952 schlug,
als der frischgewählte Ministerpräsident Maier (FDP) bekanntgab, nunmehr seien die Nachkriegsländer (Süd-)Baden, Württemberg-Baden
und Württemberg-Hohenzollern zu einem neuen Bundesland vereinigt. Den Namen Baden-Württemberg legte sich das Land offiziell erst im
November 1953 zu, als die Landesverfassung in Kraft trat.
Es ist dem Tübinger Politikwissenschaftler Wehling zu verdanken, dass Baden-Württemberg nicht so beschrieben wird, als befinde sich einer
auf der schnellen Durchreise von Mannheim nach Konstanz. Die einzelnen Regionen werden liebevoll und detailgetreu geschildert. Benach-
teiligt wird kein Landstrich, und das ist beim allemal etwas gespannten Verhältnis zwischen den Badenern und den Schwaben auch ratsam.
So findet sich neben der Schwaben-Hymne („Preisend mit viel schönen Reden“) auch das Badner Lied („Das schönste Land in Deutschlands
Gaun“) und sogar das weniger bekannte Hohenzollernlied („Nicht weit von Württemberg und Baden“). Eine gemeinsame Baden-Württem-
berg-Hymne wurde zwar vor Jahren in Auftrag gegeben, sie ist aber nie populär geworden.
Gewürdigt wird auch die Leistung der vielen Flüchtlinge und Heimatvertriebenen, die beim Aufbau des Südweststaates tatkräftig mithalfen.
Dass sie nicht überall mit offenen Armen aufgenommen wurden, wird nicht verschwiegen. Ein Foto zeigt zwei Männer mit einem Transpa-
rent, das die gehässige Inschrift trägt: „Badens schrecklichster Schreck – der neue Flüchtlingstreck!“
Was unterscheidet den lebenslustigen Badener vom pietistisch geprägten Württemberger, was den in der Regel katholischen Oberschwaben
vom hohenlohischen Franken? Wie kommt das Fürstentum Hohenlohe, „einer der schönsten Edelsteine in Württembergs Krone“, zu sei-
nem Namen? Was macht den Reiz dieses Landstrichs zwischen Bad Mergentheim und Schwäbisch Hall aus, wo so viele Fürstensitze spek-
takulär hoch oben auf Bergspornen sitzen und einen Reichtum und eine Machtfülle vortäuschen, die in keinem Verhältnis zu den tatsäch-
lichen Möglichkeiten ihrer Erbauer standen? Auf diese und auf noch viel mehr Fragen gibt dieses Buch erschöpfend Antwort. Geschichte,
Kultur, Wirtschaft, Traditionen und nicht zuletzt die Menschen in den zehn Regionen Baden-Württembergs werden so dargestellt, dass der
Leser außer Nutzen auch Spaß und Unterhaltung hat. Alfred Behr
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✂ ✂bitte hier abtrennen

Während der Begriff des „Rechtsextremis-
mus“ sich in der internationalen Forschung
durchgesetzt hat, ist der des „Extremismus“
höchst umstritten. Zahlreiche Autoren, die
von „Rechtsextremismus“ sprechen, wei-
gern sich, dem des „Linksextremismus“ Be-
rechtigung zuzusprechen oder neigen gar
selbst zu linksextrem motivierter System-
aversion. Mit dieser Fundamentalkritik am
Extremismuskonzept setzen sich die He-
rausgeber Uwe Backes und Eckhard Jesse in
ihrer Analyse auseinander.
Die PDS, mit der sich Jürgen Lang in seinem
Artikel beschäftigt, geht ebenfalls in diese
Richtung. In ihrer Programmdiskussion
fehlt es nach Meinung des Autors zwar nicht
an Ansätzen zu einer systembejahenden
Öffnung, doch seien deren Durchsetzungs-
chancen eher gering. Die Partei sei weit da-
von entfernt, einen Trennungsstrich gegen-
über jenen innerparteilichen Formationen
zu ziehen, die dem als „kapitalistisch“ gel-
tenden System in der BRD offen den Kampf
ansagen. Tatsächlich halten weite Teile der
Parteibasis auch heute noch die DDR im
Vergleich mit der BRD für das bessere 
System. Die „Leistungen“ des DDR-Systems
werden in der Sammelrezension über
„Herrschaftsträger und Beherrschte in der
SBZ/DDR“ von Gerhard Wettig aufgezeigt.
Des Weiteren zeichnet Alexander Gallus in
einem Zeitschriftenporträt die Geschichte

der Hamburger Zeitschrift konkret nach,
durch die das SED- Regime zeitweise ver-
suchte, ihre autokratische Herrschaft
durch ideologische Infiltration und Desin-
formation im westlichen Deutschland zu
festigen.
Nahezu über drei Jahrzehnte hinweg er-
regte die Rote Armee Fraktion (RAF) durch
eine Vielzahl spektakulärer Anschläge öf-
fentliches Entsetzen. In seiner Analysewid-
met sich Alexander Straßner vor allem der
noch wenig erforschten „dritten Genera-
tion“ der RAF, die 1998 überraschend ihre
Auflösung bekanntgab.
Andreas Klump hingegen befasst sich mit
der Scientology Organisation, die auf ganz
andere Art die Gesellschaft zu transfor-
mieren versucht. Dabei prüft er, ob es sich
bei dieser um eine Form des politischen Ex-
tremismus handelt und welche Gefahren
von ihr ausgehen. Er kommt zu dem Er-
gebnis eines extremistischen Charakters
der Vereinigung, die jedoch derzeit keine
Gefahr für den demokratischen Verfas-
sungsstaat darstellt.
Andreas Sobisch wirft schließlich in sei-
nem Länderporträt über die USA einen
Blick über den deutschen Tellerrand hi-
naus. Die älteste repräsentative Demokra-
tie bietet einer bunten Vielfalt extremer
politischer Formationen eine politische
Aktionsbasis, ohne dass von ihnen ei-

ne aktuelle Systemgefährdung ausginge. 
Insgesamt bietet das Jahrbuch einen um-
fassenden Überblick über den derzeitigen
politischen Extremismus in Deutschland
und fördert die wissenschaftliche Behand-
lung dieses Themas, das in der Vergangen-
heit oft vernachlässigt wurde, sehr gut. 
Dabei gelingt es, die politischen Entwick-
lungen des jeweils vergangenen Jahres
ausführlich zu dokumentieren und aufzu-
arbeiten. Extremistische Phänomene wer-
den von allen Seiten und nicht nur im Hin-
blick auf Gefahrenaspekte erforscht. Viele
der wissenschaftlich fundierten Artikel ge-
hen zudem über das engere thematische
Feld hinaus und decken ein breites Spek-
trum von Lehrmeinungen und Sichtweisen
ab. Im Literaturteil des Jahrbuchs, in dem
beinahe 400 Neuerscheinungen verzeich-
net sind, werden die wichtigsten Titel zu
den verschiedenen Formen des politischen
Extremismus in Vergangenheit und Gegen-
wart erfasst und in Haupt- und Kurzbespre-
chungen hinreichend kommentiert. 
Neben dem Anspruch auf wissenschaftli-
che Objektivität und Fundiertheit eignet
sich das Jahrbuch deshalb auch sehr gut als
Nachschlagewerk, Diskussionsforum und
Orientierungshilfe für den praktischen Ge-
brauch und ist daher auch besonders für
Politiker und Pädagogen empfehlenswert.

Andreas Feil


